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1  Einleitung: Strategische Partnerschaft EU-Russland zwischen Normativität und 
Pragmatismus
Eine Partnerschaft  zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föderation 
wurde offiziell mit der Ratifizierung vom Partnerschafts– und Kooperationsabkommen 
(PKA) im Herbst 1997 ins Leben gerufen. In der Tat besteht sie aber deutlich länger: 
Das  PKA wurde  schon 1994 unterschrieben,  wobei  seine  Ausarbeitung  noch  früher 
begann,  nämlich kurz nachdem die  Russische  Föderation  als  ein  Nachfolgestaat  der 
zerfallenen UdSSR im Dezember 1991 auf die weltpolitische Bühne trat. 
Die  Idee,  den  Beziehungen  zwischen  der  Europäischen  Union  und  dem  neu 
entstandenen Staat  an  der  östlichen  europäischen  Grenze  eine  vertragliche  Basis  zu 
geben, erwies sich von Anfang an als ein schwieriges Unternehmen. Die zwei Großen 
auf  dem  europäischen  Kontinent  mussten  erst  eigene  Positionen  in  der  sich 
transformierenden Weltordnung bestimmen, um dann gemeinsame Interessen und Ziele 
zu finden, was aufgrund der stark unterschiedlichen Natur dieser Akteure nicht einfach 
war.  Außerdem  befanden  sich  die  beiden  während  der  ganzen  ersten  Dekade  ihrer 
Partnerschaft in einer komplexen Transformationsphase einerseits beziehungsweise gar 
einem  Formationsstadium  andererseits.  Erwartungen  an  eine  strategisch  definierte 
Partnerschaft  waren  beiderseits  groß,  aber  auch  vage  formuliert.  Die  schwere 
Realisierbarkeit des Projektes wurde bereits bei der Ratifizierung des unterschriebenen 
Abkommens  in  den  europäischen  Parlamenten  sichtbar,  die  drei  Jahre  in  Anspruch 
nahm. Schon damals, als das Dokument den Bezug auf die demokratischen Werte als 
die  obligatorische  Grundlage  der  Beziehungen  festhielt  und  die  Unterstützung 
Russlands  in  seinem  demokratischen  Transformationsprozess  zum Hauptbestand  der 
Partnerschaft  erklärte, stand das in Widerspruch zur Realität,  in der gerade der erste 
Tschetschenien-Krieg mit erheblichen Menschenrechtsverletzungen vom Kreml geführt 
wurde. 
Auf  der  anderen  Seite  bestanden  beträchtliche  Verbindungen  zwischen  den 
europäischen Volkswirtschaften und Russland bereits in den frühen 1990er Jahren, was 
zur Erleichterung und Verrechtlichung der Kooperation in wirtschaftlichen Bereichen 
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anspornte. Die Diskrepanz zwischen den normativen Ansprüchen des Vertrages und der 
von  pragmatischen  Interessen  regierten  Realität  zeichnete  sich  somit  schon  in  der 
Anfangsphase  der  Partnerschaft  ab.  Mit  der  Zeit  ist  diese  Diskrepanz  zu  einem 
deutlichen Problem der EU-Russland-Beziehungen geworden.
Es ist dabei auffällig, dass die Partnerschaft aus pragmatischer Sicht damals wie heute 
ganz  und gar  nicht  schlecht  funktioniert.  Das  Verhältnis  EU-Russland zeichnet  sich 
durch  ein  dichtes  und  stark  institutionalisiertes  Netzwerk  von  Kooperationen  auf 
mehreren Ebenen aus und nimmt die zentrale Stellung im System der transnationalen 
Beziehungen auf  dem Kontinent  an.  Die  Bandbreite  der  gemeinsamen Themen und 
Felder, wo die Zusammenarbeit täglich stattfindet, sowie der gegenseitigen Interessen 
und Abhängigkeiten ist  im Laufe der  letzten zwei Dekaden ständig gewachsen.  Das 
politische  Profil  der  Partnerschaft  hat  sich  währenddessen  qualitativ  gründlich 
verändert. Die Kooperationen und die gemeinsamen Positionen, die noch vor 20 Jahren 
undenkbar wären, wie zum Beispiel im Bereich der Sicherheits- und Militärpolitik, sind 
heute an der Tagesordnung. Im Bereich der Sicherheitspolitik steht Russland mit seinem 
neu gewonnenen Selbstverständnis als eine regionale Großmacht der EU gegenüber, die 
ebenso zu einem bedeutenden regionalen Akteur herangewachsen ist. Beide sind an dem 
Erhalten des Friedens, dem Wohlstandswachstum sowie der nachhaltigen Entwicklung 
des europäischen Kontinents gleichermaßen interessiert.  Die Wirtschaftsbeziehungen, 
der  Handel  sowie  das  Kernelement  der  Partnerschaft,  der  Energieexport,  stehen  im 
Zeichen des zwingenden beidseitigen Interesses und lassen die Interdependenz weiter 
wachsen.  Die  vielfältigen  und  weiterhin  zunehmenden  Kontakte  zwischen  den 
Bevölkerungen, das Interesse an den Kulturen, Sprachen und Lebensstillen beiderseits 
werden durch vielfältige Austauschprogramme, Dialogen und Foren gefördert.  Weder 
die  russischen  noch  die  europäischen  außenpolitischen  Eliten  können  diese 
Entwicklungen ignorieren. Die Aussage, dass Russland zu dem zentralen Bezugspunkt 
der europäischen Außenpolitik geworden ist, stimmt genauso wie die, dass die EU den 
prominenten  Platz  im russischen  außenpolitischen  Konzept  einnimmt.  Die  zentralen 
Voraussetzungen  für  die  nicht  nur  auf  dem  Papier  bestehende  Strategische 
Partnerschaft sind somit zweifellos gegeben. Das strategische Nutzen der intensiven 
Zusammenarbeit wird durch eine prinzipielle zivilisatorische Gemeinschaft der Union 
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und Russland untermauert und zusammen bilden diese Faktoren eine solide Grundlage 
für enge nachbarschaftliche Beziehungen.
Vor  dem  Hintergrund  der  gut  funktionierenden  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Kooperation auf der Ebene von low politics fällt es umso mehr auf, dass der politische 
Dialog  zwischen  den  Partnern  oft  auf  der  obersten  Ebene  stockt.  Die  politische 
Dimension einer strategischen Partnerschaft sieht eine aktive Auseinandersetzung mit 
normativen  Inhalten vor:  Gemeinsame Werte,  Normen und Verhaltensregeln  müssen 
zusammen  ausgearbeitet,  in  den  entsprechenden  Dokumenten  verankert  und  im 
realpolitischen  Geschehen  respektiert  werden.  Die  Normativität  und  der  politische 
Dialog  sind somit  eine wichtige Basis  für  die  strategische Partnerschaft.1 In  diesem 
Bereich  gemeinsame  Positionen  zu  definieren  erwies  sich  jedoch  für  Moskau  und 
Brüssel von Anfang an als problematisch. 
Im  Kontrast  zu  den  erfolgreichen  Wirtschaftsbeziehungen  und  vielfältigen 
gesellschaftlichen Kontakten werden die politischen Beziehungen immer noch oft von 
Misstrauen  und  gegenseitigen  Vorwürfen  belastet.  Neben  den  real  existierenden 
Interessendiskrepanzen  sind  es  die  oft  plakativ  geführten  normativen 
Auseinandersetzungen, die den Dialog zwischen den Regierungen erschweren. Einige 
Analysen der  EU-Russland-Beziehungen weisen auf  einen Zusammenhang zwischen 
der ungelösten Wertedebatte und der Verschlechterung des politischen Klimas zwischen 
den Partnern hin.2 Auf diesen Analysen aufbauend,  formuliere ich die erwähnten zwei 
Dynamiken  als  eine  zusammenhängende  These,  die  sowohl  theoretisch  als  auch 
empirisch-analytisch im Laufe der Arbeit überprüft werden soll: Die Partnerschaft hat in 
der Zeit zwischen 1991 und 2007 einen signifikanten Wandel erlebt und die Frage nach 
der gemeinsamen Normativität hat dabei eine maßgebliche Rolle gespielt. 
Die  beiden  Sachverhalte  miteinander  zu  verbinden  ist  vorerst  kein  Novum  der 
vorliegenden  Dissertation.  Einige  vorige Analysen  haben  verdeutlicht,  dass  der 
ursprünglich  im  PKA  formulierte  normative  Charakter  der  Partnerschaft  den 
1 Vgl. bei Bendiek, Annegret; Kramer, Heinz: Die europäische Politik der interregionalen Beziehungen 
und „strategischen Partnerschaften“, SWP Diskussionspapier 08/2008, S. 7; und Alexandrova, Olga: 
„Strategische Partnerschaft“ aus russischer Sicht, Bericht des BIOst Nr. 24/1997.
2 Siehe z.B.bei:  Barysch, Katinka: Russia, Realism and EU Unity, Centre for European Reform, Policy 
Brief, July 2007; Fischer, Sabine: Die EU und Russland, Konflikte und Potenziale einer schwierigen 
Partnerschaft, SWP Studie, Berlin 2006.
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realpolitischen  Tatsachen  nicht  mehr  entspricht.3 Sehr  kurz  und  vereinfacht 
zusammengefasst wird die kausale Kette wie folgt erklärt: Eine gemeinsame normative 
Grundlage kann in der Partnerschaft gar nicht bestehen, da Moskau und Brüssel ihre 
außenpolitischen  Normen  unterschiedlich  formulieren.  Aus  den  objektiven 
Diskrepanzen entstand nach und nach ein Wertestreit, der - solange er emotional geführt 
wird und dazu noch oft zur Verschleierung anderer Interessen und Ziele missbraucht 
wird  -  die  politischen  Beziehungen  maßgeblich  erschwert.  Damit  normative 
Missverständnisse  die  ökonomische  Zusammenarbeit  nicht  blockieren,  werden  diese 
Themen oft umgegangen und die Partnerschaft wird vorerst auf eine rein pragmatische 
Kooperation  umgestellt.  Kurz  beschrieben  ist  es  die  Quintessenz  des  Wandels  im 
europäisch-russischen politischen Verhältnis,  den  ich  im weiteren Verlauf  der  Arbeit 
auch  als  Verschiebung  der  Akzente  von  Normativität  zu  Pragmatismus  analytisch 
beschreibe. 
„The interdependence has forced both the EU and Russia to start rethinking bilateral 
relations, from the assumption that bilateral relations should be based on EU norms 
and  “shared  values”  to  a  more  pragmatic  intention  to  build  a  constructive 
partnership. This noticeable shift should be essential for a new treaty between Russia 
and EU. Anyway, before the EU reaches a new and ambitious deal with Russia, it 
should  first  have  an  honest  and  forward-looking  debate  about  how to  adjust  its 
Russia policy to changed circumstances. “4 
Rund um diese zwei Begriffe – Normativität und Pragmatismus - wird die vorliegende 
Analyse der EU-Russland-Beziehungen aufgebaut. Der Fokus der Untersuchung liegt 
auf  den  Dynamiken  beiderseits  der  EU-Russland-Grenze,  die  zum  Wandel  in  der 
Partnerschaft  geführt  haben.  Die  Beziehungen,  die  mit  dem  Partnerschafts-  und 
3 Aus Platzgründen sind hier nur einige Studien aus der Fülle der Literatur zum Thema EU-Russland-
Beziehungen aufgezählt, die auf das normative Problem in der Partnerschaft hinweisen: Barysch, 
Katinka: Russia, Realism and EU Unity, Centre for European Reform, Policy Brief, July 2007; 
Fischer, Sabine: Die EU und Russland, Konflikte und Potenziale einer schwierigen Partnerschaft, 
SWP Studie, Berlin 2006; Jünemann, Annette; Knodt, Michele (Hrsg.): Externe Demokratieförderung 
durch die Europäische Union/European External Democracy Promotion, Baden-Baden 2007; 
Michaleva, Galina (Hrsg.): Europa und Russland: Annäherungen und Differenzen, Hamburg 2007; 
Schneider-Deters, Winfrid; Schulze, Peter W.; Timmermann, Heinz (Hrsg.): Die Europäische Union, 
Russland und Eurasien, Die Rückkehr der Geopolitik, Berlin 2008; Tocci, Nathalie (Edt.): Who is a 
Normative Foreign Policy Actor?, The European Union and its global Partners, CEPS 2008.
4  Barysh, Katynka: The EU and Russia: from principle to pragmatism?, CER policy brief, November 
2006.
Vgl. auch: “While the long-term goal should be to have a liberal democratic Russia as a neighbour, a 
more realistic mid-term goal would be to encourage Russia to respect the rule of law, which would 
allow it to become a reliable partner.”  Leonard, Mark; Popescu, Nicu: A Power Audit of EU-Russia 
Relations,  Policy Paper, ECFR, November 2007.
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Kooperationsabkommen als eine wertebasierte Partnerschaft ins Leben gerufen wurden, 
verloren allmählich ihren Bezug auf Werte und können heute vielmehr als pragmatisch 
und interessengeleitet charakterisiert werden. Dieser Prozess lässt sich in der Praxis seit 
Jahren empirisch beobachten und hat auch in den wissenschaftlichen Diskurs rund um 
die  EU-Russland-Beziehungen  seinen  Eintritt  gefunden,  wurde  aber  –  was  eine 
umfangreiche Literaturrecherche im Vorfeld der Dissertation ergeben hat – analytisch 
noch nicht ausreichend nachgewiesen. Zum einen fehlt ein theoretischer Rahmen für die 
allgemeine  Erforschung  der  Normativität  und  des  Pragmatismus  sowie  ihrer 
gegenseitigen Wirkung aufeinander in einer  strategischen Partnerschaft. Zum anderen 
wurde der konkrete Fall der EU-Russland-Partnerschaft in seiner Komplexität und aus 
der Perspektive des Wandels auch noch nicht ausreichend analysiert. Oft sind es nur 
einzelne Dimensionen dieses Prozesses, die untersucht werden, was zum Beispiel einige 
konstruktivistische Studien  über  die  normativen  Unterschiede  im  russischen  und 
europäischen Ideendiskurs machen5, oder auch nur eine Perspektive, entweder russische 
oder  europäische,  aus  der  der  Wandel  betrachtet  wird.  Gerade  darin liegt  der 
grundsätzliche  Unterschied  dieser  Dissertation  zu  den  anderen  Studien:  Der 
Wandelprozess wird  von mir mehrdimensional, komplex und aus beiden Perspektiven 
parallel untersucht.
Die  Untersuchung  wird  auf  zwei  Ebenen  geführt.  Die  erste  wird  in  Form  einer 
Fallstudie  gemacht,  da  geht  es  konkret  um  die  Partnerschaft  EU-Russland  und  die 
Entwicklungen,  die  in  ihrer  zwanzigjährigen  Laufzeit  prägend  und  für  die 
Transformation  wichtig  waren.  Die  empirische  Analyse  der  innerstaatlichen  (und 
innerEUropäischen) Strukturen und Prozesse unter Berücksichtigung von zusätzlichen 
Faktoren  im  Verhältnis  EU-Russland  und  im  internationalen  Umfeld  soll  die 
Schlussfolgerungen über den Wandelprozess in der Partnerschaft ermöglichen. Auf der 
zweiten  Ebene  erfolgt  eine  theoretische  Auseinandersetzung  mit  den  Begriffspaaren 
Interesse und Werte sowie Normativität – Pragmatismus. Das Ziel  in diesem Teil der 
5 Z.B.: Emerson, Michael: From an Awkward Partnership to a Greater Europe, A European Perspective, 
in: Readings in European Security, Vol. 3, edt. by Dana H. Allin; Michael Emerson, Brussels 2007, S. 
1-20; Fischer, Sabine: Die EU und Russland, Konflikte und Potenziale einer schwierigen 
Partnerschaft, SWP Studie, Berlin 2006; Peter, Rolf: Russland im neuen Europa, Nationale Identität 
und außenpolitische Präferenzen (1992-2004), Hamburg 2006; Tocci, Nathalie (Edt.): Who is a 
Normative Foreign Policy Actor? The European Union and its Global Partners, CEPS Brussels 2008; 
Ulbert, Cornelia; Weller, Christoph (Hrsg.): Konstruktivistische Analysen der internationalen Politik, 
Wiesbaden 2005.
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Arbeit  ist  die  Ausarbeitung  einer  theoretischen  Grundlage  für  die  Analyse  des 
Interessen-Werte-Verhältnisses in der Außenpolitik allgemein, die womöglich auch in 
anderen Fallstudien verwendet werden könnte.
Die Ausgangsthese der Arbeit  lautet:  Der empirisch festgestellte Wandel in den EU-
Russland-Beziehungen  kann  auf  der  theoretischen  Ebene  als  eine  (wahrscheinlich 
temporäre) Verschiebung der Akzente von einer normativ begründeten Partnerschaft zu 
einer pragmatischen Zusammenarbeit erfasst werden. Wie und warum das passierte ist 
die zentrale Frage der Studie. Um die beiden „Zustände“ der Beziehungen zu erklären, 
wird die Untersuchung auf der zweiten, theoretischen Ebene durchgeführt.  Interessen 
und Werte als zentrale Kategorien dieser „Zustände“ werden in ihrem Zusammenhang 
und  Gegenwirkung  aufeinander  geprüft  mit  dem  Ziel,  Klarheit  in  die  Kontroverse 
zwischen  normativ  und  pragmatisch zu  bringen.  Verschiedene  Theorien  werden 
miteinander  verglichen  und  auf  dieser  Basis  wird  ein  ausgewogener  theoretischer 
Sachverhalt  ausgearbeitet.  Interessen  und  Werte  werden  als  zwei  unerlässliche, 
miteinander stark verwobene Bestandteile der außenpolitischen Entscheidungsfindung 
gesehen,  und nicht  als  zwei  a  priori  einander  ausschließende  Kategorien.  Auf diese 
Weise wird die  Untersuchung eines  konkreten Einzelfalls  im internationalen System 
durch die Analyse eines der wichtigsten Sachverhalte in der Theorie der internationalen 
Beziehungen ergänzt und dadurch untermauert.
Das übergeordnete Ziel der Dissertation ist:
• empirische Rekonstruktion und analytische Erklärung der Transformation in der 
Partnerschaft EU-Russland zwischen dem normativen und dem pragmatischen 
Polen auf der Basis eines eigens dazu erstellten theoretischen Rahmens
Die konkreten Fragen, die es dafür zu beantworten gilt, sind:
• Lässt sich ein mittelfristiger Wandel in der Partnerschaft EU-Russland empirisch 
feststellen?
• Zu welchem Zeitpunkt hat er stattgefunden?
• Was  haben  die  Veränderungen  in  den  Beziehungen  mit  dem  theoretischen 
Verhältnis zwischen Interessen und Werten in einer  strategischen Partnerschaft 
zu tun?
12
• Welche Voraussetzungen für den Wandel kann man in den internen Prozessen in 
der EU und Russland feststellen?
• Welche Faktoren haben intern und extern zu dem Wandel beigetragen?
• Wie wirkt  sich der Wandel auf die Verhandlungen zu einem neuen Abkommen 
konkret und auf die Entwicklung der Partnerschaft allgemein aus?
• Handelt es sich dabei um eine temporäre Erscheinung oder hat dieser Wandel 
womöglich einen grundlegenden Charakter?
• Kann  man  aus  dem  Fall  EU-Russland  auf  eine  allgemeine  Tendenz  der 
Pragmatisierung in den IB schließen?
1.1 Zentrale Begriffe
Mit  Hilfe  der  im  Folgenden  dargestellten  theoretischen  Implikationen  soll  die 
empirische  Analyse  durchgeführt  werden.  Da  die  Erstellung  eines  theoretischen 
Rahmens ein Teil  dieser Dissertation ist, werden alle wichtigen Begriffe im weiteren 
Verlauf der Arbeit gründlich ausgeführt. An dieser Stelle soll nur das für die folgende 
Untersuchung zentrale Begriffspaar Normativität – Pragmatismus eingehend definiert 
werden.
In  der  Debatte  um  normative  Mächte  ist  der  Ansatz  von  Ian  Manners  zu  einem 
Referenzpunkt geworden.6 In seiner Schrift „Normative Power Europe: A Contradiction 
in Terms?“ schlägt er zwei verschiedene Definitionen des Begriffs  Normativität vor: 
die erste ist nicht neutral und besagt, dass „normative powers strive to do what is good 
and should be done in international politics”7. Die zweite ist „more basic interpretation, 
according  to  which  a  normative  power  has  the  “ability  to  define  what  passes  for 
‘normal’ in  world  politics”8.  Die  erste  Interpretation von Normativität  erscheint  mir 
problematisch, weil sie die Frage aufwirft, was man als „good“ definieren soll und wer 
entscheidet, ob etwas als universal „good“ gilt oder nicht. Die zweite Interpretation ist 
in  diesem Sinne neutral,  weil  sie  auf  keine Universalität  verweist  und nur  mit  dem 
operiert,  was  ein  jeweiliger  Akteur  selbst  als  die  Norm  definiert.  So  kann  diese 
6 Manners, Ian: Normative Power Europe: A Contradiction in Terms?, Journal of Common Market 
Studies, vol. 40,  2/2002, pp. 235-258.
7 Zitiert nach Steinkohl, Jan: Normative Power Rivalry?, EU diplomacy papers, 06/2010, S. 6.
8 Ebd., S. 6.
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Definition auf alle Akteure angewandt werden, auch auf die nicht westlichen, die sich 
auf andere Normen beziehen. Diese zweite Dimension des Begriffes verwende ich als 
Ausgangsdefinition für die vorliegende Arbeit.
Des Weiteren wird unter der  Normativität in Anlehnung an Tocci9 der Bezug auf die 
Werte und Normen verstanden, die ein Akteur als „seine“ akzeptiert und denen er eine 
universale  Geltung  zuspricht.  Eine  normative  Außenpolitik  ist  demzufolge  eine 
Außenpolitik, die in ihren Zielen, Instrumenten und Ergebnissen normativ ist, das heißt 
werte- und normengeleitet.10 Nathalie Tocci weist in ihrer Studie außerdem darauf hin, 
dass, wenn man mit dieser Definition von Normativität arbeitet, eigentlich jeder global 
operierende Akteur als normativ bezeichnet werden kann. Werte,  Normen und Ideen 
sind  ein  konstitutiver  Teil  jedes  politischen  Konzepts  und  in  konstruktivistischer 
Tradition  operieren  auch Staaten,  nicht  nur  individuelle  staatliche  Akteure,  mit  den 
ideellen Instrumenten wie den Selbst- und Fremdbildern, den moralischen Bewertungen 
von  Gut  und  Böse,  den  Vorstellungen  von  Richtig  und  Falsch.  Auf  dieser  These 
aufbauend, vertrete ich in meiner Arbeit die Meinung, dass die Normativität genauso 
wie die pragmatischen Interessen ein konstitutiver Teil einer Außenpolitik jedes großen 
Akteurs ist,  mit  einer Anmerkung jedoch, dass nicht alle Staaten und nichtstaatliche 
Akteure  gleichermaßen  ein  starkes  normatives  Selbstverständnis  haben und auch in 
ihren außenpolitischen Handlungen sind die Unterschiede zwischen den überwiegend 
normativen Intentionen und Mitteln und den nichtnormativen oft sehr groß. In Worten 
von Alexander Wendt ausgedrückt:  „normative power is what state  make of it“11. Alle 
Akteure sind demnach sowohl zu den normativen als auch zu den interessengeleiteten 
Handlungen in ihrer Außenpolitik fähig.  Für die Analyse der Beziehungen zwischen 
zwei  global  handelnden  Akteuren  ist  es  deswegen  besonders  interessant  darauf  zu 
achten,  wann und warum die  Akteure  normativ  handeln  und auf  welche  Weise  die 
jeweilige Normativität ihre Beziehungen zueinander beeinflusst.
Der Begriff Pragmatismus bereitet mehr Schwierigkeiten. Vor allem dadurch, dass das 
Wort  in  seinen  zwei  Bedeutungen  oft  verwechselt  wird  und  auch  in  der 
politikwissenschaftlichen  Literatur  mal  als  Begriff  der  sozialwissenschaftlichen 
9 Tocci, Nathalie (Editor): Who is a Normative Foreign Policy Actor?, CEPS Brussels 2008.
10 Vgl.: „A normative foreign policy is rigorously defined as one that is normative according to the goals 
set, the means employed and the results obtained.“ Ebd., S. 30.
11 Zitiert nach Steinkohl, Jan: Normative Power Rivalry?, EU diplomacy papers, 06/2010, S. 6.
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Methodologie, mal in seiner „profanen“ Bedeutung als „praxisorientiert“,  „sachlich“, 
„entideologisiert“,  „ohne  wertende  Einstellungen“  verwendet  wird.  In  seiner  ersten 
Eigenschaft bezieht sich der Begriff Pragmatismus explizit auf die Methoden der IB-
Forschung und bedeutet - abgeleitet von der Theorie des menschlichen Denkens und 
Handelns  in  der  Philosophie  -  eine  gegenstandsbezogene,  situationsbedingte 
Methodenwahl bei der Politikanalyse, bei der man auch mehrere und widersprüchliche 
Ansätze  miteinander  kombinieren  kann,  wenn  es  hilft,  eine  konkrete  Situation  zu 
ergründen.12 In  seinem  alltäglichen,  allgemeinsprachlichen  Gebrauch  ist  der 
Pragmatismus  die Gegenüberstellung  zur  Ideologie  und  einer  realitätsfernen 
Theoretisierung; eine praxisorientierte Herangehensweise an Probleme und Situationen, 
die ohne große Hintergrundtheorien nach konkreten Lösungen sucht. 
In Bezug auf die Partnerschaft zwischen zwei Akteuren wird der Begriff Pragmatismus 
hier  logischerweise  nicht  als  Methodenbezeichnung  verwendet,  sondern  als 
Charakteristikum  eines  Akteurs,  bei  dem  der  Primat  der  Praxis  gilt,  also die 
Verankerung  des  Denkens  und  des  Handelns  in  konkreten  Situationen,  fern  von 
Ideologien und Normativitäten.13 Eine pragmatische Außenpolitik beruht im Gegenteil 
zu einer normativen nicht primär auf Ideen und Normen, sondern auf den konkreten, 
sachlich  durchdachten,  beste  Ergebnisse  versprechenden  Lösungen  und  praktischen 
Interessen. 
Es ist dabei wichtig, zwischen der pragmatischen und der realistischen Außenpolitik zu 
unterscheiden. Aus der Sicht von Realismus und Neorealismus agieren die Staaten stets 
rational  und  im  eigenen  „egoistischen“  Interesse,  wobei  die  Sicherung  der  eigenen 
Existenz und der Machtzuwachs den Kern dieses Interesses bilden. Der pragmatische 
Ansatz ist insofern rational, als er auch auf dem Abwägen zwischen den Zielen und den 
dazu erforderlichen Ressourcen basiert. Der Pragmatismus muss jedoch nicht unbedingt 
die „egoistischen“ Interessen eines Akteurs im Auge haben, entscheidend für ihn sind 
nicht bestimmte Interessen oder Werte, sondern konkrete Gegebenheiten jeder einzelnen 
Situation, für die eine optimale Lösung gefunden werden soll.  Insofern unterscheidet 
sich  der  pragmatische  Ansatz  gleichermaßen  von  der  normativen  wie  von  der 
12 Vgl. bei Hellman, Gunther: Pragmatismus, in: Masala, Carlo; Sauer, Frank; Wilhelm, Andreas (Hrsg.): 
Handbuch der Internationalen Politik, Wiesbaden 2010.
13 Vgl.: „Ausgangspunkt allen pragmatischen Denkens ist der Primat der Praxis, die Verankerung allen 
menschlichen Handelns in konkreten Situationen.“, Ebd., S. 265.
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(neo)realistischen  Außenpolitik:  Er  setzt  keine  Grundsätzlichkeit  und  keine 
Entscheidungsgrundlagen  voraus,  die  diese  oder  jene  Methoden/Mittel  aus 
ideologischen oder ethischen Gründen von vornherein ausschließen oder bevorzugen. Je 
nach Fall  kann die  pragmatische  Politik  sich auf bestimmte Werte  oder  auf Kosten-
Nutzen-Balance  berufen,  je  nachdem,  welches  Mittel  effizienter  zum  gewünschten 
Ergebnis  führt.  Demzufolge  muss  der  pragmatische  Ansatz  den  Werte-  und 
Normenbezug nicht  zwangsmäßig  vermeiden.  Die Berufung auf  Werte  und Normen 
wird aber im Unterschied zu ihrer Rolle in der normativen Politik zum Mittel, nicht zum 
Selbstzweck der politischen Handlung. Der Pragmatismus ist in dieser Bedeutung nicht 
ein  Gegensatz  von der  Normativität,  wie es die  Realpolitik  ist,  sondern eine andere 
Form  von  Politik,  die  sowohl  realpolitische  als auch  normative  Instrumente  als 
geeignete Mittel betrachtet, ohne über diese zu urteilen, und sich beider bedienen kann, 
je nach Situation und Intention. 
Beide  Begriffe  werden im Laufe der  Arbeit  noch spezifiziert  und weiter  ausgeführt. 
Explizit  im  dritten  Kapitel  wird  eine  ausführliche  Auseinandersetzung  mit  dem 
Verhältnis zwischen dem Pragmatismus und der Normativität sowie den dazugehörigen 
Begriffen  wie Interessen und Werte  folgen.  Einführend  soll  hier darauf  hingewiesen 
werden,  dass  eine  klare  Trennung  zwischen  diesen  zwei  Kategorien  des 
außenpolitischen Verhaltens sehr schwierig ist, sobald man aus der Theorie zur Praxis 
wechselt.  Genauso  wie  die  Unterscheidung  zwischen  solchen  reinen  Formen  der 
Außenpolitik  wie  nur  normativ  oder  nur  interessenbezogen  in  der  Praxis  selten  zu 
treffen ist, da auch Interessen und Werte miteinander stark verwoben sind, handelt es 
sich  auch  in  diesem  Fall  –  dem  Unterschied  zwischen  der  Normativität  und  dem 
Pragmatismus – um ein theoretisches Konstrukt. Es eignet sich jedoch sehr gut, um die 
wesentlichen Züge, den Charakter der Akteure sowie  deren  Interaktionen zu erfassen 
und so eventuell den Wandelprozess zu erklären. Wenn man bei der Verwendung der 
Begriffe Normativität und Pragmatismus in Bezug auf die internationalen Beziehungen 
im Hinterkopf  behält,  dass  es  dabei  stets  um eine  primär normative  oder  primär 
pragmatische Politik  geht,  ist  dieses  Konstrukt  methodologisch  unbedenklich.  In 
diesem  Sinne  werden  hier  die  beiden  Begriffe  pragmatisch  benutzt,  das  heißt  auf 
konkrete Situationen bezogen, stets mit dem Ziel vor Augen, den Wandel in der EU-
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Russland-Partnerschaft zu erklären.14
1.2 Die Gliederung der Arbeit
Das  politikwissenschaftliche  Interesse  dieser  Dissertation  richtet  sich  auf  den 
Wandelprozess  in  der  Partnerschaft  EU-Russland.  Dieser  Wandel  soll  nicht  nur 
deskriptiv  in  seiner  ganzen  Komplexität  und  aus  den  Perspektiven  beider  Akteure 
erfasst werden, sondern auch möglichst ausführlich erklärt. Dazu wird schon im Vorfeld 
der Analyse eine These formuliert, demnach der empirisch beobachtete Wandel im EU-
Russland-Verhältnis sich theoretisch am besten aus dem Vergleich zweier Kategorien 
erklären  lässt  –  Interessen  und  Werte.  Mit  Rückgriff  auf  (neo)realistische  und 
konstruktivistische  theoretische  Ansätze  wird  in  dieser  Arbeit  ein  Bezugsrahmen 
erstellt,  in  dem  die  Interessen  und  die  Werte  beider  Akteure  als  zwei  wesentliche 
konstitutive Teile ihrer Außenpolitik und somit ihrer Partnerschaft sich in einem stets 
balancierenden  Verhältnis  befinden.  Obwohl  die  einen  ohne  die  anderen,  wie  oben 
angesprochen,  in  den  Realien  der  Außenpolitik  praktisch  nie  vorkommen  und  sich 
voneinander  schwer  trennen  lassen,  stehen  sie  meistens  in  einem  kontroversen 
Verhältnis  zueinander.  Demzufolge  bilden  eine  überwiegend  auf  Werten  basierte 
Partnerschaft und eine in erster Linie von Interessen geleitete Partnerschaft zwei Pole, 
zwischen  denen  sich  die  Beziehungen  beider  Akteure  im  Laufe  der  Zeit  bewegen. 
Abgesehen von kurzen Konjunkturschwankungen ist die Position der Partnerschaft auf 
der Skala zwischen normativ und pragmatisch relativ stabil und die Bewegung in eine 
oder  andere Richtung setzt  ziemlich langsam an und hängt  von vielen Faktoren ab. 
Darauf wird die zentrale theoretische These dieser Arbeit gebaut: Wenn sich der Fokus 
der Beziehungen zwischen zwei  Akteuren auf der Interessen-Werte-Skala  signifikant 
verschiebt,  ändert  sich  die  Partnerschaft  dermaßen,  dass  man  von  einem  Wandel 
sprechen kann. 
14 Vgl.: “It follows that the main contention of this Special Issue is that the theoretical debate between 
realism and normativity has become quite sterile as it is ultimately unsolvable because all policies can 
be interpreted as being fundamentally rationalistic and self-interested or normative, or a combination 
of both. In addition, all this ultimately depends on the values one espouses and it therefore often 
becomes a purely normative judgment. Therefore, it becomes more interesting and more useful to 
examine the ‘practice’ of the policies of the EU in order to understand which mechanisms, values, and 
interests prevail; at what time; and which EU sub-actors are involved in pursuing such policies. In this 
context, the target country becomes crucial.” Cavatorta, Francesco, Pace, Michelle: The Post-
normative Turn in European Union (EU)-Middle East and North Africa (MENA) Relations: An 
Introduction, in: European Foreign Affairs Review, 15/2010, unter: 
http://www.birmingham.ac.uk/Documents/college-social-sciences/government-society/polsis/news-
events/european-foreign-affairs-review-intoduction.pdf
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Die  Arbeit  wird  auf  drei  Kernelementen  aufgebaut  –  eine  theoretische 
Auseinandersetzung mit den wichtigsten Begriffen, eine vergleichende Untersuchung 
der europäischen und der russischen Außenpolitik  anhand der Dokumente sowie eine 
empirische Analyse des Wandels in der Partnerschaft. Nachdem in dieser Einführung 
die zentralen Begriffe, Inhalte, Methoden und Ziele der Arbeit erörtert werden, wird die 
Partnerschaft im zweiten Kapitel in ihrer Entwicklung chronologisch beschrieben. Der 
Untersuchungszeitraum  der  Studie  erstreckt  sich  von  1991  bis  2010.  Obwohl  die 
Partnerschaft  wurde  erst  drei  Jahre  später  offiziell  ins  Leben  gerufen  und  es  noch 
weitere  drei  Jahre  gedauert  hat,  bis  sie  nach  einem  langen  Ratifikationsprozess 
schließlich in Kraft trat,  erscheint es mir plausibel, das Jahr 1991 als Startpunkt der 
Untersuchung  zu  setzen.  Es  war  das  Jahr,  in  dem  die  UdSSR  sich  aufgelöst  hat, 
Russland als ihr Nachfolger auf die Weltbühne trat und die EU ihre heutige Gestalt nach 
der  Ratifikation  des  Maastrichter  Vertrags  annahm  -  somit  ist  dieses  Jahr 
ausschlaggebend für  beide  Akteure in  ihrer heutigen Form. Der  Schlussstrich dieser 
Untersuchung  wird  bei  dem  Jahr  2010  gezogen15 und  die  Ereignisse,  die  danach 
stattfinden,  werden  bei  der  Analyse  nicht  berücksichtigt.  Die  wichtigsten 
Entwicklungsetappen sowohl im innereuropäischen Integrationsprozess als auch in im 
russischen Transformationsprozess sowie bedeutende Ereignisse im Umfeld von beiden 
werden zusammengetragen und auf dieser Grundlage wird die Frage beantwortet, ob die 
Partnerschaft in dieser Zeit tatsächlich eine maßgebliche Transformation erlebt hat. 
Um  solche  Schlussfolgerung  zu  ermöglichen,  werden  sodann  im  nächsten  Kapitel 
folgende Fragen gestellt:
• Welche maßgebenden Prozesse haben sowohl in den Beziehungen zwischen der 
Union  und Russland als  auch im globalen  politischen System in  dieser  Zeit 
stattgefunden? 
• Auf welcher Etappe der Partnerschaft hat sich der Wandel vollzogen? 
• Wie  belegen  die  Dokumente,  die  im  Laufe  der  Partnerschaft  verabschiedet 
wurden, diesen Wandel?
Die  Transformation  soll  im  nächsten  Schritt  nun  erklärt  werden.  Dazu  wird  ein 
theoretischer Rahmen benötigt. Das dritte Kapitel wird mit der Auseinandersetzung zu 
15 Das Jahr, in dem die vorliegende Dissertation angefangen wurde.
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der  Frage  eröffnet,  welche  Rolle  die  Interessen  und  die  Werte  in  der  Außenpolitik 
allgemein spielen und in welchem Verhältnis  sie zueinander  stehen. Als theoretische 
Grundlage werden hierzu sowohl neorealistische als auch konstruktivistische Ansätze 
mit  ihren  Erklärungsmustern  einbezogen.  Der  viel  älteren  realistischen  Tradition 
folgend werden zuerst die Interessen beider Partner miteinander verglichen und in zwei 
Gruppen  sortiert  –  die  Räume  der  gemeinsamen  Interessen  und  die  Räume  der 
Interessendiskrepanzen.  Aus  der  Perspektive  der  Normativität  folgt  danach  die 
vergleichende  Untersuchung der  Ideen,  Werte und Normen,  welche die  Europäische 
Union und Russland jeweils zum Leitmotiv ihres auswärtigen Handelns erklären. Dieser 
Teil der Arbeit beantwortet die Frage nach dem Verhältnis zwischen Normativität und 
Pragmatismus in der Partnerschaft  und darüber,  welche Konfliktpotenziale beide mit 
sich bringen.
Im nächsten Schritt wird der Fokus der Studie wieder auf den Entwicklungsprozess der 
Partnerschaft gesetzt, indem nun die europäische und die russische Außenpolitik jeweils 
einzeln  unter  der  Prämisse  des  Normativität-Pragmatismus-Dilemmas  analysiert 
werden.  Der  Wandel  soll  in  dieser  Arbeit  aus  beiden  Perspektiven  gezeigt  werden. 
Hierzu konzentriere ich mich im vierten und im fünften Kapitel auf die innerstaatliche 
beziehungsweise die supranationale europäische Ebene und suche nach den Faktoren, 
die  eine  Pragmatisierung  der  Partnerschaft  begünstigt  haben.  Auf  dieser  Analyse 
stützend  werden  dann  im  Kapitel  6  die  Faktoren  und  Gründe  des  Wandels 
zusammengetragen. Auch die globale Dimension der weltpolitischen Entwicklungen als 
Rahmen für den Wandel wird nun berücksichtigt. Diese Vorgehensmethode verspricht 
eine  objektive  und  in  ihren  kausalen  Zusammenhängen  schlüssige  Darstellung  des 
Wandels in der EU-Russland-Partnerschaft. Im vorletzten Kapitel wird der Schwerpunkt 
von den Gründen auf die Konsequenzen dieses Prozesses verschoben. Es wird die Frage 
gestellt,  was  der  Wandel  für  die  nächste  Zukunft  der  EU-Russland-Beziehungen 
bedeuten kann und welche Konsequenzen er vor allem für das noch zu verhandelnde 
neue Abkommen hat. Abschließend und zusammenfassend werde ich im letzten Kapitel 
versuchen,  den  Strukturwandel  im Verhältnis  EU-Russland aus  der  allgemeinen  IB-
Perspektive  zu  betrachten  und  ähnliche  Prozesse  im  System  der  internationalen 
Beziehungen nach 1991 zu finden. Wenn der Wandel von einer normativen zu einer 
primär  pragmatischen  Partnerschaft  kein  Einzelfall  ist,  sondern  auf  eine  allgemeine 
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Tendenz  in  den  IB  deutet,  erschließt  dies  eine  ganz  neue  Perspektive  für  weitere 
Forschungen in diesem Feld. Der vorliegenden Arbeit würde es sicherlich eine größere 
Relevanz und einen besonderen wissenschaftlichen Mehrwert geben.
1.3  Quellen der Untersuchung
Im Unterschied zu den meisten Arbeiten in diesem Feld nimmt meine Studie weder die 
europäische noch die russische Perspektive als Ausgangspunkt ein. Vielmehr wird hier 
ein  ehrgeiziges  Ziel  verfolgt,  die  Beziehungen  möglichst  komplex  und  mit 
Berücksichtigung beider Positionen zu analysieren. Der Einbezug sowohl europäischer 
als  auch  russischer  Quellen,  Dokumenten  und  der  Sekundärliteratur  ist  in  diesem 
Zusammenhang von großer Bedeutung. Die vorliegende Forschungsarbeit greift neben 
der einschlägigen Sekundärliteratur auf die offiziellen Dokumente, wie das PKA, die 
mittelfristigen Strategiepapiere, die Wegekarte zu den vier Gemeinsamen Europäischen 
Räumen, die EU-Verträge, Positionspapiere, Standpunkte und weitere außenpolitische 
Dokumente  zurück.  An  geeigneter  Stelle  werden  offizielle  Erklärungen,  öffentliche 
Reden,  Protokolle,  Presseerklärungen,  interne  Arbeitspapiere  und  Berichte  aus  der 
Tagespresse herangezogen. 
Ein primäres Kriterium für die Auswahl der Literatur war ihre Autorenschaft. Wie schon 
oben  erklärt,  ist  es  das  Ziel  dieser  Arbeit,  die  komplexe  Sicht  des  Problems  zu 
gewährleisten,  was  nur  unter  Berücksichtigung  sowohl  der  russischen  als  auch  der 
europäischen Literaturquellen möglich ist.  In der deutschsprachigen Literatur sind es 
vor allem die Berichte der Stiftung Wissenschaft und Politik, des Bundesinstituts für 
ostwissenschaftliche und internationale Studien, der Abteilung Russland der Friedrich-
Ebert-Stiftung, der DGAP, des Deutsch-Russischen Forums, des Internationalen Büros 
der  Körber-Stiftung  und  viele  mehr.  Publikationen  anderer  europäischer 
Forschungsinstitute in Brüssel, Berlin, Bonn, London oder Helsinki, wie CER, CEPS, 
CREEPS,  CAP,  wurden  ebenso  in  die  Recherche  eingebunden.  Unter 
russischsprachigen  Quellen  sollen  vor  allem  die  Studien  des  Europa-Instituts  der 
Russischen Akademie der Wissenschaft, der Stiftungen “Russia within United Europe“, 
„Unity for Russia“ und „Russkij Mir“, die wissenschaftlichen Artikel aus der Zeitschrift 
Russia  in  Global  Affairs  und  Publikationen  des  Instituts  für  Strategische  Studien 
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genannt  werden.  Der  Zugang  zu  diesen  Quellen wurde  durch  einen  dreimonatigen 
Forschungsaufenthalt und Recherchearbeit in der Moskauer Staatsbibliothek möglich. 
Eine wichtige Ressource ist außerdem das Internet gewesen,  denn viele Publikationen 
sind nun auf den Web-Seiten der Forschungszentren und -instituten frei zugänglich.
1.4 Theorien und Methoden
Die Fragen nach den Ursachen und den Faktoren des Wandels in der Partnerschaft EU-
Russland stehen im Mittelpunkt  dieser Untersuchung. Da ich in der neorealistischen 
Tradition davon ausgehe, dass Staaten und supranationale Organisationen weiterhin die 
zentralen Akteure in den IB sind und eine Partnerschaft primär von den Akteuren selbst 
gestaltet  wird,  ist  eine  gründliche  Auseinandersetzung  mit  der  europäischen 
Russlandpolitik und der russischen EU-Politik für diese Arbeit zentral. Dafür werden 
beide in zwei separaten Schritten analysiert. Eine Verknüpfung der rationalistischen und 
der konstruktivistischen Ansätzen bildet dafür einen theoretischen und konzeptuellen 
Analyserahmen. 
Ganz  im  Sinne  des  oben  beschriebenen  methodologischen  Pragmatismus  wird  die 
Analyse praxisbezogen und ergebnisorientiert gestaltet. Eine allzu strenge Orientierung 
an bestimmte Methoden wäre hier,  wo zwei sehr unterschiedliche Akteure in Bezug 
aufeinander möglichst komplex beschrieben und erklärt werden sollen, eher schädlich. 
Meiner  Ansicht  nach  ist  der  Theoriepluralismus  der  Komplexität  der  Beziehungen 
zwischen  der  EU  und  Russland  gerechter  als  nur  eine  einzige  Theorie,  die  eine 
begrenzte Sicht auf das Phänomen gewähren würde. Der Konstruktivismus bietet sich 
als  erstes  für  meine  Analyse  an,  zumal  die  Europäische  Union  sich  selbst  als  ein 
normativer Akteur bezeichnet und sich in den meisten Fällen auch so verhält. Auch im 
Falle  Russlands  sind  Identitätsbilder  und  normative  Traditionen  eine  unverzichtbare 
Größe für die Erklärung seiner Außenpolitik. Als aufstrebende global  players handeln 
jedoch beide Akteure meistens macht- und interessenorientiert und betreiben somit – 
zumindest zeitweise – eine traditionelle Realpolitik. Das erklärt, warum beide Ansätze 
bei der folgenden Untersuchung Anwendung finden und nur in Verbindung miteinander 
die  Partnerschaft  erklären  können.  Während  die  konstruktivistischen  Theorien  oft 
vernachlässigen, dass politische Akteure meistens pragmatisch und strategisch handeln, 
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fehlt den rationalistischen Ansätzen die Berücksichtigung des durch kollektive Ideen, 
Traditionen und Normen geschaffenen Gemeinschaftskontextes, der über die Akzeptanz 
des politischen Handelns bestimmt. 
Ausgehend  von  dieser  Überlegung  stütze  ich  mich  bei  meiner  Analyse  auf  den 
gemischten Ansatz und berücksichtige die Wirkung sowohl des institutionellen als auch 
des  sozialen  und  schließlich  des  globalen  Kontextes  auf  die  Entwicklung  der 
Partnerschaft.  Meine Ausführungen  zur  Theorie  folgen  in  dieser  Arbeit  jedoch  der 
Maxime: So viel wie nötig und so kurz wie möglich. Das theoretische Material, das im 
Fachbereich Internationale Politik seit Erklärung dieser zur wissenschaftlichen Disziplin 
im Mai 191916 erarbeitet wurde, ist sehr umfangreich und soll hier nicht zu viel Platz 
nehmen,  denn  das  primäre  Ziel  meiner  Dissertation  ist weiterhin  eine  praxisnahe 
Fallanalyse.
16 S. bei Filzmaier, Peter; Gewessler, Leonore; Höll, Otmar; Mangott, Gerhard: Internationale Politik, 
Wien 2006, S. 41f.
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2  Die Entwicklung der EU – Russland-Beziehungen 1991 - 2010
Wenn man den aktuellen Stand der EU-Russland-Beziehungen nur anhand dessen zu 
beurteilen versucht, was in der Presse und anderen Medien berichtet wird, könnte man 
schnell  den  Eindruck  bekommen,  dass  es  in  der  Partnerschaft  nicht  viel  passiert. 
Abgesehen von den halbjährlichen Gipfeltreffen – die zum größten Teil auch nur kurz 
und formell beleuchtet werden – gelangt nicht viel Information über den Verlauf der 
Partnerschaft  an  die  Öffentlichkeit.  Anders  als  noch  vor  einigen  Jahren  werden 
Konflikte  und  Kritikpunkte  wenig  öffentlich  ausgetragen,  andererseits  können  auch 
keine  real  zu  messende  Erfolge  bei  der  Ausarbeitung  eines  Nachfolgeabkommens 
genannt werden. Die Partnerschaft scheint im Moment vor sich hin zu leben.
Vor diesem Hintergrund ist es leicht zu vergessen, dass sowohl beide Partner als auch 
die  Partnerschaft  selbst  in  den  letzten  zwei  Dekaden  viele  transformative 
Entwicklungen durchlebt haben. Der Startpunkt der Beziehungen im Dezember 1991 
war durch eine allgemeine Euphorie in der westlichen Welt gekennzeichnet. Nach der 
Auflösung  der  Sowjetunion  schien  der  Wiedervereinigung  Europas  nichts  mehr  im 
Wege zu stehen. Man sprach von der vierten Welle der Demokratisierung, die nun die 
ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten erreichen sollte. In Bezug auf Russland schien die 
Erwartung  berechtigt,  dass  der  junge  demokratisch  regierte  Staat  sich  nach  dem 
europäischen  Vorbild  zu  einer  liberalen  Demokratie  und  funktionierenden 
Marktwirtschaft im nächsten Jahrzehnt entwickeln würde. 
In Russland seinerseits waren es die Jahre des bedingungslosen Strebens nach Westen. 
Der Zielpunkt dieser Annäherung wurde damals jedoch auf beiden Seiten nicht genau 
definiert. Mit der Unterzeichnung vom Partnerschafts- und Kooperationsabkommen im 
Jahr 1994 bekamen die Beziehungen das Etikett  Strategische Partnerschaft,  was nicht 
nur  langfristige  Ziele  und  gemeinsame  Strategien  voraussetzt,  sondern  auch  eine 
allgemeine normative Basis erfordert. Zwanzig Jahre und einige politische Krisen später 
ist die Rede vielmehr von pragmatischen, ideologiefreien Beziehungen, bei denen eine 
normative Debatte eher als Störfaktor gesehen wird.
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In diesem Kapitel wird die historische Entwicklung der Partnerschaft beschrieben, die 
als Grundlage für weitere Auseinandersetzung mit der Forschungsfrage wichtig ist. Im 
Besonderen soll hier die Frage beantwortet werden, welche Prozesse auf beiden Seiten 
die Partnerschaft in ihrer 20jährigen Laufzeit transformiert haben und welche globalen 
Entwicklungen  zum  Wandel  beigetragen  haben.  Dafür  wird  die  Entwicklung  der 
europäisch-russischen  Beziehungen  seit  der  Auflösung  der  UdSSR  im  Jahr  1991 
holzschnittartig  skizziert.  Dabei  konzentriere  ich  mich  auf  das  Wesentliche:  die 
richtunggebenden  Ereignisse,  die besonderen  Wendepunkte,  Konflikte  und  die 
wichtigsten Dokumente, die diese Entwicklungsstationen markieren. Die zentralen Ziele 
dieses Kapitels sind es, den historischen Hintergrund und  den Zusammenhang für die 
zentrale Forschungsfrage zu erarbeiten, den Wandel in seiner Entwicklung zu zeigen 
und schließlich ihn auch zeitlich zu „lokalisieren“.
2.1  Drei Entwicklungsphasen der Partnerschaft
In  der  russischen  EU-Forschung  werden  üblich  drei  Perioden  der  Entwicklung  des 
Verhältnisses zu der Union nach 1991 unterschieden:17 
• 1991-1999  -  „Ära  des  Optimismus“:  Pläne  und  Erwartungen  einer 
weitgehenden  bis  vollständigen  institutionellen  Integration  Russlands  in  den 
gemeinsamen  europäischen  Wirtschaftsraum  (bis  einschließlich  des  EU-
Beitritts);
• 1999-2003 - „Kurskorrektur“:  Verfestigung des mehrvektoralen Ansatzes der 
Außenpolitik in Russland; die EU wird nun als ein Partner unter vielen gesehen; 
der Wertekonflikt schwillt an;
• Seit 2004 – Pragmatisierung der Beziehungen: die wachsende wirtschaftliche 
und energetische Interdependenz überwiegt den Wertekonflikt; die Partnerschaft 
wird von den gemeinsamen Interessen dominiert; die Wertediskrepanz verliert 
ihre Bedeutung.
 
17  S. z.B. bei Timofej Bordachev: Novij strategitscheskij sojuz, Rossija i Evropa pered vizovami XXI 
veka: vozmozhnosti „bolshoj sdelki“, Moskau 2009.
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Mit dieser im russischen EU-Diskurs oft verwendeten Periodisierung der EU-Russland-
Beziehungen korrespondiert teilweise die vor allem in der deutschen Forschung gängige 
Aufteilung der russischen Außenpolitik in drei Formationsphasen.18 In der Entwicklung 
der außenpolitischen Strategie in Russland unterscheidet man drei Phasen:
• die formative Phase, die von der bedingungslosen Westorientierung geprägt war 
– 1991 bis 1996;
• die  Phase,  in  der  die  Konturen  einer  ausbalancierten  und  geopolitisch 
diversifizierten „Realpolitik“ entstanden – 1996 bis 1999;
• Russlands Rückkehr auf die Weltbühne als aktiver Gestalter der internationalen 
Politik; ein pragmatischer, „triangulär“ ausgerichteter Ansatz der Außenpolitik – 
seit 2000 (die Ära Putin).
„Für  die  beiden  ersten  Phasen  wie  für  die  gesamte  Ära  von  Boris  Jelzin  gelten  die 
spezifischen Besonderheiten der russischen Übergangsperiode, nämlich schwache staatliche 
Institutionen,  fehlende  Ressourcen  und  die  Zusammenballung  von  Macht  und  von 
autoritären  Entscheidungskompetenzen  auf  kleine  Machtzirkel  sowie  das  Fehlen  von 
gesellschaftspolitischen Korrektiven, wie Parteien,  Verbänden und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen. [..] Mit Beginn der wirtschaftlichen Erholung und der Stärkung staatlicher 
Autorität  zu  Beginn  der  ersten  Amtszeit  von  Präsident  Wladimir  Putin  zeigten  sich 
Tendenzen  einer  Rückkehr  zu  einer  berechenbaren,  pragmatischen,  nationale  Interessen 
folgenden  Politik,  die  sich  koalitionsfähig  zeigte  und  eine  gestaltende  Rolle  in  der 
internationalen Politik anstrebte.  Diese Politik war und ist  konsensgetragen und verfügt 
auch in der Gesellschaft bis heute über eine robuste Legitimationsbasis.“19
Aus  dem  Vergleich  beider  Periodisierungen  –  wobei  die  beiden  offensichtlich  ein 
gemeinsames  begrenzendes  Merkmal  nachweisen,  und  zwar  die  Fokussierung  auf 
Russland – wird es ersichtlich,  dass die  Entwicklung der EU-Russland-Partnerschaft 
sehr stark von den inneren transformativen Prozessen abhängt. Die erste Periodisierung 
fällt  ziemlich  genau  mit  den  Präsidentschaftsperioden  beider  ersten  russischen 
Präsidenten zusammen. Die erste Periode (oder Phasen 1 und 2 bei Schulze) steht unter 
dem  Primat  der  Innenpolitik  auf  beiden  Seiten.  Bemerkenswert  ist  dabei,  dass  im 
18 S. dazu ausführlich bei Peter W. Schulze in: Ernst Piehl, Peter W. Schulze, Heinz Timmermann: Die 
offene Flanke der Europäischen Union, Russische Föderation, Belarus, Ukraine und Moldau, Berlin 
2005, S. 142. 
19 Ebd., S. 143.
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aktuellen  russischen  Diskurs  die  Entwicklungen  in  der  EU  als  ein  zentraler 
Transformationsfaktor  der  Partnerschaft  betont  werden,20 wobei  die  europäischen 
Forscher  mehr  die  innerrussische  unvollendete  Systemtransformation  als  Faktor  des 
schwierigen  Verlaufs  der  Partnerschaft  sehen.21 In  der  zweiten  Phase,  in  der  die 
„Kurskorrektur“ der anfänglich „romantischen“ Beziehungen stattfand,  verschob sich 
der  Fokus  hingegen  auf  die  globalen  Geschehnisse  der  Weltpolitik,  wie  der 
Terroranschlag in den USA am 11. September 2001 und der anschließende Einmarsch 
der NATO-Truppen in den Irak als ein gestaltender Faktor der Partnerschaft. Die dritte 
Phase, in der die Beziehungen sich am stärksten geändert haben, wird wiederum in fast 
gleichem  Maße durch  die  interne  Transformation  sowohl  in  der  EU  –  durch  die 
Erweiterung und neuen Verträge  -   als auch in  Russland – die  zweite  Amtszeit  von 
Präsident  Putin  und  sein  Modernisierungsprojekt  -  sowie  durch globale  Trends 
20 Ein charakteristisches Beispiel findet man bei Bordachev, Timofej: Novij strategitscheskij sojuz. 
Rossija i Evropa pered vizovami XXI veka: vozmozhnosti „bolshoj sdelki“, Moskau 2009: „Tак, в 
течение исторического отрезка 1991–1999 годов эволюция структуры двусторонних отношении 
России и Европы была связана с двумя тенденциями. Во-первых, с сохранявшеися на всем 
протяжении этого времени неопределенностью вопроса о способности России выступать в 
качестве суверенного государства. А поскольку Россия сама не была способна подтвердить 
свои суверенитет как внутри, так и через выдвижение собственных международных проектов, 
то Европа могла предложить еи только роль «ведомого» и младшего партнера. Во-вторых, со 
стороны Европы главным фактором было движение Европеиского союза по пути все большеи 
«европеизации» – возникновения элементов общеи для странчленов суверенности и 
соответственно способности деиствовать в этом качестве, когда речь шла об отношениях с 
Россиеи и другими партнерами.“ S. 13.
     [Übersetzung: So wird die Entwicklung der bilateralen Beziehungen zwischen Russland und der 
EU in der Zeitperiode 1991-1999 durch zwei Tendenzen gekennzeichnet. Zum ersten war es die in 
dieser ganzen Zeitperiode währende Unsicherheit über Fähigkeit Russlands als souveräner Staat 
aufzutreten. Da Russland unfähig war, eigene Souveränität weder in der inneren Entwicklung noch 
durch Initiativen in der Außenpolitik zu bestätigen, konnte Europa ihm höchstens die Rolle des 
Juniorpartners anbieten. Zum zweiten  war es die Entwicklung der Union in Richtung weiterer 
Europäisierung, also Integration der Mitglieder und Entwicklung der Fähigkeit als ein geschlossener 
Akteur  gegenüber Russland und anderer Partner dazustehen.]   Die Übersetzung aus dem Russischen 
hier und weiter im Text der Arbeit ist von mir.
Und: „Однако при ближаишем рассмотрении становится заметным, что качество 
отношении между Россиеи и Европои (европеиским интеграционным объединением) 
оказывается в прямои зависимости не столько от положения дел в России и способности 
Москвы к расширению и углублению сотрудничества, сколько от структурных факторов внутри 
самого Европеиского союза.“ [Übersetzung: Nichtsdestotrotz  wird es bei der näheren Betrachtung 
sichtbar, dass die Qualität der EU-Russland-Beziehungen in erster Linie nicht von der Lage in 
Russland oder der Bereitschaft Moskaus zur Erweiterung und Vertiefung der Kooperation abhängt, 
sondern von den strukturellen Faktoren innerhalb der Union selbst.] Ebd., S.16.
21 Siehe z.B. bei Peter W. Schulze in: Piehl/Schulze/Timmermann 2005, S. 143: „In der ersten oder 
Formierungsphase der neuen russischen Außenpolitik nach dem Augustputsch 1991 dominierten 
innenpolitischen Interessen der Sicherung des demokratischen Umbaus von Politik und Gesellschaft. 
[..] In dieser Zeit zielte die die russische Außenpolitik auf  Absicherung des wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Reformkurses durch Kooperationsangebote an die westliche Politik, wie etwa 
im ersten Irak-Krieg und bei den folgenden UN-Sanktionen gegen das Land.“
26
beeinflusst. 
Im nächsten Teil des Kapitels werden diese Perioden einzeln unter die Lupe genommen. 
Jedes Entwicklungsstadium wird vor allem im Hinblick auf den Wandel beschrieben.
2.2  Periode 1 (1991-1999): Ära des Optimismus und der Ernüchterung
In seinem Buch „Novij  strategitscheskij  sojuz“ (Neue Strategische Union) weist  der 
prominente russische Europaexperte Timofej Bordachev zu Recht darauf hin, dass beide 
Akteure in der Form, in der sie heute bekannt sind, fast gleichzeitig auf die Weltbühne 
traten.22  Nach der Auflösung der UdSSR im Obersten Rat im Dezember 1991 wurde die 
Russische  Föderation  zu  dem  état  continuateur  erklärt,  der  alle  völkerrechtlichen 
Pflichten  und  Rechte  der  Sowjetunion  -  inklusive  den  ständigen  Sitz  im  UN-
Sicherheitsrat  –  übernimmt.  Zwei  Monate  später  unterschrieben  die  Staats-  und 
Regierungschefs der EU den Vertrag über die Europäische Union, der unter dem Namen 
Maastrichter  Vertrag  der  Öffentlichkeit  bekannt  geworden  ist  und  eine  neue 
Integrationsstufe im europäischen Einigungsprozess kennzeichnet. Daraus erklärt sich 
nochmal, warum das Jahr 1991 als Anfangspunkt dieser Untersuchung gewählt wurde. 
Mit der Auflösung der UdSSR hat sich in Russland die Transformation vollzogen, die 
sich in ihren Ausmaßen mit dem Systemumbruch nach der Oktoberrevolution von 1917 
vergleichen  lässt.  Wennschon,  anders  als  damals,  dieser  Umbruch  ohne  gewaltige 
Katastrophen und friedlich verlief, hat er die Gesellschaft nichtsdestoweniger gefährlich 
gespaltet. 
„Der Umbruch verlief erstaunlich friedlich,  wenn man bedenkt,  dass eine hochgerüstete 
Supermacht  von  der  Weltbühne  abtrat.  Der  Umbruch  wurde  nicht  von  massiven 
Erschütterungen,  sozialen  Unruhen  oder  gar  von  Kriegen  begleitet,  wie  in  anderen 
Regionen der Welt und in Staaten der GUS, der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten.“23 
2.2.1 Besonderheiten des globalen Transformationsprozesses in Russland 
Es scheint mir an dieser Stelle angemessen, mehr Aufmerksamkeit diesem Systembruch 
zu  widmen,  da  er  wichtige  Bedingungen  und  Konsequenzen  für  den  anfänglichen 
22 Bordachev, Timofej: Novij strategitscheskij sojuz. Rossija i Evropa pered vizovami XXI veka: 
vozmozhnosti „bolshoj sdelki“, Moskau 2009.
23 Peter W. Schulze in: Piehl, Schulze, Timmermann: Die offene Flanke der Europäischen Union,  S. 48.
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Aufbau der russisch-europäischen Beziehungen mit sich bringt. Peter W. Schulze weist 
in seinem Werk „Die offene Flanke der Europäischen Union“ auf eine ganze Reihe von 
Besonderheiten dieser Transformation hin.24
1. Der  politische  Transformationsprozess  erfasste  alle  Strukturen  der 
postsowjetischen Gesellschaft gleichzeitig, ohne dass zuerst wirtschaftliche oder 
soziale Voraussetzungen dafür geschaffen wurden.
2. Der Umwandlung ging keine Übereinkunft unter den früheren Machteliten, die 
noch zum großen Teil aus dem ehemaligen Kader der kommunistischen Partei 
der  UdSSR  bestanden,  mit  den  jungen  demokratischen  Kräften  voraus.  Zur 
Machtsicherung musste sich der anfangs relativ schwache Reformerkreis um den 
ersten Präsidenten Boris Jelzin herum auf die nichtdemokratischen regionalen 
Machtstrukturen  und  wirtschaftlich  starken  Interessengruppierungen,  die 
Oligarchie, stützen. Das führte zum einen zur Abhängigkeit der Politik von der 
Wirtshaft  und schloss  zum anderen  die  Gesellschaft  von Anfang an von der 
Teilnahme an den Entscheidungen aus.
3. Die  neue  Machtelite  war  nicht  stark  genug,  um  ausschließlich  aus  eigenen 
Kräften eine neue Regierung zu bilden und Macht zu sichern. Bald nach der 
Entstehung  des  neuen  Staates  sah  sie  sich  gezwungen,  die  alten 
kommunistischen Kader in die neue Regierung zu integrieren. Es führte später 
zu der zusätzlichen Spaltung innerhalb der Regierung.
4. Da die  Umformung  von  sowjetischen  Strukturen  und  der  Aufbau der  neuen 
demokratischen  Institutionen  asymmetrisch  verliefen,  entstanden  bald  staats- 
und rechtsfreie  Räume,  die  von regionalen,  oft  kriminell  gestützten  Mächten 
ausgefüllt wurden. 
5. Um die Staatsautorität in diesen Räumen zu sichern, musste die Regierung auf 
autoritäre  Maßnahmen  zurückgreifen.  Die  Reformansätze  wurden  in  der 
sowjetischen Tradition meist von oben geleitet. So wurde der Entwicklungsweg 
für zentralistische, autoritäre Regierungsformen auch im neuen demokratischen 
Staat vorgezeichnet.
24 Ebd, S. 48ff.
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6. Den neuen Institutionen fehlten sowohl die demokratisch erfahrene Kader als 
auch erprobte Verfahren im Umgang mit der Macht.
7. Der wirtschaftliche Zerfall hielt bis Mitte der 1990er Jahre an. Die Bürger des 
Landes,  die in dieser Zeit  praktisch ums Überleben kämpfen mussten,  ließen 
sich schwer zur politischen Partizipation organisieren.
8. Die Parteien und staatliche Akteure hatten deswegen auch kaum Rückhalt in der 
Bevölkerung.  Die  Bedeutungslosigkeit  des  Parlaments  gegenüber  anderen 
Verfassungsinstitutionen unterstrich ihre Schwäche.
9. Die anfangs euphorische Reaktion auf die demokratische Öffnung des Landes 
schlug bei der Bevölkerung schnell in die Ernüchterung um. Der wirtschaftliche 
Niedergang, die Ohnmacht des Staates, die andauernde soziale Krise und das 
politische Chaos der  ersten Jelzin-Jahre haben die  Hoffnungen auf ein neues 
Leben  rasch  zerstört.  Eine  persönlich  schmerzhaft  erlebte  Ungewissheit  über 
eigene Zukunft, geschweige denn die Zukunft des Landes, verankerte sich in den 
Köpfen  der  Bevölkerung  mit  den  Realien  des  Transformationsprozesses  und 
führte dazu, dass die Öffnung zur Demokratie von da an mit der Instabilität und 
dem Chaos assoziiert wurde.
Unter  solchen  Bedingungen  mündete  der  Transformationsprozess  schnell  in  einem 
Teufelskreis,  der  erst  in  der  ersten  Präsidentschaft  von  Wladimir  Putin  2000-2004 
durchbrochen  wurde.  Die  Gleichzeitigkeit  und  die  enorme  Menge  der  anstehenden 
Transformationsaufgaben zusammen mit der miserablen ökonomischen Lage Russlands 
führten schon in der frühen Umbruchphase zu der Überforderung des Systems und der 
Gesellschaft.  In  der  Bevölkerung  entstand  bald  eine  „Reformmüdigkeit“,  was  die 
Abwehrhaltung  gegen  Politik  und  Macht  noch  verstärkte.  Die  Weigerung  der 
Gesellschaft, sich in die Politik einzumischen, kennzeichnete einen Demokratiedefizit 
des  jungen  postsowjetischen  Staates  vom  seinen  Entstehen  an.  Die  Schwäche  der 
Regierung  machte  den  Rückgriff  auf  die  nichtdemokratischen  Machtgruppen  und 
autoritären Mittel nötig. Während die Abhängigkeit des Präsidenten von Oligarchen und 
den  regionalen  Interessengruppen  stieg,  verfestigte  sich  die  Entfremdung  bei  der 
Bevölkerung.
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2.2.2 Formierungsphase der Außenpolitik: Orientierung nach Westen
Der  schnellstmögliche  Umbau  der  postkommunistischen  politischen  Strukturen,  der 
Übergang  zur  Marktwirtschaft  und  die  Neuformulierung  der  Außenpolitik  standen 
Anfang 1990er ganz oben auf der Agendaliste. Als Nachfolgestaat der Sowjetunion hat 
die Russische Föderation nicht nur die sowjetischen außenpolitischen Ressourcen – den 
weltweit  zweitgrößten  atomaren  Waffenarsenal  und  den  ständigen  Sitz  im  UN-
Sicherheitsrat  –  sondern  auch  ihre  Pflichten  und  Schulden  geerbt.  Auch  special  
relations zu den anderen GUS-Staaten gehören dazu. Dieses Erbe bereitete dem jungen 
Staat jedoch grade in der Formierungsphase viele Probleme, brachte wenig Nutzen und 
bedeutete  stattdessen  einen  erhöhten  Ressourcenbedarf  zur  Interessensicherung  im 
„nahen  Ausland“.25 Die  infolge  einer  langjährigen Militarisierung  stark  erschöpfte 
postkommunistische Wirtschaft war im maroden Zustand. Dazu kamen die Instabilität 
der neuen Machtstrukturen und die Uneinigkeit bei den Eliten über die außenpolitische 
Richtung, in die sich das Land entwickeln soll. Vor diesem Hintergrund orientierte sich 
der  Entscheidungskreis  um  den  ersten  Präsidenten  Boris  Jelzin  auf  die  Hilfe  und 
Förderung seitens der westlichen Mächte. In der Phase des Systemwandels versprach 
diese  Orientierung eine technische  und – was noch wichtiger war  -  eine finanzielle 
Absicherung  des  Demokratisierungsprozesses.  Als  finanzielle  Unterstützung  für  den 
Reformkurs wurde Russland von den USA und der EU ein Hilfeplan in Aussicht gesetzt 
- ähnlich dem „Marshall-Plan“ für Europa in den 1950er Jahren. 
Die Argumente für die außenpolitische Orientierung nach Westen wurden damals wie 
folgt formuliert:
• Russland war und ist selbstverständlich ein Teil der europäischen Zivilisation, 
der das gleiche kulturelle und zivilisatorische Erbe wie die EU und die USA hat;
25 Die GUS bildet seit ihrer Gründung tatsächlich ein für Moskau problematisches Feld. Was noch von 
dem Ex-Premierminister Primakow als „natürlicher Prozess“ der Festigung  der Gemeinschaft 
bezeichnet wurde, erwies sich in der Realität eher als das Gegenteil davon – das Streben der meisten 
Ex-Sowjetrepubliken nach Souveränität und Eigenstaatlichkeit. „Die Folge: Von den kleineren Staaten 
werden Moskauer Bestrebungen nach vertiefter „Integration“ fast reflexartig als Wiederkehr  
traditionellen, in der großrussischen Imperiumsbildung wurzelnden Dominanzstrebens 
wahrgenommen. Im Widerspruch zu den globalen Trends zu Interdependenz, Multilateralisierung und 
Integration wenden sich die meisten GUS-Staaten daher bis heute gegen eine Integration im Sinne 
einer Übertragung nationaler Souveränität an supranationalen Institutionen auf postsowjetischem 
Territorium.“ Heinz Timmermann in: Piehl, Schulze, Timmermann: Die offene Flanke der 
Europäischen Union, S. 21.
30
• Europa war schon in der vorrevolutionären Zeit das Entwicklungsvorbild und 
der Träger des technischen Progresses für Russland;
• die ausgeprägten wirtschaftlichen Verbindungen nach Europa bestanden schon in 
den Zeiten der UdSSR und sollen weiter geführt werden;
• durch  Zugehörigkeit  zum  „Lager  der  Siegesmächte“  wird  Russland  seinen 
Image als besiegter Feind aus den Zeiten des Kalten Krieges abstreifen können;
• die  wirtschaftliche  Hilfe  vom Westen  und  die  außenpolitische  Unterstützung 
sollen  den  Mangel  an  inneren  Ressourcen  kompensieren  und  der  Regierung 
helfen, das Land schneller wirtschaftlich aufzubauen.
Man  muss  aber  auch  darauf  hinweisen:  Eine  ernsthafte  Alternative  zu  der 
Westorientierung gab es ohnehin nicht. Die Diskussion über die vielen außenpolitischen 
Optionen, die mitten im Systemchaos entflammte, war realitätsfremd und mal von der 
Euphorie,  mal von Phantomschmerzen nach dem Zerfall der UdSSR geprägt. In der 
Realität aber bestand weder der stabile Staat mit festen demokratischen Strukturen noch 
die  demokratisch gebildete  Gesellschaft,  die  dieser Staat  repräsentieren sollte.  Hinzu 
kamen  die  Doppelstruktur  der  noch  schwachen  Administration,  die  inneren 
Machtkämpfe, der zunehmende Machtanspruch der wirtschaftlichen Interessengruppen, 
die  miserable  wirtschaftliche  Lage  und  die  Mehrzahl  inhomogener politischer 
Denkschulen, die  unterschiedlichste Zukunftsszenarien für das Land beschworen. Die 
Übereinstimmung  bestand unter  relevanten  demokratischen  Gruppen lediglich  darin, 
dass die Russische Föderation weder alleine einen Sonderweg gehen noch die globale 
Führungsrolle der USA anzweifeln solle. Russland habe dazu noch nicht ausreichend 
Ressourcen und solle zuerst den eigenen Potential entwickeln und sich modernisieren, 
um in den „Club“ der führenden Industrienationen der Welt aufgenommen zu werden. 
Und dazu brauchte der Staat die westliche Unterstützung.
Der  Kurs auf  die  möglichst  schnelle  und vollständige  Integration in  alle  westlichen 
formellen  und  informellen  Gruppierungen  setzte  die  Bereitschaft  voraus,  sich  den 
Interessen  von  den  USA und  der  EU  unterzuordnen.26 Alexander  Aksenyonok,  der 
26 S. z.B. bei Vladimir Baranovsky: „Destroying the old regime, getting rid of the communist past, 
proclaiming itself decisively in favor of democracy and a market economy – all this was considered to 
provide Russia with a ticket to the „community of the civilized countries“. For a time, yesterday's foes 
were regarded as the most reliable friends. They were expected to welcome the new Russia with 
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ehemalige Botschafter Russlands, bestätigt, dass diese Bereitschaft auf der russischen 
Seite zu dem Zeitpunkt tatsächlich bestand:
„It  was  a  time  when  both  Russia  and  the  West  had  illusory  hopes  for  a  conflict-free 
settlement  of  their  differences  on the basis of  common interests in  the countering new 
global development challenges. Russia's political establishment displayed readiness for far-
reaching  compromises,  given  that  the  West  reciprocated  and  showed its  desire  to  duly 
assess the difficulties of the democratic transformation in Russia.“27
Der  Präsident  Jelzin  und  der  damalige  Außenminister  Andrej  Kozyrev  stellten  die 
russische Außenpolitik zunächst ganz auf die westlichen Interessen um. 
„Russland verabschiedete sich von den internationalen Rüstungsmärkten, um die USA nicht 
herauszufordern, stieß ehemalige kommunistische Verbündete in der Dritten Welt von sich, 
sympathisierte mit Taiwan (was China in Rage brachte) und zog alle sowjetischen Truppen 
aus Mittelosteuropa zurück. Die in der Sowjetzeit errichteten Militär- und Energie- sowie 
anderen Industriekomplexe, welche die Grundlagen für die Existenz der untergegangenen 
Supermacht  gewesen  waren,  wurden  unter  den  neuen  unabhängigen  Nachfolgestaaten 
aufgeteilt.“28 
Somit  stand Russland in  dieser  Zeit  quasi  entwaffnet  und um Hilfe  bittend  der  EU 
gegenüber.  In  der  wirtschaftlichen  Not  und  politischen  Überlebensangst  klammerte 
Jelzin  an  jede  Kooperation  mit  dem  Westen,  sprach  sich  öffentlich  sogar  für  eine 
vollständige Integration in die EU aus.
2.2.3  Haltung der EU gegenüber Russland
In der EU verlief  die Phase  des Aufbaus von Beziehungen zu dem neuen Nachbarn 
unter dem Zeichen der Unschlüssigkeit. In den 1990er Jahren fing der Westen an, sich 
primär  auf  eine  langfristige  und  energieraubende  Rivalität  mit  China  einzustellen. 
Russland  wurde  hingegen  wenig  Bedeutung  eingeräumt.  In  Europa  und  in  der 
westlichen Welt im Allgemeinen konnte Ende  1980er fast niemand mit dem baldigen 
Zusammenbruch  der  Sowjetunion  rechnen.  Der  Kommunismus  verabschiedete  sich 
enthusiasm as an equal partner – both in Europe and elsewhere. Indeed, Russia's interests in the 
international arena were considered to be completely identical to to those of the West. Operating 
together, they would constitute a nucleus of the „new world order“. In: Baranovsky, Vladimir: Russia: 
A Part of Europe or Apart from Europe?, Contemporary Russian Politics, A Reader, edited by Archie 
Brown, Oxford 2001.
27 Aksenyonok, Alexander: Paradigm Change in Russian Foreign Policy, in: Russia in Foreign Affairs, 
Oktober 2008.
28 Rahr, Alexander: Russland gibt Gas, Hanser 2008, S.25.
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selbständig  und  so  schnell  von  der  Weltbühne,  dass  die  Europäische  Union  völlig 
unvorbereitet  gegenüber  einem  neuen  Russland  stand.  Daraus  erklären  sich  die 
anfänglich fehlende kohärente Russlandstrategie der westlichen Regierungen sowie das 
mangelnde Interesse an der Einbeziehung Russlands in die europäischen Strukturen. 
Hinzu  kam  der  von  Russland  übermittelte  Eindruck,  dass  das  Land  sich  in  seiner 
außenpolitischen Strategie primär auf Washington orientiere und an einer privilegierten 
Partnerschaft mit den USA und nicht mit der EU interessiert sei. Die Union wurde in 
seiner  Rolle  als  ein  überregional  operierender  Akteur  verkannt  und in  Moskau „als 
bloße abhängige Variable des Verhältnisses zu den USA“ gesehen.29 Als es spätestens 
mit dem Jugoslawien-Krieg klar wurde, dass die russischen Hoffnungen in Bezug auf 
die privilegierte Behandlung von den USA unrealistisch waren, fürchtete man in der 
EU, dass die europäische Umorientierung des Kremls vor allem dem Ziel diente, die EU 
gegen die USA zu instrumentalisieren.30
Russland  war  in  dieser  Zeit  als  Großmacht  von  der  politischen  Bühne  de  facto 
abgeschrieben.  Der  Verlierer  des Kalten Krieges,  von den inneren Unruhen und der 
Zerbröckelung des  sowjetischen Erbes gequält  und finanziell  am Tropf des  Westens 
hängend,  wurde  das  neue  Russland  bestenfalls  als  Lehrling  und  Juniorpartner  der 
westlichen  Regierungen  gesehen.  Die  treibende  Kraft  in  den  ost-westlichen 
Beziehungen dieser Periode  war  auf  der  europäisch-amerikanischen Seite  weder  das 
Streben nach einer gleichberechtigten Partnerschaft  mit Russland noch die Angst vor 
dessen militärischen Stärke. Vielmehr war es die Angst um Russlands Schwäche, die die 
westlichen Mächte zur Kooperation antrieb.
„Dennoch,  beim Systemwechsel  grassierten  Anfang  der  1990er  Jahre  Ängste,  dass  die 
nukleare Supermacht nicht  so einfach von der  Weltbühne abtreten würde. Diese Ängste 
29 Noch im Jahre 1999 schrieb Heinz Timmermann: „Dennoch betrachtete Moskau die Union bis in die 
jüngste Zeit hinein fast ausschließlich als Wirtschafts- und Handelsmacht, nicht jedoch als 
überregional operierende Macht mit wachsendem politischen Eigengewicht. Der Charakter der 
Integration wurde ebenso verkannt wie die politische Finalität der Union. [..] Gewiss spielen bei den 
Bestrebungen nach einer Verdichtung der Beziehungen Russlands zur EU auch weiterhin traditionelle 
Versuche eine Rolle, die EU gegenüber der USA zu instrumentalisieren. Gleichzeitig wachsen jedoch 
die Tendenzen, die Partnerschaft mit der EU als zentrales eigenständiges Element der internationalen 
Beziehungen zu identifizieren und nicht als bloße abhängige Variable des Verhältnisses zu den USA.“ 
Timmermann, Heinz: Russland und die internationalen europäischen Strukturen, S. 201 in: Russland 
in Europa? Innere Entwicklungen und internationale Beziehungen – heute, Bundesinstitut für 
ostwissenschaftliche und internationale Studien, Köln 2000. 
30 Ebd., S. 201.
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gingen einher mit Katastrophenszenarien,  dass im postsowjetischen Raum Bürgerkriege, 
aggressiver Nationalismus und separatistische Bestrebungen, religiöse Unruhen, Aufstände 
und  Hungerrevolten  ausbrechen  würden.  Millionen  von  Menschen  könnten  dazu 
angetrieben werden, im Westen Schutz zu suchen.“31 
Um  solche  unerwünschten  Entwicklungen  zu  verhindern,  hieß  es,  man  sollte  die 
wirtschaftliche  und politische  Umgestaltung des  Landes  durch  eigene  Unterstützung 
absichern.  Dazu  wurde  ein  spezielles  Instrument  entwickelt  -  die  technische  und 
finanzielle Hilfe für die Entwicklung Russlands im Rahmen der EU-Programme TACIS, 
European  Initiative  for  Democracy  and  Human  Rights  (EIDHR) und  das  European 
Community Humanitarian Office (ECHO). 
Ein weiterer Grund dafür, dass Russland anfangs wenig Bedeutung für die europäische 
Außenpolitik hatte, war die innere Lage in der Union selbst. Nach der Ratifizierung des 
Maastrichter  Vertrages  begann  nach  1992  seine  langwierige  und  schwerfällige 
Umsetzung,  was  den  Fokus  von  der  Außen-  und  Sicherheitspolitik  ganz  auf  die 
innereuropäischen  Angelegenheiten  verschob.  Die  Union  war  mit  sich  selbst 
beschäftigt,  die  Dekade  der  1990er Jahre  stand  für  sie  unter  der  Prämisse  der 
Innenpolitik.
2.2.4 Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen von 1997
Trotzdem entstand in der Zeit das Dokument, das bis heute als vertragliche Basis der 
Beziehungen  zwischen  Russland  und  der  EU  gilt.  Das  Partnerschafts-  und 
Kooperationsabkommen (PKA) wurde von 1992 bis 1994 verhandelt und ist  zum 1. 
Dezember 1997 in Kraft getreten. Das Abkommen regelt politische und wirtschaftliche 
Beziehungen zwischen den Partnern. Die im Artikel 1 definierte Form der Beziehungen 
ist die einer „Partnerschaft  ohne Beitrittsperspektive“. In dieser Definition sind zwei 
widersprüchliche  Ansätze  der  europäischen  Russlandpolitik,  Privilegierung  und 
Diskriminierung, auf eine symbolische Weise verbunden.  Einerseits  bekam Russland 
einen umfassenden Grundlagenvertrag, wie er mit anderen zentralen Partner der Union 
wie  die  USA  oder  China  nicht  existiert.  Das  könnte  man  als  Anerkennung  der 
besonderen Rolle Russlands auf dem europäischen Kontinent verstehen. Andererseits ist 
das PKA in seiner Struktur und dem Inhalt ähnlich geschrieben, wie die Abkommen 
31 Peter W. Schulze in: Piehl, Schulze, Timmermann: Die offene Flanke der Europäischen Union, S. 133.
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über  die  Beitrittsverhandlungen  mit  den  damaligen  osteuropäischen  EU-Kandidaten, 
jedoch  mit  Ausschluss  der  Beitrittsperspektive.  Die  umfangreichen  und  detaillierten 
Kooperationsbekenntnisse  haben  dadurch,  zum  einen,  eine  deutlich  geringere 
Verbindlichkeit, zum anderen, postulieren die Beziehungen nach dem Model „Senior-
Junior Partner“, bei dem sich der letzte automatisch verpflichtet, seine Anpassung nach 
den Spielregeln der anderen Seite zu vollziehen.32 
Das PKA gibt der Entwicklung der Beziehungen eine klare Richtung vor: Russland wird 
als Transformationsstaat gesehen, der sich zu den europäischen gemeinsamen Werten 
bekennt und diese mit der Hilfe der Union in seinem System implementieren soll, um 
als gleichberechtigter strategischer Partner gelten zu können. Der Bezug auf Werte und 
Normen als gemeinsame normative Basis der Partnerschaft wird schon in der Präambel 
des  Abkommens  angesprochen.33 Beide  Seiten  verpflichten  sich,  demokratische 
Ordnung  zu  wahren,  Menschenrechte  zu  respektieren  sowie  politische  und 
wirtschaftliche Freiheiten zu stärken. Die Kooperation dient in erster Linie dem Zweck, 
den Demokratisierungsprozess und den Übergang zur Markwirtschaft in Russland zu 
fördern (Artikel 1).34 Die EU erklärt ihre Bereitschaft, technische Unterstützung für die 
Umsetzung der Reformmaßnahmen bereitzustellen.
„Obwohl  die  angeführten  Regeln,  Normen  und  Werte  als  für  beide  Seiten  gültig 
ausgewiesen  werden,  besteht  kein  Zweifel,  dass  das  PKA  auf  die  russischen 
Transformationsprozesse abzielt und Kriterien für deren Erfolg formuliert.“35 
Es  wird  vertraglich  anerkannt,  dass  die  demokratischen  Werte  und  Normen  die 
Grundlage  der  Partnerschaft  bilden,  sie  werden  als  normative  Zielsetzung  des 
Abkommens festgelegt. Darüber hinaus wird der Vertrag an die Paris-Charta und KSZE-
32 Vgl.: „War in dieser Ambivalenz zwischen Integrationsgesten und Abwehrreflexen sowie zwischen 
kollektiver Gleichbehandlung und privilegierter Singularisierung bereits der Keim der bis heute 
andauernden Konflikte zwischen Russland und der EU über die Raison ihrer Beziehungen angelegt, so 
ließ das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen keinen Zweifel daran, dass es sich als Instrument 
der marktwirtschaftlichen und demokratischen Transformation Russlands begreift und insoweit auch 
dessen Anpassung an den „acquis communitaire“ der EU erwartet. Eine solche Harmonisierung nach 
den Spielregeln der EU wurde von Russland ursprünglich hingenommen, gleichsam als Passepartout 
zur Beförderung der eigenen wirtschaftlichen und politischen Transformationsziele.“ Spanger, Hans-
Joachim: EU-Russland: Was bleibt von der strategischen Partnerschaft?, IPG 2/2007, S.93.
33 „CONSIDERING the importance of the historical links existing between the Community, its Member 
States and Russia and the common values that they share;“ Präambel von Partnership and Cooperation 
Agreement, S.3.
34 Ebd.
35 Fischer, Sabine: Die EU und Russland, Konflikte und Potenziale einer schwierigen Partnerschaft, 
SWP Studie, Dezember 2006.
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Schlussakte geknüpft und erhält somit eine weitere Wertebindung, nicht nur in Hinblick 
auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit  in Russland selbst,  sondern auch hinsichtlich 
der Wahrung von internationalem Frieden und Sicherheit. Somit wird der Partnerschaft 
ein ursprünglich deutlicher normativer Charakter gegeben.
Der größte Teil des Abkommens regelt Wirtschafts-, Handels- und Finanzbereiche der 
Zusammenarbeit. Die Vertragsparteien streben die Liberalisierung ihres Handels entlang 
der Regelwerke von GATT und WTO an. Als langfristig geplantes Ziel wird der Aufbau 
einer Freihandelszone zwischen Russland und dem europäischen Markt genannt. Beim 
Unterschreiben vom PKA 1994 gingen beide Seiten fest davon aus, dass Russland bald 
im Stande sein wird, dem WTO (damals noch GATT) beizutreten. Bis dahin sollte das 
PKA mit seinen marktwirtschaftlichen Klauseln als Vorstufe zum GATT gelten. 
Die  Insider  des  Verhandlungsprozesses  auf  der  russischen  Seite  beschreiben  die 
Verhandlungen so: formeller Beitritt Russlands zu der Union käme gar nicht in Frage. 
Vor Moskauer Delegation stand daher die ehrgeizige Aufgabe, den russischen Waren 
und  Dienstleistungen  Zugang  zu  dem  europäischen  Gemeinsamen  Markt  zu 
verschaffen, auch trotz der Tatsache, dass Russland damals noch keine funktionierende 
Marktwirtschaft hatte und nicht ein Mitglied der GATT war. „Wir versuchten, so viele 
GATT-Normen,  wie  nur  möglich,  in  das  PKA  reinzubringen  und  sie  (die  EU) 
versuchten, es zu verhindern.“36 
Das PKA steckt den Rahmen auch für die Entwicklungskooperation unter TACIS ab. 
Sowohl  die  Mittelzuweisungen  an  Russland  als  auch  technische  Unterstützung 
unterliegen dem Konditionalitätsprinzip. Die Hilfeleistungen werden mit der Einhaltung 
der  Prinzipien  von  Demokratie  und  Menschenrechten verknüpft.  Auch  hier  ist  die 
Annäherung  Russlands  an  europäische  Normen  und  Standards  eine  zentrale 
Zielsetzung.
Unterschrieben wurde das PKA am 24. Juni 1994 auf  der  griechischen Insel Korfu. 
Seine  Ratifizierung  wurde  wegen  des  Einmarsches  russischer  Truppen  in 
Tschetschenien und als  Reaktion der Union darauf  auf  einige  Jahre verschoben und 
erfolgte erst 1997.
36 Aus dem Interview mit I. Ivanov, ehem. stellvertretender Außenminister, 1991-1993 Teilnehmer der 
Verhandlungsdelegation. S. bei Bordachev, Timofej, Novij strategitscheskij sojuz. Rossija i Evropa 
pered vizovami XXI veka: vozmozhnosti „bolshoj sdelki“, Moskau 2009, S. 30.
36
Ungefähr zu dieser Zeit wurde auch die Bezeichnung „Strategische Partnerschaft“ als 
Definition der  EU-Russland-Beziehungen zum ersten Mal verwendet.  Dieser Begriff 
wird in der Russland-EU-Forschung als sehr verschwommen empfunden.37 
„Der Begriff der „strategischen Partnerschaft“ ist allerdings inhaltlich nicht bestimmt. Zwar 
liegt  auf  der  europäisch-russischen  Ebene  mit  den  so  genannten  „vier  gemeinsamen 
Räumen“ des PKA eine Russland-Strategie vor, jedoch wird auch in diesem Abkommen der 
Begriff  als  solcher  nicht  näher  bestimmt.  Allgemein  wird  unter  diesem  Begriff  ein 
konkretes,  sehr  hohes  Anspruchsniveau  und  Profil  zwischenstaatlicher  Beziehungen 
verstanden.“38  
Allgemein ist für eine „Strategische Partnerschaft“ kennzeichnend, dass sie:
• langfristig geplant ist;
• eine umfangreiche Agenda mit wichtigen Projekten aufweist;
• sich auf einer Fülle von Gemeinsamkeiten, darunter auch geteilten Werten und 
Normen, beruht;
• sich  durch  einen  hohen  Grad  der  Institutionalisierung  von  politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kontakten auszeichnet.39
Im Falle der EU-Russland-Partnerschaft treffen nicht alle Punkte zu. Auch wenn die 
Partnerschaft  einen  im  Prinzip  langfristigen  Charakter  hat  und  das  PKA  im 
37 Vgl. auch in der russischsprachigen EU-Forschung: „Eine der Schwierigkeiten im Umgang mit dem 
Begriff "strategische Partnerschaft" besteht darin, daß es bis heute noch keine klare Definition dieses 
Terminus gibt. Rein formal gesehen, bedeuten "Strategie" soviel wie "die umfassende Planung zur 
Verwirklichung von Grundvorstellungen" und "Partnerschaft" soviel wie "die Gemeinsamkeit und 
Zusammenarbeit gleichberechtigter Partner". Daraus könnte man die folgende formale Definition 
ableiten: eine strategische Partnerschaft ist eine langfristig angelegte Zusammenarbeit 
gleichberechtigter Partner (Staaten) zur gemeinsamen Verwirklichung von Grundvorstellungen und 
zur Lösung gemeinsamer Aufgaben. Ganz allgemein verstanden, soll eine "strategische Partnerschaft" 
folgendes voraussetzen: Beide Partner teilen gleiche Werte und gleiche Ziele; sie haben gemeinsame 
oder überschneidende Interessen und gemeinsame Verpflichtungen im System der internationalen 
Beziehungen; die Partnerschaft dient dem gemeinsamen Nutzen; beide Seiten nehmen mit 
Aufmerksamkeit und Anteilnahme die Interessen des anderen Partners wahr. Durch die Bezeichnung 
des Verhältnisses als Partnerschaft wird die Gleichberechtigung beider Seiten besonders 
hervorgehoben. Dabei ist es noch nicht geklärt, ob sich eine "strategische Partnerschaft" nur auf 
militärstrategische und sicherheitspolitische – vor allem im Abrüstungsbereich – Inhalte bezieht oder 
ob sie als allumfassend verstanden werden soll.“ Alexandrova, Olga: „Strategische Partnerschaft“ aus 
russischer Sicht, Bericht des BIOst Nr. 24/1997, unter: 
http://www.ssoar.info/ssoar/files/swp/berichte/BER97_24.pdf, abgerufen am 10.04.2011.
38 Bocklet, Reinhold: Das Verhältnis der Europäischen Union und Russlands, Hans-Seidel-Stiftung, 
März 2009, In: http://www.hss.de/fileadmin/migration/downloads/090330_RM_Bocklet.pdf, 
abgerufen am 10.05.2009.
39 Ebd., S. 2.
37
Zusammenspiel  mit  den  Vier  Gemeinsamen  Räumen  eine  umfangreiche  Agenda  in 
wirtschaftlichen, politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Bereichen darstellt, so 
mangelt es an der ausgeprägten Institutionalisierung sowie an der Übereinstimmung in 
der Frage der gemeinsamen Werten.
Mitte  der  1990er Jahre  geriet  der  Demokratisierung-  und  Annäherungsprozess  in 
Russland aus dem Ruder. Die Nationalisten und Altkommunisten organisierten einen 
Putsch gegen den Präsidenten Boris Jelzin. Russland stand kurz davor, im Chaos und 
Bürgerkrieg  zu  versinken.  Die  von  Jelzin  angeordnete  Beschießung  des  Parlaments 
markiert  den  Zeitpunkt,  zu  dem  Russland  sich  zum  ersten  Mal  sichtbar  von  der 
Demokratie abgewandt hatte.40 In der Zeit sicherte die Oligarchie die Kontrolle über die 
strategisch wichtigsten Industriezweige und erhielt somit auch die politische Macht. Von 
1996 bis 1999 stellte sie praktisch die Regierung.
Der  Europäische  Rat  ließ  indessen  eine  einmalige  Chance  sich  mit  Russland 
anzufreunden  und  tatsächlich  partnerschaftliche  Beziehungen  aufzubauen  ungenutzt. 
Die Situation zwischen den Partnern bekam eine neue konfliktträchtige Wendung, als 
die erste NATO-Osterweiterung angekündigt wurde. In Russland wuchs zum einen die 
Enttäuschung über die ausbleibende Unterstützung, sowie finanziell als auch politisch, 
seitens der westlichen Mächte. Es ist dabei anzumerken, dass unter „Westen“ und somit 
dem bevorzugten Partner zur Aufbau der engen Beziehungen - auch wenn nicht auf 
Augenhöhe - verstand man in den außen- und sicherheitspolitischen Kreisen rund um 
den Kreml die Vereinigten Staaten und nicht die Europäische Union. Alles in allem soll 
man betonen, dass die USA in der Formierungsphase der russischen Außenpolitik weit 
vor der EU auf der Prioritätenliste des Kremls stand.  
„Die realistische Schule, die noch heute maßgeblich die Experten-Community Russlands 
dominiert,  setzte  trotz  NATO-Osterweiterung und Kosovo auf  die  atlantische Karte und 
akzeptierte  sogar  Russlands Rolle  als  Juniorpartner  der  amerikanischen  Führungsmacht. 
Europa spielte in dieser Gleichung nur eine untergeordnete Rolle, da geostrategische und 
militärische Faktoren in diesen Überlegungen überwogen.“41 
Trotz der massiven Kritik an die USA hielt in den realpolitischen Kreisen die Illusion, 
40 Alexander Rahr: „Mit der Beschießung des Parlaments war die Demokratie vorerst zu Grabe getragen 
worden“, in: Rahr, Alexander: Russland gibt Gas, Die Rückkehr einer Weltmacht, München 2008, 
S.26. 
41 Peter W. Schulze in: Piehl, Schulze, Timmermann, Die offene Flanke der Europäischen Union, S. 148.
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dass Russland seine Rolle als eine gleichberechtigte und in der ganzen Welt akzeptierte 
Großmacht nur mit Hilfe der USA erlangen konnte.
2.3  Periode 2 (1999-2003):  Ära der „Kurskorrektur“ 
Das  politische  System  in  Russland  stabilisierte  sich  zum  Ende  des  Jahrhunderts. 
Langsam  formierte  sich  der  feste  Kreis  der  außenpolitischen  Experten  um  den 
Premierminister Ewgenij Primakow herum, der für einen befestigten und kohärenten 
außenpolitischen Kurs zuständig war. Zur gleichen Zeit verflog jedoch der Optimismus 
der ersten Jelzin-Jahre in den Ost-West-Beziehungen, und spätestens mit  der NATO-
Osterweiterung sprach in Russland keiner mehr von dem Streben nach Westen. 
Die letzten zwei Jahre der  Jelzin-Präsidentschaft  leiten eine zweite Periode der  EU-
Russland-Beziehungen ein. Diese Periode wurde durch die wichtigen Ereignisse nicht 
nur  auf  der  europäischen  Bühne,  sondern  auch  im  globalen  Kontext  geprägt,  die 
dementsprechend  maßgebliche  Auswirkungen  auf  die  europäisch-russischen 
Beziehungen und die komplette Änderung des Kurses als Folge hatten. Gemeint werden 
neben den Kriegen auf dem Balkan und dem Einmarsch der US-Truppen in den Irak 
auch die Osterweiterung bis fast auf russische Grenzen beider westlichen Allianzen, der 
NATO und der EU. Im Unterschied zu der ersten Periode verschiebt sich der Fokus 
allgemeiner Aufmerksamkeit von der Innenpolitik auf die globalen Ereignisse, die zum 
gestaltenden Faktor der Beziehungen werden. 
Besonders zwei Ereignisse dieser Zeitperiode,  eins der innenpolitischen, anderes der 
weltpolitischen  Natur,  führten  direkt  zum  Paradigmenwechsel  der  russischen 
Europapolitik:  die  Neubesetzung  des  Ministerkabinetts  in  Russland  und der  NATO-
Krieg in Jugoslawien. Die Ernennung des Ex-Geheimdienstchefs Jewgenij Primakow 
zum Ministerpräsident im Jahr 1996 brachte mit sich bald darauf die Ausformulierung 
eines  neuen außenpolitischen Kurses,  der  in  seinen  wichtigsten Zügen bis  heute  die 
Agenda prägt. Primakows Plan sah vor, dass Russland die aufgezwungene Rolle eines 
Juniorpartners des Westens ablegt, auf eigene nationale Interessen setzt und alle Kräfte 
für den Wiederaufstieg in die erste Liga der Weltpolitik mobilisiert. 
Innenpolitisch  wuchs  die  Kritik  am  Kurs  der  russischen  Außenpolitik  unter  dem 
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Außenminister Andrej Kosyrev schon seit 1993. Zum Zeitpunkt, zu dem Primakow zum 
neuen Außenminister  ernannt  wurde,  erreichte die  Kritik  ihren Höhepunkt.  Kosyrew 
warf man vor, dass die einseitige Westorientierung, die er eingeschlagen habe, nicht nur 
die erwünschten Ziele verfehlt habe, sondern es auch dazu brachte, dass Russland seine 
Eigenständigkeit als internationaler Akteur endgültig verlor. 
Die Kernpunkte der Kritik lauteten:
• die Integration Russlands in westliche Institutionen sei nicht erfolgt;
• beträchtliche finanzielle Hilfe nach dem Muster von Marshall-Plan blieb aus;
• Russland  verlor  seine  Märkte  im  postkommunistischen  Raum,  ohne  die 
Möglichkeit zu bekommen, auf die europäischen Märkte zu kommen;
• die globalen Schlüsselentscheidungen der letzten Jahre wurden ohne und sogar 
gegen Russland getroffen (NATO-Erweiterung, Balkankrieg).
Alles in allem, lautete der Urteil, habe diese Orientierung der Russischen Föderation 
mehr Schaden als Nutzen gebracht. 
2.3.1  Umformulierung der russischen Außenpolitik: Anfänge des Pragmatismus
Der neue Außenminister Primakow leitete bald nach seiner Ernennung eine realistische 
Umorientierung  russischer  Außenpolitik  ein.  „Diversifizierung“  und  „Realpolitik“ 
lauteten zwei Hauptbegriffe, auf die sich die Umformulierung stützte. Er erklärte die 
gerechte Positionierung Russlands in der sich grade neu formierenden Weltordnung zum 
Hauptziel seiner Außenpolitik. Schon aufgrund Russlands Größe und der zentralen Lage 
auf dem Kontinent stehe ihm die  Rolle eines der Zentren in  der multipolaren Welt, 
erklärte  Primakow.  Dementsprechend  soll  man  darauf  bestehen,  dass  Interessen 
Russlands respektiert werden und die Partnerschaften gleichberechtigt gestaltet werden. 
Die temporäre wirtschaftliche Schwäche des Landes soll mit Hilfe einer umfangreichen 
und diversifizierten Kooperationspolitik zu allen Nachbarstaaten kompensiert werden. 
Ein  neuer  Pragmatismus,  bei  dem  wirtschaftliche  Interessen  zum  ersten  Mal  als 
primärer Faktor der russischen Außenpolitik erschienen, setzte ein. 
Wichtige  Konsequenzen  hatte  dieser  Paradigmenwechsel  für  das  Verhältnis  zu  der 
Europäischen Union. Die Fixierung auf die USA, die typisch für die erste Hälfte der 
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1990er Jahre war, wich langsam einer primären Orientierung auf die EU  aus. Europa 
erschien  -  besonders  nach  der  Finanzkrise,  die  Russland  1998  erschütterte  -  als 
attraktive politische und wirtschaftliche Partnerschaftsalternative zu Washington. Durch 
Ökonomisierung der  russischen Außenpolitik  rückte  die  EU in den Vordergrund der 
außenpolitischen  Agenda,  zumal  gute  wirtschaftliche  und  Handelsbeziehungen  mit 
vielen EU-Ländern schon bestanden. Im russischen wissenschaftlichen außenpolitischen 
Diskurs setzte  zugleich der  Trend ein,  nach mehr Eigenständigkeit  und Respekt  für 
Russland zu fordern. Russland solle seine historische Rolle als europäische Großmacht 
in der Gemeinschaft anderer Mächte wieder einnehmen, hieß es. So war der Boden für 
die  Kurskorrektur,  die  unter  dem neuen  Präsidenten  Wladimir  Putin  folgte,  bestens 
vorbereitet.
Gegen  Ende  des  Millenniums  veränderten  sich  die  innenpolitischen  Grundlagen  in 
Russland  fundamental  und  qualitativ.  Ende  1999  trat  Jelzin  vorzeitig  von  seinem 
Präsidentenamt  zurück,  an  seine  Stelle  kam  der  seit  kurzem  zum  Premierminister 
ernannte  Wladimir  Putin  und  mit  ihm  läutete  eine  neue  Ära  in  der  russischen 
Außenpolitik ein. Mit der Umorientierung des russischen außenpolitischen Kurses in 
Richtung  Europa,  die  im  März  2000  begann,  wurde  ein  neues  Kapitel  in  den  EU-
Russland-Beziehungen aufgeschlagen. Man spricht sogar von der Entdeckung Europas 
durch die russische Politik zu dieser Zeit.42 
2.3.2 Die „Mittelfristige Strategie“ Russlands gegenüber der EU
Ein erstes Indiz für die Akzentverschiebung lieferte die im Oktober 1999 erschienene 
„mittelfristige Strategie“ Russlands gegenüber der EU.43 Sie war als Antwort auf die 
Kölner  Erklärung,  bekannt  als  „Gemeinsame Strategie“ der  EU gegenüber  Russland 
vom Juni 1999, gedacht und setzte ein Zeichen des Durchbruchs einer pragmatischen 
und auf  eigene Interessen  angelegten  russischen Westpolitik.  Der Europa-Bezug des 
42 S. z.B. bei Peter W. Schulze in: Piehl, Schulze, Timmermann: Die offene Flanke der Europäischen 
Union, S. 192-193: „Im russischen Dokument vom Oktober 1999, das in Helsinki vorgestellt wurde 
und sich als „mittelfristige Strategie“ definierte, wurden erstmals Anzeichen eines grundsätzlichen 
Umdenkens in der politischen Einschätzung hinsichtlich des europäischen Integrationsprozesses 
erkennbar. Die Veränderung in den russisch-europäischen Beziehungen 1999 waren umso 
bemerkenswerter, als der russischen Politik bis dahin profunde Vorstellungen über die Dynamik von 
Kooperation, Ausgleich und Konfliktbewältigung im europäischen Integrationsprozess fehlten.“ 
43 Mit vollem Namen heißt das Dokument „Mittelfristige Strategie für die Entwicklung der Beziehungen 
zwischen der Russischen Föderation und der Europäischen Union im Zeitraum von 2000 bis 2010“.
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neuen außenpolitischen Kurses ist der Kerngedanke des Dokuments. Man kann es die 
zweite Entdeckung des Westens von der russischen Außenpolitik nennen, bloß unter 
ganz anderen Bedingungen als Anfang der 1990er Jahre.44 
Die EU wird zum ersten Mal in ihrem Potential als bedeutender global operierender 
Akteur erkannt. Für die Partnerschaft mit Brüssel spricht nicht nur die zivilisatorische 
Zugehörigkeit  und  geografische  Nachbarschaft,  sondern  es  werden  in  erster  Linie 
konkrete  gemeinsame  Interessen  unterstrichen.  Das  Strategiepapier  beinhaltet  zwar 
ähnlich wie das Partnerschaftsabkommen weiterhin einige normative Zielsetzungen, der 
Ton unterscheidet sich aber von den vorigen Dokumenten grundsätzlich. Russland will 
zum  sicherheitspolitischen  Partner  der  EU  werden,  würde  dafür  aber  seine 
Eigenständigkeit nicht büßen. 
„Die Partnerschaft mit der Europäischen Union wird entschieden bejaht, aber gleichsam 
wird  denkbaren  Illusionen  ein  Riegel  vorgeschoben,  in  naher  oder  ferner  Zukunft  die 
Mitgliedschaft in der EU anstreben zu wollen. Auch einer eventuellen Assoziierung an die 
EU steht Moskau skeptisch gegenüber. Schließlich sei Russland noch eine Großmacht und 
Großmächte  treten  weder  eine  Assoziation,  noch  einem  Bund  bei.  Sie  unterhalten 
völkerrechtliche Vertragsbeziehungen, wird demonstrativ unterstrichen.“45 
Die Sonderrolle Russlands, die sich aus der geografischen Lage auf zwei Kontinenten 
ergibt, wird betont. Der territorial größte Staat der Erde habe ein legitimes Recht, über 
die  Geschehnisse auf dem Kontinent mitzuentscheiden,  seine  Interessen zu schützen 
und Einflusszonen zu beanspruchen.
Der Strategischen Partnerschaft mit der EU wird eine wichtige Stellung im Konzept 
russischer Außenpolitik eingeräumt, zumal Russland in seinem neuen außenpolitischen 
Verständnis nach gleichberechtigten Partnerschaften mit  anderen global  operierenden 
Akteuren strebt. Der Interessenschwerpunkt der Außenpolitik verschiebt sich aber auf 
die GUS-Länder, die in Moskau aus den sowjetischen und imperialen Zeiten traditionell 
als  Einfluss-  und  Schutzzone  galten,  und  wieder  die  erste  Priorität  gewinnen.  Zum 
langfristigen globalen Ziel benennt diese neue Konzeption die Anpassung Russlands an 
die  globalen  multipolaren  Umwandlungen  und  den  Aufstieg  in  die  erste  Liga  der 
Weltpolitik,  wo  Russland  seine  traditionelle  Rolle  als  Großmacht  neben  anderen 
44 Kaum ein europäischer Politiker oder Russlandexperte will heute wissen, dass auch er in seiner 
Außenpolitik zunächst einen konstruktiven Neuanfang mit Europa angestrebt hat.
45 Peter W. Schulze in: Piehl/Schulze/Timmermann 2005, S. 194.
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Großmächten wie die USA, China und die EU annehmen wird. Auf dem Weg zu diesem 
Ziel  soll  die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  maßgeblich 
gestärkt werden, wofür die Zusammenarbeit mit der EU besondere Relevanz hat.46 
In der europäischen Wahrnehmung kamen die neuen Töne aus Russland zuerst gut an. 
Gerade  zu  der  Zeit  haben  mehrere  EU-Staaten  -  vor  allem die  größten  Exporteure 
Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  Großbritannien  -  den  russischen  noch  relativ 
ungesättigten Markt für sich entdeckt, wo die sich langsam neu formierende Mittel- und 
Oberschicht  hungrig  auf  die  europäischen  Produkte  stürzte.  Als  Ergebnis  der 
erfolgreichen  Energiepolitik  Russlands  wuchs  die  Bedeutung  des  Landes  als 
europäischer Energielieferant. Auf diese Weise ging die Belebung der wirtschaftlichen 
Beziehungen  Anfang  des  neuen  Jahrtausends  parallel  mit  der  Intensivierung  der 
bilateralen politischen Kontakte. 
Nach  dem  Terroranschlag  auf  die  USA am  11.  September  2001,  auf  den  Moskau 
unverzüglich mit Hilfe- und Kooperationsbereitschaft reagierte, ist das Land wieder zur 
zentralen Spielfigur der internationalen Politik geworden. 
„Russland  ist  am  Ende  eines  zehnjährigen  Transformationsprozesses,  in  dem  unter 
schwierigen  Bedingungen  die  marktwirtschaftlichen  und  demokratischen  Fundamente, 
Institutionen  und  gesellschaftlichen  Kräfte  entstanden,  als  Handlungssubjekt  in  die 
internationale Politik zurückgekehrt.“47
Mit der Entwicklung des Putinschen Modernisierungsprojekten schritten aber auch die 
Autoritarisierung der  politischen Macht  und die  Zentralisierungsprozesse  voran.  Die 
globalen  Aufgaben,  die  Putin  seiner  Regierung  stellte  –  die  wirtschaftliche 
Modernisierung und die soziale Rekonstruktion, der Ausbau der Infrastruktur und die 
Stärkung der  Wettbewerbsfähigkeit,  die  technologische  Erneuerung und eine bessere 
Versorgung  der  Bevölkerung  durch  staatliche  soziale  Leistungen  -  erforderten 
bestimmte  politische  Rahmenbedingungen.  Um Neues durchzusetzen,  brauchte  Putin 
eine starke verlässliche Basis und feste hierarchische Strukturen im ganzen Land. Das 
Konzept der globalen Modernisierung stützte sich in seiner Implementierung auf die 
Stärkung staatlicher Autorität und provozierte schnell eine deutliche Einschränkung des 
46 Dazu: Foreign Policy Concept of the Russian Federation, in: International Affairs, A Russian Journal 
of World Politics, Diplomacy and International Relations, 5/2000, S. 1-15.
47 Ebd., S.199.
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Demokratisierungsprozesses. In der EU rief dies besorgte Reaktionen hervor. 
„Die freundlichen außenpolitischen Offerten des Kremls standen jedoch im Widerspruch zu 
den innenpolitischen Entwicklungen, die unter Putin in Russland ihren Lauf nahmen. Die 
Stabilisierung  Russlands  wurde  zwar  als  klares  Ziel  westlicher  Politik  definiert.  Nach 
westlichen  Vorstellungen  konnte  Russland  aber  nur  als  Demokratie  stabil  werden.  Der 
Westen wollte bestenfalls eine lose Anbindung Russlands an westliche Organisationen und 
Foren erreichen sowie billige russische Energieträger beziehen, doch die Vorstellungskraft 
für  eine  volle  Einbindung des  als  unberechenbar  angesehen  Riesenreiches  in  westliche 
Institutionen reichte in den westlichen Metropolen einfach nicht aus.“48  
Die  Vertreter  der  EU-Institutionen,  vor  allem der  Kommission  und des  Parlaments, 
äußerten immer öfter Kritik an der „gelenkten Demokratie“ in Russland.
2.3.3  Der globale Kontext und seine Auswirkung auf die Partnerschaft
In Russland wuchs inzwischen das Negativbild der NATO und das Verhältnis zu den 
USA spannte sich an. Die europäischen Regierungen wurden oft wegen ihrer „blinden 
Gefolgschaft“ der USA kritisiert. Die außenpolitischen Eliten befürchteten die weitere 
Erweiterung der NATO in Richtung russischer Grenzen und die negative Einstellung zu 
den USA übertrug sich auf die breiten Massen der Bevölkerung.49 
Die  vor  diesem  Hintergrund  1999  ausgebrochene  Balkankrise  nahm  für  die 
Bevölkerung  und  die  außenpolitischen  Eliten  den  Stellenwert  eines  traumatischen 
Schlüsselerlebnisses dieser Periode.  Von den russischen Eliten wurde dieser Krieg als 
Verletzung des Völkerrechts und Angriff auf die slawisch-orthodoxe Welt gesehen. Die 
russische  Seite  konnte  und  wollte  nicht  nachvollziehen,  warum  Europa  sich  hinter 
Kosovo  gestellt  hat,  das  für  Russland  eindeutig  ein  Hort  von  extremistischem 
Separatismus  war.  Welche Auswirkungen  könnte  das  auf  andere  nationale  und 
separatistische  Konflikte  innerhalb  Europas  haben?  Könnte  in  nächster  Zeit  auch 
Moskau  für  seinen  militärischen  Angriff  gegen  tschetschenische  Separatisten  auf 
dieselbe Weise wie Belgrad bestraft werden? 
48 Rahr 2008, S. 25.
49 Im Rahmen der Untersuchung der außen- und sicherheitspolitischen Eliten des Landes, die Moskauer 
Büro der Friedrich-Ebert-Stiftung im Jahre 2001 durchgeführt hat, wurde festgestellt, dass 52,9% der 
Befragten die Fortsetzung der NATO-Osterweiterung als Bedrohung für die russische 
Nationalsicherheit eingestuft haben. 51,4%  nannten in dieser Hinsicht auch die Weltherrschaft der 
USA und ihrer engsten Verbündeten. S. bei Schulze, Peter W., Spanger, Hans. J (Hrsg.): Die Außen- 
und Sicherheitspolitik im Neuen Russland: Eine Elitenstudie, in: Internationale Politik, Friedrich-
Ebert-Stiftung Berlin, Juli 2001.
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Mit  dem  Beginn  des  Irakkriegs,  der  in  Russland  eine  große  Empörungswelle 
hervorgerufen  hat,  und  der  darauf  folgenden  Entscheidung  gegen  die 
Waffenpartnerschaft  mit  den USA wird der  Paradigmenwechsel  in  den Beziehungen 
zum Westen offensichtlich. Obwohl Putin die guten transatlantischen Beziehungen nicht 
beschädigen und die erneute Isolation des Landes nicht riskieren wollte, überwog im 
Kreml  die  Einschätzung,  dass  die  amerikanische  Sicherheitsdoktrin  weit  über  die 
erforderliche Verteidigungsmaßnahmen hinausging und die Unterstützung des NATO-
Einsatzes  dem  russischen  Nationalinteresse  schaden  würde,  was  zu  einem 
grundsätzlichen „Nein“ zum Einmarsch in den Irak geführt hat. 
Der Konflikt  um den Irak verdeckte zeitweise wachsende Interessendivergenzen und 
einige  schwelende  bilaterale  Konflikte  mit  der  EU.  Zum  Ende  der  beschriebenen 
Periode  zählte  die  spannungsbeladene  politische  Agenda  im EU-Russland-Verhältnis 
viele ungelöste Punkte:
• die Situation um die russische Exklave Kaliningrad, die durch die bevorstehende 
EU-Erweiterung sich quasi auf dem europäischen Territorium befinden würde;
• die ausbleibende Unterzeichnung der Energiecharta seitens Russland;
• die  Kritik  in  der  EU  über  das  Vorgehen  Russlands  in  Tschetschenien,  die 
Demokratiedefizite  im  Land  allgemein  und  die  Chodorkowskij-Affäre  im 
Besonderen;
• die geplante EU-Osterweiterung und die damit verbundene Ausweitung von dem 
PKA auf die  neuen Beitrittsländer, darunter die ehemaligen Sowjetrepubliken 
Lettland, Estland und Litauen;
• die Verzögerungen vom lang ersehnten WTO-Beitritt Russlands;
• die  Rolle  der  EU  im  Balkankrieg  und  die  anschließende  Anerkennung  von 
Kosovo  als  unabhängig,  was  in  Russland  eine  weitere  Welle  der  Empörung 
hervorrief;
• die steigende Konkurrenz um den Einfluss im postsowjetischen Raum.
Diese und andere Konflikte häuften sich zum Ende 2003 an und störten den politischen 
Dialog enorm. Das Ende der ersten Präsidentschaftszeit von Wladimir Putin markiert 
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auch  den  Höhepunkt  der  konfliktträchtigen  Phase  von  der  Kurskorrektur  russischer 
Europapolitik. Der Trend zu pragmatischer Durchsetzung eigener Interessen, der in der 
„Mittelfristigen Strategie“ formuliert  wurde,  prägte  nun die  russischen Positionen in 
Debatten  und  Verhandlungen  mit  der  EU  maßgeblich.  Während  in  den  offiziellen 
Erklärungen  der  EU-Spitzen  die  normativen  Themen wie  der  Wertetransfer  und die 
Unterstützung der jungen demokratischen Ordnung in Russland weiterhin den Ton gab, 
forderte  die  russische  Seite  zunehmend  vehement  die  Anerkennung  Russlands  als 
gleichberechtigten  und  machtvollen  Partner,  der  keine  demokratische  Schulung 
benötigt. So entwickelten sich die immer spitzeren normativen Auseinandersetzungen 
zum regelrechten Wertekonflikt. 
2.4 Periode 3 (2004 – 2010): Ära des Pragmatismus
Die  schwellende  Konfliktstimmung  zwischen  Moskau  und  Brüssel  hat  an  der 
Europaorientierung  der  Putin-Administration  auch  in  seiner  zweiten  Amtsperiode 
zunächst nichts grundlegend geändert. Die Europäische Union bleibt ein bedeutender 
Eckpfeiler  der  russischen Außen-,  Sicherheits-  und Wirtschaftspolitik  bis  heute.  Die 
Verdichtung der Beziehungen zur EU hat aus russischer Perspektive ihre Logik darin, 
dass Europa die Region ist, mit der Russland historisch, wirtschaftlich und kulturell am 
engsten verflochten ist.  Die Beziehungen zwischen der EU und Russland wurden in 
dieser Periode durch den Faktor der globalen Weltgeschehnisse geprägt, wobei beide 
Seiten versuchten, auf die neuen globalen Herausforderungen zu reagieren und sich als 
selbständige Akteure auf der Weltbühne zu etablieren. Das erforderte von beiden Seiten 
ein  realpolitisches  Umdenken  ihrer  Strategien  und  stärkere  Orientierung  auf  die 
Durchsetzung eigener Interessen. Der Ton bei eventuellen Streitfragen ist dadurch auch 
schärfer geworden.50
50 S. auch bei  Bordachev, Timofej: Novij strategitscheskij sojuz. Rossija i Evropa pered vizovami XXI 
veka: vozmozhnosti „bolshoj sdelki“, Moskau 2009, S. 58: „Главным фактором, определявшим 
состояние отношении между Россиеи и Европеиским союзом в период 2003–2008 годов, стало 
нарастание борьбы каждого из партнеров за то, чтобы соответствовать международнои среде, 
которая требовала все более жесткого отстаивания своих интересов. Соответственно и тон, в 
котором осуществлялся диалог России и ЕС, становился от саммита к саммиту все более 
жестким. По мере того как один из партнеров все больше стремился свести повестку дня 
двусторонних переговоров к вопросам исключительно своеи личнои выгоды, второи все резче 
отвечал на такие попытки.“ 
Übersetzung: „Zum wichtigsten Faktor, der die Beziehungen zwischen Russland und der 
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Die  Beziehungen  verkomplizierten  sich  in  dieser  Periode  deutlich.  Die  objektiven 
Umstände,  wie  sehr  komplexe  innerpolitische  Transformationsprozesse  auf  beiden 
Seiten sowie eine ganze Reihe von ungelösten Konflikten haben dazu geführt, dass die 
Partnerschaft sich in der Zeit zwischen 2004 und 2007 im absoluten Tiefstand befand. 
Beide Partner durchliefen gerade einen schwierigen Prozess der inneren Veränderung 
und neuer Identitätssuche. 
Zum Anfang der zweiten Amtszeit von Wladimir Putin hat sich Russland endgültig von 
der  turbulenten  und  wirtschaftlich  disaströsen  Jelzin-Ära  erholt.  Das  Land  hat  die 
Schwächeperiode seiner reaktiven Außenpolitik der  1990er Jahre hinter sich gelassen 
und ist zu einer eigenständigen, handlungsfähigen und selbstbewussten Regionalmacht 
aufgestiegen.  Dank  seiner  besonderen  Stellung  als  bevorzugter  Energielieferant  und 
seinen geerbten Machtpositionen im GUS-Raum gewann Russland unter Putin eindeutig 
mehr politischen Einfluss auf dem Kontinent. 
Da die Frage der gemeinsamen Werte immer mehr zum Konfliktstoff wurde, versuchte 
der  Kreml,  um  seine  wirtschaftlichen  Interessen  nicht  zu  beschädigen,  die 
Zusammenarbeit mit der EU interessengeleitet und pragmatisch anzugehen. Die Kritik 
seitens der EU-Vertreter an die Verletzungen der gemeinsamen demokratischen Normen 
in Russland sah man als unzulässige Einmischung in die inneren Angelegenheiten und 
wehrte sie zunehmend scharf ab. Als Folge dessen wuchs aber auch die Unsicherheit 
darüber, was den konkreten Inhalt der „Strategischen Partnerschaft“ ausmacht, parallel 
mit der Unzufriedenheit über den aktuellen Stand der Beziehungen.
Die  nach  der  Osterweiterung  auf  25  Mitglieder  aufgewachsene  EU  erlebte 
währenddessen genauso eine Phase der Selbstfindung in  der neuen Dimension. Eine 
lebhafte Debatte über die Verfassung für Europa und ihre anschließende Ablehnung in 
den niederländischen und französischen Referenden dominierte die Agenda der EU-25 
in den ersten Jahren nach der Erweiterung und lenkte von den außenpolitischen Fragen 
ab. 
Europäischen Union in der Zeit zwischen 2003 und 2008 bestimmte, wurde der verstärkte Kampf 
beider Partner um Durchsetzung eigener Interessen, was die aktuelle internationale Lage erforderte.  
Dementsprechend wurde der Ton von den EU-Russland-Gipfeln von Mal zu Mal härter. Je länger 
einer der Partner versuchte, die Agenda der Gipfel entsprechend eigener Interessen zu gestalten, desto  
stärker widerstrebte sich der andere.“ 
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Darüber hinaus ist es für die erweiterte Union angesichts unterschiedlicher Erfahrungen, 
Interessen und Wahrnehmungen ihrer Mitgliedsländer viel schwieriger geworden, sich 
auf einen kohärenten Ansatz gegenüber Russland zu einigen. 
Vor  diesem  Hintergrund  schwollen  Krisensituationen  im  Verhältnis  zwischen  den 
Partner an. Allein im Jahr 2004 fanden drei schwere Konflikte zwischen Moskau und 
dem  Westen  statt.  Die  Zerschlagung  des  privaten  russischen  Ölkonzerns  Jukos  mit 
anschließender Inhaftierung dessen Chefs Michail Chodorkovskij löste in Europa eine 
Welle der Empörung aus. Man sah darin ein Zeichen des stärker gewordenen autoritären 
Regimes und prophezeite das Ende von ausländischen Investitionen in Russland. Nach 
den blutigen Ereignissen in nordossetischen Beslan im September 2004, wo bei einer 
Geiselnahme in der Schule mehrere Kinder ums Leben gekommen sind, kam es zu einer 
Eskalation im Streit um den russischen Krieg in Tschetschenien. Eine tschetschenische 
Terrorbrigade  überfiel  eine  Schule  im  nordossetischen  Beslan.  Die  mehrtägige 
Geiselnahme endete in einem Blutbad, in dem auch viele Kinder starben. In Russland 
löste der Anschlag einen Schock aus, vergleichbar mit den Reaktionen in den USA nach 
dem 11.  September.  Statt  wie damals  der  amerikanischen Regierung nun auch dem 
Kreml Solidarität zu zeigen, kritisierte die EU die unprofessionelle Geiselbefreiung, die 
so  viele  Leben  gekostet  hat.  Schließlich  stießen  in  Dezember  2004  russische  und 
europäische  Interessen  während  der  Orangenrevolution  in  der  Ukraine  heftig  auf 
einander. Im Hintergrund verliefen das ganze Jahr über die Streitigkeiten mit der US-
Regierung  wegen  des  iranischen  Atomprogramms.  Die  US-Regierung  kritisierten 
Russland für wenig Unterstützung und sogar Torpedierung ihrer Isolationsmaßnahmen 
dem Iran  gegenüber.  Putin  bestand  auf  seinem Recht,  dem Iran  beim Aufbau  einer 
zivilen Atomindustrie unter Kontrolle der IAEA  zu helfen.51
Die  radikale  Umorientierung  der  Ukraine  nach  Westen  führte  auch  zu  den  ersten 
Reibungen zwischen der EU und Russland in der Energiepolitik. Als Antwort auf den 
politischen Bruch der neuen ukrainischen Regierung mit Russland forderte Moskau von 
Kiew  marktgerechte  Preise  für  das  russische  Gas,  das  bisher  weit  unter  dem 
europäischen Preisniveau in die Ukraine geliefert wurde. Als die prowestlich orientierte 
51  Hinzu s.: „Im Übrigen waren es keine russischen, sonder, wie sich herausstellen sollte, pakistanische 
Militärtechnologien gewesen, die Irans Nuklearprogramm in Richtung einer Atomwaffenproduktion 
beförderten. Und Pakistan war ein Verbündeter der USA.“ In:  Rahr, Alexander: Russland gibt Gas, 
Hanser 2008, S.32.
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ukrainische  Regierung  sich  weigerte,  diesen  Preis  zu  akzeptieren  und  russisches 
Transitgas  nach  Europa  illegal  abzweigte,  drehte  Gasprom  der  Ukraine  für  einige 
Stunden das Gas ab. In der EU stiegen Zweifel an der Energieallianz mit Russland und 
ihrer Russia-first-Strategie an. Die Stimmen, die eine Diversifizierung der europäischen 
Energieressourcen forderten, haben Oberhand gewonnen und die EU orientierte sich in 
ihrer Suche nach den neuen Energielieferanten auf den kaspischen Raum. Die Konflikte 
um die künftigen Transportrouten und Pipelines nahmen stark zu. In dieser Zeit lud der 
US-Kongress die Ukraine in die  NATO ein, was von Russland als akute Verletzung 
seiner  Interessen  im  „nahen  Ausland“  und  sogar  als  direkte  Bedrohung  empfunden 
wurde.
Weiter  ging  es  Schlag  auf  Schlag.  Der  Streit  um  die  amerikanischen  Pläne  der 
Stationierung vom Raketenabwehrsystem in Europa  schwoll lange an, bis er im Jahr 
2007 eskalierte.  In  Moskau waren  Sicherheitsexperten  und Politiker  sich  einig:  Das 
amerikanische  Abwehrsystem richtete sich keinesfalls gegen den Iran, der nach allen 
Experteneinschätzungen in den nächsten fünf bis zehn Jahren keine Raketen mit  der 
entsprechenden Tragweite entwickeln könnte, sondern ist als eine Provokation gegen 
Russland  zu  verstehen.  Auch  wenn  niemand  ernsthaft  behaupten  konnte,  dass  die 
Radaren  und  Abfangraketen  Russland  unmittelbar  bedrohen,  sah  man  darin  einen 
schweren  Vertrauensbruch  und  die  offensive  Missachtung  von  den  russischen 
Sicherheitsinteressen. 
Der größte Konflikt zwischen Russland und dem Westen in dieser Periode betraf den 
Status  von  Kosovo.  Die  Mehrheit  der  EU-Länder  und  die  USA reagierten  auf  die 
massiven Menschenrechtsverletzungen seitens serbischer Regierung in Kosovo mit der 
Forderung nach Einmischung und traten im UNO-Sicherheitsrat für die Souveränität der 
albanischen Provinz ein. Russland unterstützte hingegen die Position vom alten Freund 
und traditionellen Verbündeten Serbien, dessen Bevölkerung sich mehrheitlich gegen 
die Unabhängigkeit von Kosovo aussprach. Auch eigene Interessen waren eindeutig im 
Spiel, da Russland zu der Zeit selbst ein ähnliches Problem in Tschetschenien hatte, wo 
Separatisten hart bekämpft wurden. 
In  ihrer  Argumentation  beriefen  sich  serbische  und  russische  Diplomaten  auf  die 
Prinzipien des Westfälischen Friedens und des geltenden UN-Völkerrechts,  demnach 
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staatliche Souveränität  unantastbar ist und die Selbstbestimmung eines Volkes nur in 
den bestehenden Staatsgrenzen erfolgen  kann.  Für die  meisten EU-Länder stand die 
Hoffnung im Vordergrund, dass die Unabhängigkeit von Kosovo der Ära der Instabilität 
auf  dem  Balkan  und  dem  Blutvergießen  das  Ende  setzen  würde.  Der 
Selbstbestimmungswille  eines  Volkes  wurde  somit  wichtiger  eingeschätzt  als  die 
Souveränität und Integrität eines Staates. 
Auf  der  Münchener  Sicherheitskonferenz  2007  kam  es  zur  Eskalation  der 
spannungsgeladenen Atmosphäre. Die Rede von Wladimir Putin, in der er im harten 
Ton  seine  neuen  außenpolitischen  Standpunkte  schilderte  und  Pläne  zur 
Neupositionierung Russlands in der Welt offenlegte, wurde heftig und kontrovers in den 
europäischen Medien ausgetragen.  Von "Eröffnung des Kalten Krieges" bis zu "Putin 
droht den USA" war in der europäischen Presse die Rede.52 Dabei ist der Kerngedanke 
dieser  Rede  nichts  mehr  als  erneuter  Aufruf  Russlands  zur  Kooperation  auf 
gleichberechtigter Basis: 
„Zum Abschluss möchte ich Folgendes bemerken. Wir hören sehr oft, auch ich persönlich, 
von unseren Partnern, auch den europäischen, den Aufruf an Russland, eine noch aktivere 
Rolle in den Angelegenheiten der Welt zu spielen. In diesem Zusammenhang gestatte ich 
mir eine kleine Anmerkung. Man muss uns kaum dazu ermuntern oder drängen. Russland 
ist ein Land mit einer mehr als tausendjährigen Geschichte und fast immer hatte es das 
Privileg, eine unabhängige Außenpolitik führen zu können. Wir werden an dieser Tradition 
auch heute nichts ändern. Dabei sehen wir sehr genau, wie sich die Welt verändert hat, 
schätzen realistisch unsere eigenen Möglichkeiten und unser Potenzial ein. Und natürlich 
möchten  wir  gerne  mit  verantwortungsvollen  und  ebenfalls  selbstständigen  Partnern 
zusammenarbeiten am Aufbau einer gerechten und demokratischen Welt, in der Sicherheit 
und Aufblühen nicht nur für Auserwählte, sondern für alle gewährleistet ist.“53
52 S. z.B bei Oliver Rolofs: „Nach Putins Redegewitter waren die Fronten klar. Sprachlosigkeit im Saal 
unter den Teilnehmern. Bei allen Gepflogenheiten des traditionell offenen Dialoges auf der Münchner 
Sicherheitkonferenz – so direkt war selten ein Politiker in München. Russlands Präsident dürfte selbst 
jene Beobachter erschreckt haben, welche schon lange auf eine Reaktion Russlands demütigende 
Rolle einer schwindenden Weltmacht seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion 1991 warteten. Jetzt 
kam sie. Ein Hauch von Kalter Krieg wehte für den Rest des Konferenztages durch den Bayerischen 
Hof. Der Alarmruf Moskaus sollte, auf die gewachsene Rolle des Landes auf der Weltbühne 
aufmerksam machen. Gleichzeitig war es Putins konkrete Warnung an den Westen, dessen Grenzen 
durch die NATO-Erweiterungsrunden immer näher an Russland gerückt sind, wie auch unilateristische 
Zielsetzungen von Staaten im internationalen System von Moskau künftig nicht mehr klaglos 
hingenommen werden. Deutlicher konnte Putin kaum werden.“ Unter: 
http://www.securityconference.de/Putin-Rede-2007.381.0.html, abgerufen am 10.04.2011.
53 Die Rede des russischen Präsidenten Wladimir Putin auf der 43. Münchener Sicherheitskonferenz 
kann man in englischer Übersetzung hier nachlesen: 
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2.5  Das Dokument über Vier Gemeinsame Europäische Räume als Zeichen der 
Pragmatisierung der Partnerschaft
Trotz der oben beschriebenen angespannten Lage zwischen den Partnern zum Ende der 
ersten Präsidentschaftsperiode von Putin ist 2005 ein weiteres Dokument entstanden, 
das den Übergang zur neuen Phase der Partnerschaft kennzeichnet. Die Vereinbarung 
über  Vier  Gemeinsame  Gesamteuropäische  Räume  wurde  nach  schwierigen 
Verhandlungen auf dem EU-Russland-Gipfel in Moskau im Mai 2005 verabschiedet. 
Das Papier versteht sich als ein Agendakatalog für die Partnerschaft und listet auf 52 
Seiten  mehr  als  400 Maßnahmen  auf.  Sie umfassen Kooperationsvorschläge  für  die 
Räume  Wirtschaft  und  Handel;  Freiheit,  Sicherheit  und  Justiz;  Äußere  Sicherheit; 
Forschung, Bildung und Kultur. 
Das Dokument ist zwar kein Vertrag - also völkerrechtlich nicht verbindlich, wurde aber 
von  beiden  Seiten  als  nützlich  und  perspektivreich  wahrgenommen.  Wie  die 
Beschreibung der ersten zwei Phasen der Partnerschaft verdeutlicht hat, funktionierte 
das  normativ geprägte  und allgemein formulierte  PKA nur  ansatzweise.  Von beiden 
Seiten wurde mehrmals Bedenken geäußert, ob das Abkommen zehn Jahre später der 
Partnerschaft  noch  gerecht  ist.  Daraus  entwickelte  sich  die  Initiative  zur 
Ausformulierung  von  einem  neuen  Dokument  für  die  EU-Russland  Partnerschaft, 
unverbindlich, aber pragmatisch orientiert und mit konkreten Maßnahmen ausgefüllt. 
Das Besondere an dem Dokument ist seine umfangreiche, konkrete, mit pragmatischen 
Zielen  und  Aufgaben  vollgespickte  Agenda.  Es  beschreibt  Ziele  und 
Implementierungsmaßnahmen in den vier Handlungsfeldern, die hier kurz beschrieben 
werden. Als Reaktion auf die Kritik, dass es bei der Umsetzung der Räumen mangelt, 
wird das  Dokument  seit  Ende  2005 die  gemeinsamen  Räume genannt,  sondern  die 
Wegekarten (road maps) zu den gemeinsamen Räumen.
2.5.1 Raum 1: Wirtschaft und Handel
Der  Gemeinsame  Wirtschaftsraum  gilt  auf  beiden  Seiten  als  Herzstück  der 
Strategischen Partnerschaft.  Das strategische,  auf Dauer verfolgte Ziel ist hier, einen 
http://www.securityconference.de/archive/konferenzen/rede.php?
menu_2007=&menu_konferenzen=&sprache=de&id=179&, abgerufen am 12.04.2012.
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gemeinsamen  offenen  und  integrierten  Markt  zu  schaffen.  Konkret  wird  dafür 
angestrebt, durch wechselseitige Abmachungen die Handels- und Wirtschaftsaktivitäten 
zu  erleichtern,  die  Industrieproduktion  zu  harmonisieren,  die  Transparenz  beim 
Wettbewerb zu fördern, das Investitionsklima zu verbessern, intellektuelle Besitzrechte 
zu  schützen,  die  Stabilität  der  gemeinsamen  Finanzsysteme  zu  sichern,  die 
interregionale  und  grenzüberschreitende  Zusammenarbeit  zu  erleichtern  und  die 
Infrastrukturen  gemeinsam zu  entwickeln.  Diese Wegekarte  ist  die  umfassendste  im 
ganzen Dokument. Dabei muss es bemängelt werden, dass auch dieses Road Map trotz 
vieler  konkret  benannten  Kooperationsprojekten  ziemlich  vage  und  unverbindlich 
formuliert  ist.  Besonders  auffällig  ist  es,  dass  die  im  PKA  noch  angestrebte 
Freihandelszone hier – trotz der Ernennung eines offenen, integrierten Marktes zum Ziel 
der Partnerschaft – gar nicht erwähnt wird. 
2.5.2 Raum 2: Freiheit, Sicherheit und Justiz
Schon im Vorfeld des Gipfels fand eine schwierige Auseinandersetzung um diesen stark 
normativ belegten Raum statt. Russland bereitete vor allem der Begriff „Freiheit“ Sorge, 
da es aus Moskauer Sicht wiederum einen Streit um gemeinsame Werte und Normen 
entzünden  könnte.  Der  Aspekt  „Grundrechte  und  demokratische  Prinzipien“  gehöre 
nicht in das aus konkreten Maßnahmen bestehende Dokument, sondern bilde einen Teil 
des unverbindlichen politischen Dialogs, argumentierte der Kreml und bestand auf dem 
verengten Verständnis von Freiheit  als  „Reisefreiheit“.  Erst  kurz vor  dem Moskauer 
Gipfel im Mai 2005 lenkte russische Regierung plötzlich ein und akzeptierte die EU-
Interpretation von „Freiheit“,  was zum Teil damit  erklärt  wurde, dass der Kreml als 
Gegenschritt  dafür  das  Einlenken  der  EU  bei  der  Einführung  des  lang  erhofften 
visafreien Reiseverkehrs erhoffte.
In diesem Raum wurden die Kooperation in Visafragen und bei  der Asylpolitik,  die 
Zusammenarbeit  im  Antiterrorkampf  und  die  gemeinsame  Bekämpfung  des 
transnationalen Verbrechens, der Kampf gegen Drogenschmuggel und Menschenhandel 
sowie die Verbesserung des Rechtssystems und die Kooperation in Kriminalfällen als 
Ziele deklariert. Zu der Umsetzbarkeit in diesem Raum kann man ungefähr dasselbe wie 
zum  Raum  Wirtschaft  sagen.  Es  ist  auch  hier  die  Kluft  zwischen  Absicht  und 
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Wirklichkeit festzustellen.54
2.5.3 Raum 3: Äußere Sicherheit
Diese Wegekarte ist die unverbindlichste von allen und weist den höchsten Grad der 
Unbestimmtheit auf. Als zentrale Ziele gelten hier das gemeinsame Krisenmanagement, 
die  Stärkung  des  Dialogs  in  internationalen  Beziehungen,  die  Kooperation  in 
Zivilschutz  und  die  gemeinsame  Einführung  der  Kontrollmechanismen  über  die 
Nichtverbreitung der Massenvernichtungswaffen. Dem Wortlaut nach ist die Schaffung 
des  gemeinsamen  Europa  ohne  Trennlinien  das  zentrale  Anliegen  des  Dokuments. 
Genauso vage, wie diese Formulierung klingt, sieht auch die tatsächliche Kooperation 
in diesem Bereich aus. Die wirklich problematischen Punkte, in denen eine gemeinsame 
Lösung einen Riesenfortschritt in der Partnerschaft bedeuten würde, allem voraus die 
eingefrorenen  Konflikte  auf  dem europäischen  Kontinent  -  in  Transnistrien  und  im 
Südkaukasus - oder die Reaktion beiderseits auf die NATO-Pläne zur Erstellung eines 
Raketenabwehrsystems  auf  dem EU-Territorium werden  in  der  Wegekarte  gar  nicht 
erwähnt.
2.5.4 Raum 4: Forschung, Bildung, Kultur
Da es in diesem Raum am wenigsten politischen Divergenzen gibt, werden hier auch die 
Ziele besonders konkret und langfristig formuliert. Angestrebt wird die Unterstützung 
beim gegenseitigen Austausch von Wissenschaftlern (darunter auch Erleichterung bei 
Vergabe von Visa), die Förderung des Bologna-Prozesses, die Schaffung und Förderung 
von  Europa-Studiengängen  in  Russland,  die  Beteiligung  Russlands  am  Erasmus-
Programm, der Übergang zum Bachelor-Master-System beiderseits,  die Erleichterung 
der  Mobilität  für  Schüler,  Studenten  und  Wissenschaftler,  die  Stärkung  von  der 
Kulturkooperation  und  den  Universitätspartnerschaften.  Zu  jedem  Bereich  dieses 
Raumes werden auch konkrete Maßnahmen zur Erreichung der Ziele aufgezählt.
2.5.5 Analyse des Dokuments: pragmatisch, aber unverbindlich
Die Reaktionen auf das Wegekartendokument fielen bei amtlichen Kundgebungen in 
Moskau wie in Brüssel sehr positiv aus. Die EU-Kommission sah den Erfolg darin, dass 
54 Vgl. in den Analysen: Adomeit, Hannes; Linden, Rainer: Die „Gemeinsamen Räume“ Russlands und 
der EU, Wunschbild oder Wirklichkeit, SWP Studie, Berlin Nov. 2005; Emerson, Michael: Four 
Common Spaces and the Proliferation of the Fuzzy, CEPS Brüssel, Mai 2005.
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die Road Maps – wenn nicht im verbindlichen Wortlaut, wie zuvor im PKA, aber in 
ihrem ganzen Inhalt und der Zielsetzung – den gemeinsamen normativen Grundlagen 
der  EU-Außenpolitik  entsprechen.55 Auch in Moskau sah man ein positives  Zeichen 
darin,  dass  man  trotz  schwellender  Konfliktstimmung  sich  auf  ein  konkretes,  dem 
pragmatischen Charakter der Beziehungen entsprechendes Dokument einigen konnte. 
Da  das  Dokument  von  den  Vertretern der  EU  und  Russlands  zusammen  erarbeitet 
wurde,  bedeutete  es  für  Russland,  dass  es  nicht  mehr  ein  bloßer  Adressat  der  EU-
Programme wie z.B. bei der Gemeinsamen Strategie oder ENP ist, sondern ein mehr 
oder weniger gleichberechtigter Partner. Auch die als anfangs besonders problematisch 
geltenden normativen Paragraphen hat man in Moskau relativ gelassen angenommen, da 
sie  nicht  von oben  nach unten,  von einem  Senior- zu  einem Junior-Partner  diktiert 
wurden,  sondern  der  Gegenstand  langer  Verhandlungen  waren.  Dies  erklärt  auch 
andererseits,  warum sie  in  so einer  verwässerten Form im Dokument  aufgenommen 
wurden.
Ein weiteres Zeichen der Unverbindlichkeit von Road Maps und zugleich der immer 
wieder betonte Mangel ist die Tatsache, dass trotz einer vielfältigen Agenda und der 
konkreten Aktionsplänen weder Verantwortliche noch Fristen für die Durchführung der 
Maßnahmen  festgelegt  wurden. Beim  unverbindlichen  Charakter  des  Dokuments 
besteht Gefahr, dass all diese Pläne auf dem Papier bleiben. 
Bei aller berechtigten Kritik  bezüglich der Unverbindlichkeit des Dokuments und der 
daraus erfolgenden mangelnden Umsetzbarkeit der dort geschilderten Maßnahmen darf 
man  die  eigentliche  Bedeutung des  Dokuments  nicht  außer  Acht  lassen:  Trotz  aller 
Konflikte  und  Missverständnisse  der  letzten  Jahre  gelang  es  beiden  Seiten,  die 
normativen Auseinandersetzungen beiseite zu legen und sich auf einen umfangreichen 
Katalog mit den zum Teil sehr konkreten Aufgaben zu einigen. Die neue Sachlichkeit 
des Dokuments mit der Betonung auf Effizienz und Problemlösung zeichnet eine neue 
Ära  der  pragmatisch  geprägten  Beziehungen  aus.56 Das  ist  auch  der  grundsätzliche 
55 Reaktionen zitiert nach  Adomeit, Hannes, Lindner, Rainer: Die „Gemeinsame Räume“ Russlands und 
der EU, Wunschbild oder Wirklichkeit, SWP Studie, November 2005.
56 S. zum Vergleich auch bei Hannes Adomeit und Rainer Lindner: „Die eigentliche Bedeutung des 
Dokuments liegt darin, dass trotz aller Auffassungsunterschiede und divergierender Wertvorstellungen 
ein umfangreicher Katalog konkret zu lösender Aufgaben aufgestellt worden ist. Sollte der politische 
Wille vorhanden sein, könnten die jeweiligen Verwaltungen damit beauftragt werden, den Katalog 
abzuarbeiten.“  Ebd., S. 6.
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Unterschied der „Gemeinsamen Räume“ zu den vorherigen Dokumenten, in denen die 
Ziele der EU-Russland-Partnerschaft definiert worden sind. 
Sowohl in Brüssel als auch in Moskau wurde das Dokument in der Öffentlichkeit und 
auf der amtlichen Ebene sehr positiv wahrgenommen. Auf die Kritik, dass die  Road 
Maps wenig konkret seien, räumte der Außenminister Russlands Sergej Lawrow  ein, 
das  Dokument  sei  eben  „eher  der  Anfang“  einer  neuen  Dialogetappe  in  den  EU-
Russland-Beziehungen.  Genauso  betont  wurde  das  positive  Signal,  dass  auf  beiden 
Seiten  der Wille besteht, in konkreten Bereichen kooperativ und effizient zu handeln, 
statt den normativen Wertestreit weiter populistisch auszutragen.
Auch in den jährlichen Fortschrittsberichten der EU-Kommission wurde das Dokument 
als  Erfolg  bewertet.  Es  wird  zwar  bemängelt,  dass  die  Zusammenarbeit  in 
Gemeinsamen  Räumen  wenig  konkrete  Ergebnisse  bisher  gebracht  hat  –  mit  dem 
Hinweis, es liege an Russlands mangelnder Kooperationsbereitschaft – aber dabei auch 
betont, die Arbeit im Rahmen der Wegekarten  wirke sich positiv auf den politischen 
Dialog aus. 
„In general, the overall day to day business was conducted efficiently under all the common 
spaces and some progress continued to be made. Dialogue and contacts have continued 
under  all  four  Common Space  Road  Maps.  All  dialogues  have  substantially  deepened 
mutual  understanding  of  policies.  However,  a  number  of  the  economic  dialogues have 
slowed or even not met at all in 2009, or produced little tangible results besides exchanges 
of  views  on  policy  or  legislative  changes.  This  was  inter  alia  due  to  organisational 
difficulties or lack of real interest on the Russian side – some co-chairs of the groups were 
not  appointed  or  important  subjects  could not  be  discussed due  to  the  absence  of  key 
representatives. A priority for 2010 is to streamline the dialogues and subgroups and make 
them more result-oriented.“57
2.6 Die Partnerschaft nach dem Ablauf vom PKA
Im Dezember 2007 ist das für zehn Jahre abgeschlossene PKA offiziell abgelaufen. Laut 
dem Artikel 106 soll das Abkommen nach dem Ablaufen automatisch um je ein Jahr 
verlängert werden, solange es nicht gekündigt wird oder beide Seiten sich auf ein neues 
57 EU-Russia Common Spaces Progress Report 2009, European Commission, March 2010, in: 
http://ec.europa.eu/external_relations/russia/index_en.htm
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Abkommen nicht einigen.58  Allem Anschein nach wollte zunächst niemand von dieser 
Option Gebrauch machen. Schon in den letzten  zwei Jahren der PKA-Laufzeit ließen 
die offiziellen Erklärungen auf beiden Seiten eine Einigkeit darüber erkennen, dass ein 
neues  Abkommen  angestrebt  wird.  Trotzdem  hat  es  nach  Dezember  2007  fast 
anderthalb Jahre gedauert,  bis die Verhandlungen über ein neues Dokument auf dem 
EU-Russland-Gipfel  im  Juni  2008  in  Sibirien  offiziell  gestartet  wurden.  Da 
innereuropäisch  die  Mitglieder  zuvor  einstimmig  den  Verhandlungen  Start  geben 
müssten,  haben  einige  EU-Länder  dieses  Prinzip  zur  Lösung  eigener  Probleme  mit 
Russland genutzt.  Zuerst  hat Warschau als Antwort auf das von Russland eingelegte 
Fleischembargo  aus  Polen  sein  Veto  auf  Verhandlungsaufnahme  eingelegt,  danach 
drohte  eine  Zeit  lang  auch  Litauen  damit.  Erst  nachdem  Russland  im  Fleischstreit 
eingelenkt hat, nahm Polen sein Veto zurück. 
Dabei  scheint  die  Bedeutung  dieses  Streites  vor  allem  im  russischen  Diskurs 
überbewertet zu sein. Nicht allein das Veto Polens stand dem schnellen Fortschritt bei 
den Verhandlungen im Weg. 
„Dass das Verhältnis dennoch ins Stocken geriet, hat weniger mit dem polnischen Verhalten 
zu tun, als mit der Tatsache, dass beide Seiten einen nur geringen Drang verspürten, ihre 
Beziehungen wiederzubeleben.“59 
Die EU musste vorerst zwei Erweiterungsrunden 2004 und 2007 verkraften, sowie sich 
mit  den  Folgen  des  Scheiterns  vom Verfassungsvertrag  auseinandersetzen.  Sie  hatte 
weder Zeit noch Ressourcen, um in den direkt darauf folgenden Jahren einen Neuanlauf 
in den Beziehungen zu Moskau zu initiieren. Die Jahre 2005-2008 werden oft als die 
„Sinneskrise“  der  Union  bezeichnet.  Die  Ablehnung  der  Verfassung  in  den 
niederländischen  und  französischen  Referenden  hat  die  Frage  nach  der  zukünftigen 
Gestalt der EU mit neuer Dringlichkeit aufgeworfen. Das Prinzip der Einstimmigkeit, 
das bei der GASP weiterhin bestehen bleibt, macht die Entscheidungsprozesse bei 27 
teilweise  kontroversen  Stimmen  sehr  schwierig.  Außerdem  ist  Russland  auch  ein 
ziemlich  unbequemer  Partner:  aufgrund  des  strak  unterschiedlichen  Charakter  der 
bilateralen Beziehungen zwischen einzelnen EU-Ländern und Moskau fällt es der EU 
58  S. Agreement on Partnership and Cooperation, in: 
http://ec.europa.eu/external_relations/ceeca/pca/pca_russia.pdf, abgerufen am 3.01.2008.
59 Stewart, Susan: Ein neues EU-Russland-Abkommen, SWP-Aktuell, Juni 2008, S. 1.
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als Ganzes schwer, einen gemeinsamen Ansatz zu finden. Was von Russland auch so 
wahrgenommen und manchmal gerne ausgenutzt wird. 
„Auch auf russischer Seite  mangelte  es an dem Bedürfnis, rasch ein neues Abkommen 
abzuschließen. Russische politische Akteure haben sich längst darauf eingestellt, dass die 
EU  von  internen  Problemen  absorbiert  ist,  und  sind  dazu  übergangen,  bilaterale 
Beziehungen mit  einzelnen EU-Mitgliedstaaten zu pflegen,  wenn dies  für  die  russische 
Seite vorteilhaft erscheint.“60 
Im März 2008 hat sich in Russland ein Regierungswechsel vollzogen. Mit der Wahl von 
Dmitri  Medwedew  zum  neuen  Präsidenten  der  Russischen  Föderation  wurde  ein 
Generationswechsel an der Machtspitze eingeleitet. Er ist der erste Präsident, der weder 
in der kommunistischen Partei  in den Sowjetzeiten noch in der Jelzin-Administration 
einen hohen Posten bekleidete. Der scheidende Präsident Wladimir Putin übernahm das 
Amt des Premierministers. Der reibungslose und gewollte Machtwechsel im Kreml lässt 
vermuten, dass der politische Kurs Russlands einschließlich der Außenpolitik unter dem 
neuen  Präsidenten  fortgesetzt  wird.  Das  Ziel  bleibt  dasselbe:  „Russland  soll  im 
internationalen  Staatensystem die  Vakanz wieder füllen,  die  mit  dem Untergang der 
Sowjetunion  eintrat  und  soll  als  verantwortungsvolle  und  berechenbare  Großmacht 
konstruktiv in der internationalen Staatengemeinschaft mitwirken.“61 
Auch  der  Grundschnitt  der  russischen  Außenpolitik,  wie  er  1996  von  Ewgenij 
Primakow  formuliert  wurde,  bleibt  im  Prinzip  unverändert.  Die  sogenannte 
Mehrvektorenpolitik, gerichtet auf die gleichzeitige und gleichwertige Kooperation mit 
den globalen geopolitischen Machtzentren wie der EU, den USA und China, scheint 
weiterhin den Interessen des Landes am besten zu entsprechen.62 Angesichts der hoch 
gesteckten Ziele  der  inneren Modernisierung des  Landes  hat  Moskau kein Interesse 
daran,  die  Beziehungen  mit  seinen  Modernisierungspartnern  zu  verderben.  Das 
Verhältnis zur Union, aber auch zu den USA und China bleiben auch für Medwedew 
60 Ebd., S. 2.
61 Schulze, Peter W.: Putins Vermächtnis: Russische Innen- und Außenpolitik zu Beginn der 
Präsidentschaft Dmitri Medwedews, IPG 4/2008, S. 64-65.
62 „Weder impliziert Moskau einen Kurswechsel in den Beziehungen zu den USA, noch kann das zur 
Schau getragene Desinteresse des Kreml am moralischen Zeigefinger Brüssels als Abwendung von 
Europa interpretiert werden – im Gegenteil. Moskau drängt und setzt auf Kooperation, weil davon 
nicht zuletzt der Erfolg des Modernisierungsprojektes abhängt. Die Bedingungen der Kooperation 
haben sich allerdings verändert. Gefordert wird eine Zusammenarbeit unter Gleichen und die 
gemeinsame Gestaltung der anstehenden Ordnungsaufgaben in Europa und in anderen 
Konfliktregionen der Welt.“, Ebd., S. 66-67.
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deswegen wesentlich.  Das Ziel  des Mehrvektoren-Konzeptes ist,  interessenspezifisch 
mit  allen  drei  Punkten  des  Dreiecks  vernetzt  zu  bleiben  und  so  außenpolitische 
Alternativen für sich zu sichern, falls es zum politischen Zerwürfnis mit einem der drei 
Partner  kommen  sollte.  Langfristig  soll  dieser  außenpolitische  Kurs  die  Position 
Russlands als eine aufsteigende Regionalmacht sichern:
„One such reality is the return of Russia to global politics, the global economy and finance 
as an active,  full-fledged actor.  This refers to our place on the world energy and grain 
markets;  to  our  leadership in the field  of  nuclear energy and space exploration;  to  our 
capabilities in the sphere of land, air and sea transit; and to the role of the rubble as one of 
the most reliable world currencies.“63 
2.7  Zwischenfazit: Entwicklung der Partnerschaft EU-Russland zwischen 
Normativität und Pragmatismus
Das Ziel dieses Kapitels war die Erstellung eines historischen Grundrahmens für die 
weiterfolgende theoretische Auseinandersetzung mit dem Wandel in der EU-Russland-
Partnerschaft. Dafür wurde die Entwicklung der europäisch-russischen Beziehungen seit 
Russlands Antritt auf die weltpolitische Bühne im Jahr 1991 holzschnittartig skizziert. 
Für  Strukturierung  der  Ereignisse  wurde  eine  im  russischen  Diskurs  gängige 
Periodisierung der Beziehungen benutzt. 
Als wichtige Faktoren für den Wandel - auf die im weiteren Verlauf der Arbeit noch 
zurückgegriffen wird - wurden die inneren Entwicklungen sowohl in Russland als auch 
in der Union sowie Ereignisse in der globalen Welt deskriptiv erfasst. Eine wesentliche 
Prämisse war dabei, dass die Beschreibung nicht nur und nicht überwiegend auf den 
Transformationsprozess in Russland fokussiert ist – wie es im europäischen Diskurs bei 
ähnlichen Analysen üblich ist – sondern auch die inneren Entwicklungen in der EU als 
ein wichtiger Faktor des Paradigmenwechsels betrachtet werden.
Die Analyse des historischen Verlaufs der Partnerschaft hat bestätigt, dass diese sich seit 
ihrem  Entstehen  1991  tatsächlich  maßgeblich  transformiert  hat.  Neben  den 
selbstverständlichen Veränderungen und Entwicklungen, die sowohl die EU als auch 
63 Lawrow, Sergei: Russia and the World in the 21st Century, Russia in Global Affairs, Vol.6, September 
2008.
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Russland als sich  neu formierende Akteure in den letzten 20 Jahren erlebt haben und 
welche entsprechende temporäre Auswirkungen auf die Partnerschaft hatten, wurde in 
diesem Kapitel auch eine signifikante und möglicherweise langfristige Verschiebung der 
Akzente  der  Partnerschaft  auf  der  Skala  zwischen  Normativität  und  Pragmatismus 
festgestellt. 
In Russland vollzog sich in  den  1990er  Jahren der  schwierigste Systemwechsel  seit 
1917, was nicht nur eine andauernde innere Instabilität  und Machtkämpfe zur Folge 
hatte,  sondern  auch  eine  dementsprechend  wechselhafte,  orientierungslose  und  oft 
widersprüchliche Außenpolitik. Für die Europäische Union waren die 1990er Jahre die 
Zeit  der  Vertiefung  und  der  Erweiterung  des  Integrationsprozesses.  Nach  der 
Ratifizierung  des  Maastrichter  Vertrages  begann  1992  seine  langwierige  und 
schwerfällige Umsetzung, was den Fokus von der Außen- und Sicherheitspolitik, der 
noch  das  Ende  der  1980er Jahre  kennzeichnete,  auf  die  innereuropäischen 
Angelegenheiten verschob. Russland war, wenn überhaupt, als geostrategischer Junior-
Partner  und  die  Ausweitungszone  des  europäischen  Demokratisierungsprozesses 
relevant. Von dem neuen östlichen Nachbarn erwartete man im Westen eine einseitige 
und schnellstmögliche Annäherung an die europäischen demokratischen Normen und 
marktwirtschaftlichen Standards. Unter dieser Bedingung wurde die Partnerschaft ins 
Leben  gerufen.  Die noch  sehr  unstabilen  demokratischen  Kräfte  in  Russland 
akzeptierten  diese  Bedingung in  der  Hoffnung  auf  die  finanzielle  und  politische 
Unterstützung des Transformationsprozesses. 
Die Partnerschaft  dieser Periode kann man mit Sicherheit  als überwiegend normativ 
charakterisieren. Der beste Beweis dafür ist das 1994 unterschriebene Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommen zwischen der EU und Russland.64 Das Dokument basiert 
sich auf der europäischen Auffassung der normativen Außenpolitik, bei der gemeinsame 
Werte und Normen eine unentbehrliche Grundlage jeder Partnerschaft sind. Schon in 
der  Präambel  zum  Abkommen  werden  gemeinsame  Werte  betont.65 Beide  Seiten 
64 „Respect for democratic principles and human rights as defined in particular in the Helsinki Final Act 
and the Charter of Paris for a New Europe, underpins the internal and external policies of the Parties 
and constitutes an essential element of partnership and of this Agreement.“, Article 2 of Partnership 
and Cooperation Agreement
65 „CONSIDERING the importance of the historical links existing between the Community, its Member 
States and Russia and the common values that they share;“ Präambel von Partnership and Cooperation 
Agreement, S.3
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erklären  sich  den  Normen  einer  demokratischen,  pluralistischen  und  liberalen 
Gesellschaft verbunden und verpflichten sich, politische und wirtschaftliche Freiheiten 
zu  stärken.  Da  Russland  noch  eine  Demokratie  im  Werden  ist,  beziehen  sich  die 
Zielsetzungen  des  PKA  insbesondere  auf  die  Unterstützung  des 
Demokratisierungsprozesses  und  des  Übergangs  zur  Markwirtschaft  in  Russland 
(Artikel 1). Die Politik der Union gegenüber Moskau basierte auf der Vorstellung, man 
teile mit dem östlichen Nachbarn die als westlich geltenden demokratischen Werte und 
jegliche  Hilfe  solle  primär  der  Implementierung  dieser  Werte  im  russischen 
Staatssystem dienen.  Diese  Auffassung einer  normativen  Partnerschaft  hat  Russland 
vorerst bedingungslos akzeptiert.
„The EU had hoped that by working closely with Russia, and by offering aid, advice and its 
own best practice, it could help the country become more open and democratic. During the 
decade or so that the EU has followed this approach, Russia has moved in the opposite 
direction. Yet many Europeans have been reluctant to question the underlying assumption 
of the EU’s original Russia policy, namely that Russia wants to be ‘like us’. Rather than 
conducting a cool-headed re-assessment,  the EU has sometimes behaved like a  sulking 
lover whose well- meaning advances have been rejected.“66
Die anfängliche  optimistische  und bedingungslose Orientierung nach Westen verflog 
schon während der Jelzin-Ära, als die finanzielle Hilfe ausblieb und die europäische 
Außenpolitik  stark  die  russischen  Nationalinteressen  konterminierte.  Dazu  kam  der 
gestiegene Einfluss der nationalistischen Kräfte in Russland. Spätestens zum Ende von 
Jelzins Präsidentschaft 1999 sprach man sich im Kabinett mehrheitlich für einen neuen 
Kurs in der Europapolitik aus.
Die  zweite  Periode  der  Beziehungen  (1999-2003),  in  der  in  Russland der  generelle 
Kurswechsel  der  Außenpolitik  unter  Ewgenij  Primakow  stattfand  und  die  EU 
währenddessen  ihre  größte  Erweiterungsrunde  vorbereitete,  stand  trotz  dieser 
innenpolitischen  Transformationen  überwiegend  unter  dem  Zeichen  der 
richtunggebenden Ereignisse auf der internationalen Bühne. Die NATO-Osterweiterung, 
der Krieg in Jugoslawien und die Bombardierung von Belgrad, der Terroranschlag vom 
11.  September  auf  die  USA sowie  der  Einmarsch  der  NATO-Truppen  in  den  Irak 
beeinflussten  die  EU-Russland-Partnerschaft  genauso  wie  die  bevorstehende  EU-
66 Barysh, Katynka: Russia, realism and EU unity, CER policy brief, July 2007.
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Osterweiterung. Parallel zu den Turbulenzen auf der Weltbühne schritt in Russland der 
Erstarkungs-  und  Erholungsprozess  fort.  Spätestens  mit  dem  Amtsantritt  des  neuen 
Präsidenten  Putin  entwickelte  sich  endgültig  ein  neues  Konzept  der  russischen 
Außenpolitik,  die  von  nun  an  souverän  auf  die  Durchsetzung  nationaler  Interessen 
gerichtet war und die Behandlung auf Augenhöhe von den westlichen Partnern forderte. 
Seit 1999/2000 formulierte die russische Seite entschlossener ihren Anspruch, eigene 
Vorstellungen  über  die  Gestaltung  der  Partnerschaft  einzubringen.  Die  im  PKA 
vorgesehene langfristige Übernahme von  acquis communitaire  der EU stellte man in 
den regierungsnahen außenpolitischen Kreisen zunehmend in Frage. Multilateral wurde 
diese  Periode  durch  die  Intensivierung  des  politischen  Dialogs  einerseits  und  den 
gleichzeitigen  Rückgang  tatsächlicher  Kooperation  wegen  der  sich  anhäufenden 
Konflikte andererseits  geprägt.  Der  Wertebezug  wurde  infolge  dieser  Entwicklung 
zunehmend  relativiert.  Die  Unzufriedenheit  der  europäischen  Partner  mit  der 
Entwicklung der Demokratisierungsprozesse in Russland, die immer öfter Ausdruck in 
der  normativen  Kritik  vor  allem  aus  dem  EU-Parlament  fand,  und  steigende 
Empfindlichkeit  Russlands demgegenüber  führten dazu,  dass die  Partner  sich immer 
weiter  in  die  unproduktive  Wertedebatte  vertieften. Dadurch,  dass  das  PKA keine 
Beitrittsperspektive  für  Russland  vorsah  und  dementsprechend  kaum  Ansporn  und 
Kontrollmechanismen  über  die  Zielumsetzungen  anbot,  konnte  die  Union  wenig 
Einfluss auf die autoritären Entwicklungen in Russland nehmen. 
Auf der anderen Seite stieg die Interdependenz in den wirtschaftlichen, energetischen 
und  sicherheitspolitischen  Bereichen  an  und  Russland  entwickelte  sich  langsam  zu 
einem wichtigen Partner. In dieser Zeit  liegen die Wurzeln des neuen pragmatischen 
Verhältnisses zwischen der EU und Russland.
Vor dem Hintergrund der sich auf eine neue multipolare Ordnung bewegenden Welt 
kam die Partnerschaft zum Jahr 2004 in die dritte Phase. Das wirtschaftlich erstarkte 
und zunehmend selbstbewusste Russland will mit der Union nun auf der Augenhöhe 
kooperieren. Nicht nur ist die wirtschaftliche und energetische Interdependenz zwischen 
den Partnern gewachsen, sondern Moskau  spielt auch auf der Weltbühne wieder eine 
bedeutende Rolle. 
Die  Zahl  der  Konflikte  und  Problemfelder  zwischen  Moskau  und  Brüssel  haben 
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währenddessen  drastisch  zugenommen.  Der  Wertekonflikt,  der durch  die  Weigerung 
Russlands,  sich  auf  das  europäische  Vorbild  eines  demokratischen  Staates  zu 
orientieren, sich weiter zuspitzte, und das wachsende Missverständnis dessen seitens der 
Union haben die Beziehungen in eine normative Sackgasse geführt. Daraus entwickelte 
sich  die  Tendenz  beiderseits,  sich  zunehmend  auf  die  gemeinsamen  Interessen  zu 
konzentrieren und der Wertedebatte aus dem Weg zu gehen. In dieser Zeit verfestigt sich 
die  Wende  vom  normativen  zum  interessengeleiteten  praktischen  Ansatz  der 
Beziehungen.  Der  Charakter  der  Partnerschaft  wird  pragmatisch,  was  einen 
dokumentarischen  Ausdruck  in  der  2005  unterschriebenen  Vereinbarung  über  vier 
Gemeinsame Europäische Räume gefunden hat.
Ende November 2007 ist das für  zehn Jahre gültige PKA zwischen der Europäischen 
Union und Russland abgelaufen. Somit stehen die europäisch-russischen Beziehungen 
vor einer wichtigen Entscheidung. Die Zukunft wird noch zeigen, wie schnell sich die 
EU-Mitglieder und die russische Regierung auf ein neues Dokument einigen werden 
und  wie  dieses  Dokument  inhaltlich  aussehen  wird.  Aus  der  Perspektive  dieser 
Dissertation  ist  es  vor  allem  interessant,  in  welcher  Form  der  neue  Charakter  der 
Partnerschaft Ausdruck in einem neuen Dokument findet. 
„The  interdependence  has  forced  both  the  EU  and  Russia  to  start  rethinking  bilateral 
relations, from the assumption that bilateral relations should be based on EU norms and 
“shared values” to a more pragmatic  intention to build a  constructive partnership.  This 
noticeable shift should be essential for a new treaty between Russia and EU.”67
Nach dem historischen Überblick über die Entwicklung der Beziehungen zwischen der 
Union  und Russland und der  Darstellung des  Charakterwandels  in  seiner  zeitlichen 
Entwicklung  seit  1991  geht  es  im  nächsten  Kapitel  zunächst  um  die  theoretische 
Erfassung von Werten und Interessen in der Außenpolitik und im zweiten Teil konkret 
darum, wie sich dieses Verhältnis in der Partnerschaft EU-Russland gestaltet. 
67 Barysh, Katynka: The EU and Russia: from principle to pragmatism?, CER policy brief, November 
2006.
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3   Das ewige Dilemma: Interessen oder Werte
Ob man sich aus den Medien oder wissenschaftlichen Arbeiten über das Thema der EU-
Russland-Partnerschaft informiert: Wenn es um die Beziehungen zwischen diesen zwei 
Akteuren geht, taucht die berühmte These  Interessen versus Werte unweigerlich auf.68 
Dabei werden die beiden Sachverhalte in den meisten Fällen als contradiction in terms 
behandelt.  Den  Regierungen  der  EU-Staaten  wird  von  den  empörten  Medien  nicht 
selten  Heuchelei  und  Egoismus  vorgeworfen,  wenn  diese  -  geleitet  durch  ihre 
pragmatischen Interessen – die Gas-Verträge mit Russland abschließen, ohne darauf zu 
bestehen, dass Russland zuerst die gemeinsamen demokratischen Werte akzeptiert: „Die 
Beteiligung von Gazprom an RWE schafft neue Abhängigkeit von russischem Gas. Eine 
bezahlbare  Energieversorgung  auf  Kosten  demokratischer  und  rechtsstaatlicher 
Werte?“69 In der lange herrschenden Tradition der Gegenüberstellung von Idealismus 
und Realpolitik in den internationalen Beziehungen werden ideelle Werte und konkrete, 
pragmatische Interessen oft als Gegensätze in der Außenpolitik gesehen: 
„In  den  letzten  Monaten  hat  sich  die  Debatte  innerhalb  der  Europäischen  Union  über 
wertebasierte oder interessenbasierte Beziehungen zu Russland erheblich verschärft. Das 
eine,  idealistische  Lager  fordert  eine  gesamthafte  Deutung,  die  die  demokratische 
Konditionalität zum zentralen Baustein im Beziehungsgeflecht erhebt; die nachdrückliche 
Forderung nach demokratisch-rechtsstaatlichen Reformen in Russland sollte demnach den 
Grad der Zusammenarbeit zwischen beiden Akteuren bestimmen. Das andere, realistische 
Lager betont die strategischen Interessen, die Russland und die EU verbinden, die durch 
überzogene Konditionalität nicht belastet werden dürfen.“70 
Das erste Lager,  auf  das sich das Zitat  bezieht,  vertritt,  meiner Meinung nach,  eine 
unrealistisch-absolutistische  Moral,  die  mit  den  Realien  der  Außenpolitik  wenig 
68 Hier nur einige von vielen Beispielen: Mangott, Gerhard: Werte oder Interessen. Die Beziehungen der 
EU mit Russland oder gesinnungsethische Illusionen, Kommentar, unter: http://www.laender-
analysen.de/russland/pdf/Russlandanalysen121.pdf,; Mahlow, Bruno: EU-Russland: „Risse im 
gemeinsamen Haus“, Europäisches Friedensforum Nr.20, unter: 
http://www.friedensforum.gbmev.de/doc/Nr.20%20EU-Russland%20Risse%20im%20gemeinsamen
%20Haus.pdf; Schmidt, Diana: Eine Wertelücke zwischen Russland und dem Westen? Vorläufige 
Anmerkungen zu einem schwierigen Diskurs, in: russlandanalysen, Juni 2005; Barysh, Katynka: 
Russia, realism and EU unity, CER policy brief, July 2007.
69 Zusammengehen mit Gasprom erhöht Abhängigkeit, Handelsblatt, 19.07.2011, unter: 
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/zusammengehen-mit-gazprom-erhoeht-
abhaengigkeit/4409862.html?p4409862=all, abgerufen am 7.01.2012.
70 Mangott, Gerhard: Im Widerstreit von Werten und Interessen, Russland und die Energiesicherheit der 
EU, unter: http://www.iip.at/projects/sym08/beitraege/Mangott_2.pdf, abgerufen am 12.12.2011.
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gemeinsam  hat.  Interessen  sind  jedem  politischen  Handeln  immanent.  Von  keinem 
Akteur, sei es ein Staat, eine Organisation oder ein Individuum, kann man erwarten, 
dass er bewusst zu seinem Nachteil handelt. 
Dieses Handeln wird aber nicht nur von pragmatischen Abwägungen über mögliche 
Vorteile  und  Nachteile  geleitet,  sondern  auch  von  den  Vorstellungen,  was  in  den 
jeweiligen  Umständen „gut“  und „angebracht“  wäre.  Die Interessen und Werte  sind 
somit  konstitutive  Teile  jeder  Außenpolitik,  die  dementsprechend ebenso  selten rein 
rationell  oder  rein  idealistisch  sein  kann.  Das  sorgfältige  Abwägen  zwischen  den 
legitimen Interessen eines Akteurs und den Grundnormen des angebrachten Verhaltens 
in  der  Außenwelt  gehören  zum  Alltag  des  politischen Entscheidungstreffens,  in  der 
Innenpolitik genauso wie in den internationalen Beziehungen.71 
In  diesem  Kapitel  wird  die  Meisterfrage  der  EU-Russland-Beziehungen  aus  der 
theoretischen Perspektive betrachtet. Der wichtige Ansatz ist hier, dass die Interessen 
und  Normen  nicht  als  ursprünglich  einander  kontrovers  betrachtet  werden,  sondern 
lediglich  im  Verhältnis  zueinander  und  in  ihrer  gegenseitigen  Wirkung  analysiert 
werden  müssen.  Die  Ausgangsthese,  die  schon  in  der  Einführung  zur  Dissertation 
aufgestellt wurde, lautet diesbezüglich: 
Werte und Interessen – obwohl sie  im Kontext  der realen Außenpolitik oft  in einem 
konkurrierenden  Verhältnis  zueinander stehen  –  müssen  nicht  a  priori  einander  
ausschließen. Sie sind sowieso meistens so sehr miteinander verwoben und ineinander 
integriert,  dass man sie selten sauber voneinander trennen kann und nur zusammen 
bilden sie die Grundlage des innen- sowie außenpolitischen Handelns aller Akteure.  
Demnach sind solche  Extreme wie  eine rein normative,  von partikulären  Interessen  
befreite  Außenpolitik  oder  eine  Interessenpolitik  frei  von  allen  Werten und  Normen 
praktisch  unmöglich.  Trotzdem  kann  man  in  der  realen  Welt  der  internationalen  
Beziehungen beobachten, dass manche Partnerschaften oder Assoziierungen zwischen  
zwei  oder  mehreren  Akteuren  zu  manchen  Zeitpunkten  mehr  in  eine  oder  andere  
71 Vgl.: „Man kann von jedem - Individuum wie Staat - eine sorgfältige Rechtsgüterabwägung 
verlangen, ein Abwägen zwischen seinen legitimen Interessen und den damit konkurrierenden Werten 
- man kann von ihm nicht einen völligen, bis zur Selbstaufgabe führenden Verzicht (und darauf läuft 
dieser Absolutismus langfristig hinaus) seiner Interessen verlangen.“ Kohlhammer, Siegfried: Was soll 
die Außenpolitik leiten, Werte oder Interessen? Beides!, Cicero online, 29.02.2008, unter: 
http://www.cicero.de/was-soll-die-außenpolitik-leiten-werte-oder-interessen-beides/38538, abgerufen 
am 7.01.2012.
64
Richtung tendieren,  sind überwiegend wertebasiert oder interessengeleitet.  Wenn der  
Fokus sich verschiebt, erleben die Beziehungen einen deutlichen Wandel, was anhand 
des Beispiels der EU-Russland-Partnerschaft 1991-2010 in dieser Arbeit gezeigt wird. 
Das Kapitel wird mit der Erstellung eines theoretischen Bezugsrahmens für die weitere 
Untersuchung eröffnet. In den Begriffen der außenpolitischen Theorien sprechend, kann 
man  diesen  Rahmen  als  moderat-konstruktivistisch  bezeichnen.  Von  den  weit 
verbreiteten  realistischen  und  neorealistischen  Ansätzen  wird  hier  die  These 
übernommen,  dass  die  Staaten  primär  interessengeleitet  handeln  und  sich  auf  die 
vorgegebene Machtstrukturen dabei orientieren. 
In der noch ziemlich jungen Tradition des Konstruktivismus wird hier die Rolle der 
immateriellen  Faktoren  aber  auch  berücksichtigt.  Neben  Machtressourcen  und 
Interessen  wirken  auch Ideen,  Werte  und Normen auf  das  auswärtige  Verhalten  der 
Akteure.  Somit  erhalten  auch  Ideen  eine  Erklärungskraft  für  den  außenpolitischen 
Wandel.  Dennoch werden  rationalistische  Theorien  in  dieser  Arbeit  nicht  komplett 
durch ideenbasierte Ansätze ersetzt, sondern vielmehr durch sie ergänzt. Interessen und 
Werte  sollen  nicht  als  eine  Kontroverse  per  se  dargestellt,  sondern  in  ihrer 
Wechselwirkung gezeigt werden. 
In diesem Rahmen erfolgt dann die eigentliche Analyse von Interessen und Werten als 
konstitutiven  Elementen  der  EU-Russland-Partnerschaft.  Im  ersten  Schritt  werden 
Interessen  und  Kooperationsmotive  beider  Seiten  unter  die  Lupe  genommen.  Die 
russischen  und  die  EU-Interessen  werden  zusammen  getragen,  analysiert  und  -  je 
nachdem, ob sie miteinander harmonieren oder einander widersprechen - in zwei grob 
umrissenen Clusters zusammengefasst (Räume der gemeinsamen Interessen und Räume 
der Interessendiskrepanz). Kurze Beschreibung einiger konkreter Problemfälle in den 
Räumen  der  Interessendiskrepanz  soll  dabei  verdeutlichen,  wie  konterkarierende 
Interessen die Partnerschaft beeinflussen. 
Im  zweiten  Teil  des  Kapitels  geht  es  um  die  Werte,  die  auf  die  gleiche  Weise 
miteinander  verglichen  werden.  Es  soll  dabei  nachgefragt  werden,  ob  eine 
Wertediskrepanz zwischen Russland und dem Westen sich tatsächlich nachweisen lässt. 
Aufbauend auf  den  Ergebnissen dieser  Analysen  soll  in  diesem Kapitel  explizit  die 
Frage beantwortet werden, welche Rolle die Interessen und Werte in der EU-Russland-
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Partnerschaft spielen und ob ein Spannungsverhältnis zwischen den beiden Kategorien 
besteht.
3.1 Zur Rolle von Interessen und Werten in den Konzepten der Außenpolitik
Im klassischen Sinne wird unter Außenpolitik die Politik eines Staates gegenüber seiner 
auswärtigen Umwelt verstanden.72 Die gängigen theoretischen Ansätze zur Definition 
und Erklärung der Außenpolitik, wenn man sie anhand ihrer Grundannahmen gruppiert, 
laufen auf drei Erklärungsmuster hinaus:
• die  Außenpolitik  ist  ein  nach  außen  orientiertes,  zielgerichtetes, 
entscheidungsbasiertes und  interessengeleitetes Handeln eines Akteurs (meist 
eines Staates) in seinem politischen Umfeld;
• ein nach außen gerichteter  Bereich der Politikgestaltung, der von inhaltlichen 
Dimensionen  wie  der  Staatsbau,  das  politische  System,  die  innerstaatlichen 
Akteure usw. geprägt ist und in Form von pragmatischer Abwägung der Ziel-
Mittel-Kombinationen oder Rollenmuster zum Ausdruck kommt;
• eine Politik gegenüber Dritten, die auf kollektiven Identitäten, Werten, Normen 
und Ideen basiert und über Handlungsnormen und Mittelpräferenzen vermittelt 
wird.73
Bei jedem der drei Konzepte geht es um Interessen oder Ideen, ausgehend von denen 
das Außenhandeln eines Akteurs erklärt wird. Was sich dabei unterscheidet, ist lediglich 
die Betonung, die entweder auf den rational erfassten, meist pragmatischen Interessen 
oder auf den subjektiven und auf spezifischen Traditionen basierten Normen liegt. In 
der  traditionellen  Sicht  (realistische  und  neorealistische  Theorien)  ist  der  Staat  ein 
Akteur,  der  sich  stets  zweckbestimmt  verhält  und  in  seinen  außenpolitischen 
Entscheidungen bestimmte Absichten und Interessen verfolgt.  Seine Außenpolitik ist 
somit  ausnahmslos interessengeleitet.  Da die  nationalen Interessen über eine  längere 
Zeit meist konstant bleiben, werden die Veränderungen im auswärtigen Verhalten eines 
72 Vgl. Wilhelm, Andreas: Außenpolitik, Oldenbourg 2006, S. 8-9: „Dem traditionellen Verständnis 
folgend, bezeichnet Außenpolitik die Gesamtheit aller Entscheidungen und Handlungen eines Staates, 
die auf Adressaten im internationalen Umfeld, auf politische Akteure in Staaten oder internationalen 
Organisationen, gerichtet sind.“
73 Vgl. bei Wilhelm, Ebd., S. 7-14.
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staatlichen Akteurs durch Ereignisse im internationalen Umfeld, auf die  er  reagieren 
muss, oder durch den Wandel der Strukturen innerhalb des Staates selbst erklärt. Der 
Schwerpunkt solcher Analysen liegt demnach auf der Untersuchung der spezifischen 
nationalen  Interessen  eines  Staates,  die  sich  in  Absichten,  Stellungnahmen  und 
Staatsaktionen äußern, und der empirischen Betrachtung dessen, wie diese Interessen im 
Zusammenspiel oder in der Kollision mit den Interessen anderer Akteure durchgesetzt 
werden. 
In den erst seit  Beginn der 1990er Jahre  an Einfluss gewonnenen konstruktivistischen 
Theorien wird der Fokus auf die immateriellen Aspekte der Innen- und Außenpolitik 
verschoben. Die Interessen der Akteure (Staaten und Organisationen) werden nicht als 
eine feststehende, aus objektiven Gründen geformte Größe gesehen, sondern als etwas, 
das erst durch die Entscheidungsträger als solches formuliert wird. Diese sind ihrerseits 
– genauso wie die Gesellschaften, vor denen die Entscheidungsträger ihre Legitimation 
dafür erhalten – bei der Ausformulierung staatlicher Interessen von dem Irrationalen 
beeinflusst. Das heißt, dass solche Begriffe wie Ideen, Identitäten, Normen, Werte sowie 
Spezifikationen  der  politischen  Kultur  und  der  historischen  Tradition  -  die  alle 
miteinander  jeweilige  Weltbilder  konstituieren  –  die  gleiche  Erklärungskraft  für  die 
Motivation des außenpolitischen Handelns erhalten, wie die materiellen Faktoren. Das 
rationale  Handeln eines Staates  wird hiermit  nicht  grundsätzlich bestritten,  es erhält 
jedoch  eine  zusätzliche  ideelle  Komponente,  die  bei  den  Analysen  stets  zu 
berücksichtigen ist. 
Im  Rahmen  dieser  Arbeit  werden  beide  Ansätze  miteinander  kombiniert,  um einen 
komplexen und objektiven Analyserahmen zu erstellen. Wie Andreas Wilhelm in seinem 
Standardwerk bemerkt,  folgt  eine  Außenpolitik  in  aller  Regel  dem  Prinzip  der 
Mehrfachverursachung.74 Wenn man entweder nur die rationell erfassten Faktoren wie 
Interessen, Kosten-Nutzen-Erwägungen, Machtressourcen und verfügbare Instrumente 
oder die nur due ideelle Komponente wie Ideen, Identitäten und Wertevorstellungen bei 
der Analyse der Außenpolitik berücksichtigt, läuft man unausweichlich die Gefahr, eine 
sehr  einseitige  Darstellung  der  außenpolitischen  Realität  zu  erarbeiten.  Um das  zu 
74 „Da zahlreiche Faktoren, Akteure und Analyseebenen bei der Formulierung und Realisierung von 
Außenpolitik ineinander greifen, hat ein Modell der Außenpolitikanalyse zunächst zu berücksichtigen, 
dass Außenpolitik in aller Regel (1) dem Prinzip der Mehrfachverursachung folgt, (2) sich auf 
unterschiedlichen Ebenen bezieht und (3) wesentlich von den jeweiligen Rahmenbedingungen, den 
Kontexten abhängig ist.“ Ebd., S. 349.
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vermeiden, werden im Rahmen dieser Arbeit beide Dimensionen des Verhältnisses EU-
Russland  parallel  untersucht.  Die  Außenpolitik  wird  hier  als  das  Ergebnis  der 
Wechselwirkung  von  den  rationell  formulierten  oder  aus  bestehenden 
Machtverhältnissen resultierenden Interessen des Akteurs und den Ideen, Werten und 
Normen, die zu bestehendem Zeitpunkt in der Gesellschaft gelten, verstanden. Diesen 
Ansatz illustriert sehr gut die Definition der Außenpolitik nach Wilhelm: 
„Unter Außenpolitik ist das nach außen, auf eine bestimmte internationale Umwelt bzw. 
einen  Adressaten,  in  der  Regel  auf  einen  Staat  oder  andere  Aktionseinheiten  der 
internationalen  Politik  gerichtete  und  in  den  internationalen  Bereich  sich  erstreckende 
grenzüberschreitende  Entscheidungshandeln  eines  souveränen  Akteurs  (  Staates)  zu 
verstehen. Dieses  erfolgt  zum einen in der  Absicht  der  eigenen  Interessenwahrung und 
-durchsetzung gegenüber der internationalen Umwelt, zum anderen unter Reaktion auf von 
außen kommende strukturelle Einflüsse und aktuelle Handlungen wie auch aufgrund von 
innerstaatlichen  bzw.  gesellschaftlichen  Wirkungsfaktoren  und  Präferenzaggregationen. 
Zielfestlegung,  Verhaltensplanung  und Mitteleinsatz  der  von  Weltbildern,  Einstellungen 
und Ideen geprägten Führungskräfte  im politischen System vollziehen sich  dabei  unter 
doppelseitiger Berücksichtigung sowohl der innerstaatlichen (kulturell geprägten) Prozesse 
der  politischen  Willensbildung  als  auch  der  regionalen  und  internationalen 
Umweltfaktoren.“75
3.2  Interessen in der Außenpolitik
„Ziele  bzw.  Interessen  stellen  eine  unverzichtbare  Grundkategorie  der  Analyse  von 
Außenpolitik dar. So stehen Interessen, sei es historisch rückblickend, auf die Gegenwart 
bezogen oder zukunftsorientiert, im Mittelpunkt der außenpolitischen Willensbildung und 
Entscheidungsdurchführung.“76 
Zu den  Interessen  als Analysekonzept in der auswärtigen Politik und  internationalen 
Beziehungen wurden im Laufe der Geschichte mehrere Erklärungsmodelle entwickelt. 
In  der  materialistischen  Geschichtsauffassung  werden  Interessen  als  „seinsbedingtes 
Eigennutzstreben, als sozialorganisatorisches Gesetz der kalkulierten Rücksicht auf den 
eigenen Vorteil bzw. den der eigenen Gruppe“77 definiert. 
Diese  Begriffsprägung  wurde  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg  grundlegend  für  das 
75 Ebd., S. 14.
76 Ebd., S. 113.
77 Siedschlag, Alexander: Definition und Reichweite des Interessenbegriffes in den internationalen 
Beziehungen, unter: http://www.esci.at/eusipo/dt_int.html, abgerufen am 29.09.2010.  
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Interessenkonzept des klassischen Realismus. Demnach sind Interessen eine objektive 
Kategorie, sie ergeben sich aus formalen Faktoren und transepochalen Gesetzen und 
beeinflussen direkt die Handlungen der Akteure. Mit der Entwicklung von Politik- und 
Sozialwissenschaften  verlagerte  sich  der  Fokus  langsam  auf  die  sozialen  und 
strukturellen Komponenten der Politikforschung. Außenpolitik wird von den politischen 
Akteuren formuliert und ist also das Ergebnis ihrer Ziele, Interessen und Vorstellungen. 
Das nationale Interesse ist in der Tradition des deutschen Neorealismus demnach nicht 
mehr als die Summe objektiver Grundbedürfnisse eines Staates definiert, sondern als 
eine  subjektive Kategorie,  die  beschreibt,  was  die  Regierung dieses Staates für sein 
Interesse  hält. 
Der in den 1980er Jahren entstandene neoliberale Institutionalismus und seine aktuellen 
Weiterentwicklungen  gehen  demgegenüber  davon  aus,  dass  die  internationalen 
Verflechtungen  und  die  wachsenden Breite  und  Tiefe  internationaler  Institutionen 
gemeinsame  Vorstellungen  und  Problemperspektiven  schaffen,  in  deren  Folge  sich 
nationale  Wertordnungen ebenso wie Interessen nach und nach einander  angleichen. 
Schließlich kommt es zur Entwicklung elementarer internationaler Harmonie, vor allem 
infolge  eines  wachsenden  gemeinsamen  Wahrnehmungs-  und 
Kommunikationshorizonts. Fundamental ist der Begriff  nationales Interesse nach wie 
vor  dafür  geeignet,  um  langfristig  die  Orientierungsgrößen  der  Außen-  und 
Sicherheitspolitik eines Landes darzulegen und damit den Vergleich zu anderen Staaten 
zu ermöglichen. 
Die Interessen stellen, objektiv gesehen, keine Grundkoordinaten eines Akteurs dar, sie 
werden  als  solche  empfunden  oder/und  formuliert.  Das  bedeutet:  Sie  sind  keine 
unbestreitbare und für immer festgelegte Größen, sondern in erster Linie das, was die 
Individuen,  die  Entscheidungskompetenz  in  einem  Land  haben,  unter  staatlichen 
Grundbedürfnissen  in  bestimmten Situationen  verstehen.  Wenn  die  Umstände  –  das 
äußere  Umfeld oder  die  inneren  Strukturen  –  sich  ändern,  werden  die  Interessen 
überprüft  und an  die  neuen Gegebenheiten  angepasst.  Zusammengesetzt  werden die 
Interessenkonzepte aus kontinuierlichen Faktoren – dem Territorium, der geografischen 
Lage, den Beziehungen zu bestimmten Nachbarn, dem Klima und anderen physischen 
Gegebenheiten, der historischen Entwicklung und Traditionen des Landes – sowie den 
innersystemischen und relevanten situativen Faktoren in der Außenwelt.  Obwohl die 
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rationelle Komponente beim Formulieren der Interessen deutlich vertreten wird, – diese 
sind schließlich zweckbedingt -  ist sie keine ausschließliche Grundlage des Interesses. 
Erstens hat die Außenpolitik eine doppelt gerichtete Natur, sie agiert nach außen und 
muss sich nach innen stets ihrer Legitimität vergewissern. So sind auch die nationalen 
Interessen  stark  von  der  inneren  Verfassung  des  Landes  abhängig  und  müssen  im 
Konsens  mit  der  Gesellschaft  und  allen  relevanten  Akteuren  ausgearbeitet  werden. 
Zweitens  gehört  zu  den  kontinuierlichen  Bestimmungsfaktoren  eines  Interesses  eine 
ideelle Komponente in Form von Identitäten, Selbst- und Fremdbildern, Traditionen, 
Normen und Ideen, die die Gesellschaft und regierende Eliten prägen.
Ausgehend von Interessen werden außenpolitische Ziele formuliert. Die Ziele, die sich 
auf lange Zeit als stabil und prioritär erweisen, werden zu nationalen Interessen eines 
Staates erklärt. Das nationale Interesse bezieht sich primär auf das auswärtige Handeln 
des Staates und wird so zur Grundlage seiner Außenpolitik. Aus dem Vergleich eigener 
Interessen  mit  denen  anderer  Akteure  werden  Szenarien  über  Realisierungschancen 
jeweiliger Ziele und konkrete Strategien erstellt. 
Die  miteinander  harmonierenden  Interessen  einiger  Akteure  können  zu  den 
Zusammenschlüssen  führen,  bei  denen  Interessengemeinschaften  entstehen,  die  so 
unterschiedliche  Formen  wie  Kooperationen,  Assoziierungen,  Partnerschaften, 
Bündnisse  oder  Integrationen  annehmen  können.  Interessengegensätze  formen  nicht 
minder den internationalen Raum, indem sie zu zwischenstaatlichen Konflikten, Krisen 
und Kriegen führen können. Auf diese Weise haben Interessen eine strukturbildende 
Funktion.78 Diesem Muster folgend, werden im vorliegenden Kapitel die Interessen der 
EU  und  Russlands  in  der  Partnerschaft  miteinander  verglichen  und  je  nach 
Harmoniegrad  in  zwei  Clusters  gruppiert,  Räume  der  gemeinsamen  Interessen und 
Räume  der  Interessendiskrepanz genannt.  So  kann  es  verdeutlicht  werden,  wo  die 
Partnerschaft  ihre  Potenziale  und  Schwierigkeiten  hat,  die  eventuell  zum  Wandel 
beigetragen haben.
Andererseits – und hier sind wir wieder bei dem Verhältnis zwischen Interessen und 
Werten – können Interessenkonzepte dafür genutzt werden, ein bestimmtes politisches 
Programm oder eine individuelle Entscheidung der Öffentlichkeit als legitim und sogar 
absolut  ethisch richtig zu präsentieren.  Somit  könnten die Entscheidungsträger  „eine 
78 Wilhelm, S. 115.
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spezifische Idee oder Gesinnung mit dem ideologischen Schleier des Nationalinteresses 
verkleiden und als absolutes Maßstab des richtigen Handelns in ihrem außenpolitischen 
Programm festschreiben; insbesondere, wenn die Gesinnungen dabei mit dem Anspruch 
auf scheinbar universelle Gültigkeit und von allen Staaten als richtig anzuerkennende 
Moralnormen versehen werden“.79 Hier wird der oben angesprochene Zusammenhang 
zwischen den Interessen und den Werten deutlich. Die Verbindung funktioniert in beide 
Richtungen: das  Transportieren  bestimmter  Werte  nach  außen kann  bestimmten 
pragmatischen Zwecken in der Außenpolitik dienen und ist somit tatsächlich ein Teil 
des Interesses, andererseits können Werte und Normen als Verkleidung für bestimmte 
nicht  normative  Ziele  missbraucht  werden,  um  diese  als  ethisch  einwandfrei  zu 
verkaufen. Ferner,  das  Ineinanderspielen  von  Interessen  und  Werten  kann  auf 
unterschiedliche Art und Weise stattfinden:
• den  bestimmten  Interessen  liegen  bestimmte Ideen,  Normen  und Werte 
zugrunde, weil sie die Weltbilder  derjenigen prägen, die über das Formulieren 
der  staatlichen  Interessen  entscheiden  und  zugleich  den  gesellschaftlichen 
Diskurs, in dem diese Entscheidungen stattfinden, beeinflussen;
• Interessen  können  Werte  und Normen  vermitteln  -  ein  grundwertekonformes 
Verhalten  eines  Akteurs,  seiner  Verfassung  entsprechend,  kann  in  seine 
außenpolitische Doktrin als Grundlage für seine Interessen mit einfließen;80
• das  gilt  auch  umgekehrt:  Werte  und  ihre  Wahrung,  Verbreitung  und 
Durchsetzung können zum Inhalt des nationalen Interesses erklärt werden, ohne 
dass  es  dabei  um  unehrenhaftes  Verdeck  von  anderen,  weniger  legitimen 
Motiven geht;81
• natürlich  können  aber  auch  Werte  und  Normen  als  Verkleidung  für  weniger 
legitime Interessen missbraucht werden.
Diese gegenseitige Wirkung von den Interessen und den Werten wird auch in der für 
79 Ebd., S. 115.
80 Die Webseite des deutschen Auswärtigen Amtes erklärt: "Ziel deutscher Menschenrechtspolitik ist die 
weltweite Durchsetzung und Sicherung der ganzen Bandbreite der Menschenrechte".
81 Vgl.: „So wie staatliche oder nationale Interessen wertevermittelte, das heißt in der Politik gemeinhin: 
rechtsvermittelte sind, so sind Werte (in der Form von Rechten) und deren Durchsetzung, Wahrung 
und Verbreitung Inhalt des nationalen Interesses.“, Kohlhammer, Siegfried, Was soll die Außenpolitik 
leiten, Werte oder Interessen? Beides!, Cicero online, 29.02.2008, unter: http://www.cicero.de/was-
soll-die-außenpolitik-leiten-werte-oder-interessen-beides/38538, abgerufen am 7.01.2012.
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weitere  Benutzung  übernommenen  Definition  vom  außenpolitischen  Interesse  nach 
Wilhelm  betont:  „Außenpolitische  Interessen  sind  [..]  verhaltenssteuernde, 
situationsspezifische, wahrnehmungs- und wertbedingte Zielsetzungen bzw. latente oder 
erkennbare Willensorientierungen der außenpolitischen Führungsträger.“82 
Jeder  Staat  beziehungsweise  Akteur  hat  üblicherweise  nicht  nur  ein  dominierendes 
staatliches  Interesse,  sondern  eine  ganze  Reihe  von  Grundinteressen,  die  in  einem 
hierarchischen  Verhältnis  zueinander  stehen.  Eine  schriftliche  Erklärung  dieser 
Grundinteressen mit Hinweis auf den Prioritätenrang nimmt die Form eines Programms 
oder politischer Richtlinien an.  Bei den großen Mächten werden diese Leitlinien als 
Doktrin  bezeichnet.  Eine  Doktrin  transportiert  eine  gewöhnlich  an  bestimmte 
Adressaten  gerichtete  Botschaft  und  stellt  die  Perspektive  des  Staates  auf  konkrete 
Situationen oder die allgemeine Lage des Internationalen Systems dar.  Obwohl jeder 
Staat  seine Interessen selbständig und in Abwägung vieler Faktoren formuliert, kann 
man  eine  Reihe  von  den  nationalen  Grundinteressen  aufstellen,  die  über  konkrete 
Umstände  und  längere  Zeitspannen  hinweg  die  Staaten  in  ihren  Außenbeziehungen 
leiten. Allgemein richten sich die nationalstaatlichen Interessen auf vier Ziele:
• Sicherheit, um die Erhaltung des Staates und des jeweiligen politischen Systems 
zu gewährleisten;
• Souveränität,  um  gegenüber  äußerlichen  Einflüssen  seine  Integrität  zu 
bewahren;
• nationaler Wohlstand;
• bestimmter Status in der Weltordnung und damit verbundenes Prestige.
Manchmal können diese Ziele einander widersprechen, deswegen erstellen die meisten 
Staaten  eine  Prioritätenpyramide,  bei  der  einige  der  Interessen  eine  Zeit  lang  nicht 
verfolgt  werden,  wenn  es  der  Durchsetzung  anderer,  vorrangiger  Interessen  dient. 
Besonders  anschaulich  ist  dies  im  Falle  der  EU,  die  als  Gemeinschaft  mit  einem 
gemeinsamen Markt die wirtschaftspolitischen Vorteile durch Abgabe von Teilen der 
Souveränität  ihrer  Mitgliedstaaten  erreicht  hat.  Im  Regelfall  haben  aber  alle  vier 
genannten  Interessen  für  die  staatlichen  Akteure  eine  zentrale  Bedeutung.  Wie  die 
Interessen von Russland und der EU konkret aussehen und inwieweit sie miteinander 
82 Wilhelm, S. 116.
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korrespondieren wird im weiteren Verlauf des Kapitels ausführlich analysiert.
3.3  Außenpolitik und Werte
Diese Arbeit  vertritt  in der Tradition der gemäßigt-konstruktivistischen Theorien der 
Außenpolitik  den  Ansatz,  dass  die  ideelle  Komponente,  ausgedrückt  in  Ideologien, 
Werte-  und  Normenvorstellungen  sowie  Identitäten,  eine  vergleichbare  Rolle  im 
außenpolitischen Handeln spielt wie Interessen. Oben wurde schon beschrieben, wie auf 
unterschiedliche  Weise  die  einen  meist  mit  den  anderen  verbunden  sind  oder 
aufeinander wirken. Ideen liegen somit jeder Außenpolitik zugrunde und müssen bei 
einer fundierten Außenpolitikanalyse berücksichtigt werden. 
Diese  These  beruht  auf  der  Tatsache,  dass  außenpolitische  Entscheidungen  von den 
Akteuren  getroffen  werden,  die  in  einem  bestimmten,  durch  Weltanschauungen, 
Perzeptionen, Selbst- und Fremdbildern, Ideen und Normen geformten Kontext agieren 
und von ihm bewusst  oder  unbewusst  beeinflusst  werden.  Die  Entscheidungen sind 
überhaupt  erst  durch die  Wahrnehmung und Deutung der  politischen Gegebenheiten 
möglich  und beides  erfolgt  durch  die  Prismen der  Weltanschauungen.83 Das  Deuten 
eines  bestimmten  politischen  Ereignisses  geschieht  meistens  unter  Berücksichtigung 
einschlägiger Erfahrungen und Kenntnisse aus der Vergangenheit. 
Insofern  spielt  das  historische Element  in  der  Außenpolitik  ebenso eine  bedeutende 
Rolle.  Aus  dem  Vergleich  und  der  Auswertung  vorangehender  Ereignisse  werden 
Analogien  und  Denkbilder  abgeleitet. Aus  den  Traditionen  und  historischen 
Entwicklungen entstehen bestimmte Werte- und Normensysteme. Neben individuellen 
Überzeugungen,  die  sich  auf  das  Handeln  der  Akteure  auswirken,  werden  so  die 
gesellschaftlichen Diskurse geschaffen, die den Rahmen für das auswärtige Verhalten 
eines  Staates  bilden.  Die  Normen  und  Vorstellungen,  die  von  der  Mehrheit  der 
Menschen über die Staats- und Kulturgrenzen hinaus akzeptiert werden – zum Beispiel 
die  Vorstellung  von  Menschenrechten  - erhalten  eine  globale  Geltung  und  werden 
universelle Werte genannt. So gesehen wirken die Ideen, Werte und Normen auf drei 
Ebenen gleichzeitig: auf der persönlichen Ebene eines Staatsakteurs (wie er oder sie die 
83 Vgl. bei Rittberger: „Leitideen bilden somit eine Linse, durch die politische Akteure  die Welt 
(selektiv) wahrnehmen. Sie geben bestimmte Problembearbeitungsstrategien als „natürliche“, 
angemessene Reaktionen auf politische Herausforderungen vor – was zugleich dazu führt, dass 
alternative Vorgehensweisen mitunter erst gar nicht in Betracht gezogen werden.“ Rittberger, Volker;  
Kuck, Andreas; Romund, Anne: Grundzüge der Weltpolitik, Theorie und Empirie des Weltregierens, 
Wiesbaden 2010, S. 113.
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Welt sieht), auf der gesellschaftlichen Ebene  (was in der Tradition seiner Gesellschaft 
als Norm gilt) und schließlich auf der transnationalen Ebene  (was in der humanitären 
Tradition der Menschheit als global geltende Werte und Normen verstanden wird). 
Beim Formulieren der außenpolitischen Konzepte gehen die individuellen Akteure von 
zentralen, in ihrem Weltverständnis verankerten Denkbildern aus. Denkbilder sind nach 
George Überzeugungen über die politische Welt, die sich durch besondere Ereignisse 
verändern können. Diese Überzeugungen können zweierlei Art sein:
• die  normativ-philosophischen  Überzeugungen,  die  sich  auf  das  allgemeine 
Verständnis des Wesens und der Rolle von Politik und Außenpolitik beziehen;
• und die davon abgeleiteten instrumentellen Überzeugungen, die über die Mittel 
und  Instrumentenwahl  entscheiden  und  vorgeben,  was  in  einer  bestimmten 
politischen Situation  zu tun ist.84
Die Überzeugungen erster Art sind dafür verantwortlich, dass ein Akteur die Politik als 
grundsätzlich  friedenserhaltend  oder  als  konfliktreich  versteht.  Die  instrumentellen 
Überzeugungen helfen ihm bei der Entscheidung, was eine passende Reaktion in einem 
bestimmten Fall  ist,  zum Beispiel  ob bei einem starken Konflikt  mit  einem anderen 
Staat  es bei  einer  diplomatischen Protestnote  bleiben  soll  oder  eine Kriegserklärung 
folgt. 
Eine alternative Kategorisierung der immateriellen Faktoren in der Außenpolitik stammt 
von  Goldstein/Keohane  (1993)85.  In  einem  moderat-konstruktivistischen  Rahmen 
unterscheiden die beiden Autoren zwischen drei Arten von Ideen: Weltbilder („world 
views“), normative Überzeugungen („principled beliefs“) und Kausalwissen („causal 
beliefs“). Als Weltbilder werden die Grundüberzeugungen einer Person bezeichnet, die 
ihr Verständnis von der Welt und  der Rolle des  Menschen in  dieser Welt prägen. Als 
Beispiele  können  hier  alle  Religionen  und  der  Atheismus  genannt  werden,  die  den 
Menschen  entweder  als  dem  Gott  untergeordnet oder  selbstbestimmt  und  rational 
handelnd  und  die  Welt  als  vom  Gott  erschaffen  oder  sich durch  die  Evolution 
entwickelnd  sehen.  Die  Weltbilder  haben  sehr  tiefe  kultur-historische  Wurzel  und 
ändern sich nur sehr langsam, so finden sie bei der Wandelanalyse in der Außenpolitik 
84 Zitiert nach Wilhelm, S. 254.
85 Goldstein, Judith; Keohane, Robert (Hrsg.):  Ideas and Foreign Policy: Beliefs, Institutions and 
Political Change, Ithaca NY 1993.
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kaum eine Anwendung. Vielmehr ist in diesem Zusammenhang die zweite Kategorie der 
Ideen  relevant  -  die  normativen  Überzeugungen.  Das  sind  wertebasierte 
Grundeinstellungen eines Menschen oder einer Gesellschaft, die darüber entscheiden, 
ob ein Ereignis oder bestimmtes Benehmen als richtig oder falsch, als moralisch oder 
unmoralisch  bewertet  wird.  Diese  Überzeugungen  erlauben  Werteurteile  und  sorgen 
dafür,  dass  in  einer  Gesellschaft  bestimmte  Werte  als  eine  gemeinsame  normative 
Grundlage des gesellschaftlichen Zusammenlebens gesehen werden. Die Kategorie, in 
der Veränderungen am schnellsten und einfachsten passieren, ist die dritte Gruppe - das 
Kausalwissen.  Als  solches  werden subjektive  Annahmen über  Ursachen und Folgen 
genannt,  die  wissenschaftlich  nicht  überprüfbar  sind,  jedoch  Entscheidungen  und 
Strategien beeinflussen können. Für die vorliegende Analyse ist vor allem die zweite 
Kategorie der Ideen, also die dominierenden Werte- und Normenvorstellungen in der 
EU und Russland, von Bedeutung.
Verglichen mit den Denkbildern, ist die Rolle und Wirkung der Werte und Normen in 
der Außenpolitik auf den ersten Blick nicht unumstritten. Der Grund dafür wird in der 
Diskussion zwischen Rationalisten und Konstruktivisten sichtbar.  Die zentrale  Frage 
dieser  Debatte  lautet:  Inwieweit  kann  man  von  einem Staat  überhaupt  ein  ethisch-
moralisches  Verhalten  erwarten?  Anders  gesagt,  „ob,  angesichts  der  traditionellen 
Anarchieproblematik im internationalen System, die Möglichkeiten für ethische oder 
moralische  Entscheidungen  in  der  Außenpolitik  begrenzt  sind,  oder  ob  es  einige 
moralischen bzw. ethischen Grundsätze und Prinzipien gibt, die jenseits der alltäglichen 
außenpolitischen Praxis als allgemeingültige, über-nationale und historisch unabhängige 
Normen auf die Außenpolitik und die von Macht  fragmentierte Staatenwelt  Einfluss 
nehmen können“86? 
Allein die Frage, was ein moralisch und ethisch konformes Verhalten eines Staates ist, 
wirft  viele  weitere  Fragen  auf,  da  Wertesysteme  verschiedener  Kulturen  und 
Gemeinschaften  sich  voneinander  unterscheiden  und  es  noch  kein  dokumentarisch 
festgelegtes  Einverständnis  in  der  Staatengemeinschaft  über  ein  globales,  für  alle 
geltendes Wertesystem gibt. Die Rationalisten, die eine überwiegend moralskeptische 
Haltung  vertreten,  erklären,  es  wäre  unmöglich  und  unnötig,  das  außenpolitische 
Verhalten eines Staates nach den moralischen Maßstäben eines Individuums zu messen. 
86 Wilhelm, S. 267-268.
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Der  Staat  muss  als  der  Repräsentant  seiner  Bevölkerung  nach  außen  zwangsläufig 
seinen  nationalen  Interessen  in  der  Außenpolitik  folgen.  Auch die  Bedingungen des 
internationalen  Systems machen  die  sogenannte  moralische  Außenpolitik  quasi 
unmöglich: Ungleich der geregelten Beziehungen in den sozialen Gruppen, befinden 
sich die  transnationalen Beziehungen im Zustand,  der  einer  Anarchie  ähnlich ist.  In 
diesem System sind die Staaten dazu prädestiniert, gegeneinander um Machtzuwachs zu 
kämpfen,  denn nur  Macht  sichert  das  Überleben.  Oft  scheitert  der  hohe moralische 
Anspruch  schon  auf  der  individuellen  Ebene  von  den  für  die  Außenpolitik 
verantwortlichen Akteuren. Dann werden die Werte und Normen als eine Verschleierung 
anderer,  weniger  ethischer,  manchmal sehr  partikulärer Motiven in  der  Außenpolitik 
benutzt.  Die  Werteargumentation  kann  auf  diese  Weise  für  andere  Zwecke 
instrumentalisiert werden. 
Für  die  Konstruktivisten  sind  das  interessengeleitete  Verhalten  und  der  moralische 
Anspruch  der  staatlichen  Politik  kein  Widerspruch  per  se.  Vor  allem  in  den 
demokratischen Gesellschaften sind individuelle Akteure durch gemeinsame ethische 
Normen  geprägt.  Diese  Normen  grenzen  sozusagen  einen  Rahmen  ab,  in  dem  die 
Entscheidungen getroffen werden; was als ethisch inakzeptabel gilt, wird gar nicht in 
Erwägung  gezogen.  Nur  innerhalb  dieses  durch  Werte  und  Normen  abgegrenzten 
Raumes werden bestimmte Interessen verfolgt. In dieser Argumentation wird auch die 
für die Rationalisten zentrale Orientierung des Staates an Macht und Sicherheit als „in 
Wirklichkeit  ja nur eine Präferenz für bestimmte Werte“87 gesehen.  Auf diese Weise 
kann auch das Verhalten von Staaten nach denselben Maßstäben gemessen werden, wie 
das von Individuen. Die normativen Grundsätze erhalten somit - ob es für die Akteure 
bewusst oder unbewusst ist - einen Grundlagencharakter in der Außenpolitik. 
Im  Zusammenhang mit  den  aus  Traditionen  und  speziellen  historisch-kulturellen 
Bedingungen  entstandenen  Werte-  und  Normenvorstellungen  wird  oft  der  Begriff 
politische Kultur verwendet. Das Wort Kultur wird hier als ein Wertesystem verstanden, 
das – in Anlehnung an Max Weber (1988) – eine politische Dimension enthält, indem es 
Maßstäbe  für  Gutes  und  Schlechtes  setzt  und  Werteorientierungen  im  Bereich  des 
Politischen ermöglicht. So entstehen kollektive Werte und normative Überzeugungen, 
die auch international gelten können, wenn sie von der internationalen Gemeinschaft als 
87 Alexander Wendt, zitiert nach Wilhelm, S. 278.
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universal anerkannt und von den internationalen Organisationen vermittelt werden. An 
diese  Normen  und  Werte  orientieren  sich,  zumindest  deklarativ,  die  meisten 
außenpolitischen  Akteure.  Die  politische  Kultur  hat  nach  Katzenstein  eine 
identitätsbildende  Wirkung.  Sie  entscheidet  über  die  Wahl  eines  nationalstaatlichen 
Rollenkonzepts,  das  nicht  nur  von  den  Entscheidungsträgern  bewusst  gewählt  und 
postuliert  wird,  sondern  gleichzeitig  die  Erwartungen  der  Gesellschaft  an  das 
angemessene außenpolitische Verhalten des Landes widerspiegelt. Diese Funktion der 
politischen Kultur wird weiter im Laufe der Arbeit am Beispiel der Europäischen Union 
und ihrer Rolle als Zivilmacht und Wertegemeinschaft weiter beleuchtet. 
Eine  wichtige  Grundannahme  der  wertebezogenen  Theorieansätze  ist  dass  die 
Wertevorstellungen  in  einer  Gesellschaft  und  deren Rolle  in  der  Außenpolitik  nicht 
konstant sind. Wenngleich die normativen Grundeinstellungen sich nur sehr langsam 
und im Laufe von mehreren Generationen transformieren, kann sich das hierarchische 
Verhältnis  zwischen  unterschiedlichen  Werten  oder  auch  zwischen Werten  und 
rationellen Faktoren viel schneller ändern. Auch die Ideen über die Identität und die 
Rolle eines  Landes,  solange  sie  noch nicht  in  ein festes Weltbild  einer  Gesellschaft 
eingeflossen sind, können innerhalb von einer kurzen Zeit an Bedeutung gewinnen oder 
verlieren. Vor allem das Beispiel Russlands, wo im ersten Jahrzehnt nach dem Zerfall 
der Sowjetunion vier verschiedene Identitätsmodelle  miteinander konkurrierten, zeigt, 
wie relevant diese Annahme für die Wandelanalyse ist. Dies erklärt weiterhin, dass die 
Identität  eines Staates oder eines überstaatlichen Akteurs wie die Europäische Union 
sich  ändern  kann  und  dies  wiederum  Rückwirkungen  auf  die  Strukturen  des 
internationalen Systems, vor allem auf die Beziehungen zu anderen Akteuren, haben 
kann. 
Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle wiederholen, dass das Weltverständnis und 
die  Interpretation  der  Rolle  des  Einzelnen,  der  Gemeinschaft,  des  Staates  und  der 
internationalen Politik wichtige Koordinaten zur Analyse der Außenpolitik eines Staates 
darstellen. Für eine nicht nur deskriptive, sondern auch explanative Auseinandersetzung 
mit  der  Außenpolitik  gilt  es,  die  Beziehungen  zwischen  zwei  Akteuren  nicht  nur 
systematisch und detailliert zu beschreiben, sondern auch zu erklären. Dabei spielen die 
ideellen Faktoren keinesfalls eine geringere Rolle als die materiellen. Aus diesem Grund 
wird  zuerst  im  Rahmen  dieses  Kapitels  und  dann  noch  ausführlicher  bei  der 
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Einzelanalyse  der  europäischen  und  der  russischen  Außenpolitik  explizit  nach  den 
Denkbildern  und  Identitäten  als  Teil  der  außenpolitischen  Kultur  gefragt.  Im  Falle 
Russlands werden die historische Entwicklung und die geopolitische Lage des Landes 
kurz skizziert, da sie eine wichtige Rolle bei der Formulierung moderner Grundsätze 
russischer Außenpolitik  spielen,  ebenso wie der Wettbewerb zwischen verschiedenen 
Identitätskonzepten, der seit Zerfall der Sowjetunion im öffentlichen Diskurs stattfand. 
Im Fall der EU, die kein staatliches Gebilde im klassischen Sinne ist, wird der ideelle 
Faktor noch mehr berücksichtigt,  indem Analysen der gemeinsamen Außenpolitik im 
Lichte der europäischen Identität und dem Rollenbild der EU als Wertegemeinschaft 
durchgeführt werden. Im weiteren Verlauf dieses Kapitels werden die Wertepräferenzen 
der  europäischen  und  der  russischen  Gesellschaften  analysiert  und  miteinander 
verglichen, um so die Frage nach der Wertediskrepanz zu beantworten.
3.4 Die EU und Russland: Interessen verbinden – oder trennen
Interessen, im besten Fall gegenseitige, aber auch widersprüchliche, sind Motor jeder 
zwischenstaatlichen  Kooperation.  In  diesem  Teil  des  Kapitels  geht  es  nicht  mehr 
abstrakt  um Interessenkonzepte,  sondern es  werden konkrete  Interessen der  EU und 
Russlands analysiert. Der Fokus der Analyse liegt auf der Frage, in welchen Bereichen 
sich  die  Interessen  überschneiden  sowie  ob  diese  Überschneidung  zu  einem 
gegenseitigen Vorteil geschieht oder Konfliktpotenzial in sich birgt. Mit Blick auf den 
Wandel  wird  es  hinterfragt,  welche  Bereiche  in  der  Partnerschaft  zu  den  Win-Win-
Situationen führen und somit die Beziehungen verbessern, und in welchen hingegen viel 
Konfliktpotenzial  steckt,  was  die  pragmatisch  orientierte  Partnerschaft  erschweren 
könnte.  Aus  einer  Fülle  von  Dokumenten,  Artikeln,  Statistiken  und  sekundären 
Literaturquellen wird in diesem Arbeitsschritt eine Bestandsaufnahme und Analyse der 
Motive  und  Hindernisse im  EU-Russland-Verhältnis  durchgeführt.  Um  beide 
Themenbereiche  zu  systematisieren  und  so  die  Analyse  zu  ermöglichen,  wird  eine 
eigene  Kategorisierung entwickelt,  indem Interessen  der  Union und  Russlands  zwei 
groben  Kategorien  zugeordnet  werden:  „Räume  des  gemeinsamen  Interesses“  und 
„Räume  der  Interessendiskrepanz“.  Die  Schnittstellen,  die  bei  der  Betrachtung  der 
Motive  zur  Kooperation  auf  beiden  Seiten  sichtbar  werden,  sowie  problematische 
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Bereiche  in  den  Beziehungen  werden  diesen  „Räumen“  zugeordnet  und  ausführlich 
analysiert.  Auf  der  Grundlage  dieser  Analyse  wird  die  Schlussfolgerung  gemacht, 
welche  Auswirkung  der  interessengeleitete  Charakter  der  Beziehungen  auf  das 
Konfliktpotenzial in der Partnerschaft hat.
Im Fall EU-Russland war es nie besonders schwer, die Interessen auf beiden Seiten zu 
definieren und zu erklären. Es lässt sich sogar eine Tendenz  beobachten: je mehr  sich 
das  Klima der  politischen Beziehungen zwischen den  Partnern verschlechtert,  desto 
mehr bemühen sich die Experten und Politiker beiderseits, die gemeinsamen Interessen 
zu  betonen  und  Bereiche  auszuarbeiten,  in  denen  „win-win  cooperation“ am 
wahrscheinlichsten  ist.88 Dabei  werden  meist  die  Felder  Sicherheit,  Handel, 
Investitionen,  Energie,  Stabilisierung  in  Zentralasien,  Sozialpolitik,  Migration, 
Forschung und Bildung als solche Win-Win-Bereiche eingestuft. Es liegt nicht im Sinne 
dieser Arbeit, ausführlich die Interessen beider Partner  aneinander  zu beschreiben. In 
fast 20 Jahren der EU-Russland-Beziehungen wurden die Interessen an sich ausreichend 
erforscht und haben sich, dazu noch, in den letzten Jahren kaum geändert. Vielmehr ist 
es für die Kernfrage dieser Arbeit relevant, in welchen Bereichen sich die Interessen 
überschneiden  und  wo  sie  besonders  kontrovers  sind.  Solche  Analyse  wird  die 
Schlussfolgerung  ermöglichen,  welche  Auswirkungen  das  auf  den  Charakter  der 
Partnerschaft hat. Eingangs werden  stichwortartig die Motive aufgezählt, die russische 
Seite zur Partnerschaft mit der EU bewegen, ebenso etwas weiter die Interessen der EU 
an Russland, um so einen für die weitere Auseinandersetzung mit dem Thema nötigen 
Überblick zu erstellen.
3.4.1 Interessen Russlands an der Kooperation mit der EU
Die Verdichtung der  Beziehungen zu der  Union hat  aus  russischer  Sicht  ihre  Logik 
darin,  dass  Europa  diejenige  Region ist,  mit  der  Russland historisch,  wirtschaftlich, 
politisch  und  kulturell  unter  allen  Weltgegenden  am  engsten  verbunden  ist.  Die 
88 Dies schreibt auch Katinka Barysch in ihrer Einführung zum Protokoll des Dialogs Partnership with 
Russia in Europe, den Moskauer Abteilung der Friedrich-Ebert-Stiftung im Februar 2008 durchgeführt 
hat. „The two sides today are stressing their differences as much as their commonalities. Cooperation 
is necessary, but no-one expects it to be easy. Most of the roundtable was devoted to exploring 
opportunities for win-win cooperation in various areas ranging from energy to migration. Russian and 
EU participants usually found it easy to define overlapping and common interests at a superficial 
level. However, deeper political disagreements – for example over the basis on which cooperation 
should take place – or longstanding contentions (visas, Baltic minorities, Russia's statist policies) 
often prevented agreement.“ In: Partnership with Russia in Europe, A Strategy for a Win-Win-
Situation?, 6th Roundtable Diskussion, Friedrich-Ebert-Stiftung, Juni 2008.
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russische Westgrenze zur EU erstreckt sich auf über 2000 km und ist die stabilste unter 
allen  Grenzen.  In  der  traditionellen,  geographisch  begründeten  Sichtweise  gehört 
Russland nur bis Ural-Gebirge zum europäischen Teil des Kontinents, was weniger als 
ein Drittel seines Territoriums ausmacht. Auf diesem Teil leben aber rund zwei Drittel 
seiner  Bevölkerung,  liegen  zwei  wichtigsten  und  größten  Metropolen  Moskau  und 
St.Petersburg und das ganze Land orientiert sich in seinem Lebensstil eindeutig nach 
Westen.  Die  Spitzenpolitiker  und  die außenpolitischen  Experten  Russlands  betonen 
immer  wieder  den  europäischen  Charakter  des  Landes  und  seine  historische  und 
kulturelle  Verbundenheit  mit  Europa.  Die  Europäische  Union  wird  deswegen  als 
bevorzugter  Partner  für  die  weitere  politische,  soziokulturelle,  wirtschaftliche  und 
technische Entwicklung Russlands gesehen.
„It goes without saying that Russia is interested in good neighbourly relations, trade and 
mutually  beneficial  cooperation  with  all  countries  situated  along  the  perimeter  of  its 
borders. In the framework of its relations with the EU, however, the issue is not only one of 
trade and cooperation but also one of choosing the model for further political and socio-
economic development in Russia.“89
Für Russland hat die EU ihre Bedeutung:
• als der wichtigste Handelspartner, mit dem ein gemeinsamer Wirtschaftsraum in 
langfristiger Perspektive angestrebt wird, und auch als der Hauptunterstützer des 
russischen WTO-Beitritts;
• als  der  Motor  und  Partner  der  gesellschaftlichen  und  technischen 
Modernisierung  in  Russland,  dessen  menschliches,  technologisches  und 
kulturelles Potenzial dafür benötigt wird;
• als der Träger der Modernisierungsinvestitionen; 
• als der größte und bevorzugte Exportmarkt für russische Energieressourcen;
• als der Garant russischer Sicherheitsinteressen auf dem Kontinent;
• als der Träger der humanistischen Ideale und Werte, der europäischen Kultur, 
Identität und Lebensweise, zu denen sich die russische Bevölkerung traditionell 
zugehörig sieht; 
89 Arbatova, Nadezhda: Russia-EU beyond 2007. Russian Domestic Debates, Paris 2007.
80
• als  das  attraktive  Reise-,  Studium-  und  Forschungsaufenthaltsziel  (mit  dem 
langfristigen  und  hocherwünschten  Ziel,  den  grenzüberschreitenden  Verkehr 
visumfrei zu machen);
• als ein Mitspieler im Raum „Zwischeneuropa“, der zur Lösung von Konflikten 
und  der  Stabilisierung  auf  dem ehemaligen  Sowjetunionsterritorium beiträgt, 
ohne Russlands führende Rolle in diesem Raum zu beeinträchtigen;
• als der aufsteigende global player, dessen Rolle und Einfluss in der Weltpolitik 
noch  wachsen  soll,  der  zusammen  mit  dem  wieder  gestärkten  Russland  ein 
Gegengewicht zu den USA in der neuen multipolaren Weltordnung bilden soll.
3.4.2 Interessen der EU an Kooperation mit Russland
Das Interesse der EU an enger Kooperation mit Russland liegt ebenso auf der Hand. Ob 
man Russland als eine europäische Großmacht anerkennt oder nicht, ist es als Mitspieler 
für  auf  dem  Kontinent  unentbehrlich.  Das  Interesse  der  Union  an  reibungsvoll 
funktionierender Zusammenarbeit  mit  Russland erschließt  sich  aus  solchen Faktoren 
wie die Größe des Landes, die geographische Lage, der Nutzen- und Schadenpotenzial, 
das Reichtum an Bodenschätzen und Energieressourcen sowie die Attraktivität des noch 
relativ jungen und ungesättigten Marktes in Russland.90 
„Trade and investment between the EU and Russia are substantial and growing and it is in 
our  mutual  interest  that  this  trend  should continue.  Russia  is  our  third most  important 
trading partner and we see growth rates of up to 20% every year. Energy is a major factor, 
but  impressive growth figures have also been seen in services.  With its  sustained high 
growth rates and emerging middle class, Russia is an important emerging market on our 
doorstep  that  offers  opportunities  to  EU enterprises.  The  EU is  the  major  investor  in 
Russia,  accounting  for  80% of  cumulative  foreign  investment,  giving  us  an  important 
interest  in  the  continuing  development  of  the  economy,  which  will  need  European 
90 Für einfachere Darstellung der Interessen in diesem Teil der Arbeit wird es auf die Debatte über sehr  
unterschiedliche Interessen der EU-Mitglieder und EU-Institutionen bewusst verzichtet. Ziel dieses 
Kapitels ist die Analyse des Interessen-Hindernisse-Verhältnisses, wofür die zugegeben stark 
vereinfachte Auflistung der EU-Interessen, als wäre die EU ein einheitlicher Akteur mit eindeutig 
ausformulierten Interessen in Bezug auf Russland, nötig erscheint. Es ist mir wohl bewusst, dass die 
gewählte Darstellung einen Eindruck verleiht, dass die EU eine gemeinsame Strategie und eindeutig 
gemeinsame Interessen gegenüber Russland vertrete, was der Wirklichkeit nicht entspricht. Für diesen 
Arbeitsschritt erscheint diese Schwäche jedoch weniger relevant zu sein. Im weiteren Verlauf der  
Arbeit, vor allem im der europäischen Russlandpolitik gewidmeten Kapitel 4 wird es ausreichend auf 
die Fragen der Akteursfähigkeit  der EU, der Besonderheiten und Mängel des außenpolitischen 
Prozesses in Bezug auf Russland, der Interessendiskrepanz verschiedener EU-Akteure sowie der  
Unzulänglichkeit der gemeinsamen Strategie eingegangen.
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investment  even  more  in  future,  given  Russia's  quest  for  diversification  and 
modernisation.“91 
Die Europäische Union ist interessiert an Russland:
• als  einem verlässlichen, kooperativen, durch gemeinsame demokratische Werte 
verbundenen  Partner,  wozu  möglichst  schnelle  und  störungsfreie 
Weiterentwicklung des demokratischen Prozesses in Russland erforderlich ist;
• als Mitspieler bei Friedenssicherung und Krisenmanagement in Europa (darunter 
bei der Lösung von frozen conflicts);
• als  wirtschaftlichem  Partner,  dessen Märkte  noch  relativ  unerschlossen  und 
unerforscht  sind  und  die  einen  großen  Potenzial  für  die  Exporteure  aus  der 
Union darstellen;
• als verlässlichem Energielieferant in die EU (Unterschreibung  der Energiecharta 
von Moskau wird angestrebt92);
• als  sicherheitspolitischem Partner  vor  allem  für  die  Entwicklung  einer 
friedlichen Problemlösungsstrategie im Nahen und Mittleren Osten;
• als Mitspieler bei der Stabilisierung von „Zwischeneuropa“;
• als  Großmacht,  ohne  die  sich  solche  globale  Herausforderungen  wie 
Terrorismusbekämpfung,  Klimaänderung,  Nichtverbreitung  der 
Massenvernichtungswaffen,  Rüstungskontrolle,  organisierte  Kriminalität  und 
Migrationsströme nicht bewältigen lassen.
3.5  Räume der gemeinsamen Interessen
Um die Bereiche zu beschreiben, in denen sich die Interessen und Motive beider Partner 
überschneiden,  wird  hier  auf  den  Begriff  aus  der  im  Mai  2005  verhandelten 
91 Review of EU-Russia relations, Communication from the Commission to the Council, Brussels, 
November 2008, S.2 in: http://ec.europa.eu/external_relations/russia/docs/com_08_740_en.pdf, 
abgerufen am 22.06.2010 
92 Laut dem Bericht der EU-Kommission: „EU-Russia interdependence in the Energy sector is a core 
element of the relationship. EU Member States are major buyers of energy products, and this is 
unlikely to change in the short term to medium term. The relationship is one of interdependence not 
dependence. Exports to the EU have made a major contribution to Russian growth rates. However, the 
EU and Russia interpret energy security and reciprocal market access differently. While Russia has 
been a reliable supplier of energy products, disputes with transit states, as well as insufficient 
upstream investment in the face of expanding demand, raise concern about future supply. A great deal 
of work is still needed to build up a genuine energy partnership based on the principles of the Energy 
Charter Treaty and notably transparency, reciprocity and non- discrimination.“, Ebd., S. 3 
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„Vereinbarung  über  vier  Gemeinsame  Europäische  Räume“  zurückgegriffen. 
Analogisch  zu  den vier  Gemeinsamen Europäischen Räumen aus  diesem Dokument 
werden in dieser Arbeit Bereiche, in denen die Interessen beider Partner zum größten 
Teil  miteinander harmonieren,  als  „Räume der gemeinsamen Interessen“ bezeichnet. 
Aus den Auflistungen der Interessen im ersten Teil des Kapitels werden grob umrissen 
drei große „Räume“ erkennbar. Bei der Analyse der Interessen und Konflikten wird wie 
in  der  kompletten  Arbeit  Wert  darauf  gelegt,  die  Situationen  möglichst  in 
Berücksichtigung  beider  Perspektiven  zu  betrachten.  Soweit  es  möglich  ist,  werden 
Interessen- und Problemfelder aus europäischer und russischer Sicht separat analysiert. 
Nur  so  kann  eine  für  diese  Arbeit  erstrebte  komplexe  Darstellung  des  Wandels 
gewährleistet werden.
3.5.1 Raum 1 „Ressourcen und Energie“
Eine  umfassende  Analyse  der  Beziehungen  EU-Russland  wäre  ohne  die 
Auseinandersetzung mit  der  Energiepolitik  undenkbar.  Die Energiesicherheit  ist  eine 
tragende  Komponente  der  Politik  eines  jeden  Staates.  Im  europäisch-russischen 
Verhältnis kann man sie sogar als Leitmotiv bezeichnen. 
Seit  den  1980er  Jahren konnte  ein  stark  wachsender  Anteil  des  europäischen 
Ölverbrauchs durch die Erschließung der Vorkommen in der Nordsee gedeckt werden. 
Die Ressourcen wurden jedoch so rasch ausgebeutet, dass Großbritannien, das 20 Jahre 
lang  zu den wichtigsten Ölexporteuren der Welt  zählte, zu einem Importland wurde. 
Auch  in  Norwegen  hat  die  Förderung  vor  wenigen  Jahren  ihren  Höhepunkt 
überschritten. Was die Gasversorgung angeht, so ist Norwegen heute noch der größte 
Gasproduzent  Europas.  Die  Förderung  wird  zwar  im  kommenden  Jahrzehnt  noch 
einmal  um  30  Prozent  bis  50  Prozent  wachsen,  sie  kann  jedoch  nicht  so  deutlich 
ausgeweitet  werden,  dass  der  wachsende  europäische  Bedarf  gedeckt  werden  wird. 
Zudem  sinkt  die  Förderung  nicht  nur  in  Großbritannien,  sondern  auch  in  den 
Niederlanden, die einige Jahrzehnte zu den weltweit größten Gasexporteuren zählten. 
Die Öl- und insbesondere die Gaseinfuhr Europas werden folglich in Zukunft deutlich 
ansteigen,  selbst  unter  der  Voraussetzung  eines  stagnierenden  Verbrauchs.  Der 
Erdgasimport  Europas  wird  bis  2030  voraussichtlich  um  mindestens  50  Prozent 
ansteigen.93
93 Quellen: http://www.wmc.org.pl/files_wmc_ioc/WMD2009.pdf (Stand: November 2009);  Götz, 
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Russland hingegen ist  heute  und bleibt  in  der  nächsten  Zukunft  wahrscheinlich  der 
weltgrößte Gasproduzent.  Die Produktion vom Erdgas stieg von 584 Mrd. Kubikmeter 
im Jahre 2000 auf 651 Mrd. Kubikmeter Ende 2007. Russland deckt heute 70 Prozent 
der  Gasimporte  der  EU.  Russland  ist  zudem der  größte  Ölimporteur  Deutschlands. 
Unter  den  bedeutendsten  Erdölproduzenten  der  Welt  teilt  Russland den  Platz  1  mit 
Saudi-Arabien.  Es  ist  zweifellos  im  europäischen  Interesse  gute  energiepolitische 
Beziehungen zu Russland zu haben.
Die Sorgen der Union beziehen sich auf zwei Aspekte dieser Tendenz:
• zum  einen,  es  ist  der  Zweifel,  ob  Russland  auch  in  der  nächsten  Zukunft 
ressourcentechnisch in der Lage sein wird, seinen Versorgungsverpflichtungen 
nachzugehen;
• zum anderen,  es  ist  die  Sorge,  dass  Russland  die  Abhängigkeit  der  EU von 
seinen Energieimporten als Machtinstrument einsetzen könnte.
Die erste Sorge ist in Betracht folgender Zahlen unbegründet. Russland verfügt über 
26,6 Prozent der weltweit nachgewiesenen Gas- sowie 6,2 Prozent der Ölreserven. Es 
produziert 21,6 Prozent des weltweit gewonnenen Gases bzw. 12,1 Prozent des Öls. Die 
Ölreserven  reichen,  falls  die  Produktion  unverändert  bleibt  und  keine  neuen 
Vorkommen entdeckt bzw. förderungswürdig werden, für 21, diejenigen für Gas unter 
denselben Voraussetzungen für 80 Jahre. Auf den ersten Blick scheint es nicht besonders 
beeindruckend, aber in Anbetracht dessen, dass die Vergleichszahlen für Öl für die USA 
11.1, für Norwegen 8.2 und für Großbritannien 6 Jahre betragen, kann man russische 
Energiereserven als ausreichend einstufen.94
Experten halten außerdem eine erhebliche Steigerung der nachgewiesenen Ölreserven 
Russlands für wahrscheinlich. Bereits in den Jahren von 2001 bis 2007 wuchsen sie um 
über 50 Prozent. Ähnliches trifft auf Erdgas zu, von dem sich erhebliche Lagerstätten in 
den international bereits anerkannten russischen Sektoren der Arktis befinden.95 Was oft 
vergessen  wird,  ist  die  Tatsache,  dass  Russland  zudem  der  zweitgrößte 
Kohlereservehalter  der  Welt  ist.  Es  besitzt  die  weltweit  umfangreichsten  fossilen 
Roland: Russlands Erdgas und Europas Energiesicherheit, Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin, 
SWP-Studie 21 /2007, S. 11.
94 Ebd.
95 Quelle: Wipperfürth, Christian: Die europäisch-russischen Energiebeziehungen, in Bayerische  
Zeitschrift für Politik und Geschichte,   http://www.stmuk.bayern.de/blz/eup/04_09/5.asp
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Energiereserven, und rangiert deutlich vor Saudi-Arabien, wenn man diejenigen für Öl, 
Gas und Kohle summiert. Zudem könnte Russland in Zukunft eine signifikante Rolle 
als  Exporteur  von  Biokraftstoffen  spielen.  Oft  wird  es  erwidert,  dass  neben  dem 
europäischen Energiebedarf auch der Eigenbedarf Russlands steigt. Außerdem könnten 
die vom Staat geführten oder beeinflussten russischen Gas- und Ölunternehmen nicht so 
effektiv wie private agieren. Es stimmt teilweise. Europa wird aus anderen Regionen 
deutlich  verstärkte  Lieferungen  benötigen,  teils  wegen  des  steigenden  russischen 
Eigenbedarfs  an  Energie,  teils  wegen der  Exporte  in  die  USA und nach Asien,  die 
Russland  ausbauen  will.  Die  alternativen  Energiequellen  für  Europa  werden 
wahrscheinlich  zum größten  Teil  aus  Nord-  und Westafrika  kommen und teurer  als 
Energieprodukte aus Russland sein.
Somit ist das Interesse der EU-Länder an der verlässlichen Energieversorgung aus den 
russischen Quellen offensichtlich. Nun zu der Frage der Verlässlichkeit. Die folgenden 
Zahlen eliminieren diese Sorge mit ziemlich großer Aussagekraft. Der Anteil Europas an 
den russischen Öl-  und Gasausfuhren  beträgt  derzeit  etwa 70 Prozent.  Er  wird sich 
wahrscheinlich vermindern, Russland wird jedoch auch in Zukunft auf den westlichen 
Absatzmarkt angewiesen sein. Mehr noch, Russland ist in sehr hohem Maße von den 
Rohstoffpreisen  abhängig.  Der  Anteil  des  Energiesektors  an  den  Staatseinnahmen 
beträgt  nach  offiziellen  russischen  Angaben  annähernd  50  Prozent,  sein  Anteil  am 
Export ist von 50 Prozent im Jahre 2000 auf über 60 Prozent 2008 angestiegen. Nach 
Angaben  der  Weltbank  trägt  der  Öl-  und  Gassektor  20  Prozent  zum  russischen 
Bruttoinlandsprodukt bei, an dem allein Gazprom einen Anteil von fast acht Prozent hat. 
Auch das enorme Ausmaß der Finanzkrise, von der Russland 2008 betroffen wurde, ist 
ein  Beweis  dafür.  Nachdem  sich  die  Energiepreise  2008  drittelten,  sank  auch  das 
wirtschaftliche Wachstum in Russland beträchtlich.
In Prozentzahlen gemessen ist die Abhängigkeit Russlands von Europa im Bereich der 
Energieexporte  derzeit  und  auf  absehbare  Sicht  höher  als  umgekehrt.  Der  Anteil 
Europas an den russischen Öl- und Gasausfuhren beträgt derzeit etwa 70 Prozent. Auch 
wenn – was durchaus wahrscheinlich ist – der Export in den nächsten Jahren sinken 
wird,  bleibt  Russland  auf  die  Absatzmärkte  der  westlichen  Nachbarn  ökonomisch 
angewiesen. Russland ist in sehr hohem Maße von den Rohstoffpreisen und -exporten 
abhängig.  Der  Anteil  des  Energiesektors  an  den  Staatseinnahmen  beträgt  nach 
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offiziellen russischen Angaben annähernd 50 Prozent, sein Anteil am Export ist von 50 
Prozent  im  Jahre  2000  auf  über  60  Prozent  2008  angestiegen.  Nach  Angaben  der 
Weltbank trägt der Öl- und Gassektor 20 Prozent zum russischen Bruttoinlandsprodukt 
bei, an dem allein Gazprom einen Anteil von fast acht Prozent hat.
Die russische Energiewirtschaft benötigt gewaltige Mittel, um neue Lagerstätten in den 
meist unwirtlichen und wenig oder nicht zugänglichen Regionen zu erschließen. Nach 
Angaben der Internationalen Energieagentur werden dafür bis 2030 Investitionen von 
annähernd  1.000  Mrd.  US-Dollar  erfolgen  müssen.  Die  dort  tätigen  Unternehmen 
benötigen  eine  moderne  Technik  und  Kenntnisse,  die  ausschließlich  von westlichen 
Konzernen kommen können – beispielsweise für das gigantische „Schtokman“-Projekt 
in der Barentssee nordöstlich Norwegens oder für die Produktion von Flüssiggas, bei 
der russische Unternehmen bislang nur wenig Erfahrung besitzen. Das Engagement und 
die  Beteiligung  westlicher  Investoren,  ob  direkt  oder  indirekt  über  Kredite,  sind 
unvermeidlich,  um die  Produktion von Energiestoffen und somit  den Wohlstand des 
Landes zu sichern. 
Russland  ist  in  hohem  Maße  auf  den  Energieexport  und  den  europäischen  Markt 
angewiesen  und  besitzt  hierzu  keine  Alternative.  Zusammenfassend  kann  man 
bestätigen, dass eine wechselseitige europäisch-russische Abhängigkeit in diesem Raum 
tatsächlich besteht  und dass effiziente Zusammenarbeit  im zwingenden Interesse auf 
beiden Seiten ist.
3.5.2 Raum 2 „Wirtschaft und Handel“
Wirtschafts- und Handelsfragen stehen im Vordergrund sowohl des russischen als auch 
des europäischen Interesses an der Partnerschaft. Die wirtschaftlichen Verflechtungen 
sind eng und entwickeln sich weiter ungeachtet der Probleme im politischen Dialog. 
Für  Russland  ist  die  EU  der  zentrale  Handelspartner  und  Motor  bei  der 
Wirtschaftsmodernisierung,  die  seit  Putins  Amtsantritt  1999  als  erste  Priorität  der 
nationalen Entwicklung gilt. Im Jahr 2009 hat Russland 50,4% seines Außenhandels mit 
der EU abgewickelt. Darunter fielen jeweils 8,5% auf Deutschland und die Niederlande. 
Wenn man zum Vergleich  die  Zahlen der  letzten Jahren anschaut,  so sieht  man ein 
ähnliches Bild: 52,2% im Jahr 2008 und 51,4% -  2007.96 Die EU ist darüber hinaus der 
96 Quelle: http://www.gks.ru/bgd/free/b04_03/IssWWW.exe/Stg/d04/5.htm (Stand Januar 2010)
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Hauptinvestor in die russische Wirtschaft.  2009 belaufen sich die Direktinvestitionen 
aus den EU-Ländern auf fast 80% aller Auslandsinvestitionen.97 
Für die europäische Exportwirtschaft ist der noch relativ ungesättigte russische Markt 
ein attraktives Ziel. Russland ist mit rund 6-prozentigem Anteil an den Gesamtexporten 
der drittwichtigste Handelspartner der EU nach den USA und China. Dabei sind die 
Chancen und Optionen der Zusammenarbeit  im wirtschaftlichen Bereich noch längst 
nicht ausgeschöpft. Russland ist in den letzten zehn Jahren „von einem unzuverlässigen 
Kostgänger zu einem Markt der unbegrenzten Möglichkeiten“98 geworden. Obwohl die 
russischen Investitionen in die EU-Länder nur den zehnten Teil ausmachen, steigen sie 
tendenziell schnell.  Nicht mal die Wirtschaftskrise, von der Russland  stark betroffen 
wurde, hat viel an dieser Tendenz geändert.99
Als Kern und Triebkraft  der Strategischen Partnerschaft sehen die beiden Seiten das 
langfristige  Ziel,  den  gemeinsamen Wirtschaftsraum mit  seinen offenen,  integrierten 
Märkten zu errichten, deswegen nimmt dieses Ziel die zentrale Stelle auch im Text vom 
PKA ein. Die Absicht, einen gemeinsamen Wirtschaftsraum zwischen Russland und der 
EU zukünftig aufzubauen, ist auch der zentrale Impulsgeber für die weitere gegenseitige 
Verflechtung der europäischen und russischen Märkte. Nicht zufällig wurde diesem Ziel 
die  zentrale  Rolle  auch in dem im Mai 2005 unterschriebenen Dokument  über Vier 
Gemeinsame Europäische Räume zugewiesen. Moskau und Brüssel einigten sich, dass 
es  im  wirtschaftlichen  Bereich  angestrebt  wird,  grenzüberschreitende  Handels-  und 
Wirtschaftsaktivitäten  zu  erleichtern,  den  Marktzugang  und  das  Investitionsklima 
beiderseits  zu verbessern,  eine hohe Regulierungskompetenz zu erreichen und einen 
zuverlässigen Rechtsrahmen zur Sicherung der ökonomischen Beziehungen zu schaffen. 
Ein wichtiges Instrument zur Verwirklichung dieser Ziele sollte der  in 2005 noch als 
direkt bevorstehend gesehene WTO-Beitritt Russlands werden.
97 Quelle: http://www.gks.ru/bgd/free/b04_03/IssWWW.exe/Stg/d03/229inw19.htm (Stand Januar 2010)
98 Timmermann, Heinz: EU-Russland: Hintergründe und Perspektiven einer schwierigen Beziehung, in 
integration, April 2008, S.167.
99 Vgl. dazu: „Diese Beispiele zeigen, dass sowohl Ausmaß als auch Bandbreite der russischen 
Investitionen im Ausland sich zurzeit erhöhen, trotz offenkundiger durch die weltweite Wirtschaftskrise 
verursachter Rückschläge. Die russischen Investoren, die sich außerhalb der traditionellen 
Rohstoffsektoren betätigen, werden auf internationalem Parkett zunehmend aktiver und werden sich 
noch stärker in den entwickelteren Märkte engagieren, sobald die unmittelbaren Folgen der 
Wirtschaftskrise abgeklungen sind.“ Vahtra, Peeter: Russische Direktinvestitionen im Ausland. 
Weiterer Anstieg trotz der globalen Krise, in russlandanalysen, Sept. 2009.
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3.5.3  Raum 3 „Globale und sicherheitspolitische Herausforderungen“
Als zwei zentrale Akteure auf dem Kontinent haben die EU und Russland beide ein 
vitales  Interesse  daran,  dass  dieser  Kontinent  sich  weiterhin  zu  einem  friedlichen, 
stabilen  und  wohlhabenden  großen  Europa  entwickelt.  Von  der  Kooperation  und 
Koordinierung  bei  den  globalen  und  strategischen  Fragen  können  beide  Seiten  nur 
profitieren, zumal,  wie man aus der folgenden Auflistung gemeinsamer Interessen in 
diesem Bereich sieht, dieser „Raum“ wirklich global ist.
Gemeinsame Interessen der EU und Russland im globalen außenpolitischen Kontext:
• langfristige Friedens- und Stabilitätssicherung auf dem ganzen Kontinent;
• Verhinderung der neuen Militarisierungsprozesse in Europa;
• friedliche Lösung von „eingefrorenen Konflikten“ im postsowjetischen Raum;
• Nichtverbreitung der Massenvernichtungswaffen;
• Kampf mit dem internationalen Terrorismus und den Drogentransitnetzen;
• möglichst schnelle Reaktion auf die Folgen des Klimawandels;
• friedliche Lösung des Nahostkonflikts;
• Unterstützung  solcher  universeller  Werte  wie  Rechtsstaatlichkeit,  friedliche 
Konfliktlösung, nachhaltige Entwicklung in der ganzen Welt.
Russland und die EU beziehen in den internationalen Beziehungen auf vielen wichtigen 
Feldern gleiche oder  ähnliche Positionen.  Stichwörtlich kann man sagen,  beide  sind 
aufsteigende globale Akteure und streben einen neuen effektiven Multilateralismus in 
Form vom System international  geltender  Regeln  an,  die  von multilateral  geführten 
Institutionen überwacht werden.  Dafür wollen beide die Rolle der UNO stärken. Im 
Rahmen des sicherheitspolitischen Dialogs ziehen sich vor allem die Themenkomplexe 
Balkan-Krise  und  Nahost-Konflikt wie  ein  roter  Faden  durch  die  multilateralen 
Gespräche. Das Interesse an der dauerhaften Befriedung des Balkans und einer Lösung 
im Nahen Osten besteht ebenso auf beiden Seiten. Russland und die Union gehören 
beide den diplomatischen Gremien an, die zur Handhabung dieser Krisen geschaffen 
wurden: dem Nahost-Quartett zusammen mit den USA und der UNO sowie der Balkan-
Kontaktgruppe. 
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„Aber grosso modo überwiegen doch eher Übereinstimmungen in internationalen Fragen 
wie beispielsweise beim Nahost-Quartett, bei der Suche nach einer friedlichen Schlichtung 
des Atomstreites mit dem Iran oder der Einschätzung der amerikanischen Politik im Irak. 
Selbst in Fragen der globalen Klimapolitik gibt es mit Moskau mehr Übereinstimmung als 
mit den USA.“100 
Gleichzeitig machen der globale Charakter dieses Feldes und die für jede Großmacht 
natürliche  Breite  an  unterschiedlichen,  regional  breit  gefächerten  Interessen  gerade 
diesen Raum auch zu dem Feld, in dem die unterschiedlichen Positionen beider Akteure 
miteinander kollidieren und zu einer schmerzvollen Interessendiskrepanz führen, was 
im nächsten Teil des Kapitels näher thematisiert wird.
3.6  Räume der Interessendiskrepanz
Bei  der  Betrachtung  der  in  den  letzten  Jahren  am  meisten  diskutierten  Konflikten 
zwischen  der  Europäischen  Union  und  der  Russischen  Föderation  stößt man  als 
Forschende  auf  die  gleiche  Schwierigkeit,  die  hier  schon  bei  der  Definition  von 
Interessen  angesprochen  wurde.  Das  Stichwort  dazu  ist  die  einmalige 
Multiebenenstruktur der EU, bei der die außenpolitischen Beziehungen gleichzeitig auf 
mehreren Ebenen gestaltet werden - der nationalen, der intergouvernementalen und der 
supranationalen. 
Im Kapitel 4, in dem die gemeinsame Russlandpolitik der EU zum Hauptthema wird, 
wird  die  Frage  nach  dem,  wer  im  EU-Russland-Verhältnis  Akteursfunktion  hat, 
ausführlich ausdiskutiert. In diesem Kapitel wird zum Zweck der Vereinfachung vorerst 
angenommen, dass auf der Seite der Union sowohl die europäischen Institutionen als 
auch die Mitgliedstaaten die Akteure sind. Somit löst sich die Frage, welche Konflikte 
unter  Kategorie  der  Konflikte  zwischen der  EU und Russland fallen.  Damit  werden 
sowohl  rein  multilaterale  Streitigkeiten  gemeint  als  auch  einige  bilaterale 
Auseinandersetzungen zwischen Moskau und einem oder einigen der EU-Mitglieder, 
die  beträchtliche  Auswirkungen  auf  die  Beziehungen  EU-Russland  auf  der 
multilateralen Ebene haben. 
Fast alle Konflikte, die in den letzten zehn Jahren das Verhältnis zwischen der EU und 
100  Peter W. Schulze in: Winfried Schneider-Deters; Peter W. Schulze; Heinz Timmermann: Die 
Europäische Union, Russland und Eurasien, Die Rückkehr der Geopolitik, Berlin 2008, S. 154.
89
Russland betrübt haben, lassen sich – analogisch zu dem Verfahren im ersten Teil des 
Kapitels - in vier übergreifende Clusters, „Räume der Interessendiskrepanz“ genannt, 
einordnen. In diesen Räumen sind die problematischsten Faktoren und Hintergründe des 
Verhältnisses EU-Russland vereint, auf die die meisten konkreten Konflikte in der zu 
betrachtenden Zeitperiode zurückgehen.
Es sind folgende „Räume“:
• Raum der Energiesicherheit
• Raum „Zwischeneuropa“
• Raum der geostrategischen Sicherheit
3.6.1 Raum 1 „Energiesicherheit“
Wenn die Interessen, die zwei Akteure in einem Bereich teilen, sehr viel für die beiden 
bedeuten und die Interdependenz für einen oder beide auch Gefahren birgt, wird so ein 
Raum des gemeinsamen Interesses gleichzeitig auch zum Raum des Konfliktpotenzials. 
Die Energiehandel,  die  den Kern der  Zusammenarbeit  darstellt,  ist  im Fall  der  EU-
Russland-Partnerschaft  ein solcher kontroverser Raum. Die gegenseitige Abhängigkeit 
wird hier als  eine potentielle  bis  manchmal  sehr akute  Gefahr verstanden,  zumal es 
dabei um eine strategisch wichtigste Ressource beider Akteure geht. Jede Seite sieht 
sich  gezwungen,  alles  zu  tun,  um  eigene  Verwundbarkeit  zu  verringern,  was  die 
energetische Interdependenz zwischen der EU und Russland spannungsbeladen macht. 
Die  Aufzählung  kontroverser  Interessen  in  diesem  Bereich  kann  das  gut 
veranschaulichen. Russische Interessen im Energiesektor zielen auf:
• möglichst lang anhaltende hohe Preise auf dem Weltenergiemarkt;
• Modernisierung eigener Pipelines;
• Erschließung neuer Gas- und Ölfelder mithilfe europäischer Technologien und 
Investitionen;
• Ausschließung der „Gasprom-Klausel“ und der Energiecharta aus dem künftigen 
EU-Russland-Abkommen;
• verlässliche Transitrouten für russische Gas- und Ölerzeugnisse nach Europa;
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• Unabhängigkeit von den Transitländern;
• Aufrechterhaltung staatlicher Kontrolle über die wichtigsten Energieproduzenten 
des Landes;
• Diversifizierung der Energieexporte.
Interessen der Europäischen Union beinhalten:
• die  Absicherung  der  Energieversorgung  in  Europa  gegen  Streitigkeiten 
Russlands mit den Transitländern, die zu den Ausfällen der Energieversorgung 
in einigen europäischen Ländern führen können;
• der  Bau  von  neuen  modernen  Pipelines  im  Umgang  Weißrusslands  und  der 
Ukraine, um so die Abhängigkeit von Transitländern zu verringern;
• Diversifizierung  der  Energieimporte,  um  nicht  auf  einen  einzigen  Partner 
angewiesen zu sein;
• „Entpolitisierung“  des  Energiebereichs  in  Russland  und  des  ganzen 
Energiehandels,  die  zur  Zulassung  europäischer  Unternehmen  auf  den 
russischen Erschließungsmarkt führen wird;
• Ratifizierung der Energiecharta seitens Russlands und deren Eingliederung in 
das neue Partnerschaftsabkommen.
Schon  aus  der  Auflistung  der  Interessen  wird  erkennbar,  dass  sie  zum großen  Teil 
kontrovers bis gegensätzlich sind. Die Streitpunkte in diesem Raum sind bekannt und 
werden bei den meisten EU-Russland-Gipfeln,  aber auch bei allen möglichen Foren, 
Dialogen und Runden Tischen angesprochen - die Energiecharta, Konflikte zwischen 
Russland und den Transitländern Weißrussland und der Ukraine, die zu den Störungen 
bei  der  Energieversorgung einiger  EU-Länder  führen,  „Politisierung“  des  russischen 
Energiesektors. 
3.6.2  Raum 2 „Geostrategische Sicherheit“
Allein schon die Tatsache, dass die Wegekarte  Äußere Sicherheit  die unverbindlichste 
und am wenigsten bestimmte von allen vier road maps ist, weist darauf hin, dass „unter 
dem  Dach  gemeinsamer  Absichtserklärungen  und  Ziele  […] eine  Reihe 
unterschiedlicher  Positionen  und  Wahrnehmungen  [existiert], die  die  EU-Russland-
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Beziehungen in den vergangenen Jahren auch auf internationalem Felde komplizierten 
und den angestrebten effektiven Multilateralismus auszuhöhlen drohen.“101
Die EU sieht es als eine der zentralen Ziele ihrer GASP, die Länder in ihrer direkten 
Nachbarschaft  zu  stabilisieren  und  so  einen  Sicherheitsring  von  friedlichen  und 
demokratisch  regierten  Nachbarn  um sich  herum aufzubauen.  Traditionell  gelang es 
über eine finanzielle Hilfe gepaart mit einem Demokratie- und Wertetransfer, dass die 
Nachbarn sich nach dem als Erfolg erwiesenen europäischen Modell entwickelten und 
so zum Frieden und Wohlstand auf dem ganzen Kontinent beitrugen. Nach dem Ende 
des Kalten Krieges kam hinzu, dass die Union die jahrzehntelange Spaltung Europas 
überwinden wollte. Aus diesen Gründen unterstützte die damalige EU-15 ausdrücklich 
nicht  nur  die  Aufnahme  der  ehemaligen  Ostblockstaaten  in  ihre  Strukturen  und 
Institutionen, sondern auch deren NATO-Beitritt. Die Aufnahme dieser Länder in die 
EU und NATO war nicht  als  eine  Maßnahme zur  Eindämmung Russlands  gedacht, 
sondern war vielmehr die Folge einer Vision vom wieder vereinten Europa sowie des 
amerikanischen  Drucks.  Die  damalige  Schwäche  Russlands  und  die  chaotische, 
widersprüchliche Außenpolitik unter Jelzin machte es zudem für die EU schwierig, das 
Land  in  den  Konsultationsprozess  über  die  Neugestaltung  Europas  einzubeziehen. 
Russland sah sich  aber  massiv hintergangen und ausgeschlossen,  zumal  eine  solche 
globale  Entscheidung  ohne Berücksichtigung seiner  Interessen  getroffen  wurde.  Die 
NATO-Osterweiterung  wird  im  russischen  Diskurs  bis  heute  als  das  traumatischste 
Erlebnis des neuen Staates im ersten Jahrzehnt seiner Geschichte gesehen.
In  diesem  explosiven  Raum  wurzeln  die  schärfsten  außenpolitischen 
Auseinandersetzungen  zwischen  der  Union  und Russland der  letzten  Jahre,  wie  die 
Anerkennung der Unabhängigkeit von Kosovo, NATO-Erweiterungspläne bezüglich der 
Ukraine  und  Georgien,  die  US-Pläne  über  Positionierung  der  NATO-
Raketenabwehrsysteme in Tschechien und Polen sowie der Georgien-Krieg im August 
2008.  Alleine  aus  dieser  Auflistung  wird ersichtlich,  welch  eine  große  Rolle  die 
Beziehungen  zwischen  Russland  und  NATO  sowie  transatlantische  Beziehungen  in 
diesem Feld spielen. So haben die US-Pläne zur Errichtung von Komponenten eines 
Raketenabwehrsystems in Polen und Tschechien eine kontroverse Debatte in der EU 
101 Timmermann, Heinz: EU-Russland: Hintergründe und Perspektiven einer schwierigen Beziehung, In: 
integration, April 2008, S. 170.
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über die Rolle Russlands für die Sicherheit Europas entflammt und die EU-27 erneut 
gespaltet. In Russland benutzen die traditionell nationalistischen Kräfte diese Pläne als 
Beweis für ihre Vorstellung, dass das Land von einer zunehmend feindlich gesinnten 
Welt umgeben sei. Die Auseinandersetzungen und die stark divergierenden Interessen 
von Russland und den USA haben direkte  Auswirkungen auf  die  Partnerschaft  EU-
Russland. Sie belasten die multilateralen Beziehungen und tragen die Konflikte in und 
über Europa aus.  
3.6.3  Raum 3 „Zwischeneuropa“
Ähnliches  passiert  heute  im  Raum zwischen  der  Ostsee  und  dem Schwarzen  Meer 
außerhalb  der  EU-  und  Russlandgrenzen.  Dieser  Raum  wird  oft  Zwischeneuropa 
genannt.  Was  in  den  Medien  oft  polemisch  als  Kampf  um  den  Einfluss  in  den 
ehemaligen  Sowjetrepubliken  bezeichnet  wird,  ist  lediglich  ein  im  Kern 
unterschiedliches  Verständnis  der  Methoden,  die  dem  gleichen  Ziel  dienen  –  der 
Stabilisierung der Nachbarschaft. Die EU verfolgt da eine überwiegend normative und 
auf  ihre  Rolle  als  Demokratiepromoter  stützende  Nachbarschaftspolitik,  die  auf 
Demokratietransfer und Kooperationsangeboten basiert und sich den Namen  Strategie  
der halboffenen Tür102 unter Experten verdient hat. Ihr Ziel ist dabei, diesen Ländern zu 
mehr Stabilität zu verhelfen und folglich eine friedliche und stabile Umwelt  für sich 
selbst  zu  sichern.  Im  Kreml  wird  es  jedoch  als  ein  weiteres  Beispiel  vom 
rücksichtslosen Eindringen in die Sphäre der russischen unmittelbaren Nachbarschaft 
interpretiert,  mit  dem  expliziten  Ziel,  Russland  aus  seiner  historisch,  politisch  und 
wirtschaftlich wichtigsten Einflussregion zu verdrängen. Solange eine von den beiden 
Seiten  auf  den  Partner  nicht  zukommt,  sind  weitere  Spannungen  in  diesem  Raum 
prognostizierbar. 
Im endgültigen Entwurf des Verfassungskonvents vom Juli 2003 steht im Artikel 56: 
102  So wird in der aktuellen Eurasienforschung die europäische Strategie gegenüber ihren Nachbarn 
bezeichnet, mit denen die Union enge partnerschaftliche Beziehungen und tiefgreifende Kooperation 
im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik pflegt und deren Beitritt zur EU in absehbarer 
Zukunft als unwahrscheinlich betrachtet wird, aber auch nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist. S. 
z.B. bei Peter W. Schulze: „In der vorhersehbar beschränkten Handlungsfähigkeit liegt einer der 
zentralen Gründe dafür, dass die EU eine Mitgliedschaft der Neuen Nachbarn trotz ihres hohen 
Eigeninteresses an Stabilität und Steigerung des Lebensniveaus in dieser Region zumindest vorerst 
nicht ins Auge fasst. Allerdings schließt sie eine solche Option auch nicht grundsätzlich aus, so dass 
von einer Strategie der halboffenen Tür gesprochen werden kann.“ In: Schneider-Deters; Schulze; 
Timmermann: Die Europäische Union, Russland und Eurasien,  2008, S. 29.
93
„Die Union entwickelt besondere Beziehungen zu den Staaten in ihrer Nachbarschaft, um 
einen Raum des Wohlstands und der guten Nachbarschaft zu schaffen, der auf den Werten 
der  Union aufbaut  und sich durch enge,  friedliche Beziehungen auf  der  Grundlage der 
Zusammenarbeit auszeichnet.“103  
Im EU-Strategiepapier  vom Dezember 2003 „Ein sicheres Europa in  einer  besseren 
Welt“ heißt es, dass es das Ziel der Union ist, einen „Ring gut regierter Länder“ um sich 
herum  aufzubauen  sowie  die  Vorteile  von  wirtschaftlicher  und  politischer 
Zusammenarbeit,  die  die  Beitrittsländer  bekommen  haben,  auf  die  neuen Nachbarn 
auszuweiten.  Die  Idee  der  gemeinsamen  Europäischen  Nachbarschaftspolitik  (ENP) 
bekam im Mai 2004 in dem Strategiepapier „zur Europäischen Nachbarschaftspolitik“ 
ihren  dokumentarischen Ausdruck.  Das  Leitmotiv  der  EU ist  demzufolge  ein  hohes 
Eigeninteresse an stabilen Entwicklungen und dem Wohlstandwachstum in der Region. 
Je mehr die Nachbarn an die EU angebunden werden, desto wahrscheinlicher ist deren 
Entwicklung zu stabilen Demokratien und desto stabiler die Lage im ganzen Region. 
Die Interessen und Herausforderungen  der ENP werden wie folgt  schwerpunktmäßig 
aufgezählt:
• der Demokratietransfer und die Unterstützung neuer demokratischen Regime auf 
dem Gebiet der ehemaligen UdSSR;
• das gut funktionierende Grenz- und Visaregime;
• die  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die  Steigerung  des 
Lebensniveaus  in  der  Region,  um  so  die  Migrationsströme  in  die  EU  zu 
verringern;
• die  Kooperation  im  Energiebereich  mit  Zentralasien,  um  so  die 
Energiebezugsquellen zu diversifizieren und  die  Abhängigkeit  von Russlands 
Gas und Öl zu mindern;
• die  Stabilisierung der  politischen  Krisenherde und  somit  die  langfristige 
Friedenssicherung auf dem Kontinent;
• eine friedliche Lösung für die eingefrorenen Konflikte;
• die  Kooperations-  und  Partnerschaftsbereitschaft  den  neuen  Nachbarn  zu 
signalisieren,  die aber nicht auf einen EU-Betritt hinausläuft – die sogenannte 
103  Ebd., S.27-28.
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Strategie der halboffenen Tür;
• und  –  last  but  not  least  –  die  Vermeidung  der  direkten  Konfrontation  mit 
Russland auf diesem Feld. 
Mehrere, in ihrem Entwicklungsstand und wirtschaftlicher Stärke sehr unterschiedliche 
Länder der Region unter einem Dach zu vereinen und für alle ein allgemein gültiges 
Programm auszuarbeiten ist schon schwer genug.  Das  größte  Problem der ENP ist es 
jedoch, dass die EU als Ganzes sich noch nicht über die gemeinsame Außenpolitik in 
ihrer Nachbarschaft einigen kann und gegen einzelne Mitgliedsländer kämpfen muss, 
die traditionell oder kulturell  bedingte besondere Beziehungen mit  einigen der ENP-
Ländern pflegen. 
Die neuen  Nachbarn,  die  diese  speziellen  Verbindungen  weiterhin  nutzen  wollen, 
machen  die Ausarbeitung eines  geschlossenen homogenen Konzeptes ihrerseits  nicht 
leicht. Es  ist im  Grunde eine  viel  zu heterogene Gruppe  der  Länder  mit 
unterschiedlichen  Bedürfnissen,  Interessen  und  Ressourcen,  die  man  unter  einem 
Programm vereinen will. Noch mehr Verwirrung brachte in die Situation die schwierige 
Tatsache, dass auch Russland auf dem Papier  ursprünglich zum Geltungsbereich der 
ENP gehören sollte und somit  der Rezipient dieser Politik wäre. Russland sieht sich 
aber ganz im Gegenteil als Subjekt und unentbehrlicher Akteur in diesem Raum, was es 
tatsächlich  auch  ist.  Spätestens  seit  dem  Ende  1990er  Jahre  hat  Russland  wenig 
Interesse  weder  an  der  EU-Mitgliedschaft  noch  an  den  Finanzmitteln  und  der 
technischen Hilfe im Rahmen der ENP und wehrte sich strikt gegen die Aufnahme in 
die Liste der ENP-Länder. Schon allein  aus den  vergangenheitsbezogenen vielfältigen 
menschlichen,  politischen und wirtschaftlichen  Verbindungen zu  der  Region bezieht 
Russland seine Rolle als ein Machtzentrum an der anderen Flanke des Zwischeneuropas 
und  hat  einen  Anspruch  auf  eigene  Perzeptionen  und  Positionen  in  diesem Raum. 
Folglich musste Russland aus der ENP ausgenommen werden.
Sowohl  verbal  als  auch  in  den  außenpolitischen  Dokumenten  Moskaus  wird  den 
Beziehungen  zu  den  GUS-Ländern  seit  Ewgenij  Primakow bis  heute  erste  Priorität 
eingeräumt.  In  der  „Mittelfristigen Strategie  gegenüber  der  EU“ vom Oktober  1999 
heißt  es,  die  Beziehungen  zu  der  EU  sollen  dazu  beitragen,  „Russlands  Rolle  als 
führende Kraft  bei  der Bildung eines neuen Systems politischer und wirtschaftlicher 
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Beziehungen im GUS-Raum zu konsolidieren.“104
Zu den Interessen Moskaus in diesem Raum zählen schwerpunktmäßig:
• Wahrung seiner besonderen politischen Rolle in der Region und der Möglichkeit 
der gezielten Einflussnahme auf einzelne Länder;
• Wahrung  des  inneren  politischen  Status  quo  in  den  GUS-Ländern  mit 
russlandfreundlichen Regierungen;
• enge bilaterale  Wirtschaftsbeziehungen,  bis  zum ökonomischen Durchdringen 
der ehemaligen UdSSR-Republiken;
• pragmatisch  orientierte,  selektive  und  gezielte  Kooperationen  mit  einzelnen 
Ländern, ohne auf die politische Integration in die GUS zu beharren;
• Verdichtung des Handels, Verstärkung der Finanzbeziehungen, Kontrolle über 
strategisch  wichtige  Betriebe  und  Infrastrukturkomplexe,  wie  die  Gas-  und 
Ölpipelines;
• militärstrategische und sicherheitspolitische Zusammenarbeit;
• Ausbau subregionaler Organisationen in der Region;
• enge Energiepartnerschaft mit zentralasiatischen Ländern;
• Verhinderung eines Beitritts dieser Länder zur EU oder umso mehr zur NATO, 
was der Verdrängung Russlands aus dieser Region gleich käme.
Wenn man beide Auflistungen vergleicht, deckt man einen großen Konfliktpotential auf.
„Tatsächlich ist die Moskauer Strategie zur Wahrung ihres Einflusses in den Ländern der 
westlichen GUS nur schwer mit jenen Konzeptionen vereinbar, die die EU für ihre Neuen 
Nachbarn  entwickelt.  Die  EU  möchte,  wie  sie  mit  Blick  auf  die  Neuen  Nachbarn 
wiederholt betonte, nicht in eine Integrationskonkurrenz mit Russland treten.“105 
Um diese  Konfrontation wirklich  zu  vermeiden,  muss  die  Union einen  schwierigen 
Spagat  schaffen -  zwischen ihrer Strategie  der halboffenen Tür,  die  die  Annäherung 
dieser Länder an die EU-27 ermöglicht, und dem Verständnis dafür, dass diese Strategie 
die  vielfältigen  historischen,  politischen,  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen 
104  Strategie der Entwicklung der Beziehungen der Russischen Föderation mit der Europäischen Union 
in mittelfristiger Perspektive (2000-2010), in: Diplomaticheskij Vestnik, Moskau, 11/1999, S. 20-28.
105  Schneider-Dieters/Schulze/Timmermann  2008, S. 40-41.
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Verbindungen dieser Länder zu Russland nicht in Frage stellen solle. Dabei scheint der 
Interessenausgleich in diesem Raum ziemlich schwer erreichbar zu sein. 
In den außenpolitischen Expertenkreisen rund um Kreml wird  mittlerweile eingesehen, 
dass die EU es nicht auf die Absorption von Zwischeneuropa abzielt.  Dennoch ist das 
Trauma der NATO-Erweiterung noch nicht geheilt und jeder  Annäherungsversuch von 
anderen Mächten in  diesem Raum wird mit  Misstrauen beobachtet.  Dass  die  Union 
keine  geopolitischen  Ambitionen  in  Zwischeneuropa  hat  und  statt  geografischer 
Ausdehnung  den  Aufbau  eines  Ringes  von  stabilen,  demokratisch  regierten  und 
berechenbaren Partnern anstrebt, wird nicht immer in realpolitisch denkenden Kreisen 
in Russland verstanden. Auf der anderen Seite wäre ein demokratischer Regimewechsel 
in den GUS-Ländern, die heutzutage von den moskauloyalen Kräften regiert werden, 
auch gar nicht im Interesse des Kremls. Da verfolgt Russland klar eigene geopolitische 
Interessen im realpolitischen Sinne, indem es auf Erhaltung solcher Regime im GUS-
Raum setzt. 
3.7  Zwischenfazit: Interessen als Leitmotiv und Konfliktpotential in der 
Partnerschaft
Nach der  berühmten Aussage  von Charles  De Gaulle  haben Staaten keine Freunde, 
sondern  nur  Interessen.  Sollte  das  stimmen,  sind  die  Voraussetzungen  für  die 
strategische Partnerschaft  EU-Russland überdurchschnittlich gut.  Es ist nicht  schwer, 
gemeinsame  Interessen  sowohl  in  Dokumenten als  auch  in  offiziellen  Äußerungen 
beiderseits zu erkennen. Aber mindestens genauso sichtbar ist auch das Trennende in 
den Beziehungen, das sich immer wieder in alten und neuen Konflikten äußert. 
Die  Analyse  des  kontroversen  Verhältnisses  zwischen  den  Motiven  und  dem 
Konfliktpotenzial  der  Partnerschaft  EU-Russland  war  das  zentrale  Thema in  diesem 
Arbeitsschritt. Im ersten Teil galt es durch Abgleichen der Motive, die beide Seiten zur 
Kooperation bewegen, so genannte gemeinsame „Interessenräume“ herauszulösen. Die 
ausführliche Auseinandersetzung mit diesen Räumen hat zum wiederholten Mal gezeigt, 
dass  die  guten  Beziehungen  im  Interesse  von  beiden  Seiten  liegen.  Obwohl  die 
strategische Partnerschaft vor dem problematisch gewordenen normativen Hintergrund 
sich zunehmend ambivalent gestaltet, bleiben die geostrategischen und ökonomischen 
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Voraussetzungen günstig. Die Union und Russland sind unmittelbare Nachbarn und die 
zentralen  politischen  Akteure  auf  dem  europäisch-asiatischen  Kontinent.  In  den 
Bereichen Wirtschaft, Handel, Energie und globale Sicherheit besteht eine dauerhafte 
Harmonie der Interessen. Eine große und annähernd symmetrische Interdependenz in 
diesen Interessenräumen stellt eine gute Ausgangslage zur Entwicklung effektiver und 
positiver Partnerschaft dar.
Im  zweiten  Schritt  wurden  problematische  Faktoren  der  Partnerschaft  analysiert. 
Analogisch zu den oben beschriebenen „Interessenräumen“ wurden Konfliktpotenziale 
und  Motivdiskrepanzen  in  die  thematischen  Clusters  eingeordnet,  „Räume  der 
Interessendiskrepanz“ genannt. Diskrepanzen bestehen mehrheitlich in den Bereichen 
Energiesicherheit,  EU-Beziehungen zu den  Nachbarn  im Osten,  die  in  Russland als 
Region  des  „vitalen  Interesses“  immer noch gesehen werden,  sowie  geostrategische 
Sicherheit  vor  allem  mit  Blick  auf  NATO-Osterweiterung.  Bemerkenswert  ist,  dass 
Bereiche Energie  und Sicherheit  sowohl  als  Räume des  gemeinsamen Interesses  als 
auch  als  Räume  der  Interessendiskrepanz  eingestuft  werden  können.  Was  zuerst 
unlogisch  erscheint,  hat  eine einfache  Erklärung – es  sind die  Bereiche,  die  in  den 
Interessenhierarchien sowohl Russlands als auch der Union ganz oben stehen und in 
denen auch die größte gegenseitige Abhängigkeit besteht. Da die Kooperation in diesen 
Bereichen unentbehrlich ist und zum Vorteil beider Partner geschieht, kann man diese 
Interessen als harmonierend bezeichnen. Da aber jede Disharmonie in diesen Bereichen 
die vitalsten Interessen beider bedroht und oft zu unverhältnismäßigen Reaktionen führt, 
steckt hier aber auch ein großes Konfliktpotential. Was dabei überwiegt, Nutzen- oder 
Schadenpotential dieser Interessen, lässt sich verallgemeinert nicht feststellen und ist 
von Situation zu Situation unterschiedlich. Darüber hinaus bleiben sowohl Motive als 
auch Diskrepanzen im Laufe  der  Partnerschaft  konstant;  beide haben sich seit  1991 
nicht  maßgeblich  geändert.  Die  schmerzhaftesten  Konflikte  in  den  Räumen  der 
Interessendiskrepanz bestehen ebenso mindestens seit  Ende  der 1990er Jahre: Zerfall 
von Jugoslawien mit Unabhängigkeitserklärung von Kosovo, Krieg in Tschetschenien 
und  Kritik  wegen  Menschenrechtsverletzungen  in  Russland,  Energiestreite  und 
Missverständnisse  rund um Energiecharta,  NATO-Osterweiterung und Gleichgewicht 
der Streitkräfte in Europa, Engagement der EU in den ehemaligen Sowjetrepubliken. 
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3.8  Gemeinsame Werte oder Wertediskrepanz?
Werte im sozialpolitischen Kontext sind allgemeine Vorstellungen von dem, was in einer 
Gesellschaft  als  humanistisch  und  ethisch  richtig  gilt  und  den  Menschen  eine 
allgemeine moralische  Orientierung in ihrem Leben gibt.  Zu den politischen Werten 
zählen  Souveränität, Toleranz, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Sicherheit, Solidarität, 
Gerechtigkeit,  Rechte eines Individuums. Aus gesellschaftlicher Sicht sind die Werte 
konstitutive Elemente des Sozialsystems, sie definieren Sinn und Bedeutung innerhalb 
dieses  Systems.  Von  den  Werten  lassen  sich  Normen  ableiten.  Das  sind  Gesetze, 
konkrete Verhaltensvorschriften, Gebote und Verbote, die das Alltagshandeln der Bürger 
bestimmen.  Werte  und  Normen  gehören,  so  gesehen,  zu  jeder  gesellschaftlichen 
Ordnung ausnahmslos  dazu.  Wenn das  interne  Wertesystem eines  Akteurs  auf  seine 
auswärtigen Beziehungen übertragen wird, handelt  es sich von einer wertebeladenen 
Außenpolitik.  In  diesem  Sinne  kann  man  auch  eine  Partnerschaft  als  normativ 
bezeichnen,  wenn  beide  Partner  gleiche  Werte  vertreten,  in  ihrer  Außenpolitik 
werteorientiert  handeln  und  die  Beziehungen  zueinander  auf  der  gemeinsamen 
Wertegrundlage aufbauen. 
Philosophisch gesehen, stellt die Normativität eine allgemeingültige, globale Größe dar. 
In  der  humanistischen  Tradition  gilt  der  globale  Charakter  solcher  Werte  wie  die 
Unantastbarkeit  des  menschlichen  Lebens,  der  Würde  und  der  Freiheit  als  zentrale 
Errungenschaft  der  progressiven  geistigen  Entwicklung  der  Menschheit.  Politisch 
gesehen,  bereitet  die  Normativität  jedoch  einige  Deutungsprobleme.  In  den 
internationalen Beziehungen gibt  es noch kein universelles,  allgemein in der ganzen 
Staatenwelt anerkanntes und irgendwie dokumentarisch verbindliches Wertesystem. Da 
Werte  an  sich  ziemlich  allgemein  formuliert  sind,  können  sie  unterschiedlich 
interpretiert werden. Als allgemeine Konzepte bekommen sie eine konkrete Bedeutung 
und Inhalt erst durch jeweilige Akteure, die über die Implementierung entscheiden.
Andere  Schwierigkeit  bereitet  das  Phänomen,  dass  bestimmte  Werte  genauso  wie 
Interessen  nicht  selten  in  einem  Entweder-Oder-Verhältnis  zueinander  stehen.  Zum 
Beispiel der Dualismus von Freiheit und Sicherheit in der Welt der Realpolitik, wo das 
eine meistens auf Kosten von dem anderen gewährleistet wird. Genauso kontrovers ist 
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das  normative  Paar  Gemeinschaftssinn  vs.  Individualität.  Die  Durchsetzung  der 
gemeinschaftlichen Werte  geschieht meistens auf Kosten der individuellen Freiheiten, 
die  für  bestimmte  Zwecke  der  Allgemeinheit  begrenzt  werden  müssen.  Um  die 
normative Orientierung in einer Gesellschaft trotzdem zu ermöglichen, werden Werte in 
jeweiligen Gruppen hierarchisch organisiert, so dass einige höchste Priorität haben und 
andere ihnen untergeordnet sind. 
So  gilt  in  den  westlichen  demokratischen  Ländern  seit  dem  Ende  des  zweiten 
Weltkriegs und als die daraus gezogene Lehre der Primat des Individuums, wobei der 
Schutz  individueller  Rechte  und  Freiheiten  Priorität  gegenüber der  staatlichen 
Souveränität und Integrität hat. In diesem Zusammenhang wird oft die Frage erhoben, 
inwieweit  es  legitim  ist,  einige  Werte  und  Normen  über  die  anderen zu  stellen. 
Besonders  interessant  und  politisch  kontrovers  wird  diese  Frage,  wenn  die 
Wertepräferenzen als universal und „von Natur aus so gegeben“ dargestellt werden. 
Eine weltweit anerkannte, universal geltende Hierarchie der internationalen Werte und 
Normen gibt es bisher nicht. Das ergibt sich daraus, dass das System der internationalen 
Beziehungen  sich in einem mehr oder weniger anarchischem Zustand befindet, wo es 
keine  legitime  Weltregierung  und  somit  keinen  weltweit  geltenden  Kodex  gibt. 
Deswegen ist die Frage der Wertepräferenz in den internationalen Beziehungen eng mit 
dem Begriff der Macht verbunden. Vor allem in der realistischen Tradition wird erklärt, 
dass nur  diejenigen Akteure, die über eine hegemoniale Macht verfügen,  in der Lage 
sind, ihre Wertepräferenzen den anderen aufzuzwingen, indem sie diese als universal 
geltend erklären.  Demzufolge „power is a critical  factor explaining when and which 
international norms come to be internationally recognized and viewed as “normal” to 
the point of being enshrined and codified in international law”106.  Dabei ist die streng 
realistische  Sicht  auf  die  internationalen Beziehungen  ziemlich  undifferenziert.  Aus 
meiner  gemäßigt-konstruktivistischen Perspektive vertrete  ich die  Meinung,  dass die 
Legitimität und das moralische Ansehen des Akteurs  sowie sein Ruf als wertegeleitet 
und normativ handelnd ebenso über seine Fähigkeit entscheiden, dem internationalen 
System  seine  Wertevorstellungen  zu  vermitteln.  Nichtsdestotrotz  kann  man  die 
Bedeutung  der  Macht  und  der  Positionierung  eines  Akteurs  innerhalb  des 
106  Tocci, Nathalie: Who is a Normative Foreign Policy Actor?, Centre for European Policy Studies, 
Brussels 2008., S. 319.
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internationalen Systems für die Durchsetzungsfähigkeit seines normativen Models nicht 
ganz  ablehnen.  Allgemein  kann  man  hierzu  sagen,  dass  eine  landesspezifische 
Interpretation  der  Werte  und  der  Wertepräferenzen  oft  von  bestimmten 
Interessenkonstellationen abhängt und je nach Interessenlage mal diese, mal jene Werte 
Oberhand  gewinnen.  Hier  wird  wiederum  die  zu  Beginn des  Kapitels  schon 
angesprochene Interdependenz von Werten und  Interessen sichtbar.
Des Weiteren muss die  Normativität   als grundlegender Begriff dieser Arbeit genauer 
definiert  werden.  Wie  Nathalie  Tocci  in  der  Einführung  zu  ihrer  Studie  über  die 
Normativität  in  den  Außenpolitiken  der  fünf  wichtigsten  internationalen  Akteuren 
bemerkt, kann man sie auf zwei unterschiedliche Weisen definieren – neutral und nicht 
neutral. Eine nicht neutrale Definition bezieht sich auf Norm als einfache Beschreibung 
dessen,  was  in  dem  internationalen  System  als  „normal“,  also angemessen  und 
akzeptiert gilt.  Bei der Frage, wer eigentlich darüber, was als normal gilt, entscheidet, 
sind wir schnell wieder bei dem Verhältnis zwischen Normativität und Macht angelangt. 
Normativität  wäre dann der Ausdruck oder die Folge der Macht. Aus dieser Sicht ist 
jeder große, international operierende Akteur ein Träger der Normativität und betreibt 
eine normative Außenpolitik, wenn er dazu fähig ist, seine Sicht der Normativität den 
anderen  aufzudrücken.107 Solche  Definition  ist  für  die  Analyse  der  Unterschiede 
zwischen der europäischen und der russischen Normativität wenig hilfreich. 
Laut dem zweiten, neutralen Definitionsansatz ist die Normativität ein wertekonformes 
Verhalten eines Akteurs, bei dem er sich sowohl bei der Formulierung als auch bei der 
Durchsetzung seiner Ziele (zum Beispiel bei dem Instrumentenwahl) von seinen Werten 
leiten lässt. Die Betonung liegt hier eindeutig auf „seinen“. So gesehen ist der Maßstab 
für  die  Einordnung  eines  Akteurs  als  normativ  oder  nicht  normativ  sein  eigenes 
Wertesystem  und  der  Grad  der  Konformität  zwischen  seinen  Werten  und  seinen 
tatsächlichen politischen Handlungen. Diese Definition passt vielmehr zu den Zielen 
meiner  Arbeit  und wird weiterhin benutzt,  um zwischen einer normativen und einer 
nicht normativen Außenpolitik zu unterscheiden. Dabei soll stets vor Augen gehalten 
werden, dass - wie oben schon dargestellt - die politische Realität eine klare theoretische 
107  Vgl.: „Under such an interpretation, norms become closely associated with power, in so far as only 
major international actors have the power to shape or determine what is considered 'normal'. In other 
words, all major international actors would have normative foreign policies by definition, in that they 
all contribute to determining and shaping the ‘norm' in international affairs.“ Ebd., S. 10.
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Einordnung  in  den  meisten  Fällen  nicht  zulässt.  Dementsprechend  sind  eine  rein 
normative  und  eine  rein  interessengeleitete  Außenpolitik  zwei  extremen  Seiten  der 
Normativitätsskala, die in der Realpolitik selten vorkommen. 
Für meine weitere Analyse sind aber genau die Abstufungen zwischen zwei Extremen 
wichtig, die den Unterschied zwischen den außenpolitischen Konzepten zweier Akteure 
ausmachen. In Anlehnung an Tocci lässt es sich zusammenfassen, dass die Politik von 
einem Akteur als überwiegend normativ bezeichnet wird, wenn seine außenpolitischen 
Ziele mit seinen Werten korrespondieren,  wenn er sich bei der Instrumentenwahl und 
Strategieformulierung  ebenso  auf  diese  Werte  stützt  und  die  Ergebnisse  seiner 
Handlungen auch wertekonform sind. 
Bei der weiteren Analyse der europäischen und der russischen Normativität wird es also 
nicht darum gehen, die Akteure als normativ oder als interessengeleitet einzustufen und 
auf  diese  Weise  eine  eventuelle  Wertediskrepanz  zu  erklären.  In  Anlehnung  an  die 
Definition der Normativität oben werden sowohl die EU als auch Russland hier als die 
potentiell normativ handelnden internationalen Akteure verstanden. 
Nun soll hinterfragt werden, welche Werte beide Akteure als eigene akzeptieren und an 
welchen Werten sie sich in ihrer Außenpolitik orientieren. Im nächsten Schritt sollen 
diese  Wertepräferenzen  miteinander  verglichen  und  Schlussfolgerungen  über  die 
Kompatibilität beider normativen Systeme gezogen werden. Im nächsten Schritt wird 
die Frage beantwortet,  wie die eventuellen normativen Diskrepanzen die europäisch-
russischen Beziehungen beeinflussen. 
Es soll dabei die Vermutung überprüft werden, dass die Werte nicht weniger als die 
Interessen ein großes Konfliktpotential in sich bergen. Dies liegt gar nicht so auf der 
Hand, zumal es traditionell  so betrachtet  wird,  dass ein  normativer Akteur  auch ein 
moralisch und ethisch konform  handelnder ist,  der in seiner auswärtigen Politik den 
eigenen demokratischen Idealen folgt, auf die Demokratisierung und Pazifizierung des 
ganzen  internationalen  Systems  zielt  und  dadurch  zum  globalen  Frieden  und  der 
Stabilität  in  seiner  Umgebung  beiträgt.  Mein  Widerspruch  dazu  lautet:  Wenn  die 
Wertesysteme zweier Akteure sich aber stark voneinander unterscheiden und beide die 
universelle  Gültigkeit  dieser  Werte  beanspruchen,  kann  das  genauso  wie  eine 
Interessendiskrepanz zu hartnäckigen Konflikten führen.
102
3.8.1  Gemeinsame Europäische Werte
Sowohl im wissenschaftlichen als auch im politischen Diskurs wird die Europäische 
Union üblich als ein internationaler Akteur der besonderen Art bezeichnet. Dabei wird 
sie mal als Zivilmacht,  mal  als  soft  power,  mal als normative Macht charakterisiert. 
Gemeinsam  ist  diesen  drei  Arten  der  Macht  eine  Betonung  auf  die  normative 
Komponente, die entscheidend für den Einfluss der EU in der Welt ist. Die Europäische 
Union definiert sich selbst in den Verträgen als eine Wertegemeinschaft, deren Aufgabe 
in  der  internationalen  Politik  ist,  die  Werte  und  Normen,  die  zur  Grundlage  ihrer 
Integration  wurden,  auch  nach  außen  zu  transportieren  und  anderen  Staaten  zu 
vermitteln.108 
Die  Erklärungen  dieser  besonderen  Ausrichtung  der  EU-Außenpolitik  sind  meistens 
Varianten der berühmten These von Manners: “what the EU is is also the explanation 
for what it  does in its foreign policy”109. Manche Ansätze gehen dabei von der Stärke, 
andere umgekehrt von der Schwäche der EU aus, bei manchen liegt der Fokus auf der 
Struktur,  bei  anderen  auf  der  Geschichte  der  EU,  allen  gemeinsam  ist  aber  das 
Einverständnis, dass eine normative Außenpolitik das Wesen der EU als internationaler 
Akteur widerspiegelt. 
Obwohl  weiterhin  Mainstream,  bleibt  dieser  Grundsatz  in  den  Analysen  des  letzten 
Jahrzehnts  auch  nicht  mehr  unumstritten.  Eine  beträchtliche  Anzahl  von  kritischen 
Studien der  letzten Jahren versucht zu beweisen,  dass die EU in vielen Fällen ihrer 
auswärtigen  Beziehungen  ebenso  gut  als  ein  realpolitischer,  in  erster  Linien 
interessengeleiteter Akteur agiert  und demzufolge dem Prädikat  normativ nicht mehr 
gerecht ist.110 Zwischen diesen zwei Polen befinden sich die Studien „who conceive of 
EU external policy making as being much more complex and therefore a combination of  
both  normativity  and rationalistic/realist behaviour“111.  Die vorliegende Arbeit vertritt 
ebenfalls diesen Ansatz. 
108   Artikel I-2 und I-3 des Lissabon-Vertrags.
109   Zitiert nach Tocci (2008), S. 8.
110  R. Youngs, ‘European Approaches to Security in the Mediterranean’, Middle East Journal 57, 3/2003, 
S. 414–431; A. Hyde-Price, ‘Normative Power Europe: A Realist Critique’, Journal of European 
Public Policy 13, 2/2006, S. 217–234; and F. Cavatorta et al., ‘EU External Policy- making: 
“Realistically” Dealing with Authoritarianism? The Case of Morocco’, European Foreign Affairs  
Review 13, §/2008, S. 357–376.
111  Cavatorta, Francesco; Pace, Michelle: The Post-normative Turn in European Union (EU)-Middle East 
and North Africa (MENA) Relations: An Introduction, in: European Foreign Affairs Review, Vol. 15 /
2010, S. 581.
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Wie zu Beginn des Kapitels besprochen, wird bei der Analyse der Normativität beider 
Akteure davon ausgegangen, dass die EU genauso wie Russland als global operierende 
Macht  sowohl  zu  einer  normativen  Außenpolitik  als  auch  zu  der  realpolitischen 
Interessenverfolgung  gleichermaßen  fähig  ist.  Einige  vorangehende  Studien  haben 
gezeigt, dass auch die EU ihre Normativität je nach konkreter Situation, Interessenlage, 
Partner und äußeren Umständen mal besonders  proaktiv, mal sehr zurückhaltend nach 
außen transportiert.112 Es wäre deswegen falsch, die Union a priori diesem oder jenem 
außenpolitischen  Identitätskonzept  zuzuordnen.  In  diesem  Teil  der  Arbeit  wird 
untersucht,  welche  Werte  die  EU vertritt,  wenn  sie  normativ  handelt,  ohne  ihr  das 
Prädikat  normativ endgültig  zu  verleihen.  Die  Fragen  der  unterschiedlichen 
Analyseschemen für die europäische Außenpolitik sowie der Rollenbilder, die der EU 
zugeschrieben werden, werden noch ausführlich im nächsten Kapitel bei der Analyse 
der europäischen Russlandpolitik thematisiert. 
Die  Normativität  der  Europäischen  Union  ist  in  den  Verträgen  der  EU und  in  den 
gemeinsamen Verfassungsprinzipien ihrer  Mitgliedstaaten verwurzelt.  Die Werte,  die 
die  Union  als  ihre  Grundwerte  sieht,  sind  in  der  Charta  der  Grundrechte  der 
Europäischen Union aufgelistet.113 In der Präambel zu der Charta steht: 
„In dem Bewusstsein ihres geistig-religiösen und sittlichen Erbes gründet sich die Union 
auf  die  unteilbaren  und universellen Werte  der  Würde  des  Menschen,  der  Freiheit,  der 
Gleichheit und der Solidarität. Sie beruht auf den Grundsätzen der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt die Person in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die 
Unionsbürgerschaft und einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet. 
Die  Union  trägt  zur  Erhaltung  und  zur  Entwicklung  dieser  gemeinsamen  Werte  unter 
Achtung der Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Völker Europas sowie der nationalen 
Identität der Mitgliedstaaten und der Organisation ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, 
regionaler  und  lokaler  Ebene  bei.  Sie  ist  bestrebt,  eine  ausgewogene  und  nachhaltige 
Entwicklung  zu  fördern  und  stellt  den  freien  Personen-,  Waren-,  Dienstleistungs-  und 
Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher.
Zu diesem Zweck ist es notwendig, angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des 
112  Jünemann, Annette; Knodt, Michele (Hrsg.): Externe Demokratieförderung durch die Europäische 
Union/European External Democracy Promotion, Baden-Baden 2007; Cavatorta, Francesco; Pace, 
Michelle: The Post-normative Turn in European Union (EU)-Middle East and North Africa (MENA) 
Relations: An Introduction, in: European Foreign Affairs Review, Vol. 15 /2010; Tocci, Nathalie: Who 
is a Normative Foreign Policy Actor?, Centre for Europen Policy Studies, Brussels 2008.
113  Zu finden unter: http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf, zuletzt abgerufen am 
12.01.2012.
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sozialen Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen den 
Schutz  der  Grundrechte  zu  stärken,  indem  sie  in  einer  Charta  sichtbarer  gemacht 
werden.“114 
Schon auf dem ersten Blick in die  Präambel wird die besondere Wertepräferenz der 
Union sichtbar. Der Fokus der europäischen Normativität liegt auf der Person, auf der 
Würde  und Freiheit  jedes  einzelnen Menschen.  Mehr noch,  diese  Werte  werden als 
„unteilbar  und  universell“  bezeichnet.  Da  die  Werte  als  Orientierungslinien  und 
Zielvorstellungen des menschlichen und gemeinschaftlichen Daseins zu verstehen sind, 
ist die Unantastbarkeit der menschlichen Würde und des Lebens das oberste Gesetz 
in  der  europäischen  Normenvorstellung.  Danach  kommen  Freiheit,  Solidarität  und 
Gleichheit als Basisregeln des Zusammenlebens in der EU. Auch Demokratie ist in der 
europäischen Vorstellung ein Wert für sich. Sie ist nicht nur eine Staatsform, sondern 
eine  Lebensform  in  der  EU.  Diese  Wertehierarchie  ergibt  sich  auch  aus  der 
Kapitelzuweisung der Charta: Kapitel 1 – Würde des Menschen, Kapitel 2 – Freiheiten, 
Kapitel 3 – Gleichheit, Kapitel 4 – Solidarität, Kapitel 5 – Bürgerrechte, Kapitel 6 - 
justizielle Rechte. Diese humanistischen, in der griechisch-römischen Antike und der 
Bibel verwurzelten Werte prägen das normative Bild der Union von sich selbst und dem 
„guten“ Verhalten eines normativen Akteurs.
Aus diesen Grundwerten werden die Normen abgeleitet, die für das Verhalten der EU 
auf  der  internationalen  Bühne  gelten  sollen.  Allen  voran  ist  Friedenserhaltung zu 
nennen.  Die Bewahrung und Garantie des Friedens auf dem europäischen Kontinent 
wird  stets  als  Hauptmotiv  der  EU-Gründungsväter  genannt,  was  im Blick  auf  zwei 
Weltkriegen, die innerhalb von einem halben Jahrhundert beide von dem europäischen 
Boden  ausgingen,  1951  einleuchtend  war.  Auch  fünfzig  Jahre  später,  im  Lissabon-
Vertrag von 2008 bezeichnet die Union die Aufgabe “to preserve and strengthen peace 
and liberty”115 als eines ihrer Schlüsselvorhaben. Frieden bedeutet für die EU auch die 
Nichtanwendung von Gewalt, außer in den extremsten Fällen, wo sie lebensrettend sein 
soll. Trotz der ESVP sieht sich die Union als eine Zivilmacht, was durch viele weltweit 
geführte Zivilmissionen unter der europäischen Flagge unterstrichen wird. 
Die  Rechtsstaatlichkeit und der  Multilateralismus bilden zusammen eine Norm, die 
114  Ebd., S.1, Präambel.
115  European Union, “Consolidated Version of the Treaty on the Functioning of the European Union”, 
Official Journal of the European Union, C83, 30 March 2008.
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die EU als die Grundregel der internationalen Kooperation sehen will. Die Union strebt 
ein internationales System an, in dem das Recht und nicht die Macht regiert, und die 
Entscheidungen  multilateral,  also  in  Konsens  mit  mehreren  Beteiligten  getroffen 
werden. Als das Hauptorgan dieser Weltordnung wird die UNO gesehen, deren Rolle 
die Union stärken will. Zu bemerken gibt es hier jedoch, dass sie nicht immer wörtlich 
diesen  Prinzipien  folgt.  Besonders  in  den  Situationen,  wo  Gewalt  eskaliert  und 
Menschen ermordet werden,  während der Sicherheitsrat  der UNO sich nicht auf ein 
Mandat einigen kann, kann sich die Union für schnelle Aktionen im Umgang vor der 
UN entscheiden. Die prominenten Beispiele dafür sind Bombardierung von Jugoslawien 
und Kosovo-Frage.  Hier zeigt  sich erneut, dass der Primat  von Menschenrechten im 
Wertesystem der EU über alles steht und auch über das Prinzip von Multilateralismus 
dominieren kann, wenn es nötig ist. Deswegen wird es im Kontext der EU-Dokumente 
stets vom effektiven Multilateralismus gesprochen, der sich auch zu Eilaktionen eignen 
muss. 
Liberalismus und Marktwirtschaft sind die  logischen Folgen des  Wertes  Freiheit. 
Abgeleitet von der Kernstellung der Demokratie in europäischer Weltanschauung wird 
Demokratieförderung zum Leitprinzip der europäischen Außenpolitik zusammen mit 
der  Überzeugung,  dass  nur  mit  demokratischen,  sich  zu  gemeinsamen  Werten 
bekennenden Partnern eine tatsächlich strategische Partnerschaft auf Dauer möglich ist.
Zu bemerken ist an dieser Stelle, dass klassische staatsbezogene Werte und Normen, 
wie sie in der Tradition des westfälischen Staates formuliert  wurden – Souveränität, 
Integrität,  Nichteinmischung in die innere Angelegenheiten von anderen – in diesem 
Grundwertekatalog gar nicht verzeichnet werden.  Die Gründe dafür liegen im nicht-
staatlichen Charakter der EU, bei dem solche traditionelle Werte europäischer Staaten 
vor  dem  zweiten  Weltkrieg  wie  Nationalismus  und  Protektionismus  vielmehr 
Hindernisse  für  die  Integration  und  Multilateralismus  sind  als  erstrebenswerte 
Verhaltensregel. In einem Wort, das Wertesystem der Union ist postnational, genauso 
wie die EU selbst ein postnationales Projekt ist. Alles in allem kann die EU – zumindest 
in ihrer Zielsetzung – als ein proaktiver normativer Akteur bezeichnet werden.
3.8.2  Russische Werte
In den meisten Analysen der russischen Außenpolitik aus der europäischen Perspektive 
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wird Russland als ein nicht-normativer Akteur bezeichnet, der eine deutliche Realpolitik 
im klassischen Sinne verfolgt. Der Ausgangsthese dieser Arbeit folgend, soll hier  kein 
voreiliges  Urteil  gefällt  werden.  Wenn  jeder  global  operierende  Akteur  in 
unterschiedlichen Umständen und in Bezug auf jeweilige  Partner mal normativ,  mal 
interessengeleitet handeln kann, wird auch die russische Außenpolitik normative Züge 
aufweisen können. Hier soll überprüft werden, ob das tatsächlich so ist; die Werte und 
Normen, die dabei eventuell herauskommen, werden genau betrachtet.
Schon  die  eingehende  Betrachtung  der  relevanten  Dokumente  lässt  die 
Schlussfolgerung zu, dass in russischer Außenpolitik – nicht viel anders als im Falle der 
Europäischen Union - Werte und Normen ein konstitutiver Teil des Konzepts sind. So 
heißt  es  im Dokument,  das  im Juli  2008 von dem Präsident  Medwedew unter  dem 
Namen Das Konzept der Außenpolitik der Russischen Föderation präsentiert wurde:
 „Russland sieht sich den universellen demokratischen Werten inklusive Menschenrechte 
und Freiheiten verpflichtet und definiert seine Aufgaben diesbezüglich wie folgt: mithilfe 
des  konstruktiven  internationalen  Dialogs  auf  der  Grundlage  der  Menschenrechtscharta 
dazu  beizutragen,  Achtung  der  Menschenrechte  weltweit  zu  gewährleisten,  dabei 
Doppelstandards  zu  vermeiden  und  Besonderheiten  der  nationalen  und  historischen 
Entwicklung  zu  beachten,  so  dass  niemanden  fremde  Werte  aufgezwungen  werden 
können“116
Der Wertebezug ist in dem ganzen Dokument deutlich präsent. Unter den Zielen der 
russischen Außenpolitik werden genannt: 1 – Sicherheit des Landes, Bewahrung der 
Souveränität  und  territorialer  Integrität,  stabile  und  autoritäre  Position  in  der 
Weltgemeinschaft,  die  Russlands  Rolle  als  einer  der  stärksten  Mächte  weltweit 
entspricht;  2 – Förderung der günstigen äußeren Umständen zur Modernisierung des 
Landes;  3  -  „Einflussnahme  auf  globale  Prozesse  mit  dem Ziel,  eine  gerechte  und 
demokratische  Weltordnung,  die  auf  Multilateralismus  und  Völkerrecht  basiert,  zu 
etablieren“.117 
Die essentiellen Werte, auf denen Russland das eigene Weltbild aufbaut, sind demnach: 
Souveränität, Sicherheit, territoriale Integrität, Multilateralismus, Prestige, die einer der 
Großmächte gebührt, Primat des Völkerrechts im internationalen System. 
116   Das Konzept der Außenpolitik der Russischen Föderation von 2008, S. 11. In russischer Sprache 
unter: http://kremlin.ru/acts/785, zuletzt abgerufen am 12.01.2012. Hier und weiter - aus dem 
Russischen von Autorin übersetzt .
117   Ebd., S.2.
107
Das  Konzept  der  Souveränität nimmt  die  zentrale  Stellung  in  innerstaatlicher 
Wertedebatte  ein.  Die  Unabhängigkeit  und Eigenständigkeit  eines  Staates  sowie  ein 
absoluter Interventionsverbot im Sinne von Nichteinmischung von außen in die inneren 
Angelegenheiten eines Staates, die Unantastbarkeit gegebener Grenzen sowie der Erhalt 
des Territoriums wird in Russland als eine normative Grundlage und die Grundregel des 
modernen  Staatensystems  verstanden.  Dabei  orientiert  sich  der  Kreml  an  das 
Westfälische Konzept des Staates118 und argumentiert,  dass die Staaten als souveräne 
Akteure  völlig  frei  in  ihrem  Handeln  auf  der  internationalen  Bühne  sind  und  das 
Einzige,  was  diese  Freiheit  begrenzt,  sind  Regeln  des  Völkerrechts.  Die  zentralen 
völkerrechtlichen Prinzipien – die gegenseitige Anerkennung von Souveränität und das 
Verbot  von Interventionen aller  Art  in „Angelegenheiten,  die ihrem Wesen nach zur 
inneren  Zuständigkeit  eines  Staates  gehören“119 -  werden  als  Grundregeln  der 
internationalen Beziehungen verstanden, für  deren weltweite Beachtung Russland sich 
einsetzen will.120 Eng damit verbunden ist Russlands Position in Bezug auf unilaterales 
Handeln „einiger Akteure“:
„Strategie  des  unilateralen  Handelns  destabilisiert  internationale  Lage,  fördert 
Streitigkeiten und Waffenwettbewerb, bestärkt transnationale, religiöse und interkulturelle 
Feindschaften,  bedroht  Frieden  und  Sicherheit  im  ganzen  Weltsystem.  Einseitige 
Gewaltanwendung  in  Umgang  von  UNO  und  des  UN-Sicherheitsrates  höhlt  die 
Bestimmungen  des  internationalen  Völkerrechts  aus  und  führt  zur  Ausbreitung  der 
Konfliktherden -  unter anderem auch im direkten Umfeld Russlands.“121 
Eine  Facette  der  beiden  Oberwerte  Sicherheit  und  Souveränität  ist  die  territoriale 
Integrität.  Das  Bestehen  der  Landesgrenzen  wird  in  Russland  zur  nationalen 
118   Der Westfälische Frieden von 1648 ist das erste Dokument, das das klassische Völkerrecht 
formuliert. Neben der Formulierung des modernen Staatsbegriffes wird in dem Dokument die 
Souveränität aller Staaten ausdrücklich bestätigt. Verstanden wird diese Souveränität zuerst als 
Unabhängigkeit nach innen und außen, also Unabhängigkeit der Fürsten vom Kaiser und Papst und 
wechselseitige Anerkennung der Unabhängigkeit von Staaten unter sich. Kein Staat darf demnach 
dem Gewaltmonopol anderer Staaten unterworfen werden. Daraus resultieren weitere 
Grundbestimmungen des Völkerrechts: das Prinzip der Staatengleichheit, das Prinzip der 
Gegenseitigkeit und das Interventionsverbot.  Das Völkerrecht war in seinen Ursprüngen 
westeuropäisch und wurde dann im 19. und 20. Jahrhundert auf andere Länder ausgedehnt. Mit der 
Entstehung der Vereinten Nationen bekam es endgültig seinen globalen Charakter.
119   UNO-Satzung, Art. 2, Abs. 7; zitiert nach Krell, Gert: Weltbilder und Weltordnung, Baden-Baden 
2004.
120   „Russland ist am stabilen System der internationalen Beziehungen interessiert, das auf den 
Prinzipien der Gleichberechtigung, des gegenseitigen Respekts und der zwischenstaatlichen 
Kooperation auf der Grundlage des Völkerrechts aufgebaut ist.“ Das Konzept der Außenpolitik der  
Russischen Föderation, S. 6. [Herv. d. Verf.]. 
121  Das Konzept der Außenpolitik der Russischen Föderation, S.4.
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Schlüsselaufgabe erhoben, was sich aus der jüngsten Geschichte des Staates erklären 
lässt. Es ist die immer noch nicht überwundene Frust aus den  1990er Jahren, wo das 
Land  einen  großen  Teil  seines  postsowjetischen  Territoriums  verloren  hat,  und  der 
Abklang der weiteren separatistischen Bewegungen bleibt immer noch zu spüren. Dabei 
wird  die  territoriale  Integrität  höher  geschätzt  als  das  Recht  eines  Volkes  auf 
Selbstbestimmung.  Die  Selbstbestimmung  soll  in  den  bestehenden  Staatsgrenzen 
erfolgen,  lautet  das  von  Russland  vertretene  Grundprinzip.  Diese  Auffassung  der 
regierenden Eliten stützt  sich auf den breiten Konsens in der Bevölkerung. Als eines 
seiner  größten Verdienste in  der 8-jährigen Präsidentschaftszeit  wird Wladimir Putin 
hoch angerechnet, dass er den weiteren Zerfall des Landes gestoppt hat.
Die  Durchsetzung der  völkerrechtlichen  Bestimmungen weltweit  und  Erklärung  des 
Völkerrechts zum Primat der internationalen Politik wird als zweitwichtiges Ziel  der 
russischen Außenpolitik  genannt.  In seinem Selbstverständnis ist  das Russland unter 
Putin zu einem prominenten Anwalt der neuen multipolaren Weltordnung geworden. 
„Russland wird weiterhin zur  Stärkung multilateraler  Prinzipien und zum Aufbau solch 
einer Weltordnung beitragen, die sich auf der Unteilbarkeit der Sicherheit basiert und das 
zivilisatorische Diversität dieser Welt widerspiegelt.“122 
Solche  Weltordnung  führt  zur  Demokratisierung  des  internationalen  Systems  und 
entspricht Russlands Interessen. Dies ist ein weiteres Beispiel dafür, wie stark Interessen 
und Normen bei der Formulierung außenpolitischer Ziele miteinander verbunden sind. 
In  diesem  Fall  wird  Multipolarität  zum  einen  als  Wert  an  sich  gesehen,  da  sie 
Demokratie in der ganzen Welt fördert, zum anderen ist sie gleichzeitig ein Instrument 
zur  Durchsetzung  russischer  Interessen  in  der  Welt.  Bei  der  Durchsetzung  der 
multilateralen Prinzipien wird führende Rolle der UN und des Sicherheitsrates betont: 
„UNO  soll  eine  fundamentale  Rolle  beim  Aufbau  eines  vollwertigen 
transzivilisatorischen Dialogs spielen,  der zu mehr Toleranz  zwischen verschiedenen 
Religionen, Konfessionen und Kulturen führt.“123
Wenn man dieses Wertesystem mit den oben beschriebenen gemeinsamen europäischen 
Werten vergleicht, fällt es auf, dass der Fokus der Normativität in Moskau anders als in 
Brüssel  gesetzt  wird:  Individuelle,  auf  den  Rechten  jeder  einzelnen  Person  basierte 
122  Ebd., S. 4.
123  Ebd., S. 4.
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Werte werden anderen, gesellschaftsorientierten Normen unterordnet. Diese normative 
Besonderheit wird in Russland als kultur- und traditionsspezifisch gesehen. Dabei sieht 
man sehr gut an diesem Beispiel, wie sehr innen- und außenpolitische Dimension bei 
der modernen Politikanalyse ineinandergreifen. 
Die Besonderheiten der russischen Normativität in der Außenpolitik könnte man ohne 
den  Blick  auf  die  innenpolitische  Strukturen  und  Prozesse  nicht  erklären.  Die  Re-
Autoritarisierung  des  Systems  unter  Putin,  egal  ob  sie  als  Selbstzweck  zum 
undemokratischen  Machterhalt  oder  als  ein  temporärer  Nebeneffekt  der 
Stabilisierungsmaßnahmen zum Aufbau der russischen Staatlichkeit gedeutet wird, hat 
normative Implikationen. In der Gesellschaft wird ein neues Leitbild verbreitet, das den 
Staat  zum  Garanten  des  Gesetzes,  der  Ordnung  und  des  sozial  gerechten  und 
prosperierenden Lebensstils seiner Bürger erklärt. 
Die  normativen  Grundlagen  dieses  Staates  sind  tief  in  der  Geschichte  Russlands 
verankert,  in  seiner  patrimonialen  Herrschaftsorganisation,  multinationalen,  aber 
mehrheitlich  orthodoxen  Gesellschaft.  Es  wird  versucht,  die  Identität  des  heutigen 
Russlands auf der Synthese von zwei Wertegruppen aufzubauen.  Zum einen sind es 
universale Werte, die ihre konkrete Form in den Bestimmungen des Völkerrechts haben, 
dem Russland sich eindeutig verpflichtet sieht. Zum anderen sind es ererbte spezifische 
nationale  Werte:  Patriotismus,  kollektivistische  Solidarität,  Staatszentriertheit  und 
Großmachtanspruch,  der  sich  alleine  aus  der  geografischen  Lage  ergibt.  Solche 
allgemeinen Werte  wie  Demokratie,  Freiheit  und  Gleichheit  versucht  Moskau  mit 
eigenem  Inhalt  zu  füllen  und  betont  vehement,  dass  es  nicht  die  ausschließliche 
Kompetenz  der  euro-atlantischen  Länder  ist,  dies  zu  tun.  Mit  Verweis  auf 
Wertepluralismus bestreiten die Eliten sowie viele Experten, dass allgemeine „westliche 
Rezepte“ der demokratischen Entwicklung für Russland geeignet sind. Dass es dabei zu 
einer  Wertekonkurrenz  im  internationalen  System  kommen  kann,  ist  dem  Kreml 
bewusst: „Globale Konkurrenz nimmt zum ersten Mal in der neuen Geschichte einen 
zivilisatorischen  Charakter  an,  was  auch  die  Konkurrenz  zwischen  verschiedenen 
Werteorientierungen und  Entwicklungsmodellen  im  Rahmen  universeller 
Demokratieprinzipien und Marktwirtschaft bedeutet.“124
Auf der Verknüpfung der Werten „staatliche Souveränität“ und „individuelle Freiheit“ 
124  Ebd., S. 3.
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wurde das Paradigma der „souveränen Demokratie“ gebaut. Dieses Konzept, das dem 
Kreml-Ideologen Vladislaw Surkow zugeschrieben wird,  unterscheidet  sich von dem 
„normalen“,  im westlich-traditionellen Gebrauch des  Wortes  Begriff  der  Demokratie 
durch  seine  Betonung  auf  die  Souveränität  des  Staates  und  der  Gesellschaft.  Wie 
Surkow in seinem Artikel  „Nationalisierung der Zukunft“125 betont  hat,  sei  dies kein 
Versuch, eine neue Art der Demokratie  zu schaffen, sondern lediglich der Akzent auf 
einer bestimmten Eigenschaft des Begriffes, die in dieser konkreten Entwicklungsetappe 
des Landes besonders relevant ist. Das Ziel  russischer Entwicklung ist „Souveränität 
des Landes aufrechtzuerhalten, ohne der Demokratie dabei zu schaden, offen zu sein, 
ohne seine Identität zu verlieren“.126 
Die  souveräne  Demokratie  ist  demnach  „ein  solcher  politischer  Lebensstil  der 
Gesellschaft, bei dem die politische Spitze, ihre Organe und Handlungen ausschließlich 
vom russischen Volk in all seiner nationalen Vielfältigkeit gewählt und geleitet werden 
mit  dem  Ziel,  Wohlstand,  Freiheit  und  Gerechtigkeit  für  alle  Bürger  des  Landes 
ungeachtet  der  Nationalität  und  Konfession  zu  gewährleisten“127.  Interessant  ist  die 
These,  die  dieses  spezielle  Verständnis  der  Demokratie  mit  dem  in  europäischer 
Tradition verankerten Bezug auf die Würde und Rechte des Individuums verlinkt: „Die 
Würde eines freien Menschen erfordert, dass auch die Nation, zu der er sich zugehörig 
fühlt, ebenso frei und souverän in einer gerecht gestalteten Weltordnung ist.“128 
Wie im Kapitel  5  gezeigt  wird,  stützt  sich dieses Identitätsmodell  auf  einen breiten 
Konsens  in  nahezu  allen  Elitefraktionen  und  in  der  Bevölkerung.  Der  Dualismus 
russischer  Normativität  mit  gleichzeitiger  Betonung  der  universellen  Werte  und  der 
Werte, die sich aus russischer Eigenständigkeit, Lage und Größe ergeben, bildet daher 
den kleinsten gemeinsamen Nenner der normativen Konsolidierung im Lande. In der 
Außenpolitik  begründet  dieses  Leitbild  den  Ansatz,  mal  Realpolitik,  mal  normative 
Politik  mit  „spezifischen  russischen  Zügen“  zu  betreiben  und  dabei  auf  der 
Anerkennung Russlands als eigenständigen Partner und auf der Nichteinmischung in 
seine  inneren Angelegenheiten zu bestehen. Russische Experten weisen ebenso darauf 
hin,  dass  Russland  wie  jeder  andere  globale  Akteur  sowohl  realpolitische  als  auch 
125  Der Artikel in russischer Sprache ist zu finden unter: 
http://expert.ru/expert/2006/43/nacionalizaciya_buduschego/, abgerufen am 12.01.2012.
126  Ebd., Übersetzung der Autorin.
127  Ebd.
128  Ebd.
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normative Züge in seiner auswärtigen Politik zeigt. Die normative Komponente nimmt 
dabei immer mehr zu.
„Russia  is  in  the  process  of  rebranding  itself  internationally,  with  a  normative  appeal 
inscribed into a wider set of discourses. Normative arguments have become a tool for the 
reformulation  of   Russia's  messages  to  the  world,  while  being  embedded  in  Russia's 
understanding of its international power.”129
Zusammenfassend erfüllt der Wertebezug gleichzeitig mehrere Funktionen in politischer 
Praxis Russlands:
• ganz im Zeichen der realpolitischen Deutung von Normativität als Machtfaktor 
in  der  internationalen  Politik  gilt  die  Teilnahme  Russlands  an  dem 
internationalen  Wertediskurs  mit  dem  Bestehen  auf  andere,  nicht  westliche 
Interpretation  der  universellen  Werte  als  eines  der  Zeichen  von  Russlands 
Rückkehr in die Chefetagen der Weltpolitik;130
• die Verlinkung des neuen pragmatischen Ansatzes seiner Außenpolitik mit den 
Grundbestimmungen des internationalen Völkerrechts und somit das Rebranding 
auf der internationalen Bühne;
• die  Selbstpositionierung  Russlands  als  Soft  Power,  die  vor  allem den  GUS-
Ländern als eine Integrationsalternative zu der EU dienen soll;
• der Signal nach außen, dass Russland seinen Souveränitätsanspruch sehr ernst 
nimmt, und gleichzeitig die Selbstlegitimation nach innen, indem die autoritäre 
Politik von Putin  und Medwedew mit den besonderen russischen Traditionen 
und Gegebenheiten erklärt wird. 
3.8.3 Wertediskrepanz zwischen der EU und Russland
Das PKA von 1997 bezeichnet die gemeinsamen Werte und Normen als Grundlage für 
die Partnerschaft EU-Russland und die Stärkung russischer Demokratie als eines der 
Hauptziele der multilateralen Beziehungen.131 Die Analyse und der direkte Vergleich der 
129  Tocci, Nathalie: Who is a Normative Foreign Policy Actor?, Centre for European Policy Studies, 
Brussels 2008., S. 167.
130  Vgl.: „By appealing to norms, Russia tries to reformulate the key messages it sends to the world and 
implant the concept of its power worldwide.“ Makarychev, Andrey, in: Tocci 2008, S. 162. 
131   “Respect for democratic principles and human rights as defined in particular in the Helsinki Final 
Act and the Charter of Paris for a New Europe, underpins the internal and external policies of the 
Parties and constitutes an essential element of partnership and of this Agreement.” PCA, Art. 2.
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Werte,  die  in  den  europäischen  Verträgen  als  gemeinsame  normative  Basis  aller 
Mitgliedsländer gelten, mit denen, die Russland in seinen außenpolitischen Dokumenten 
verzeichnet, zeigt jedoch, dass die Bezeichnung dieser Werte als „gemeinsam“ in vieler 
Hinsicht der Lage der Dinge nicht entspricht. Während für die EU die Menschenrechte 
und die Freiheit des Individuums im Zentrum ihres normativen Systems stehen, vertritt 
Russland  eine  post-westfälische  Auffassung  der  Normativität,  wo  die  Rechte  und 
Freiheiten der Allgemeinheit und eines souveränen Staates Vorrang vor den Rechten des 
Einzelnen  haben.  Diese  unterschiedlichen  Normenprioritäten  zeugen  von  einer 
tatsächlich  existierenden  Wertediskrepanz  zwischen  Russland  und  der  Union.  Diese 
Diskrepanz hat tiefe Wurzeln in der Geschichte und den Besonderheiten von Struktur 
und  Charakter  beider  Akteure  und  hat  maßgebliche  Folgen  für  die  Beziehungen 
zwischen den beiden.
Russland bekennt sich heute noch zu den traditionellen politischen Werten, die sich aus 
dem  Westfälischen  Frieden  von  1648  ergeben  und  die  in  dem  ganzen  System 
europäischer Staaten bis 1919 als politischer Wertekodex galten: der Nationalismus, die 
Souveränität,  die  Sicherung der  staatlichen Grenzen und Ressourcen,  die  territoriale 
Einheit  und  Integrität,  der  Aufbau  eines  starken  Nationalstaates,  eine  möglichst 
einflussreiche Position im internationalen System. Die Europäische Union hingegen - 
als  ein  nicht-staatlicher  Akteur  des  neuen Typus  -  formuliert  ihre  normativen  Ziele 
anders,  „posteuropäisch“:  die  Entwicklung  weg  von  Nationalismus  zu  einer 
supranationalen  Union  mit  der  Übertragung  möglichst  vieler  Kompetenzen  auf  die 
supranationale Ebene, die Überwindung der alten Nationalgrenzen und die Entwicklung 
überregionaler Kooperation statt der Grenzsicherung, die politische Integration und die 
Erweiterung statt der territorialen Einheit, die interkulturelle und internationale Toleranz 
statt Patriotismus. Die Werte, die die EU zu ihren Grundlagenwerten ernennt, sind auf 
die  Rechte  und  Freiheiten  eines  Individuums  in  der  Gesellschaft  fokussiert:  die 
Unantastbarkeit des menschlichen Lebens und der Würde, die Freiheit der Religion und 
der Meinungsäußerung, die interkulturelle Toleranz,  die demokratische, pluralistische 
Gesellschaft,  der Wohlstand.  So gesehen ist  der jeweilige Entwicklungstand und der 
Charakter der Akteure der Hauptgrund für die Diskrepanz zwischen den europäischen 
und russischen Werten.132
132  S. hinzu auch bei Morozov, Vyacheslav: Europe: Self-Alignement in Time and Space, in: Russia in 
Global Affairs, 6 /2008: „The objective truth is that, irrespective of anyone's ill will, in the most 
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Man kann eine Reihe weiterer Faktoren ausmachen, die die normativen Unterschiede 
zwischen der EU und Russland begründen:
1. Vergangenheit und ihre Rolle im Identitätskonzept
Für die Union ist ihre jüngste Vergangenheit zum „the significant other“ geworden. Der 
Kern  der  europäischen  gemeinsamen  Identität  heute  liegt  in  der  Opposition  zum 
geteilten Europa des 19. und 20. Jahrhunderts, das zwei Weltkriege, die Kolonisierung 
und den Holocaust zu verantworten hat.  In  Russland ist  die  Vergangenheit  ganz  im 
Gegenteil zu einem Teil der Identität gemacht worden. In Anlehnung an imperialistische 
Tradition des  russischen Zarenreiches  seit  Peter  dem Ersten und an das  sowjetische 
Imperium  wird  Russlands  Großmachtstatus  begründet  sowie  spezifische  Werte  und 
Normen werden daraus geleitet,  die das moderne Russland aus dieser Vergangenheit 
geerbt hat.
2. Philosophische Tradition und historische Entwicklung
Die  EU sieht  die  Wurzeln  ihrer  gemeinsamen  Identität  in  der  griechisch-römischen 
Antike  und  in  der  christlichen  Tradition.  In  dieser  Tradition  ist  der  Fokus  auf  das 
Individuum verwurzelt, den man sowohl in den altgriechischen Tragödien, als auch in 
der Bibel und schließlich auch in den Bestimmungen des römischen Rechts vorfindet. 
Der humanistische und individuelle Fokus wurde zuerst in der Zeit der Renaissance, 
dann  der  Aufklärung  in  Europa  weiter  verstärkt.  Die  blutigen  Kriege  des  20. 
Jahrhunderts, aus denen man nach 1945 die Lehre gezogen hat, verfestigten diese Werte 
im europäischen politisch-philosophischen System endgültig.  Russland wurde jedoch 
während  der  tataro-mongolischen  Besatzung  zwei  Jahrhunderte  lang  von  der 
europäischen  geistigen  Entwicklung  abgeschnitten.  Nach  der  Befreiung  im  15. 
Jahrhundert  ging  es  einen  anderen,  expansiven  und  euro-asiatischen  Weg.  Die 
philosophische Debatte  zwischen den Panslawisten und den Westlern ging seit dem 17. 
Jahrhundert darüber, ob das Land einen europäischen oder den eigenen, auf slawischen 
Wurzeln basierenden Weg gehen soll. Von dem Panslawismus, der diese Debatte stets 
dominierte,  kommt  auch  der  Verweis  auf  den  gemeinschaftlichen,  paternalistischen 
Charakter der politischen Kultur Russlands, wo der „starke Mann“ an der Spitze, die 
Konsolidierung des  Volkes hinter  ihm und die  territoriale  Ausdehnung das  Land zu 
crucial aspects the EU's new identity stands in opposition to Russia's identity.“, S. 136.
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seinem Wohlstand und dem Großmachtstatus bringen.
3.  Geografische Lage und wirtschaftliche Entwicklung
Die geografische Lage begünstigt den Integrationsprozess in Europa, denn es liegt auf 
einem  Kontinent  mit  vergleichsweise  engem  und  homogenem  Territorium  ohne 
besonders  ausgeprägte  natürliche  Grenzen.  Zusammen  mit  historischer  Entwicklung 
führt diese besondere geografische Lage zu Erkenntnis, dass es einfacher – im Sinne des 
Ressourcen- und Mittelverbrauchs - und profitabler ist, miteinander zu kooperieren als 
gegeneinander zu kämpfen. Der hohe Grad der wirtschaftlichen Entwicklung und des 
individuellen Wohlstands in Westeuropa erfordert  ein normatives System, das diesen 
Wohlstand  schützen  und  fördern  kann,  so  erhalten  solche  Werte  wie  Liberalismus, 
Marktwirtschaft, Solidarität und Demokratie eine besondere Stellung im europäischen 
Wertesystem.133 
In  Russland  spielte  die  Geopolitik  schon  immer  eine  große  Rolle  für  die 
Machthabenden. Wenngleich die wirtschaftliche Entwicklung erst kurz vor dem ersten 
Weltkrieg  Russland  auf  die  Spitze  Europas  gebracht  hat,  war  es  die  Größe  des 
Territoriums,  die  seit  dem Mittelalter  den  Schutz vor  Feinden und den Zuwachs  an 
Ressourcen  bedeutete.  So galt  die  territoriale  Expansion schon seit  Ivan IV.  im 15. 
Jahrhundert als Leitfaden der Außenpolitik. Die Ökonomie spielte erst nach dem Zerfall 
der UdSSR wieder die entscheidende Rolle für die Ausformulierung der Normativität, 
als  das  moderne Russland sich in der ersten Hälfte der  1990er  Jahre am Rande des 
Staatskollapses  befand.  Dementsprechend  haben  seitdem  solche  Werte  wie 
Stabilisierung  und  staatliche  Ordnung  die  oberste  Priorität  für  die  Entwicklung 
Russlands. Laut dem Konzept der souveränen Demokratie von Surkow ist dies nur in 
Zusammenhang  mit  größerer  Integrität,  stärkerer  Autorität  der  Macht  und  der 
Souveränität  nach außen zu erreichen,  was sich im heutigen normativen System des 
Staates widerspiegelt.
Die  normative  Diskrepanz  zwischen  der  Europäischen  Union  und  der  Russischen 
Föderation hat also einen umfassenden Charakter und eine solide Begründung in der 
Geschichte, Philosophie, Tradition, Kultur, Geografie und Ökonomie der Akteure. 
133  Vgl.: „The power and prosperity of the West in the past centuries provides an important perspective 
into why right, freedom and choice occupy most of the space on the normative agenda.” In: Tocci 
2008., S. 318.
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Diese Diskrepanz ist theoretisch betrachtet  zunächst nichts Außenordentliches in den 
internationalen Beziehungen. In einer konkreten Partnerschaft kann sie sich zu einem 
Problem  entwickeln,  wenn  sie:  1)  nicht  erkannt  oder  absichtlich  als  unbedeutend 
abgestuft  wird; 2) von einem der Partner oder von beiden für populistische Zwecke 
missbraucht wird; oder 3) durch die Intoleranz der Akteure sich zu einem Wertestreit 
entwickelt. Im Fall EU-Russland sind alle drei Tendenzen erkennbar.
Die  Europäische  Union  sieht  ihre  Rolle  als  democracy  promoter  und  Hüterin  der 
Menschenrechte als zentral für ihre eigene außenpolitische Identität. Die Leitidee und 
die Gründungsbasis der EU ist das Selbstbild als eine Wertegemeinschaft.  Nach dem 
Konzept der Innen-Außen-Analogie von Peters und Wagner134 gewinnt analogisch dazu 
eine  Partnerschaft  mit  einem  Drittland  erst  dann  einen  festen  Fundament  und 
Nachhaltigkeit, wenn sie sich auf die von beiden Partnern geteilte europäische Werte 
stützen kann. Die allgemeinen Prinzipien und Werte, wie die in der Union verstanden 
und gelebt werden, werden traditionell  auch in die Beziehungen zu den Drittländern 
übernommen:
„The EU’s model of democratic reconciliation and development has international appeal. 
Its foreign policy instruments have given the EU a network of values-based partnerships 
around the world. The EU claims to have developed an approach to democracy promotion 
based  on patience,  a  long-term perspective  and sensitivity  to  the primary  role  of  local 
actors.  The United States’ loss of  credibility as a  promoter  of  democratic values could 
enhance  the  role  of  the  European  Union  as  a  global  leader  in  supporting  political 
liberalisation in autocratic states.“135 
Der Bezug auf Werte bestimmt im europäischen Verständnis wesentlich den Charakter 
und die Qualität einer Partnerschaft. Fehlen die gemeinsam anerkannten Werte, so wird 
die Partnerschaft aus der Sicht der EU zur bloßen Kooperation abgestuft, so wie es sie 
auch mit der UdSSR während des Kalten Krieges gab. Eine strategische Partnerschaft 
setzt  nun voraus, dass es ein grundlegendes Einverständnis über Werte, Normen und 
Ziele der Beziehungen besteht. Für die EU ist dabei charakteristisch, dass ihre eigene 
Werte als universal und a priori „richtig“ verstanden werden. Die universale Gültigkeit 
der europäischen Werte wird im normativen Diskurs Russlands jedoch heftig umstritten.
134  Ausführlich wird darüber im Kapitel 4 geschrieben.
135  Youngs, Richard: Is European Democracy Promotion on the Wane?, CEPS Working Document Nr. 
292, May 2008, S. 1.
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„Im Verständnis  der  Europäischen  Union  ist  dies  nicht  mit  einem Aufdrängen  eigener 
Modelle,  mit  der  Etablierung  eines  „normativen  Imperiums“  (Wladimir  Putin) 
gleichzusetzen, wie es unter den Moskauer Eliten häufig wahrgenommen wird. Vielmehr 
soll  damit  zum  Ausdruck  gebracht  werden:  Innovation  und  Modernisierung  können 
nachhaltig nur dann gelingen und die angestrebten Interdependenzen fördern, wenn sie sich 
bei allen Varianten von bewährten europäischen Prinzipien leiten lassen und sich nicht auf 
die  Übernahme  einzelner  technischer  Standards  und  Normen  beschränken. 
Berechenbarkeit,  Effizienz  und  Transparenz  in  Politik,  Wirtschaft,  Sicherheitsagenturen 
und  sogar  in  den  Außenbeziehungen  sind  dauerhaft  nur  dann  gewährleistet  –  so  die 
Überzeugung in der Europäischen Union - , wenn die Exekutive in ein funktionierendes 
System von Gewaltenteilung eingebunden ist, wenn Rechtssicherheit gewährleistet ist und 
wenn  freien  und  unabhängigen  Medien  sowie  einer  lebendigen  Zivilgesellschaft  die 
Möglichkeit zu kritisch-konstruktiver Artikulation gegeben wird.“136
Russische  Eliten  beschreiben  das  Entwicklungsziel  ihres  Landes  nicht  prinzipiell 
anders,  als  es  auch  für  die  EU  wünschenswert  wäre:  Russland  will  sich  zu  einem 
wettbewerbsfähigen, innovativen, stabilen, starken und somit koalitionsfähigen Partner 
in der internationalen Gemeinschaft entwickeln. Anders sieht man im Kreml den Weg 
dahin. Die vorrangige Methode lautet nicht die Demokratisierung, und schon gar nicht 
die  Demokratisierung  von  außen,  nach  einem  vorgegebenen  Standard,  sondern  die 
Modernisierung.  Im Zuge des von Putin  eingeschlagenen Modernisierungsprojektes 
sollten sowohl die technologische Basis erneuert als auch die ganzen postsowjetischen 
Industriestrukturen  und die  von denen produzierten  Ware wettbewerbsfähig gemacht 
werden. Um es zu erreichen  bedürfte  es zuerst der innerpolitischen Stabilität und des 
nachhaltigen  Wirtschaftswachstums  sowie  der  verlässlichen  externen 
Rahmenbedingungen. Mit Blick auf diese Entwicklung hat die Partnerschaft  mit der 
Union eine immense Bedeutung. 
„So gesehen gilt die Europäische Union Russland vor allem als Quelle für wirtschaftliche 
Modernisierung  und  technologische  Innovation  in  einem  Gesamteuropäischen 
Wirtschaftsraum („Modernisierungspartnerschaft“), nicht aber als Modell und Impulsgeber 
für  den  einzig  möglichen  Weg  der  politisch-gesellschaftliche  Demokratisierung.  Die 
Partnerschaft EU-Russland ist somit eher von vielfacher Interaktion geprägt, nicht aber von 
Integration im europäischen Verständnis.“137  
Obwohl  die  politische  Spitze  des  Landes  und  die  meisten  Denkkreise  Russland 
136  Timmermann, Heinz: EU-Russland: Hintergründe und Perspektiven einer schwierigen Beziehung, in: 
integration, April 2008, S. 165.
137  Ebd., S. 164.
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selbstverständlich  als  Teil  Gesamteuropas  und  zugehörig  zu  den  europäischen 
Kulturtraditionen sehen,  behauptet  niemand heutzutage,  Russland solle in absehbarer 
Zukunft ein Mitglied der Europäischen Union werden. Russland habe einen anderen, 
eigenen  Weg,  wobei  westlich  geprägte  Werte  wie  Demokratie,  Freiheit  und 
Marktwirtschaft mit den russischen kulturellen Traditionen und orthodoxen moralischen 
Orientierungspunkten verknüpft werden sollen. Es wird argumentiert, dass - trotz der 
Entwicklung  des  Landes  zu  einer  modernen  Gesellschaft  -  eigene  Wurzeln,  die 
Eigenständigkeit der Kultur und eigene kulturelle Werte nicht vergessen werden dürfen. 
Parallel dazu wird der Anspruch der EU bestritten, als eine einzige Verkörperung der 
europäischen Idee in der Welt wahrgenommen zu werden. 
„But  the Community  could in  no way make claims for  forming  the  core of  European 
civilization, i.e. for being the only or the main herald of the European idea. It represented 
just one of the numerous elements of the political space – the one belonging entirely to the 
Western part of divided Europe.“138 
Im russischen Diskurs  dominiert  diesbezüglich  die  Meinung,  dass  schon alleine  die 
spezifischen  kulturhistorischen,  ethnischen,  religiösen  und  systemformenden 
Traditionen des Landes es nicht erlauben, das europäische Entwicklungsmodell blind zu 
übernehmen. Vielmehr versucht das Land heutzutage im patriotisch-nationalen Konsens 
eigene  Traditionen  und  Werte  wieder  zu  entdecken  und  darauf  stützend  den 
Modernisierungsprozess  in  Wirtschaft,  Gesellschaft  und  dem  politischen  System 
durchzuführen.  Nach  dem  Zusammenbruch  des  sowjetischen  Imperiums  und  den 
desaströsen  1990-er Jahren strebt  Russland unter Putin  und Medwedew den Aufbau 
eines  starken,  konsolidierten  und  auf  der  weltpolitischen  Bühne  gleichberechtigten 
Staates an, der auf der Grundlage seiner besonderen Geschichte, Kultur und der Rolle 
auf dem Kontinent selbst über seine Entwicklung entscheidet. Die wichtige Frage, ob 
dieses Selbstbild tatsächlich zum Zweck der Identitätsbildung formuliert wird oder der 
Verschleierung von anderen, nicht-normativen Interessen dient, wird weiter im Kapitel 
5 analysiert. 
Vor  diesem  Hintergrund  werden  die  Forderungen  nach  Übernahme  europäischer 
Demokratieprinzipien  in  Moskau  als  unzulässige  Einmischung  in  die  inneren 
Angelegenheiten  wahrgenommen.  Sie  sind  nicht  nur  der  Ausdruck  des  fehlenden 
138  Morozov, Vyacheslav:  Europe: Self-Alignement in Time and Space, in: Russia in Global Affairs, 
6/2008, S. 137.
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Respekts für die russische Souveränität, sondern auch berücksichtigen in keiner Weise 
die  unterschiedlichen historischen,  kulturellen  und geografischen Voraussetzungen in 
den EU-Ländern und Russland. Gereizt reagiert russische Elite darüber hinaus auf die 
Kritik, Russland verfolge in der Partnerschaft ausschließlich eigene wirtschaftliche und 
energetische Interessen. Die Zusammenarbeit mit der EU bedeutet für Moskau nicht nur 
eine pragmatische Interessenverfolgung zur Stärkung eigener Wirtschaft,  wie es dem 
Kreml oft vorgeworfen wird, sondern auch das aktive und gleichberechtigte Mitwirken 
in den internationalen Organisationen und Strukturen wie die UNO und die G8/G20-
Formate  sowie  die  Kooperation und Mitverantwortung bei  globalen  Entscheidungen 
und  Entwicklungsprozessen  der  neuen  Weltordnung.  Moskau  sieht  somit  ihre 
Außenpolitik keineswegs als nur realpolitisch und normenfrei. Die normative Kritik aus 
den europäischen Parlamenten hat dementsprechend einen Gegeneffekt hervorgerufen 
und dazu geführt, dass die Wertediskrepanz in der Periode zwischen 2004 und 2007 zu 
einem regelrechten Wertestreit zwischen Moskau und Brüssel eskaliert hat.
3.9  Zwischenfazit: Interessen und Werte in der Partnerschaft EU-Russland – eine 
schwierige Konstellation
Das spannende Verhältnis zwischen den Interessen und den Werten in der Partnerschaft 
EU-Russland ist das zentrale Thema der ganzen Arbeit und die hier gemachten Befunde 
sind für die weitere Analyse von zentraler Bedeutung. Die Analyse der theoretischen 
Kategorien  von  Interessen  und Werte  und  der  darauf  gebaute  direkte  Vergleich  der 
europäischen und der russischen Perspektive haben die Skala definiert, auf der sich die 
Partnerschaft  in  ihrem  Wandelprozess  zwischen  Normativität  und  Pragmatismus 
entwickelt. 
Im  ersten  Teil  wurden  die  Motive  abgeglichen,  die  beide  Seiten  zur  Kooperation 
bewegen, und auf dieser Basis die gemeinsame „Interessenräume“ zusammengestellt. 
Die  ausführliche  Auseinandersetzung  mit  diesen  Räumen  hat  die  politischen 
Beteuerungen beider Seiten bestätigt, dass die Partnerschaft für beide Partner eine sehr 
hohe  Bedeutung  hat.  Obwohl  die  Beziehungen  vor  dem problematisch  gewordenen 
normativen  Hintergrund  sich  ambivalent  gestalten,  bleiben  die  geostrategischen und 
ökonomischen Voraussetzungen für eine strategische Partnerschaft günstig. Die Union 
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und Russland sind unmittelbare  Nachbarn  und die  zentralen politischen Akteure  auf 
dem europäisch-asiatischen Kontinent. In den Bereichen Wirtschaft,  Handel, Energie 
und  Sicherheit  besteht  eine  dauerhafte  Harmonie  der  Interessen.  Eine  große  und 
annähernd  symmetrische  Interdependenz  in  diesen  Interessenräumen  stellt  eine  gute 
Ausgangslage zur Entwicklung einer effektiven pragmatischen Kooperation dar.
Im  nächsten  Schritt  wurden  problematische  Faktoren  der  Partnerschaft  analysiert. 
Analogisch zu den „Interessenräumen“ wurden Konfliktpotenziale und problematische 
Hintergründe  in  die  thematischen  Clusters  eingeordnet,  „Räume  der 
Interessendiskrepanz“  genannt.  Die  Diskrepanzen  bestehen  mehrheitlich  in  den 
Bereichen Energiesicherheit,  Außenpolitik  in  Zwischeneuropa,  das  für  beide  als  der 
Region des „vitalen Interesses“ gilt, Sicherheit mit Blick auf NATO-Osterweiterung und 
im normativen Bereich, in dem die EU die gemeinsamen demokratischen Werte und 
Normen als Grundlage ihrer Innen- und Außenpolitik bezeichnet. 
Im zweiten Teil des Kapitels wurden die Werte beider Partner miteinander  verglichen. 
Die  Analyse  hat  klar  die  Wertediskrepanz  bestätigt.  Die  europäischen, 
individuenzentrierten  Werte  mit  der  dominierenden  Rolle  der  Menschenrechte  im 
Wertesystem  stehen  nicht  nur  in  Theorie  den  russischen,  staatszentrierten  Werten 
entgegen, sondern auch beeinflussen den politischen Dialog in der Praxis. Da die beiden 
Akteure eigene Wertesysteme auch auf ihre Außenbeziehungen projizieren und für die 
universale  Gültigkeit  ihrer  Werte  in  der  internationalen  Welt  plädieren,  stockt  der 
Wertedialog.  Die  Unterschiede  in  der  Normativität  tragen  einen  systematischen 
Charakter  und  haben  solide  Wurzeln  in  der  Geschichte,  den  Traditionen  und  den 
Besonderheiten  des  Systems  von  beiden.  Auf  der  anderen  Seite  lässt  sich  diese 
Diskrepanz auch durch den politischen Willen der Akteure erklären. Im großen Maße 
hat  sie  eine  politische  Natur  und  wird  von  den  beiden  Seiten  nicht  nur  übermäßig 
betont,  sondern  auch  nicht  selten  instrumentalisiert.  Hier  offenbart  sich  die 
problematische Verbindung zwischen den Interessen und den Werten, da die letzteren 
nicht selten zur Legitimation von ersteren missbraucht werden.
Die Analyse bestätigt  die  oben aufgestellte These, dass das Verhältnis  zwischen den 
beiden Kategorien in der Tat meistens spannungsbeladen ist. Im Verhältnis EU-Russland 
geraten die Interessen und die Werte oft in Konflikt zueinander. Die Werte erweisen sich 
120
-  im  Unterschied  zu  der  weit  verbreiteten  Meinung  von der  Normativität  als  einen 
friedenserhaltenden  Faktor  einer  Großmacht  –  als  ein  kompliziertes,  emotional 
beladenes Thema. Eine normative Macht genießt in der Regel ein öffentliches Ansehen 
als ein „guter“, moralisch und ethisch korrekt handelnder Akteur in der internationalen 
Politik,  dessen  auswärtige  Handlungen  auf  die  Demokratieförderung  und  die 
Wohlstandverbreitung weltweit gerichtet sind und somit wesentlich zur Stabilisierung 
und Demokratisierung des Weltsystems beitragen.139 
Dass die Normativität aber auch zur Konfliktquelle werden kann, zeigt die in diesem 
Kapitel  erfolgte  Untersuchung  der  europäisch-russischen  Wertediskrepanz. 
Verallgemeinert  betrachtet,  bestätigen  meine  Ergebnisse  die  These,  die  schon  von 
einigen  anderen  Autoren  vorgeschlagen  wurde:  Je  größer  und  bedeutender  ist  der 
Unterschied  in  den  normativen  Systemen  zwischen  zwei  Akteuren,  desto 
wahrscheinlicher sind politische Konflikte zwischen ihnen.140 Die prinzipielle Natur des 
normativen Missverständnisses im Verhältnis EU-Russland zusammen mit momentanen 
politischen Strategien beider Akteure haben die Beziehungen in der Zeit zwischen 2004 
und  2007  zu  einem  gefährlichen  Punkt  gebracht,  an  dem  die  normativ  beladenen 
Diskussionen  und  Streite  die  erfolgreiche  Kooperationen  als  business  as  usual 
überschatteten. Man sprach vermehrt von der „normativen Sackgasse“ der Beziehungen. 
Die Interessenlage erwies sich hingegen als relativ stabil während der ganzen Laufzeit 
der Partnerschaft und auch in den Bereichen, wo konterkarierende Interessen Gefahren 
bringen,  war  die  rationale,  ideologiefreie  Auseinandersetzung  mit  den  Problemen 
möglich.  Ein  gutes  Beispiel  dafür  ist  der  Interessenraum  Energie,  in  dem  die 
gegenseitige Interdependenz einerseits den Kooperationswillen stärkt, andererseits aber 
auch zu den unverhältnismäßigen Reaktionen im Falle  eines  Problems führt.  In  der 
139  Vgl.: „The concept of normative power enjoys great attention in the field of European studies. It 
is typically used to describe the European Union’s unique influence on the international system. 
This normative power is generally regarded as something positive, contributing to the 
maintenance of peace, the defence of human rights and the spread of democracy.“ Steinkohl, Jan: 
Normative Power Rivalry, EU diplomacy papers, 06/2010, S. 4.
140  “The hypothesis of this paper holds that the greater the clash of relevant norms between the 
European Union and any normative rival, the greater the likelihood of conflict. It is important to 
note that the clashing norms must be relevant to the issues in question. In this case the different 
interpretations of sovereignty, international law and multilateralism that the European Union and 
Russia tried to advance as well as the and different perceptions about the self clashed on nearly 
all points. This accumulation of clashes made rivalry and conflict between the two actors over 
Kosovo very likely.” Ebd., S. 4. 
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Zeitperiode  2003-2008  gab  es  einige,  manchmal  in  einem  sehr  scharfen  Ton 
ausgetragene Konflikte in diesem Bereich. Zum Beispiel als Russland für einige Tage 
die Energielieferungen in die Ukraine und Weißrussland als Reaktion auf nichtbezahlte 
Rechnungen  unterbrach  und  darunter  auch  die  Energieversorgung  in  einigen  EU-
Ländern litt. Trotz einer großen medialen und öffentlichen Resonanz verklangen diese 
Konflikte innerhalb weniger Tage und die Zusammenarbeit wurde fortgesetzt. In diesen 
Fällen wurden stets konkrete, pragmatische Lösungen gefunden. 
Bei einem Wertekonflikt ist es nicht der Fall, das scheint sogar in Anbetracht seines 
prinzipiellen  Charakters  momentan  ziemlich  unmöglich.  Da  es  kein  Kompromiss 
gefunden wurde, wurden die normativ explosiven Themen mit der Zeit einfach aus dem 
politischen  Dialog  verdrängt.  Die  Oberhand  auf  der  Agenda  haben  konkrete, 
pragmatisch zu lösende Themen übernommen, bei denen die Kooperation as usual und 
das Klima in der Partnerschaft allgemein keinen Schaden nehmen konnten.  Vergleicht 
man die auf der normativen Diskrepanz basierenden Streitigkeiten mit den Konflikten, 
bei  denen es um die handfesten Interessen eines Partners geht,  so erkennt man eine 
Tendenz, dass die letzten schneller und einfacher gelöst werden können. 
Die zu Beginn des Kapitels formulierte theoretische These, dass Interessen und Werte 
sich  keinesfalls  ausschließen  und  einander  oft  beeinflussen,  so  dass  eins  von  dem 
anderen schwer zu trennen ist, wurde durch die Fallanalyse ebenso bestätigt. Es erwies 
sich  als  richtig,  beide  Kategorien  mit  gleicher  Aufmerksamkeit  unter  die  Lupe  zu 
nehmen, da sie nur zusammen und nur in ihrer gegenseitigen Wirkung das Leitmotiv der 
Partnerschaft bilden. 
Die  Partnerschaft  wird  durch  die  Ausbalancierung  zwischen  den  normativen 
Ansprüchen  beider  Akteure  in  den  internationalen  Beziehungen  und  den  konkreten, 
pragmatisch  formulierten  Interessen  gekennzeichnet.  Wenn  eine  Kategorie  sich  als 
problembeladen  erweist,  verschiebt  sich  der  Schwerpunkt  der  Partnerschaft  auf  die 
andere.  Um  Bezug  auf  den  Wandel,  dem  Hauptthema  der  Dissertation,  wieder  zu 
nehmen,  kann  man  hier  zusammenfassend  festhalten,  dass  die  in  diesem  Kapitel 
festgestellten  normativen  Diskrepanzen,  nachdem  sie  einige  Zeit  die  Partnerschaft 
belastet  haben,  die  Verschiebung  des  Akzents  in  Richtung  Pragmatisierung  der 
Partnerschaft provoziert haben. Dieser Befund wird in den nächsten Arbeitsschritten aus 
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der jeweiligen Perspektive beider Akteure überprüft. In zwei separaten Kapiteln werden 
die europäische gemeinsame Russlandpolitik und die russische Europapolitik in ihren 
Entwicklungen  zwischen  Pragmatismus  und  Normativität  untersucht.  Aus  den 
Erkenntnissen,  die  aus  der  Bestandsaufnahme  der  europäischen  und  der  russischen 
aufeinander  bezogenen  Außenpolitiken  gewonnen  werden,  werden  anschließend  im 
Kapitel 6 alle Faktoren des Wandels zusammengetragen.
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4   Gemeinsame Russlandpolitik der EU
Nachdem  in  den  vorigen  Kapiteln  die  Partnerschaft  zwischen  der  EU  und  der 
Russischen Föderation in ihrer Entwicklung seit 1991 gezeigt wurde und die Interessen 
und die  Werte  als  ihre  konstitutive  Teile  analysiert  wurden,  werde  ich mich  in  den 
nächsten  zwei  Arbeitsschritten  mit  den  jeweiligen  Perspektiven  der  Partner  im 
Wandelprozess befassen. 
Wenn die Beziehungen zwischen zwei Akteuren sich ändern, liegt es vermutlich primär 
an den Änderungen ihrer Außenpolitik und/oder den inneren Entwicklungen. Obwohl 
nicht  mehr  die  einzigen,  bleiben  die  Staaten  und die  internationalen  Organisationen 
immer  noch  die  wichtigsten  Akteure  der  internationalen  Politik,  die  auch  als 
zwischenstaatliche Politik verstanden wird, also als „die Summe der außenpolitischen 
Aktivitäten zweier oder mehreren Staaten“141. 
Im  globalisierten  internationalen  System  des  21.  Jahrhunderts  spielen  auch  andere 
Faktoren eine große Rolle bei der Gestaltung der Beziehungen zwischen zwei Akteuren, 
und trotzdem sind die Zusammenhänge zwischen der Innen- und Außenpolitik dieser 
Staaten  und  dem  Charakter  der  Partnerschaft  besonders  relevant.  In  diesem 
Arbeitsabschnitt wird es genauer betrachtet, welche Prozesse und Tendenzen jeweils in 
der europäischen gemeinsamen Russlandpolitik und in der russischen EU-Politik die 
Akzentverschiebung in  Richtung Pragmatismus  bewirkt  haben.  Genauso  wie  in  den 
vorangegangenen  Kapiteln  wird  auf die  komplexe  Darstellung  beider  Sichtweisen 
besonders geachtet. Zu diesem Zweck wird je ein separates Kapitel der europäischen 
Russlandpolitik und der russischen EU-Politik gewidmet. 
Der allgemeine Schwerpunkt dieses Kapitels liegt auf der Frage, wie der spezifische 
Charakter  der  Europäischen  Union  als  politischer  Akteur,  ihre  Struktur  und  die 
Erklärungskonzepte  ihres  Wesens  in  den  Beziehungen  zu  einem  Drittpartner 
widerspiegelt  werden.  Es  wird  die  Vermutung  überprüft,  dass  die  ursprüngliche 
ausgeprägte Normativität in der Partnerschaft mit Russland vor allem durch das Leitbild 
der EU als eine normative Macht und durch ihre demokratiefördernde Rolle in den IB 
141  Filzmaier, Peter; Gewessler, Leonore; Höll, Otmar; Mangott, Gerhard: Internationale Politik, Wien 
2006, S. 59.
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provoziert wurde. 
Im Laufe des Kapitels sollen folgende Fragen beantwortet werden:
• Inwieweit  ist  der  Ansatz  der  gemeinsamen  Außenpolitik  der  EU  gegenüber 
Russland tatsächlich normativ?
• Wie  lässt  sich  diese  Normativität  auf  der  Grundlage  gängiger  theoretischer 
Konzepte zur EU-Außenpolitik erklären?
• Unter welchen Umständen wird die europäische Russlandpolitik pragmatisch? 
Nach dem eingehenden Einblick in die verwirrten Labyrinthe der Theorien zu der EU-
Außenpolitik werden Ansätze skizziert,  die als theoretischer Bezugsrahmen für diese 
Arbeit  gewählt  wurden.  Die  für  die  EU-Außenpolitikanalyse  adaptierte  Theorie  der 
Foreign Policy Analysis (FPA) mit ihrem 6-Fragen-Katalog dient hier der strukturierten 
Beschreibung des europäisch-russischen multilateralen Prozesses aus der Sicht der EU. 
Anhand dieser Theorie werden Kontext, Prozesse, Akteure, Instrumente, Agenda und 
schließlich  Output  der  europäischen  Russlandpolitik  zusammengetragen.  Die  Frage 
nach der Akteursfähigkeit  der EU und den Instrumenten, die  sie dazu hat, bekommt 
dabei  eine  besondere  Aufmerksamkeit,  da  dies  relevant  für  die  daran anknüpfende 
Analyse der Normativität in der EU-Russlandpolitik ist. Auf dieser Basis wird dann der 
Hauptteil des Kapitels aufgebaut, bei dem es um normative und pragmatische Züge des 
europäischen Ansatzes geht. Für die zusammenfassende Analyse des Wandels aus der 
EU-Perspektive wird auf die Leitbilder zur Erklärung der EU-Außenpolitik, vor allem 
dem Bild der EU als  normativ power,  und auf die fünf Hypothesen zur Erklärung der 
europäischen  Demokratiepromotion  von  Jünemann/Knodt  zurückgegriffen.  Zum 
Schluss  des  Kapitels  werden  Vorschläge  zu  der  Erklärung  des  Wandels  aus  der 
europäischen Perspektive formuliert. 
4.1 Der theoretische Bezugsrahmen
Auf die Schwierigkeit, einen theoretischen Ansatz für die Analyse der EU-Außenpolitik 
zu  wählen,  stößt  früher  oder  später  jeder  EU-Forschende.  Auch  wenn  es  paradox 
erscheinen  mag,  gibt  es  bei  aller  Vielfalt  an  verschiedenen  Theorien  zu  den 
internationalen  Beziehungen  bisher  keine  einzige  übergreifende  Theorie  zur 
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europäischen Außenpolitik.142 Es erklärt sich einerseits aus der besonderen Komplexität 
des Feldes und dem  sui-generis-Charakter der EU, andererseits aus dem universellen 
Anspruch der Theorien in Bereich Internationale Beziehungen, die zu allgemein sind, 
um einen einzigartigen Phänomen, wie die EU-Außenpolitik es ist,  darzustellen. Die 
spezifischen Gegebenheiten und Charakteristiken der Union lassen sich schwer auf die 
Theorien  übertragen,  die  für  die  Analyse  der  Außenbeziehungen  zwischen  den 
Nationalstaaten und  internationalen Organisationen geschaffen wurden. Schon bei der 
ersten Frage – wer sind die Akteure der europäischen Außenpolitik – treten meistens 
Schwierigkeiten  auf.  Ist  es  die  EU  als  Organisation,  ihre  Institutionen,  die 
Mitgliedstaaten oder  alle  zusammen? Viele  Studien  –  wie  auch diese  – wählen das 
Letzte  und  sehen  sowohl  die  EU-Institutionen  als  auch  die  Mitgliedstaaten  als 
außenpolitische Akteure unter dem Dach der gemeinsamen EU-Außenpolitik. 
Weiteres  grundsätzliches  Problem  jeder  theoriegeleiteten  Analyse  der  EU-
Außenbeziehungen liegt darin, dass diese Beziehungen einen Policy-Mix darstellen, der 
Maßnahmen aus drei Vertragspfeilen umfasst: die Entwicklungshilfe, die GASP und die 
Kooperation  im  Bereich  Justiz  und  Inneres.  Aus  dem  sui-generis-Charakter  der 
Europäischen Union entsteht eine Herausforderung für jede konventionelle Theorie der 
Außenpolitik, da bei der Analyse der europäischen Außenpolitik auf die Konstellation 
und Gegenwirkung von drei Interaktionsfeldern geachtet werden soll:
• Die  eigenständigen  Außenpolitiken  der  EU-Mitgliedstaaten,  die  trotz  dem 
wachsenden Integrationsprozess ihre Bedeutung keinesfalls verloren haben;
• Die gemeinsam koordinierte EU-Außenpolitik, die sogenannte zweite Säule des 
Maastrichter Vertrages, die durch die GASP und die ESVP repräsentiert wird;
• Die Außenpolitik der EG, repräsentiert durch die - am längsten bestehenden - 
wirtschaftlichen Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft.  
Dieser Mix wird zusätzlich durch eine mangelhafte Kohärenz zwischen den Brüsseler 
Institutionen  und  den  bilateralen  Beziehungen  der  EU-Mitgliedsländer  zu  Russland 
verkompliziert.
Bevor ich zu den theoretischen Ansätzen zur Erklärung der EU-Außenpolitik übergehe, 
142  Einen guten Überblick zu allen relevanten theoretischen Beiträgen zum Forschungsfeld „EU-
Außenpolitik“ liefert Katrin Bastian im einführenden Kapitel ihrer Monografie. Bastian, Katrin: Die 
Europäische Union und Russland, Berlin 2006, S. 30ff.
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soll  hier  noch  die  Frage  der  Definition  geklärt  werden.  Für  diese  Arbeit  wird  die 
umfassende Definition der EU-Außenpolitik von Roy Ginsberg benutzt: 
"Let us begin with a broad definition that provides a useful focus and also underlines the 
uniqueness  of  this  actor  its  associated  foreign  policy  domain.  'EFP (European  Foreign 
Policy) activity', Roy Ginsberg suggests, 'refers to the universe of concrete civilian actions, 
policies, positions, relations, commitments and choices of the EC (and EU) in international 
politics.' He goes on to note that 'EFP activities - broadly defined to include the competence 
or purview of the EC, the EU, CFSP, or a mixture of thereof - have expanded to cover 
nearly all areas and issues of international politics."143 
Demzufolge umfasst  die  EU-Außenpolitik die  außenpolitischen Bereiche der  EG (1. 
Säule des Maastrichter Vertrages),  die GASP (2. Säule) und die 'Außenpolitiken'  der 
Mitgliedstaaten  im  EU-Rahmen.  Mit  dieser  breiten  Definition  wird  die  folgende 
Analyse dem sui-generis-Charakter der EU gerecht. Es wird davon ausgegangen, dass 
sich europäische Außenpolitik nicht mit nationaler Politik oder den Außenbeziehungen 
einer internationalen Organisation vergleichen lässt, sondern in ihrer Form und Funktion 
bisher einzigartig ist. 
4.1.1 Überblick über die meist verwendeten theoretischen Ansätze
Es liegt nicht im Aufgabenbereich dieser Arbeit, die gängigen theoretischen Ansätze zur 
EU-Außenpolitik in ihren Vor- und Nachteilen unter die Lupe zu nehmen. Wie oben 
beschrieben, tun es sich die meisten EU-Forscher schwer, einen einzigen Ansatz als am 
besten  geeigneten  zu  wählen.  Oft  beschränken sich  die  Theorien  auf  einen  Teil  der 
Realität,  was  für  eine  umfassende  Fallanalyse  eher  kontraproduktiv  ist.  Nicht  selten 
werden deswegen Elemente aus verschiedenen Theorien zusammengefügt. 
„Viele europäische Autoren erkennen die EU-Mitgliedstaaten als zentrale, wenn auch nicht 
exklusive Akteure in dem außenpolitischen System der Union an, ohne ihre Arbeiten mit 
einem bestimmten theoretisch-methodischen Konzept  zu etikettieren.  Zwar schicken sie 
ihren  Untersuchungen  theoretische  Diskussionen  voraus,  doch  die  ausdrückliche 
Festlegung auf einen einzigen Ansatz wird wegen der problematischen Theoriebildung im 
Kontext der europäischen Außenpolitik zumeist vermieden.“144 
Dieser Tradition folgt auch die vorliegende Arbeit.  Es wird versucht, die geeigneten 
Elemente  verschiedener  Theorien  für  die  jeweiligen  Teile  der  Untersuchung  zu 
143  Zitiert nach White, Brian, in:  Carlsnaes/Sjersen/White: Contemporary European Foreign Policy, 
London 2005, S.15.
144  Ebd., S. 58.
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verwenden, ohne dass die Fixierung auf einem einzelnen Ansatz die Komplexität der 
Analyse unnötig beeinträchtigt.
Ein sehr kurzer Forschungsüberblick ist aber an dieser Stelle angebracht und soll die 
theoretischen Einordnungsversuche der europäischen Außenpolitik illustrieren. Um sie 
zu erklären,  wird in der Forschung auf die Theorien der Internationalen Beziehungen, 
der europäischen Integration oder auf die (neo)institutionellen und konstruktivistischen 
Ansätze zurückgegriffen. Die meisten Ansätze lassen sich grob unter einem Dach von 
zwei  grundsätzlich  unterschiedlichen  Herangehensweisen  vereinen,  der  realistischen 
und der institutionellen Theorien.
Die realistischen Ansätze sehen entweder in der Innenpolitik der Nationalstaaten oder in 
dem  internationalen  System  den  dominierenden  Faktor  in  der  Außenpolitik.  Im 
klassischen Realismus in der Tradition von Hans Morgenthaus ist der Staat der zentrale 
Akteur,  auch  wenn  das  internationale  Umfeld  seine  Handlungsmöglichkeiten 
beträchtlich  einschränkt.  In  der  neorealistischen  Tradition  nach Kenneth  Waltz  wird 
mehr Bedeutung dem internationalen System zugesprochen, an dessen Veränderungen 
sich  die  Staaten  anpassen  müssen.  Diese  Ansätze  mit  ihrer  Fixierung  auf  die 
Nationalstaaten werden in letzter Zeit eher selten in der EU-Forschung angewendet.
Die  Institutionalisten  schreiben  demgegenüber  die  entscheidende  Rolle  den 
Institutionen  und  den  internationalen  Organisationen  nach  dem  Motto  „institution  
matters“ zu. 
„Zwar werden Institutionen durch politische Vereinbarungen von Staaten geschaffen, diese 
aber werden in ihrem Handeln durch Verhaltensnormen und Verhaltensvorschriften solchen 
Restriktionen unterworfen, dass ihr Handeln und ihre Interessen durch die hinter diesen 
stehende  Idee  (Organisation/Institution)  quasi  exogen  vorgegeben  sind.  Institutionen 
werden so zum handlungsorientierenden Rahmen für den staatlichen Akteur, ihre Ideen und 
Handlungsrationalitäten zum Maßstab für angemessenes und vernünftiges Handeln.“145 
Noch verbreiteter sind in letzter Zeit die neoinstitutionellen Ansätze geworden. Dabei 
ist  schon die  Zusammenfassung der  verschiedenen institutionalistischen  Ansätze der 
1980er und 1990er Jahre unter dem Begriff „Neo-Institutionalismus“ nicht ganz korrekt. 
Unter diesem Dach haben sich so viele und so unterschiedliche theoretische Richtungen 
gesammelt, wie in keinem anderen sozialwissenschaftlichen Forschungsfeld. Es werden 
145  Ebd., S. 29.
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in diesem Sammelbecken bis zu sieben Ansätze identifiziert.146 Die wichtigsten sind der 
historische,  der  internationale  und der  rational-choice-Institutionalismus.  Jede  dieser 
Richtungen  hat  eine  etwas  andere  Vorstellung  davon, was  eine  Institution  ist  und 
inwiefern  sie  die  Außenpolitik  der  Akteure  prägt.  Alle  neoinstitutionellen  Theorien 
haben  aber  drei  Ausgangspunkte  gemeinsam:  Sie  schreiben  den  Institutionen  eine 
wichtige Rolle zu, gelten als  die  Abkehr von  dem  methodologischen Individualismus 
(Behavioralismus) und als die Besinnung auf die Wurzeln der Politikwissenschaft. 
Für die spezifischen Strukturen der Union und derer Außenpolitik adaptierte klassische 
Außenpolitikanalyse (Foreign Policy Analysis) wird in den letzten Jahren auch oft in 
der  Forschung  als  theoretischer  Bezugsrahmen  verwendet.147 Das  typische 
Forschungsvorgehen orientiert sich bei diesem Ansatz an dem Fragenkatalog, der nach 
den Akteuren,  Prozessen, Instrumenten,  dem Kontext und dem Output fragt und auf 
diese  Weise  eine  komplexe  Beschreibung der  Außenpolitik  eines  konkreten  Akteurs 
liefert. 
Die Innen-Außen-Analogie dient dazu, die EU-Außenbeziehungen in ihrer Substanz zu 
verstehen. Ausgehend von der These, dass die EU das eigene normative Model für die 
innere  Entwicklung  als  erfolgreich  sieht  und  somit  nach  draußen,  in  ihren 
außenpolitischen Umfeld übertragen will, analysiert dieser Ansatz die Beziehungen zu 
den Drittstaaten aus der normativen Perspektive. 
Wie man sieht, sind die Erklärungsangebote genauso vielfältig und fragmentiert wie die 
EU-Außenbeziehungen selbst. In der Forschungspraxis zu den Außenbeziehungen der 
Union  wird  deswegen  oft  so  verfahren,  dass  je  nachdem, welchen  Ausschnitt  der 
Außenpolitik  man  analysieren  will,  verschiedene  Ansätze  gewählt  werden.  Auch  in 
dieser Arbeit wird auf dieses Prinzip zurückgegriffen.
4.1.2.  Leitbilder zur Erklärung der EU-Außenbeziehungen
Für  die  Fragestellung  dieser  Arbeit  ist  es  in  erster  Linie  interessant,  wie  die 
Außenbeziehungen der Union aus ihrer betont normativen Perspektive zu erklären sind. 
Neben den oben beschriebenen Ansätzen findet man in der EU-Debatte mindestens drei 
theoretische  Modelle,  die  für  sich  beanspruchen,  das  außenpolitische  Handeln  der 
146  Z.B. bei Peters, Guy: Institutional Theory in Political Science, The „New Institutionalism“, London 
1999.
147  S. z. B. bei Bastian, Katrin: Die Europäische Union und Russland, Berlin 2006, S. 64ff.
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Union in Form eines Leitbildes zu erklären. 
Das erste Modell sieht die EU als eine Zivilmacht, deren besondere Rolle sich aus der 
Vorstellung erklärt, dass internationale Interdependenzen immer zunehmen und dass im 
Zuge  der  freiwilligen  Übergabe  eines  Teils  der  staatlichen  Souveränität  an  eine 
übergeordnete supranationale Institution aus der EU ein neues Zentrum der Zivilmacht 
in  der  Welt  entstanden  ist.  Diese  Macht  wird  durch  einen  bewussten  Verzicht  auf 
klassische Methoden der Machtsicherung, durch die Förderung der Demokratie und der 
Menschenrechte  weltweit  sowie  durch  eine  aktive  Vernetzung  des  internationalen 
Systems mittels internationaler Regime charakterisiert. Die Ziele einer Zivilmacht sind 
dabei  keinesfalls  selbstlos,  sie  verfolgt  genauso  wie die  anderen  „üblichen“  Mächte 
vorrangig eigene Interessen. Der Unterschied liegt aber darin, dass ihr primäres Ziel 
normativ ist – die Zivilisierung des internationalen Umfeldes.148 
Das zweite Leitbild sieht die EU als eine normative Macht, die das eigene normative 
Modell  auf die Welt außerhalb ihrer Grenzen zu übertragen versucht. Aufgrund ihrer 
Entwicklung und ihres einzigartigen Charakters kann die Europäische Union gar nicht 
anders als nach der Weiterverbreitung ihrer Werte und Normen in der Welt zu streben. 
Die Vereinigung vieler, in ihrer Größe, Religion, wirtschaftlichen Stärke und politischen 
Ordnung ziemlich unterschiedlicher  Staaten konnte nur mit  einer  gemeinsamen Idee 
hervorgebracht  werden.  Diese  Idee  ist  normativ:  die  EU  sieht  sich  als  eine 
Wertegemeinschaft,  die  auf  die  Demokratie  und  die  Achtung  der  Menschenrechte 
weltweit  setzt.  Sie sieht sich somit als eine Art Vorbild,  dessen Ziel  es ist,  ähnliche 
Zusammenschüsse  in  anderen  Teilen  der  Welt  anzuregen  und  so  zum  „effektiven 
Multilateralismus“  des  internationalen  Systems  beizutragen.  Für  die  auswärtigen 
Beziehungen der EU mit anderen Akteuren ist die Form einer auf gemeinsamen Normen 
und Werten basierenden (oft auch strategischen) Partnerschaft typisch. Dieses Modell 
wird  als  Stütze  bei  der  Analyse  der  normativen  Komponente  der  europäischen 
Russlandpolitik im weiteren Verlauf des Kapitels übernommen.
In einer alternativen Sichtweise erscheint die Union nicht als ein „Anwalt des Guten“, 
sondern  als  ein  „kollektiver  Hegemon“149,  dessen  Handeln  von  Interessen  und 
148  Ausführliche Beschreibung der drei Modelle s. bei Bendiek, Annegret; Kramer, Heinz: Die EU als 
globaler Akteur, SWP Studie, April 2009, Berlin, in: http://www.swp-
berlin.org/common/get_document.php?asset_id=5898, abgerufen am 11.08.2010.
149  Bendiek, Annegret; Schroedel, Livia; Sienknecht, Mitja: Die EU als imperiale und hegemoniale 
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Machtkämpfen geleitet wird. Der internationale Werteexport wird in diesem Model als 
eine hegemoniale Identität und die bewusste Bestrebung nach Umweltgestaltung nach 
eigenen Vorstellungen verstanden.  Primäres  Ziel  ist  somit  nicht  die  Förderung  einer 
zivilisierteren Welt aus den ideellen Gründen, sondern die Schaffung eines stabilen und 
kooperativen  Umfeldes,  in  dem  die  Union  am  besten  eigene  wirtschaftliche  und 
politische Interessen verfolgen kann. Dieses Umfeld wird dabei zum Vorteil der EU-
Mitgliedstaaten  mithilfe  von  hard  power (die  politische  und  ökonomische 
Konditionalität)  und  soft  power (die  diplomatischen  Beziehungen)  umgestaltet.  Die 
gemeinsamen  europäischen  Werte  und  Normen  haben  dabei  einen  instrumentellen 
Charakter und werden zum Durchsetzten eigener Interessen benutzt.
4.1.3. Foreign Policy Analysis (FPA)
Der  theoretische  Bezugsrahmen,  auf  dessen  Basis  die  europäische  Russlandpolitik 
beschrieben wird,  ist  die  klassische  Foreign Policy Analysis  (FPA),  adaptiert  für die 
spezifischen Züge der EU-Außenbeziehungen.150 Dieser Ansatz hat seine Wurzeln im 
System der  realistischen Theorien und wurde in den  1950er  Jahren ursprünglich als 
Instrument  zur  Außenpolitikanalyse  eines  Nationalstaates  entwickelt.  Wegen  seiner 
Fokussierung  auf  den  Staat  galt  dieser  Ansatz  in  der  EU-Forschung  lange  als 
ungeeignet. Erst mit der Adaption dieser Theorie an die Besonderheiten der EU-Struktur 
von Brian White 2001 nahm die FPA ihren Platz unter oft verwendeten theoretischen 
Konzepten in der EU-Außenpolitikforschung an. 
„In the absence of a consensus on theory, we might add, the attraction of a foreign policy 
system approach is twofold: it neither privileges a  particular theoretical position, nor does 
it rule out alternative theoretical perspectives. In this sense, a 'transformed' FPA focused 
essentially upon actor-directed policy with outputs and outcomes at the international level, 
offers an eclectic 'pre-theoretical' approach to the European foreign policy analyst.“ 151 
Für die Analyse der EU-Außenbeziehungen in ihrer Gesamtheit gilt es, sechs Fragen zu 
Macht, SWP Zeitschriftenschau 2008, S.2.
150  „The growth of this complex and multilayered European foreign policy system represents not only a 
novelty but  - as a direct consequence of this - also poses a challenge to conventional foreign policy 
analysis. This challenge is both analytical and substantive, in so far as it questions the applicability of 
the traditional tools and analytical foci of Foreign Policy Analysis (FPA) to the new empirical domain 
of European foreign policy, claiming that this sphere is sui generis and hence in need of a radically 
new reconceptualisation  of its subject-matter.“ Carlsnaes, Walter: Contemporary European Foreign 
Policy, London 2005, S.1.
151  White, Brian: Foreign Policy Analysis and the New Europe, in Contemporary European Foreign  
Policy,  Carlsnaes, Sjursen, White (Edt.), London 2005, S. 25.
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beantworten:
• Wer sind die Akteure im außenpolitischen Prozess?
• Welche typischen Charakteristiken hat der Prozess selbst?
• Woraus besteht die Agenda?
• Welche Instrumente stehen zur Verfügung?
• In welchem Kontext findet der außenpolitische Prozess statt?
• Welche Entscheidungen und Ergebnisse (Output) werden hervorgebracht?
Wenn man diese sechs Fragen beantwortet und die Ergebnisse zusammenknüpft, ergibt 
sich  ein  komplexes  Bild  des  außenpolitischen  Systems  der  EU,  ihre 
intergouvernementalen,  nationalen  und  supranationalen  Ebenen  eingeschlossen.152 
Dieser  Tradition  folgend,  zeigt  Katrin  Bastian  in  ihrer  Studie  zu  den  EU-Russland-
Beziehungen, wie geeignet dieser Ansatz ist, um eine gemeinsame EU-Politik in Bezug 
auf  einen  Drittpartner  zu  analysieren.153 Dank  seinem  klaren  Aufbau  und  der 
umfassenden Fragestellung eignet sich dieser Ansatz sehr gut für eine umfangreiche und 
strukturierte  Darstellung der  Russlandpolitik  der  EU und wird im nächsten  Teil  des 
Kapitels  als  der  theoretische  Rahmen  für  die  Bestandaufnahme  der  EU-
Russlandbeziehungen aus der Perspektive der Union verwendet.
4.2  Bestandaufnahme der europäischen Russlandpolitik nach FPA
Der oben beschriebene Bezugsrahmen in Anlehnung an White und Bastian leitet den 
empirischen Teil des Kapitels ein. Die vorliegende Arbeit untersucht die Veränderungen, 
die seit dem Beginn der Partnerschaft die EU-Russland-Beziehungen durchlebt haben. 
Da sich hiermit zugleich die Fragen nach dem Inhalt dieser Beziehungen sowie damit 
verbundene Fragen nach Akteuren und Instrumenten beiderseits stellen, lohnt es sich, 
die  europäische  Russlandpolitik  strukturiert  zu  analysieren.  Die  Fragen  nach  den 
Akteuren und Prozessen,  nach den Instrumenten,  dem Kontext  und dem Output  der 
152  „The comparative framework is constituted by the context within which policy is made, the actors 
involved and the process that characterises policy-making, the instruments used to achieve policy 
objectives, and the outputs that emerge from the policy process.“ Ebd., S. 26.
153  S. hinzu bei  Katrin Bastian, die diesen Ansatz für ihre EU-Russland-Politikanalyse verwendet. 
Bastian 2006, S. 64ff.
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gemeinsamen Russlandpolitik haben für die folgende Darstellung eine strukturierende 
Funktion  und  können  in  der  Reihenfolge  und  Vertiefungsgrad  leicht  variieren.  Die 
Ergebnisse werden im Lichte des dieser Arbeit zugrundeliegenden Wandlungsprozesses 
am Ende des Kapitels diskutiert. 
4.2.1  Kontext
Unter Kontext,  in dem die gemeinsame europäische Russlandpolitik formiert  wurde, 
werden  hier  die  aktuelle  Situation  auf  der  weltpolitischen  Bühne  sowie  die 
Entwicklungen im globalen Umfeld seit 1991 verstanden. So gesehen, wurde über den 
Kontext  schon  ausführlich  in  den  vorangehenden  Kapiteln  geschrieben.  Das  erste 
Kapitel  mit  seiner  historischen  Übersicht  erzählt  über  die  Ereignisse  beiderseits  der 
östlichen EU-Grenze und im globalen Umfeld, die einen historischen Rahmen für die 
Partnerschaft bilden. Zusammenfassend lässt sich hier betonen, dass die Veränderungen 
im  internationalen  System  nach  1989/91  gleichermaßen  auf  die  russische  und  die 
europäische Seite bei der Gestaltung der Partnerschaft gewirkt haben. Die Aufhebung 
der  Bipolarität  im  internationalen  System  nach  dem  Zerfall  der  UdSSR  und  der 
Übergang zu einer neuen multipolaren Weltordnung, der seit  Mitte der  1990er Jahre 
stattfindet, sind zwei wichtigste weltpolitische Trends, die den globalen Kontext für die 
Beziehungen zwischen diesen zwei Akteuren kennzeichnen. Weitere Ereignisse auf der 
Weltbühne, die der strategischen Partnerschaft einen neuen Profil gegeben haben, sind: 
der Balkan-Konflikt mit der Bombardierung von Jugoslawien von NATO-Truppen, zwei 
Tschetschenienkriege in Russland, der Terroranschlag auf den World Trade Center am 
11.  September  2001,  der  anschließende  Einmarsch  in  den  Irak,  die Erklärung  der 
Unabhängigkeit von Kosovo,  die  EU- und NATO-Osterweiterung, der Georgien-Krieg 
im August 2008 und mehrere kleinere Konflikte im Verhältnis zwischen Brüssel und 
Moskau. Der globale Kontext  spielt  eine große Rolle für die  Gestaltung sowohl  der 
europäischen als auch der russischen außenpolitischen Doktrin. 
„Minimally,  the context in which Europe operates internationally has been dramatically 
changed. The removal of the Soviet threat, the end of the bipolar divide, a unified Germany 
at  the heart  of  Europe,  the expansion of  the EU to the East,  a  new,  more  problematic 
relationship with the US – all powerfully suggest a transformed political, economic and 
security context.“154 
154   White, Brian, in:  Carlsnaes/Sjursen/White 2005, S.13.
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Darüber  hinaus  wird  der  Kontext  von  den  inneren  Entwicklungen  in  der  Union 
(Stichwörter:  Vertiefung  der  Integration,  Erweiterung  und  Identitätskrise)  und  dem 
Systemwandel in Russland geprägt.155 Die vergangenen Erweiterungsrunden der Union 
haben unmittelbaren Einfluss auf die Beziehungen zwischen Brüssel und Moskau, wie 
es weiter noch gezeigt wird. 
4.2.2 Akteure und ihre Kompetenzen
Die  ungewöhnlich  große  Zahl  von  relevanten  Akteuren  im  Kontext  der  EU-
Außenpolitik und komplexe Zusammenhänge zwischen ihnen bestätigen das Argument 
des sui-generis-Charakters der Union und lassen klassische Theorien nur bedingt bei der 
EU-Analyse  anwenden. Vor  allem  die  ausgeprägte  Verschränkung  von 
intergouvernementalen,  nationalen  und  supranationalen  Elementen  macht  die  EU-
Außenpolitik zu einem eigenartigen Phänomen, was sich seinerseits in der europäischen 
Russlandpolitik  widerspiegelt.  Die Macht,  die  Verantwortung,  die  Kompetenzen und 
Kontrollmechanismen  verteilen  sich  auf  die  unterschiedlichen  Akteure,  wobei  derer 
Gewicht und Rolle je nach Politikbereich und Vertragsgrundlage stark variieren können. 
Grundsätzlich  wird  diese  Komplexität  durch  das Prinzip  gekennzeichnet,  dass  alle 
Akteure  sich  an  allen  Prozessen  beteiligen.156 Jeder  der  Akteure  hat  durch  die 
Möglichkeit, die politische Tagesordnung durch eigene Vorschläge zu bestimmen, die 
Fähigkeit  zu  Agenda-setting,  deren Einfluss  jedoch  durch  das  Gemeinschaftsrecht 
beschränkt ist. 
Zu  den  Akteuren  zählen  das  Europäische  Parlament,  die  EU-Kommission,  der  EU-
Ministerrat sowie die Mitgliedstaaten selbst.  Wobei  man hier erwähnen soll, dass die 
Frage, wer eigentlich der Akteur in der EU-Außenpolitik ist, in der EU-Forschung alles 
andere  als  unbestritten  ist. Die  Europäische  Außenpolitik  umfasst  nationale  und 
europäische Akteure. Wenn man die Nationalstaaten als Akteure bezeichnet, hat man die 
Schwierigkeit, die EU ebenso als Akteur zu definieren. Die europäischen Institutionen 
155   Vgl.: „Die nicht enden wollende Reformierung der europäischen Verträge und Institutionen hat die 
Komplexität der europäischen Außenpolitik stetig erhöht. Diesen innereuropäischen Entwicklungen 
steht der russische Transformationsprozess gegenüber, der nur schleppend vorangeht. Damit sind auch 
die normativen Divergenzen und strukturellen Asymmetrien zwischen  beiden Seiten als grundlegende 
Bestimmungsfaktoren für ihre Zusammenarbeit angesprochen. Ein Desiderat in der 
Institutionalismusforschung besteht daher in der stärkeren Berücksichtigung der institutionellen und 
politischen Kultur der beiden Partner.“ Bastian 2006, S. 134.
156  Damit wird das bestätigt, was White „fragmented nature of agency at the European level“ nannte. In:  
White, Brian: The European Challenge to Foreign Policy Analysis, European Journal of International 
Relations, Jg. 5, Nr. 1, S. 37-66.
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hätten  dann  einen  eher  instrumentellen  Charakter  und  wären  Mechanismen  der 
Außenpolitik. Dabei sind die Kommission, der Rat und das Parlament schon längst über 
diese Grenze, wo sie die selbständig Agierende im Rahmen der GASP sind. Die Debatte 
über  agency-structure-Problematik in Bezug auf die Außenbeziehungen der Union an 
dieser  Stelle  ausführlich  zu  erörtern  liegt  nicht  im  Sinne  dieser  Arbeit.157 Die 
vorliegende Untersuchung übernimmt die Sicht, dass sowohl die EU-Institutionen als 
auch die Mitgliedstaaten als Akteure in der EU-Außenpolitik verstanden werden, um 
der agency-structure-Kontroverse aus dem Weg zu gehen. 
Die Europäische  Kommission spielt  aufgrund ihrer  Zuständigkeiten  im Rahmen des 
PKA  die  zentrale  Rolle  in  der  EU-Russlandpolitik.  Sie  stellt  die  supranationale 
Komponente  der  europäischen  Russlandpolitik  dar.  Ihre  konzeptionelle  Führung 
demonstriert  sie  durch  Befugnisse  bei  der  Ausgestaltung  des  Gemeinsamen 
Europäischen Wirtschaftsraumes und des Energiedialogs. Dabei ist die Kommission an 
sich auch kein einheitlicher Akteur. Aufgrund der Vielfalt von Themen, die das PKA 
und die Vier Gemeinsamen Räume behandeln, fallen die Kooperationen mit Russland 
oft  unter  Themenbereiche  verschiedener  Generaldirektionen,  was  manchmal  sehr 
schwierige Absprachen zwischen diesen Direktionen erfordert. Unter anderem verfasst 
die  Kommission  wichtigste  Dokumente  zu  Russlandbeziehungen:  die  gemeinsamen 
Standpunkte, die jährlichen Berichte über den Fortschritt der Beziehungen und – was 
momentan  besonders  aktuell  ist  –  einen  Entwurf  für  das  Ersatzabkommen  zu  dem 
abgelaufenen PKA. 
Das  Europäische  Parlament  besitzt  über  sein  obligatorisches  Anhörungsrecht  und 
Haushaltsbefugnisse  hinaus  eigentlich  keine  vertraglich  fixierten  Einflussrechte  im 
europäischen außenpolitischen Geschehen. 
„Gemäß den Verträgen muss das Europäische Parlament wie bereits beim vorangegangenen  
Partnerschafts-  und  Kooperationsabkommen  auch  einem  neuen  Abkommen  seine 
Zustimmung erteilen. Obwohl das Europäische Parlament nicht direkt an der Ausarbeitung 
der strategischen Anforderungen und der konkreten Aktionsprogramme beteiligt ist, spielte 
es bei der Festsetzung des Rahmens für die finanzielle Zusammenarbeit durch die ENPI-
Verordnung,  die  im  Verfahren  der  Mitentscheidung  angenommen  wurde,  eine  wichtige 
Rolle. Überdies hat das Parlament nach einer mit dem Rat und der Kommission noch vor 
der Annahme der ENPI-Verordnung geschlossenen Vereinbarung das Recht,  Unterlagen, 
157  S. eine ausführlichere Darstellung der Debatte bei Bastian 2006, S. 31ff.
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die  als  Leitfaden  für  die  Umsetzung  des  Europäischen  Nachbarschafts-  und 
Partnerschaftsinstruments  dienen,  vor  ihrer  Annahme  zu  prüfen  („demokratische 
Kontrolle“).“158 
Allerdings treten die EP-Abgeordneten durch den im PKA fixierten parlamentarischen 
Dialog  intensiv  in  Kontakt  mit  den  russischen  Dumaabgeordneten.  Der 
Parlamentarische  Kooperationsausschuss  EU-Russland  bildet  den  institutionellen 
Rahmen für die interparlamentarischen Beziehungen. Laut Geschäftsordnung sind zwei 
Sitzungen  im  Jahr  vorgesehen,  wobei  die  Mitglieder  des  Europäischen  Parlaments 
Russland  seit  einigen  Jahren  darüber  hinaus  regelmäßig  in  einem  kleineren 
Arbeitsgruppenrahmen  besuchen  und  dadurch  engere  Kontakte  zu  den  russischen 
Kollegen pflegen. Die Delegation des Europäischen Parlaments im Parlamentarischen 
Kooperationsausschuss  kommt  zu  regelmäßigen  Treffen  zusammen,  um  aktuelle 
Themen  zu  erörtern  und  Besuche  von  russischen  Regierungsbeamten,  darunter  von 
Russlands EU-Botschaftern und Vertretern anderer Organe, zu empfangen. 
Außerdem  nimmt  das  Parlament  die  Rolle  eines  „kritischen  Beobachters  und 
„Lobbyisten“  für  die  konsequente  Implementierung  der  PKA-Bestimmungen, 
insbesondere im Menschenrechtsschutz“159 auf sich. Das Engagement des Parlaments in 
der Tschetschenienfrage und während des kurzen Georgienkrieges, das in beiden Fällen 
zur Aussetzung der  Verhandlungen über eine neues Abkommen führte,  demonstriert, 
dass die Parlamentarier diese Rolle ernst nehmen. Daraus ergibt sich auch sein Potenzial  
zum  Agenda-setting. Der  parlamentarische  Kooperationsausschuss  EU-Russland 
verdient in der Öffentlichkeit jedoch wenig Aufmerksamkeit.
Die  regelmäßigen  Entschließungen  des  Parlaments  zu  Russland  haben  meist  die 
Gipfeltreffen  zwischen  der  Europäischen  Union  und  Russland  zum  Anlass.  Das 
Parlament äußert sich zu Russland auch in mehreren Initiativberichten, bei denen es um 
solche problematische Themen wie die Energiefragen, die Menschenrechtsverletzungen 
– zuletzt anlässlich der letzten Parlaments- und Präsidentschaftswahlen in Russland – 
sowie um die gemeinsame Nachbarschaft ging. Der Initiativbericht von 2008 sowie die 
Empfehlung des Parlaments von 2009 bezüglich der Aufnahme der Verhandlungen zu 
einem neuen Abkommen zeugen davon, dass das Parlament für das Abschließen eines 
158  Unter: http://www.europarl.europa.eu/parliament/expert/displayFtu.do?
language=de&id=73&ftuId=FTU_6.4.2.html, abgerufen am 6.12.2010.
159  Bastian 2006, S. 135.
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umfassenden Abkommens auf der Grundlage der gemeinsamen Werten und Interessen 
mit Russland weiterhin eintritt. 
Aufgrund der Drei-Säulen-Konstruktion der EU, bei der die GASP immer noch zum 
größten Teil  zum Kompetenzbereich der EU-Mitgliedstaaten gehört,  spielen der EU-
Ministerrat  und der Europäische Rat -  und somit  auch die  EU-Mitgliedsländer - die 
Hauptrolle  bei  der  Gestaltung  der  politischen  Beziehungen  zu  Russland.  Der  Rat 
beschließt die gemeinsame Strategie gegenüber Russland.  Die Verantwortung für die 
Organisation  der  vielen  Treffen  im  Rahmen  des  PKA  liegt  bei  der  halbjährlich 
rotierenden  Ratspräsidentschaft.  Zweimal  jährlich  finden  die  im  PKA beschlossen 
Gipfeltreffen  zwischen  den  europäischen  Staats-  und  Regierungschefs  und  dem 
russischen Präsidenten statt. Die Teilnahme des EU-Außenkommisars und – seit dem 
Vertrag  von  Lissabon  -  auch  des  Hohen  Vertreters  sowie  des  Präsidenten  des 
Europäischen Rates garantieren dabei die Kontinuität des politischen Dialogs. 
Dieser  Akteursüberblick  im  EU-Russland-Verhältnis  macht  deutlich, dass  die 
idealtypische Vorstellung von der Kommission, dem Rat und den EU-Regierungen, die 
nur in ihren jeweiligen Subsystemen (supranational, intergouvernemental und national) 
agieren,  dabei  aber  einer  gemeinsamen  Leitlinie  folgen,  der  weit  mehr  komplexen 
Wirklichkeit nicht standhält. Die EG-Außenbeziehungen, die aus der ersten Säule des 
Vertrags resultieren, sind genauso wenig rein supranational organisiert wie die GASP 
rein  intergouvernemental.  Zum Beispiel  verfügt  die  Kommission  im  GASP-Bereich 
über  ein  Initiativrecht.  Im  nationalen  Subsystem  bleiben  die  Regierungen  der 
Mitgliedsländer weiterhin die zentralen Akteure. Die europäischen Institutionen üben 
hier keine Funktionen aus. Jedoch sind die Mitgliedstaaten in ihrer Außenpolitik einem 
Drittstaat  gegenüber  nicht  völlig  unabhängig.  Der  außenpolitische  Besitzstand  der 
Union wirkt – nicht zuletzt durch die bindende Kraft vieler Abkommen und Verträge 
zwischen der  EU und dem Partnerstaat  –  in  die  Außenbeziehungen ihrer Mitglieder 
hinein.  Grundsätzlich  gilt  es  also,  dass  die  oben  genannten  Akteure  in  allen  drei 
Strängen  der  EU-Außenbeziehungen eine  kontext-  und bereichsabhängig  variierende 
Rolle spielen.
4.2.3 Prozess
Die EU-Russlandpolitik kann sehr treffend als „the complex interrelationship among the 
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international,  bilateral  and  national  dimensions“160 charakterisiert  werden.  Bei  allen 
staatlichen Akteuren finden sich enge und vielfältige Zusammenhänge zwischen ihrer 
Außen-  und Innenpolitik,  aber  im Fall  der  EU hat  die  innere  Dimension eine ganz 
besondere Bedeutung für die Entwicklung der Beziehungen zu den externen Partnern. 
Die EU-Außenbeziehungen - auch im Fall der EU-Russland-Partnerschaft – sind immer 
ein  Ergebnis  der  komplexen  Verhandlungen  und  Interaktionen  zwischen  aller  EU-
Institutionen  und  Mitgliedstaaten  innerhalb  des  europäischen  Mehrebenensystems.161 
Als in Europa Ende der 1980er - Anfang der 1990er Jahre die Systemtransformationen 
stattfanden, hatte die EU – selbst erst grade als solche aus der EG neu formiert – noch 
keine passenden außenpolitischen Instrumente, um die neue Herausforderung an ihren 
Grenzen  zu  bewältigen.  Den  postsozialistischen  MOE-Staaten  wurde  eine  klare 
Beitrittsperspektive angeboten, verbunden mit der Forderung nach Übernahme von dem 
europäischen Wertekodex und der Anpassung ihrer Rechtssysteme an die europäischen 
Verträge. Im Laufe des Beitrittsprozesses übernahm die Kommission die Hauptrolle als 
Koordinator  und  Vermittler  zwischen  den  Interessen  anderer  Institutionen  und  den 
Mitgliedstaaten. Dadurch konnte eine relativ gut koordinierte und einheitliche Politik 
gegenüber diesen Staaten gewährleistet werden. 
Für  Russland  käme  von  Anfang  an  aufgrund  seiner  Größe,  historischer  Erfahrung, 
besonderer  Stellung  und  Lage  auf  dem  Kontinent  die  Beitrittsperspektive  zu  der 
Europäischen  Union  nicht  in  Frage,  da  waren  sich  beide  Seiten  einig.  Das  erste 
Dokument, das die Partnerschaft zwischen den beiden Akteuren erklärte, war das PKA, 
und es wurde nach dem Muster der Beitrittsverträge für die MOE-Länder geschrieben, 
bloß ohne Erwähnung des Beitritts. Die Hauptrolle bei der Gestaltung der Partnerschaft 
fiel aufgrund des völkerrechtlichen Charakter des PKA jedoch dem Europäischen Rat 
und somit den Mitgliedstaaten. Diese Konstellation ist a priori empfindlicher gegenüber 
Interessenkollisionen  und  Konflikten  zwischen  der  intergouvernementalen  und  der 
supranationalen Ebene sowie  gegenüber dem Druck seitens einzelner EU-Mitglieder. 
Aus den sehr unterschiedlichen Positionen einzelner EU-Länder in Bezug auf Russland 
160  Fischer, Sabine: The EU and Russia: Democracy promotion in a „strategic partnership“?, in: Knodt, 
Michele; Jünemann, Annette (Hrsg.): Externe Demokratieförderung durch die Europäische Union, 
Baden Baden 2007, S. 255.
161  Vgl. dazu: „The very specific character of EU policy, and to a considerable extent also its effects, 
cannot be assesed without taking into account the internal dimension of EU foreign policy and its 
interaction with stimuli from the outside.“ Ebd., S. 255.
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entstand  der  eklektische,  uneinheitliche  und  oft  widersprüchliche  Charakter  der 
Partnerschaft.
Der außenpolitische Prozess der Beziehungen zu Russland ist außerdem durch die oben 
beschriebene Akteursvielfalt und durch eine starke Verrechtlichung gekennzeichnet. Die 
Unterscheidung zwischen der supranationalen und der intergouvernementalen Ebene in 
den EU-Verträgen ist im Bewusstsein der europäischen Akteure tief verankert und wird 
auf die Beziehungen zu Russland projiziert. Das spiegelt sich sowohl im Dialogstruktur 
des PKA wieder als auch in der Vielzahl weiterer Dokumente, Dialogen und Foren, die 
die Partnerschaft verkomplizieren. 
„Die  EU  überträgt  somit  ihren  inneren  Rechtsdualismus  auf  die  Gestaltung  ihrer 
Außenpolitik.  Das  führt  zu  der  absurden  Situation,  dass  ein  Gesprächsthema  wie 
Tschetschenien in seine politischen und wirtschaftlich-humanitären Aspekte unterteilt wird, 
zu  denen sich  getrennt  voneinander die  Ratspräsidentschaft/der  Hohe Vertreter  und der 
Außenkommissar in ein und demselben Treffen äußern.“162 
Russland  ist  somit  gezwungen,  sich  an  diese  komplizierte  Vertragslage  der  EU 
anzupassen.  Es  kritisiert  dabei  die  unübersichtliche  und  teilweise  sogar  chaotische 
Struktur der Beziehungen, die aus vielen verschiedenen Dialogforen, Arbeitsgruppen, 
Direktorien  auf  verschiedenen  Ebenen  besteht,  derer  Kompetenzen  sich  oft 
überschneiden. 
4.2.4  Agenda
Die  Agenda  der  EU-Russland-Beziehungen  ist  von  einer  enormen  Themenvielfalt 
geprägt, wovon die inhaltlich umfangreichen Dokumente zeugen. Die Regelungen des 
PKA, die beinahe alle Wirtschaftssektoren umfassen, werden durch die Vereinbarung 
über  die  Vier  Gemeinsamen  Räume  um  weitere  Dimensionen  der  Zusammenarbeit 
vervollständigt.  Wie  die  Analyse  der  gemeinsamen  Interessen  im  vorigen  Kapitel 
gezeigt  hat,  stehen  in  erster  Linie  die  Themen  Energie,  Handel,  Investition  und 
Sicherheit  für beide Partner ganz oben auf  der Agendaliste.  Dort,  wo die  Interessen 
beider  Seiten  verdichten,  wird  die  Zusammenarbeit  auch  institutionell  verankert. 
Spätestens  seit  dem  Dokument  über  Vier  Gemeinsame  Räume  schließt  das 
Themenspektrum auch die Fragen des kulturellen Austausches, der Intensivierung der 
gesellschaftlichen  Kontakte  und  der  Zusammenarbeit  in  Bildungs-  und 
162  Bastian 2006, S. 137.
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Forschungsbereichen ein.
Sehr  dynamisch  entwickelte  sich  die  polizeiliche  und  justizielle  Zusammenarbeit  in 
Strafsachen, was auch der dritten EU-Säule mehr außenpolitische Bedeutung verliehen 
hat.  Der  gemeinsame  „Aktionsplan  zur  Bekämpfung  der  Kriminalität“  und  die 
Zusammenarbeit zwischen dem Europol und dem russischen Innenministerium sind die 
Zeichen  dafür,  dass  die  sicherheitspolitische  Komponente  in  den  Beziehungen  EU-
Russland  nach  Erweiterung  der  EU  und  somit  des  Schengenraumes  wächst.  Die 
Entwicklung der regionalen Zusammenarbeit im Rahmen der Nördlichen Dimension hat 
die  Agenda  zusätzlich  um  einen  ökologischen  und  einen  sozialökonomischen 
Arbeitsfeld erweitert. 
4.2.5 Instrumente 
Die  Europäische  Union  hat  in  ihrer  Russlandpolitik  vier  zentrale  Instrumente 
entwickelt: das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen, die Gemeinsame Strategie 
gegenüber Russland, das Förderprogramm TACIS, die Vier Gemeinsamen Europäischen 
Räume und aus denen resultierende Dialogforen. In ihrem Kern laufen sie alle auf den 
„Export“  des  acquis  communitaire hinaus:  die  Angleichung  der  russischen 
gesellschaftlichen  Ordnung,  der  Wirtschaft  und  des  rechtlichen  Systems  an  die 
europäischen Normen und Standards. Die übergeordneten Ziele, denen im Grunde alle 
diese  Instrumente  dienen,  sind  –  wie  im  PKA  verankert  –  die  Förderung  der 
Rechtsstaatlichkeit in Russland und die Stärkung der ökonomischen Verbindungen, die 
durch Liberalisierung und Privatisierung der russischen Wirtschaft erreicht werden soll. 
Achtung  der  Menschenrechte,  die  freie  Wahlen  und  unabhängige  Medien,  ein  gut 
funktionierendes demokratisches System und eine partizipierende Zivilgesellschaft sind 
die wichtigsten Faktoren dieser Entwicklung. 
„The parties recognize that an important condition for strengthening the economic links 
between  Russia  and  the  Community  is  the  approximation  of  legislation.  Russia  shall 
endeavor to ensure that its legislation will be gradually made compatible with that of the 
Community.“163
Das PKA, das seiner Form nach ein Völkerrechtsabkommen ist und somit die 
Vereinbarung zwischen zwei gleichberechtigten Parteien sein sollte, ist in diesem 
Sinne  eher  als  ein  einseitiges  Instrument  der  EU  in  Bezug  auf  Russland  zu 
163  PKA, Art. 55.
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bewerten.  Der  institutionalisierte  Dialog  ist  das  zentrale  Werkzeug  für  die 
Umsetzung der Ziele. Das Wichtigste am PKA als Instrument der europäischen 
Russlandpolitik  ist,  dass  es  deutlich  dem  Konditionalitätsprinzip  folgt.  Das 
bedeutet,  dass Bereitstellung jeder technischen oder finanziellen Unterstützung 
unter der Voraussetzung erfolgt, dass der Empfänger sich nicht nur deklarativ zu 
den europäischen demokratischen Normen bekennt, sondern auch diese in seiner 
Rechtsordnung umsetzt. 
„Political  conditionality  entails  the  linking,  by  a  state  or  international  organization,  of 
perceived benefits to another state (such as aid), to the fulfillment of conditions relating to 
the protection  of  human rights  and  the  advancement  of  democratic  principles.  Positive 
conditionality  involves  promising  the  benefit(s)  to  a  state  if  it  fulfills  the  conditions; 
negative conditionality involves reducing, suspending or terminating those benefits if the 
state in question violates the conditions.“164 
Obwohl  das  PKA  im  Großen  und  Ganzen  sich  auf  die  ökonomische  Seite  der 
Partnerschaft  konzentriert,  werden  direkt  im  ersten  Artikel  die  wichtigsten 
Voraussetzungen  für  die  Kooperation  angesprochen,  und  diese  sind  politischer  Art. 
„[The objectives of this Partnership are] to support Russian efforts to consolidate its 
democracy and to develop its economy and to complete the transition into a market 
economy.“165 Welche  Auswirkungen  die  Konditionalität  auf  die  Beziehungen  EU-
Russland  hat  wird  weiter  im  Verlauf  des  Kapitels  ausführlich  diskutiert.  Die 
ausführliche Analyse des Abkommens wurde schon im ersten Kapitel vorgenommen. 
Wie sie gezeigt hat, sind die meisten seiner Bestimmungen auf dem Papier geblieben, 
was dem PKA einen überwiegend formellen Charakter verleiht.
Die Gemeinsame Strategie der EU gegenüber Russland galt nach ihrer Verabschiedung 
im Juni 1999 zunächst als ein vielversprechendes unilaterales GASP-Instrument. Die 
Einführung  der  „Strategie“  war  die  Folge  schlechter  Erfahrungen  und  der 
außenpolitischen Machtlosigkeit der EU während des Jugoslawien-Krieges. Als Mittel 
zur  Optimierung  der  GASP  beschlossen  die  Mitgliedstaaten  im  Kontext  der 
Amsterdamer  Konferenz,  dass  Gemeinsame  Strategien  gegenüber  Dritten  mehr 
Kontinuität  und  Kohärenz  der  gemeinsamen  europäischen  Außenpolitik  verleihen 
164  Smith, The Use of Political Conditionality, zitiert nach Fischer, Sabine: The EU and Russia: 
Democracy promotion in a „strategic partnership“?, in: Knodt, Michele, Jünemann, Annette (Hrsg.): 
Externe Demokratieförderung durch die Europäische Union, Baden Baden 2007, S. 250.
165  PKA, Art. 1.
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werden.  Die  Strategie  formulierte  eine  entscheidende  Änderung  der  GASP:  die 
Möglichkeit,  Beschlüsse  mehrstimmig  zu  fassen.  In  der  Zeit,  wo  die  GASP bisher 
ausdrücklich dem Prinzip der Einstimmigkeit unterlag, bedeutete es einen Durchbruch 
zum erleichterten Entscheidungsverfahren und garantierte schnellere  Kriseneinsätze  in 
Notfällen.  Die  Strategie  ermöglichte  dem  Rat  nun,  gemeinsame  Standpunkte  und 
Aktionen mit qualifizierter Mehrheit anzunehmen. Trotz diesem wichtigen Fortschritt 
hat die Strategie wenig Bedeutung für die Partnerschaft der EU zu Russland. Aufgrund 
ihrer Konzentration auf die Möglichkeiten von verschiedenen Entscheidungsverfahren 
und Prinzipien der GASP ist sie in erster Linie als ein internes GASP-Instrument und 
weniger ein Instrument in Bezug auf Russland zu bewerten.
Die Gemeinsame Strategie könnte jedoch eine große symbolische Bedeutung haben: Sie 
bot den Mitgliedstaaten erneut  seit  1994 die Möglichkeit,  eine gemeinsame Position 
gegenüber Russland zu erarbeiten und sie in einem offiziellen Dokument zu verankern. 
Streng  genommen  ist  es  aber  nicht  gelungen.  Die  Strategie  greift  vier  strategische 
Punkte  auf:  die  Weiterentwicklung  der  Demokratie  in  Russland  durch  Stärkung der 
öffentlich-rechtlichen  Institutionen;  die  Integration  Russlands  in  einen  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  und  öffentlichen  Raum;  die  engere  Zusammenarbeit  in 
Sicherheitsfragen  sowie  die  gemeinsame  Erarbeitung  von  Lösungsstrategien  für  die 
Herausforderungen auf dem europäischen Kontinent – und schlägt für jedes Thema eine 
ganze  Reihe  von  Maßnahmen  vor,  die  jedoch  größtenteils  operativer  Natur  sind. 
Obwohl  die  Aufzählung von möglichen Kooperationsbereichen von den Themen her 
nahezu vollständig ist,  fehlen dem Dokument konkrete Voraussetzungen, Fristen und 
Kontrollmechanismen. 
„Er  gleicht  somit  eher  einer langen  Wunschliste  an  Russland  als  einem  strategischen 
Dokument. Der strategische Gehalt ist minimal, und die formulierten Ziele sind aus älteren 
Dokumenten sowie aus dem ganzen Spektrum des institutionalisierten Dialogs im Rahmen 
des PKA bekannt.“166 
Somit lautet der Expertenurteil, die Strategie habe ihr Koordinierungsziel verfehlt und 
habe  daher  einen  allein  symbolischen  Wert  im  Bereich  der  europäisch-russischen 
Diplomatie.
Die  finanzielle  und  technische  Hilfe,  die  im  Rahmen  des  PKA und  als  Folge  und 
166  Jünemann/Knodt 2007, S. 119.
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Ausdruck des Konditionalitätsprinzips Russland angeboten wurde, erfolgte über TACIS-
Programm. TACIS war die wichtigste Hilfe- und Förderprogramm der EU gegenüber 
Russland in der Zeitperiode von Ende der 1990er Jahre bis 2004. Der Sinn dieser Hilfe 
lag in der Ausschreibung und finanzieller Unterstützung bestimmter Projekte, die  die 
oben genannten Ziele im Sinne des PKA verwirklichen sollen. TACIS wurde im Jahr 
1991  als  ein  finanzielles  Instrument  zur  Unterstützung  der  demokratischen 
Transformationsprozesse  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  ehemaligen  Sowjetunion 
gegründet. 
Russland war in den 1990er Jahren der größte TACIS-Empfänger in absoluten Zahlen 
gesehen167, seit 2000 jedoch sank die Quote der Finanzmittel sowohl absolut als auch 
pro  Kopf  gerechnet  kontinuierlich.  Obwohl  seit  1994  mehrere  Projekte  in  vielen 
Bereichen erfolgreich durchgeführt  wurden,  fällt  die Bewertung von TACIS weniger 
positiv aus. Die politischen Ziele der Förderung russischer Demokratisierung wurden 
dadurch nicht erreicht.  „An evaluation in 1999 stated that  while  a number of single 
projects  were  implemented  successfully,  the  overall  impact  on  political  and  legal 
transformation  remained  rather  low.“168 Mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  in 
Russland und dem Fortschreiten des Modernisierungsprozesses unter Putin seit 1999 
verlor die technische Beratung und die finanzielle Unterstützung seitens EU-Experten 
allmählich an Bedeutung. Die Transformation in Russland verlief  differenzierter und 
komplexer – und gar nicht nach dem Plan, den die Verfasser des Programms vor Augen 
hatten. Die Modernisierung wurde in erster Linie als die technologische Anpassung von 
russischer Wirtschaft an die modernen Standards verstanden und nicht als die soziale 
und  politische  Umstrukturierung  nach  dem  europäischen  demokratischen  Modell. 
Innenpolitisch entwickelte sich Russland immer mehr zu einem stark zentralistischen 
Staat, was das Gegenteil davon war, was man mit TACIS erreichen wollte.
Seit  2001  flossen  die  TACIS-Mittel  nicht  mehr  in  die  von  der  EU  entwickelten 
Programme,  sondern  in  die  offiziellen Modernisierungsprogramme  der Regierung 
Putins  übergangslos  ein.  Da  dies  mit  der  Vertiefung  der  wirtschaftlichen  und 
energetischen Kooperation einherging, kann man seitdem nicht mehr so klar zwischen 
167  Pro Kopf gerechnet war es jedoch von Anfang an anders: 1996 betrug die TACIS-Hilfe 0,9 Mil. pro 
Einwohner, in der Ukraine waren es in Vergleich 1,5, in Georgien 3,6 und in Armenien 4,0 Mil. 
Rossijskij statisticheskij ezhegodnik 2004, Moskva, Rossstat. 
168  Fischer, Sabine: The EU and Russia: Democracy promotion in a „strategic partnership“?, in: 
Knodt/Jünemann 2007,  S. 251.
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der  technischen Hilfe  und der  Kooperation unterscheiden.  Dies  erklärt  auch,  warum 
seitdem  die  positive  Konditionalität  durch  TACIS  keinen  großen  Einfluss  auf  den 
Demokratisierungsprozess in Russland hat. Die letzten rein TACIS-Projekte laufen 2013 
ganz aus. 
„Given the significant recent improvements in the Russian Federation’s fiscal position, the 
need for broad ranging financial assistance has disappeared. Russia herself has become a 
donor. Financial  cooperation is now targeted to meet the objectives defined in the road 
maps to the EU-Russia Common Spaces. Cooperation is now carried out on the principle of 
co-financing by the EU and Russia. The amounts made available by the Commission have 
been reduced accordingly.“169
Die Wegekarten zu den Vier Gemeinsamen Europäischen Räumen wurden ausführlich 
genug im ersten Kapitel beschrieben. Zusammenfassend kann man an dieser Stelle noch 
mal  wiederholen,  dass  sie  bei  weitem weniger  Konditionalität  aufweisen  und  mehr 
konkrete Maßnahmen in den vier Kooperationsbereichen beinhalten. Nach der Meinung 
der  meisten  Experten  gilt  dieses  Dokument  als  Zeichen  des  Abweichens von  den 
strategischen Zielen und der normativen Grundlage der Beziehungen. Durch Fehlen von 
klaren Kontrollmechanismen und Implementierungsfristen ist es tatsächlich nichts mehr 
als eine unverbindliche „Wegbeschreibung“ zu dem, was im PKA großzügig formuliert 
wurde. 
4.2.6 Output
Mit  dem  Output  der  europäischen  Russlandpolitik  sind  im  formalen  Sinne  die 
Ergebnisse  gemeint,  die  Partnerschaft  hervorgebracht  hatte.  Die  Instrumente,  allen 
voran  das  PKA,  Gemeinsame  Strategie  sowie  die  Wegekarten  zu  den  Vier 
Gemeinsamen Räumen, sind im Laufe der Partnerschaft als derer Wegweiser entwickelt 
worden  und  können  somit  auch  als  dokumentarisches  Ergebnis  dieser  Partnerschaft 
eingestuft  werden.  Auch  die  gemeinsamen Erklärungen,  Country  Strategies  und  die 
Positionspapiere fallen unter diese Kategorie. 
Die  durchgeführte  Bestandaufnahme  erlaubt  den  Schluss,  dass  vieles  in  der 
europäischen  Außenpolitik  in  Bezug  auf  Russland  auf  dem  Niveau  der  bloßen 
Absichtserklärungen bleibt und aus dem „Papier“ keine Realität wird. In den offiziellen 
Erklärungen werden die Outputs hochgepriesen.
169  Unter http://eeas.europa.eu/russia/financial_cooperation_en.htm, abgerufen am 3.03.2011.
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„Mit einer Rhetorik der politischen Erfolge erwecken die meisten Abschlusserklärungen 
der  EU-Russland-Gipfel  und  Kooperationsräte  wie  auch  die  offiziellen  Dokumente  der 
Kommission  den  Eindruck,  als  sei  die  Kooperation  mit  Russland  eine  nicht  abreißen 
wollende  Serie  von  Fortschritten  bei  der  Implementierung  der  Vertragsbeziehungen. 
Manche Passagen lesen sich, als stehe der russische EU-Beitritt unmittelbar bevor.“170
Die  Wirklichkeit  der  im  Kapitel  2  ausführlich  vorgestellten  Konflikte und 
Meinungsdifferenzen  sowie  der  schleppende  Prozess  der  Verhandlungen  über  ein 
Nachfolgedokument zeigen jedoch, wie problematisch sich die Partnerschaft gestaltet. 
Die  beträchtlichen  normativen  Divergenzen  sowie  die  konkurrierenden  Interessen 
können durch  bloße  Erklärungen von der  großen Bedeutung der  Partnerschaft  nicht 
überbrückt werden. 
Abgesehen von den dokumentarischen Ergebnissen zeigen sich konkrete Fortschritte im 
politischen Dialog ziemlich bescheiden, wenn man den Erfolg der Partnerschaft an den 
normativen  Zielsetzungen  des  PKA  misst.  Die  Anpassung  Russlands  an  die 
europäischen  Normen,  Werte  und  Standards  ist  unbeachtet  der  technischen  und 
finanziellen Hilfe sowie der negativen Konditionalität nicht wirklich vorangekommen. 
Wenn man aber die Entwicklung der Partnerschaft im Aufbau eines dichten Netzes an 
institutionalisierten Kooperationen in wirtschaftlichen, energetischen, gesellschaftlichen 
und  kulturellen  Bereichen  sieht  sowie  deutlich  gestiegene  Kontakte  zwischen 
Bevölkerungen als Faktor berücksichtigt, so kann man mit absoluter Sicherheit sagen, 
dass die Beziehungen seit 1991 enorme Fortschritte gemacht haben.
4.2.7  Zusammenfassung: Russlandpolitik als Ausdruck der Akteursfähigkeit der 
EU
Die Bestandaufnahme der gemeinsamen europäischen Russlandpolitik ergibt das Bild 
einer umfassenden Außenpolitik mit einem breiten Themenspektrum und komplizierter 
Akteursstruktur.  Wie  gezeigt,  ist  die  Spannweite  der  Russlandpolitik  mit  ihrer 
wirtschaftlichen, energetischen, politischen und gesellschaftlichen Dimensionen enorm 
und angesichts der vielen  miteinander zum Teil überschneidenden Instrumenten sogar 
überdehnt. Ursprünglich stützte sich dieser Bereich der europäischen Außenpolitik auf 
das PKA zwischen Russland und der EU, das mit seinem umfangreichen Agenda und 
hoch  gesteckten  Ziele  in  Anbetracht  von  kulturellen,  politischen  und  sozial-
170  Bastian 2006, S. 139.
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ökonomischen Verbindungen zwischen den Partnern der Realität zu entsprechen schien. 
Wie im ersten Kapitel schon besprochen, wurden aber nur wenige dieser Zielsetzungen 
tatsächlich  realisiert.  Obwohl  das  PKA  als  einziges  völkerrechtlich  legitimiertes 
Abkommen zwischen der EU und Russland weiterhin offiziell die Rolle der rechtlichen 
Grundlage  der  Partnerschaft  erfüllt,  wurden  weitere  Instrumente  entwickelt,  die  mit 
ihrem  weniger  normativen  und  unverbindlichen  Charakter  einerseits  und  mehr 
praktischen  Zielen  andererseits  dem  tatsächlichen  Status  der  Beziehungen  besser 
entsprechen. Die Diskrepanz zwischen den normativen Instrumenten wie das PKA und 
den  pragmatischeren  wie  die  Wegekarte  zu  den  vier  Gemeinsamen  Räumen  ist 
charakteristisch  für  den  momentanen  Zustand  der  Partnerschaft  und  dem 
spannungsgeladenen  Verhältnis  zwischen  den  pragmatischen  Interessen  und  den 
normativen Erwartungen der EU. Auch die Tatsache, dass Vier Wegekarten und zuletzt 
auch die Projekte für Modernisierungspartnerschaft als Arbeitsgrundlage das sowieso 
veraltete  PKA  in  den  Hintergrund  zwingen,  ist  ein  weiteres  Zeichen  für  den 
pragmatischen Kurs, den die Partnerschaft angenommen hat.
Der analytische Bezugsrahmen der Foreign Policy Analysis (FPA) hat sich als Struktur 
für  die  Bestandsaufnahme  der  europäischen  Russlandpolitik  bewährt.  Aus  der 
Gesamtheit  der  Fragen  nach  den  Akteuren,  den  Instrumenten,  den  Prozessen,  dem 
Kontext, der Agenda sowie dem Output ergibt sich das Gesamtbild der differenzierten, 
breit gefächerten und kompliziert strukturierten Russlandpolitik, die in vieler Hinsicht 
von innereuropäischem und globalem Kontext beeinflusst wird. Das fragmentierte und 
in sich oft widersprüchliche Bild der gemeinsamen Russlandpolitik, so wie es in dieser 
Darstellung  erscheint,  widerspiegelt  ziemlich  genau  die  Realität  der  heutigen 
Beziehungen.  Der  Prozess  ist  von  Vielzahl  der  Themen,  aber  auch  von  deren 
unzureichender Implementierung  gekennzeichnet.  Die  Probleme,  die  durch 
Einstimmigkeitsprinzip bei Verhandlungen im Rat entstehen, und die Herausforderung, 
die  Russlandpolitiken  einzelner  EU-Mitglieder  miteinander  zu  koordinieren,  werden 
durch  die  fehlende  Kohärenz  zwischen  den  EU-Institutionen  noch  verstärkt.  Die 
Akteursvielfalt und die variierenden Mischungsverhältnisse aus Elementen auf drei EU-
Ebenen erzeugen weitere Steuerungsprobleme. 
Auch  die  Instrumente  der  EU,  trotz  ihrer  Vielzahl  und  inhaltlicher  Ausführlichkeit, 
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haben sich für das Erreichen der normativen Zielsetzungen des PKA nicht als geeignet 
erwiesen.  Aus  der  Sicht  Moskaus  erschwert  die  komplexe  Struktur  und  die 
unzureichende  Koordination  zwischen  den  europäischen  Akteuren  die  Partnerschaft 
enorm.  Obwohl  die  tägliche Kooperation  meist  davon unbeeinflusst  bleibt,  bremsen 
lange  und  schwierige  Arbeitsmechanismen  der  GASP  die  Entwicklung  der 
Partnerschaft, vor allem dann, wenn pragmatische und schnelle Lösungen für konkrete 
Problemfälle erforderlich sind. Moskau würde einen einfacheren, weniger kontroversen 
Mechanismus der Beziehungen zur EU bevorzugen. Da dies schwer zu erreichen ist, 
versucht der Kreml da, wo es geht, viele seiner Interessen bilateral mit ausgewählten 
„willigen“ EU-Ländern durchzusetzen, was oft einen zusätzlichen Konfliktstoff im EU-
Russland-Verhältnis liefert.
Die Darstellung konzentrierte sich bewusst auf die Funktionsweise der europäischen 
Außenpolitik in Bezug auf  einen konkreten Partner.  Trotzdem erlaubt diese Analyse 
einige Schlussfolgerungen über die allgemeine Rolle  der EU als Akteur im globalen 
Umfeld. 
Auf  der  Grundlage  der  hier  zusammengefassten  Ergebnisse  erscheint  die  Union  in 
Bezug auf Russland keinesfalls als ein geschlossener außenpolitischer Akteur. Nicht nur 
dass auf der multilateralen europäischen Ebene die Akteursstruktur der Union äußerst 
kompliziert  und  komplex  ist  und  die  Kompetenzen  der  Akteure  sich  zum  Teil 
überschneiden, sondern auch wird die gemeinsame Linie der EU nicht selten von den 
bilateralen  Beziehungen  der  Mitgliedstaaten  zu  Russland  konterkariert.  Das  schadet 
nicht  nur  der  Partnerschaft,  sondern  auch  allgemein  dem  Ansehen  der  Union  als 
internationaler Akteur. In Anlehnung an Allen und Smith kann die Akteursfähigkeit der 
EU an drei Merkmalen gemessen werden:
• die Glaubwürdigkeit und die Legitimation ihres Handelns nach innen und außen;
• die  Fähigkeit  zum  aktiven  Handeln  und  geschlossener  Mobilisierung  von 
Ressourcen und Instrumenten;
• die feste Präsenz in der Wahrnehmung von Drittstaaten171.
Die Bestandsaufnahme bestätigt auf jeden Fall die wachsende Präsenz der EU auf der 
171  Allen, David; Smith, Michael: Western Europe's Presence in the Contemporary International
Arena, in: Review of International Studies, 16 (1990) 1, S. 19-37.
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internationalen  Bühne.  Als  internationaler  Akteur  wurde  die  EU  einige  Zeit  von 
Russland verkannt. Erst mit dem Amtsantritt von Wladimir Putin und der neuen Ära der 
russischen  Außenpolitik  bekam die  Union  eine  besondere  Stellung  im  Triangel  des 
außenpolitischen  Ansatzes  der  Russischen  Föderation.  Seitdem  ist  die  EU  der 
bevorzugte Partner in fast allen wirtschaftlichen und technologischen Bereichen. Als die 
bedeutende Vormacht auf dem Kontinent besitzt  die EU in russischer Wahrnehmung 
zweifellos eine „internationale Präsenz“ und wird auch in den Dokumenten wiederholt 
als wichtigster Partner bezeichnet (Merkmal 3). Und auch wenn es der Union noch an 
Glaubwürdigkeit  (Merkmal 1) fehlt,  so die Wahrnehmung in Moskau, sind mit  dem 
Vertrag  von  Lissabon  einige  gute  Voraussetzungen  geschaffen,  die  Uneinigkeit  und 
Inkohärenz  in  der  Außenbeziehungen  zu  überwinden.  Dasselbe  gilt  auch  für  die 
Fähigkeit  zur  aktiven  und  geschlossenen  Handlung  und  zur  Mobilisierung  von 
Ressourcen/Instrumenten (Merkmal 2). Ob das tatsächlich so wird, lässt sich erst mit 
der Zeit feststellen.
Darüber hinaus erlaubt  die  Analyse die  Schlussfolgerung,  dass die  Bezeichnung der 
Partnerschaft EU-Russland als strategisch auch nur bedingt standhält. Die Erwartungen 
und Interessen sind in vielen, auch solchen strategischen Feldern wie die Energiepolitik 
oder  die  europäische  Sicherheit,  doch  zu  unterschiedlich,  dass  daraus  konkrete 
Fortschritte bei der Implementierung der strategischen Ziele resultieren könnten. 
Allerdings  lässt  sich  nicht  bestreiten,  dass  die  Partnerschaft  –  aller  Kohärenz-  und 
Steuerungsproblemen  zum  Trotz  -  in  dem  letzten  Jahrzehnt  eine  enorme  Dynamik 
gezeigt  hat.  Es  lässt  sich  alleine  an  der  Anzahl  von  Dokumenten  und  Initiativen 
bestätigen, die in dieser kurzen Periode beschlossen wurden. Sowohl die russische als 
auch  die europäische  Seite  kann  mit  keinem  anderen  Partner  so  ein  dichtes  und 
differenziertes Netz an Beziehungen vorweisen.
4.3  Die EU in ihrer Rolle als Demokratieförderer
Das Thema der EU-Rolle als Demokratieförderer in der Außenwelt dominiert seit eh 
und  je  das  Forschungsfeld  der  EU-Außenpolitik  und  hat  auch  für  das 
Forschungsgegenstand dieser Arbeit eine große Relevanz. Die Selbstidentifikation der 
Europäischen  Union  als  eine  normative  Macht  hat  direkte  Auswirkungen  auf  ihre 
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Beziehungen zu einem Partnerland – in diesem Fall Russland. 
In  den  zwei  vorangehenden  Kapiteln  habe  ich  die  These  von  Nathalie  Tocci 
aufgegriffen, die sagt, dass jeder global handelnde Akteur den Potential sowohl zu einer 
normativen, als auch zu einer pragmatischen Außenpolitik hat und die EU hier keine 
Ausnahme ist. Die Analyse von den europäischen gemeinsamen Werten und Interessen 
in Bezug auf Russland sowie kritische Betrachtung der schwierigen Balance zwischen 
den  beiden  Kategorien  haben  gezeigt,  dass  sowohl  Interessen  als  auch  Werte  sehr 
präsent  in  der  EU-Russland-Partnerschaft  sind.  Oft  stehen  sie  zueinander in  einem 
konterkarierenden, spannungsbeladenen Verhältnis. In vielen Fällen sieht sich die EU 
vor der Situation gestellt, wo sie sich zwischen Werten und Interessen entscheiden muss 
– nicht  selten fällt  die  Entscheidung zugunsten von Interessen.  Trotzdem bezeichnet 
sich die Union weiterhin als ein primär normativer Akteur in ihrer Außenpolitik. Die 
Begründung dafür ist die innere Verfassung der Europäischen Union:
„In  the  framework  of  its  external  governance  the  EU  exports  its  view  of  legitimate 
democratic governance of nation-states to third countries and acts in turn as an external 
promoter  of  democracy.  Within  integration  theory  it  is  assumed  that  the  EU  can  be 
categorized as a value-driven community which represents these values within its external 
governance. This ascription refers to concepts of democracy, human rights, the rule of law 
and „good governance“.“172 
Die  meisten  Erklärungen  der  demokratiefördernder  Rolle  der  EU  als  Motor  ihrer 
Außenpolitik  nehmen  Bezug  auf  die  Analogie  zwischen  der  Innen-  und 
Außenbeziehungen  der  Union  und  ihrer Selbstpostulierung  als  Wertegemeinschaft. 
Demokratische Werte bilden den Kern der Selbstidentifikation der EU und beeinflussen 
signifikant ihre Außenpolitik.
4.3.1 Die Innen-Außen-Analogie
Der Mechanismus, wonach die EU ihre innere Struktur und Überzeugungen auch auf 
den  Bereich  der  auswärtigen  Beziehungen  projiziert,  wurde  in  der  theoretischen 
Literatur zuerst von Peters und Wagner als „Innen-Außen-Analogie“ beschrieben.173 Aus 
eigener  Integrationsgeschichte  hat  die  europäische  Staatengemeinschaft  gelernt,  dass 
gemeinsame Werte und Normen eine gute Basis für eine Gemeinschaft und ihre weitere 
172  Knodt, Michele; Jünemann, Annette (Hrsg.): Externe Demokratieförderung durch die Europäische 
Union, Baden Baden 2007, S. 9.
173  Peters/Wagner: Die Europäische Union in den Internationalen Beziehungen.
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Entwicklung bilden, dementsprechend können nur die Beziehungen zu den Partnern, die 
diese Grundlage akzeptieren, tatsächlich und dauerhaft erfolgreich sein. 
Die EU ist außerdem überzeugt, dass die Demokratie, der Menschenrechtsschutz und 
der  marktwirtschaftliche  Liberalismus  nicht  nur  die  universalen  Ziele  der 
Weltentwicklung  sind,  sondern  auch  die  Garanten  für  den  Frieden  und  Wohlstand 
weltweit. Demzufolge versucht die EU seit 1990 konsequent das eigene  Modell nach 
außen  zu  exportieren,  indem  sie  den  Bezug  auf  die  gemeinsamen  Werte  in  alle 
Kooperations- und Partnerschaftsabkommen mit den Drittländern implementiert. 
„Duly,  democracy  promotion is  defined  as  a  cross-cutting issue  for  all  policy  fields  – 
security,  development,  and  trade  policy  inclusive.  Similar  to  the  notion  of  „gender 
mainstreaming“  this  phenomenon can  be  deemed  „democracy  mainstreaming“ -  which 
describes the pressure applied by the EC/EU for democratic values, especially in bilateral 
and multilateral treaties with third countries.“174 
Die  Innen-Außen-Analogie  steht  in  der  Tradition  der  liberalen  Außenpolitiktheorie, 
nach der die Außenpolitik eines Staates weniger durch Ereignisse und Gegebenheiten 
des internationalen Systems geprägt als vielmehr ein Ausdruck von gesellschaftlichen 
Interessen und Werten ist. Diese Bezeichnung hat der ehemalige Mitarbeiter von Jean 
Monnet,  Francois Duchene,  in Bezug auf die Europäische Gemeinschaft bereits in den 
1970er Jahren benutzt:
 „Als  eine zivile Ländergruppe mit  weitreichender wirtschaftlicher  und verhältnismäßig 
begrenzter militärischer Macht muss die Europäische Gemeinschaft daran interessiert sein, 
die zwischenstaatlichen Beziehungen – sowohl zwischen ihren eigenen Mitgliedern wie 
auch  mit  dritten  Ländern  –  so  weit  wie  möglich  zu  domestizieren.  Es  muss  versucht 
werden, das Gefühl für gemeinsame Verantwortung und für vertragliches Vorgehen, das 
sich bisher auf die „heimischen“ und nicht  auf die „fremden“ Angelegenheiten,  auf die 
„Innen-“  und  nicht  auf  die  „Außenpolitik“  bezog,  auch  in  den  internationalen  Bereich 
einzuführen. […] Dies bedeutet, dass die Europäische Gemeinschaft nur dann „das Beste“ 
aus ihren jetzigen Chancen machen wird, wenn sie ihrem eigentlichen Wesen treu bleibt. 
Dieses ist vor allem durch den zivilen Charakter von Mitteln und Zwecken und einen für 
sie konstitutiven Sinn für gemeinsames Vorgehen charakterisiert, worin wiederum, wenn 
auch noch so unvollkommen, soziale Werte wie Gleichheit, Gerechtigkeit und Achtung des 
anderen zum Ausdruck kommen.“175
174  Knod; Jünemann 2007, S. 15.
175  Zitiert nach Holzinger, Knill, Peters, Rittberger, Schimmelfennig, Wagner: Die Europäische Union, 
Theorien und Analysekonzepte, Paderborn 2005, S. 216-217.
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Ganz im Sinne dieser Vorstellung hielten die EU-Mitgliedstaaten 20 Jahre später im 
Maastrichter Vertrag fest, dass das Ziel der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
„die Wahrung gemeinsamer Werte“ und „der grundlegenden Interessen“ ist, und legten 
somit  einen Grundstein für den heutigen Dualismus der EU-Außenpolitik.  Denn die 
normative  Tendenz  bleibt  keinesfalls  von  den  handfesten,  meist  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Mitgliedsländer  unbeeinflusst.  Die  Bedeutung  von  den 
innergemeinschaftlich  geltenden  demokratischen Normen  und Werten  für  die  GASP 
wird schon auf den ersten Blick auf die Gesamtheit der EU-Außenbeziehungen sichtbar. 
Trotz der ESVP ist die Bilanz der Union im militärischen Krisenmanagement bis heute 
eher  negativ.  Stattdessen  pflegt  sie  ein  dichtes  Netz von  wirtschaftlich  geprägten 
Beziehungen mit den Partnern in allen Weltregionen sowie eine ganze Reihe von den 
normativ begründeten politischen Dialogen und strategischen Partnerschaften. Aber im 
Unterschied zu,  beispielsweise, dem US-amerikanischen Verständnis der Demokratie, 
bei  dem  die  Menschenrechte  und  die  Freiheit  von  jedem  einzelnen  am  meisten 
gewichtet  werden,  betont  die  EU  gleichermaßen  die  Demokratie  und  die 
Marktwirtschaft.176 Obwohl die beiden als zwei Seiten einer Medaille gesehen werden, 
so hat die Union ihre Partnerschaft mit Russland nicht nur an Werte, sondern auch an 
die wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitgliedsländer gebunden. 
Man  kann  zumindest  drei  Wege  erkennen,  auf  denen  die  in  der  EU  geltenden 
Wertevorstellungen  Einfluss  auf  die  Außenbeziehungen  nehmen  können.  Zum einen 
reflektieren Politikergebnisse die  normativen Entscheidungen,  die  auf  der Grundlage 
von gemeinsamen Werten und Normen getroffen werden. Von den Entscheidungsträgern 
wird dann erwartet, dass sie sich auch in Bezug auf Dritte von denselben Werten leiten 
lassen,  die  sie  innergemeinschaftlich  anerkennen.  Zum  anderen  ist  es  für  die 
außenpolitischen Akteure nicht nur aus der moralischen Sicht empfehlenswert, sondern 
auch  durchaus  rational,  die  innergesellschaftlich  ausgehandelte  Normen  als 
176  „Für Russland betonen die USA einen Bedarf an Rechtsstaatlichkeit, am Schutz für Minderheiten, 
einer notwendigen Balance zwischen Zivilgesellschaft und Staat sowie an Pressefreiheit. Nach dem 
Ende des Kalten Krieges haben die USA ihre Beziehung zu Russland vor allem auf die Unterstützung 
von Demokratie ausgerichtet. Strategische Partnerschaft trat dagegen zurück.“  Und: „Demgegenüber 
hat die EU Demokratisierung und Marktwirtschaft gleichermaßen betont. Auch wenn beide Prozesse 
selbstverständlich als zwei Seiten derselben Medaille angesehen werden, werden Diskussionen um 
Werte und strategische Partnerschaft hier doch anders gewichtet.“  Schmidt, Diana: Eine Wertelücke 
zwischen Russland und dem Westen?,  in: Pleines, Heiko; Schröder, Hans-Hennig (Hrsg.): Die 
russische Außenpolitik unter Putin,  Arbeitspapier N73 der Forschungsstelle Osteuropa, Dezember 
2005, S. 135.
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Orientierungspunkte für das außenpolitische Handeln zu nehmen, schließlich sind sie 
auf  die  Unterstützung  in  der  Bevölkerung  angewiesen.  Zum  dritten  ist  es  für  die 
Gemeinschaft von Vorteil, wenn sie es erzielt, den eigenen Werten und Vorstellungen 
eine  internationale  Gültigkeit  zu  verleihen.  Dadurch  bekommt  sie  einen 
Wettbewerbsvorteil,  da  andere  sich  noch  auf  die  ungewohnten  Prinzipien  umstellen 
müssen. 
Demzufolge  erklärt  die  Innen-Außen-Analogie,  warum  die  EU  primär  auf  die 
Kooperation,  den  politischen  Dialog  und  die  Hilfsprogramme  als  Instrumente  ihrer 
Außenpolitik setzt. 
„Aus dieser Perspektive erscheint den EU-Staaten das  Instrumentarium einer Zivilmacht 
deshalb besonders angemessen, weil es sich in den Beziehungen innerhalb der EU bereits 
bewährt  hat.  Kooperation,  Multilateralismus,  Handel  und  Hilfsprogramme  haben  dazu 
beigetragen, die durch Misstrauen und Konkurrenz geprägten Beziehungen zwischen den 
ehemaligen  Gegnern  im  Zweiten  Weltkrieg  in  kooperative  Beziehungen  zu 
wechselseitigem Nutzen zu transformieren.“177 
Aus dieser Perspektive führt vor allem die Liberalisierung des Handels dazu, dass durch 
die vermehrten Kontakte zwischen den Gesellschaften der Nachbarländern sowie durch 
die Anpassung der Handelsnormen einerseits mehr Vertrauen erstellt wird, andererseits 
exponentiell weitere gemeinsame Interessen geschaffen werden. Dies führt zur weiteren 
Förderung der multilateralen Kooperation. 
„Die europäische Politik der Demokratisierung schließlich ergibt sich nicht nur aus der 
zunehmenden Bedeutung der Demokratie für die Identität der EU selbst, sondern auch aus 
der  Auffassung,  dass  demokratische  Staaten  bessere  Voraussetzungen  mitbringen,  um 
dauerhafte friedliche Beziehungen zu unterhalten.“178 
Die Innen-Außen-Analogie stellt ein gut geeignetes Instrument dar, um den normativen 
Grundmuster in den Politiken der EU gegenüber Drittstaaten zu untersuchen. Dieser 
Ansatz lässt auch erklären, warum der Bezug auf demokratische Werte und Normen in 
den  Beziehungen  EU-Russland  in  den  ersten  zwei  Phasen  der  Partnerschaft 
dominierend war. Das PKA, das als ein grundlegendes Dokument der Partnerschaft und 
ein  schriftlicher  Beweis  für  ihren  Bezug  auf  Normen  und  Werte  gilt,  wurde  zum 
wesentlichen Teil  von  der  EU  entwickelt.  Als  Vorlage  dafür  galten  die 
177  Ebd., S. 251.
178  Ebd., S. 252.
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Beitrittsabkommen mit den MOE-Ländern. Die russische Diplomatie konzentrierte sich 
bei den Verhandlungen verstärkt auf die wirtschaftlichen Zielsetzungen, die so viel wie 
möglich GATT/WTO-Regelungen enthalten sollten,  während die  Union – ganz nach 
dem Vorbild von allen anderen Partnerschaftsabkommen, die sie mit allen aufsteigenden 
und  regionalen  Mächten  geschlossen  hat:  Japan,  Indien,  Brasilien,  Argentinien  und 
anderen  –  die  demokratischen Werte  und Normen  als  die  normative  Grundlage  der 
Partnerschaft schon in die Präambel festschrieb. So wurden die Ordnungsvorstellungen, 
die im Inneren der EU gelten, auf ihre Außenbeziehungen zu Russland, damals in der 
demokratischen Transformation, übertragen und vertraglich verankert.
Die normativen Zielsetzungen erfordern spezielle Werkzeuge und Maßnahmen zu deren 
Implementierung.  Dafür  hat  die  EU  einen  umfangreichen Katalog  von 
demokratiefördernden Instrumenten ihrer Außenpolitik entwickelt. Um ihre Strategien 
besser  zu  verstehen,  ist  zuerst  ein  genauer  Blick  auf  die  Definition  nötig.  Die 
Europäische Kommission definiert die Demokratieförderung als ein allgemeines, breit 
gefächertes Konzept  „that encompasses all measures designed to facilitate democratic 
development“179 - was zuerst ziemlich vage klingt.  Anstatt einer genaueren Definition 
werden all die Facetten dieses Prozesses beschrieben: 
„It  may  be  targeted  towards  regimes  with  very  limited  freedoms  and  little  political 
pluralism;  it  may  be  combined  with  peace  building  in  post  conflict  situations,  it  may 
support new institutions an democratic practice in emerging democracies; it may be well 
integrated  in  development  cooperation, strengthening  participation,  and  accountability 
within sector programmes […] it may also be offered to more established democracies to 
assist in dealing with new threats, such as terrorism.“180 
Diese Rollenbeschreibung korreliert übrigens mit der Selbstidentifikationsrolle der EU 
als eine Zivilmacht. Um mehr Klarheit für weitere Analyse zu schaffen, greife ich hier 
auf die  Definition des demokratiefördernden Instrumentariums nach Jünemann/Klodt 
zurück: Das Konzept der Demokratieförderung umfasst „all strategies and instruments 
which are intended to contribute to a democratization or democratic consolidation of a 
third country, regardless of whether the strategies or instruments are carried out by a 
single state, a supranational/international organization, or by private actors“.181 
179  European Commission, The EU approach to democracy promotion in external relations, S. 3.
180  Ebd., S. 3ff.
181  Knod; Jünemann 2007, S. 15.
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4.3.2 Positive und negative Instrumente der Demokratieförderung
Die Auflistung der möglichen Instrumente der externen Demokratieförderung wird im 
selben  Dokument  der  EU-Kommission  erstellt: „the  focus  may be  on  financial  and 
technical assistance and grant aid („democracy assistance“), but several other tools may 
be  of  particular  relevance,  including  political  dialogues,  and  other  diplomatic 
instruments; financial incentives, conditionalities and sanctions; trade and investment 
instruments; mobilization of civilian and military capabilities; humanitarian assistance; 
multilateral initiatives; public information, advocacy and monitoring.“182 
Knodt und Jünemann bemerken, dass diese Auflistung allein für analytische Forschung 
wenig geeignet ist und schlagen vor, die Instrumente in „positive“ und „negative“ zu 
teilen,  um  mithilfe  von  diesen  Kategorien  analysieren  zu  können,  wovon  die 
Instrumentenwahl  der  EU  in  konkreten  Partnerschaften  abhängt  und  welche 
Auswirkungen dies auf ihre Außenbeziehungen hat. Ausgehend von der Beobachtung, 
dass die EU je nach Partner und Fall unterschiedliche Instrumente benutzt und diese 
Instrumentenwahl enorme Auswirkungen auf den Profil ihrer Außenpolitik hat, haben 
sie  Hypothesen entwickelt,  die  Strategie-  und  Instrumentenwahl  beim 
demokratiefördernden  Prozess  in  konkreten  Ländern  erklären  können.  Bei  aller 
Grobheit dieser Aufteilung, auf die die Autoren selbst hinweisen, scheint sie jedoch gut 
dazu geeignet, den Charakter einer Partnerschaft aus der Perspektive der EU-Rolle als 
democracy promoter zu beschreiben.
Unter  den  „positiven“  Instrumenten  werden  solche  politischen  und  diplomatischen 
Methoden  verstanden,  die  ohne  direkten  Druck  auf  den  Drittstaat  erfolgen  und 
Hilfsmittel oder Begünstigungen ohne direkte Konditionalität anbieten. Dazu gehören in 
erster  Linie  der  politische  Dialog,  die  Aufnahme  in  die  gemeinsamen  beratenden 
Gremien,  die  diplomatische  Anerkennung  eines  neuen  Staates  oder  einer  neuen 
Regierung,  die  Handelserleichterungen  in  Form  von  regionalen  und  sektoralen 
Kooperationen,  eine  ungebundene  finanzielle  Hilfe  oder  eine  technische  sowie 
personelle  Unterstützung  des  demokratischen  Transformationsprozesses.  Allgemein 
gesehen geht es dabei um den Aufbau von politischen Dialogformen, bei denen die EU-
Vertreter  versuchen,  den  Partnerstaat  von  den  Vorteilen  der  Übernahme  des 
europäischen  demokratischen  Modells  zu  überzeugen.  Als  besonders  effektive 
182  European Commission, The EU approach to democracy promotion in external relations, S. 3.
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Lockelemente  dieser  Strategie  gelten  dokumentierte  Kooperationsangebote  an  die 
Drittländer, die Form einer strategischen Partnerschaft, eines Assoziierungsabkommens 
oder  einer  regionalen  Kooperation  haben  können.  Die  höchste  Form  solcher 
motivierenden  Maßnahmen  ist  ein  Beitrittsabkommen,  das  dem  Drittstaat  die 
Beitrittsperspektive zu der Europäischen Union eröffnet . 
Bei den „negativen“ Instrumenten spielen hingegen der Druck und die Konditionalität 
eine entscheidende Rolle. „It is applied assuming that the third country is not willing to 
develop in a democratic direction and thus, an element of force is required.“183 Solche 
Instrumente reichen von den diplomatischen – die Nichtanerkennung eines Staates oder 
die  diplomatische  Isolation  –  über  ökonomische  –  die  an  bestimmte 
demokratiefördernde  Bedingungen  gebundenen  finanziellen  Leistungen,  die 
wirtschaftlichen Sanktionen – bis zu politisch brisanten, wie direkte Unterstützung der 
oppositionellen Kräfte in diesen Ländern. Als besonders wirkungsvolles Instrument der 
„negativen“ Demokratieförderung gilt die Konditionalität, der zufolge alle vertraglich 
vorgesehene  Hilfeleistungen  und  Kooperationsmaßnahmen  an  die  Implementierung 
europäischer Werte und Normen seitens des Drittstaates gebunden werden. 
„Within economic cooperation, trade, technical measurements, financial aid and support as 
well as visa facilities can all be linked to the compliance of democratic standards, human 
rights and the rule of law. Since 1995, in concordance with „democracy mainstreaming“, 
the treaties between the EU and third countries must contain democracy and human rights 
clauses. Nevertheless, differences within the formulation and implementation of a clause 
can be found. This allows us to differentiate between various [positiven und negativen] 
instruments.“184
Basierend  auf  dieser  Aufteilung  entwickeln  die  Autoren  die  Kategorien  von  „high 
profile  democracy  promotion“  und  „low  profile  democracy  promotion“.  Demnach 
bekommen die Beziehungen zu einem Partnerstaat eine Bezeichnung als “high profile 
democracy promotion”, wenn die EU konsequent und unter Anwendung aller ihr zur 
Verfügung stehenden  Instrumente, auch negativen, ihre demokratiefördernde Ziele in 
einem Drittland verfolgt. 
„The use of the diverse instruments within a third country can differ, at times even mixing 
both positive and negative instruments. Therefore, to be clear, the terms „high“ and „low“ 
183  Knodt; Jünemann 2007, S. 17.
184  Ebd., S. 18.
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are used when talking about democracy promotion policies. „High profile“means that the 
EU  is  determent  and  persistent,  implementing  the  entire  set  of  instruments  at  hand, 
negative  ones  included.  On the  contrary,  „low profile“  means that  the  EU is  hesitant, 
remaining either passive or limiting itself to the use of positive instruments, while avoiding 
the implementation of negative instruments such as sanctions or the support of dissidents 
within the civil society of the country concerned.“185 
Als  logische  Fortsetzung  dieser  These  kann  man  behaupten,  dass  „high  profile“ 
Demokratieförderung,  konsequent  in  Bezug  auf  Außenbeziehungen  mit  einem 
bestimmten  Partner  implementiert,  auf  den  stark  normativen  Charakter  dieser 
Partnerschaft hinweist.  Hingegen eine „low profile“-Außenpolitik lässt den Charakter 
der  Partnerschaft  weniger  normativ  erscheinen.  In  diesem  Sinne  ist  das  von 
Knodt/Jünemann konstruierte Modell sehr gut für die Analyse des Charakterwandels in 
der EU-Russland-Partnerschaft geeignet.
4.3.3  Fünf Hypothesen zur Erklärung der Instrumentenwahl
Ausgehend von drei Faktoren, die für den Instrumentenwahl relevant sein sollten, und 
zwar  der  Multiebenenstruktur  der  EU,  dem  Grad  der  Interdependenz  zwischen  der 
Union  und  dem  Drittstaat,  der  Resonanzstruktur  in  dem  Drittstaat  sowie  dem 
internationalen Umfeld als eine zusätzliche kontextbedingte Variable, formulieren die 
Autoren fünf Hypothesen, die den Grad der Normativität in den Beziehungen der Union 
zu einem Drittland erklären können:
1. Je  mehr  Links  und  Verbindungen  die  bilateralen  Beziehungen  zwischen  den 
einzelnen EU-Mitgliedern und dem Drittstaat aufweisen, desto weniger ist die 
Wahrscheinlichkeit,  dass  die  EU  bereit  ist,  negative  Instrumente  gegenüber 
solchen  Staaten  anzuwenden.  Die  Partnerschaft  kann  man  somit  weniger 
normativ nennen. 
2. Je  größer  wirtschaftliches  Potential  des  Partners  ist  und  je  stärker  die 
Interdependenzen  mit  der  Union,  desto  zögerlicher  wird  die  EU  bei  der 
Anwendung von „negativen“ Instrumenten -  d.h. die Partnerschaft ist weniger 
normativ. 
3. Je  wichtiger  das  Drittland  für  die  Sicherheitsdilemma  der  EU  ist  (d.h. 
Bedrohungspotenzial,  der von dem Land ausgeht),  desto mehr  und deutlicher 
185  Ebd., S. 19.
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besteht  die  EU  auf  der  Übernahme  der  demokratischen  Werten  und  desto 
weniger  scheut  sie  sich,  zur  Not  auch  auf  die  „negativen“  Instrumente 
zurückzugreifen – die Partnerschaft ist ausgeprägt normativ.
4. Je instabiler die politische Situation im Land ist, desto vorsichtiger geht die EU 
bei der Wahl der Strategien und Instrumente vor, da die „negativen“ Instrumente 
die Lage noch mehr destabilisieren könnten und so den Partner, vor allem wenn 
es um direkte Nachbarländern geht, wie einige GUS-Staaten, für die EU selbst 
zum Risikofaktor machen könnten - d.h. Partnerschaft ist weniger normativ. 
5. Bei  den  internationalen  Wandelprozessen,  die  den  Trend  zur  Priorität  von 
„hard“ security  aufweisen,  nimmt die  EU unwahrscheinlicher  Gebrauch von 
„negativen“ Instrumenten – die Partnerschaft ist weniger normativ.
In dieser Zusammenfassung sind die Hypothesen von Jünemann/Knodt für die Analyse 
der Partnerschaft EU-Russland aus der Perspektive der europäischen Normativität schon 
adaptiert. Für weitere Analysenzwecke nehme ich an, dass „high profile“-Begriff aus 
dem  Punkt  4.3.2  im  weiten  Sinne  dem  normativen  Charakter  der  Partnerschaft 
entspricht,  und  der  „low  profile“-Begriff  die  eher  pragmatischen  Beziehungen 
bezeichnet.  Die  Entwicklung  der  EU-Außenpolitik  von einem Modus  zum anderen, 
ausgedrückt hauptsächlich in der Instrumentenwahl, zeugt von dem normativen Wandel 
des  EU-Ansatzes.  Dabei  darf  es  nicht  vergessen  werden,  dass  die  Bezeichnungen 
normativ und nichtnormativ immer relativ verstanden werden, im Sinne von dem im 
zweiten  Kapitel  beschriebenen  Dualismus  zwischen  den  gemeinsamen  Werten  und 
pragmatischen Interessen der EU.
4.3.4  Analyse: Die Normativität in der EU-Russlandpolitik 
Die Bestandaufnahme der europäischen Russlandpolitik im ersten Teil des Kapitels hat 
gezeigt,  dass  die  Europäische  Union  ein  komplexes  Set  von  Instrumenten  für  ihre 
außenpolitischen Beziehungen zu Russland entwickelt  hat.  Die Demokratieförderung 
gepaart mit dem Transfer von Werten war von Anfang an eine wichtige Komponente der 
EU-Russlandpolitik. Im PKA wird der Bezug auf Werte direkt in der Präambel betont.186 
Mit  der  Entwicklung  der  Partnerschaft  und  der  wachsenden  Interdependenz  gleitet 
186  „CONSIDERING the importance of the historical links existing between the Community, its Member 
States and Russia and the common values that they share;“ Präambel von Partnership and Cooperation 
Agreement, S.3
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dieser  Bezug jedoch immer weiter in die Sphäre des politischen Dialogs und in die 
Formate von unterschiedlichen Foren und Runden Tischen ab und wird andererseits bei 
den Besprechungen auf der höchsten Ebene von der EU immer mehr vernachlässigt. 
„However, in relations with Russia, the reference to democratic values has been gradually 
weakened since the beginning of the current decade. While the Russian political system is 
gradually de-democratizing, the EU has demonstrated less insistence on the adherence to 
democratic norms.“187 
Die  auf  die  oben  beschriebenen  fünf  Hypothesen  gestützte  Analyse  der 
Instrumentenwahl der Union in Bezug auf Russland soll dabei helfen, den Wandel von 
der normativen in die pragmatische Richtung unter dem Gesichtspunkt der EU-Rolle als 
democracy promoter zu verdeutlichen. Dabei  wird davon ausgegangen, dass der oben 
beschriebene „high profile of democracy promotion“ in Bezug auf einen Drittstaat auf 
die  stark  geprägte  normative  Dimension  der  Beziehungen  hinweist.  Wenn  aber  die 
Demokratieförderung  einen  „low  profile“ aufweist,  so  tendieren  diese  zu  einem 
pragmatischen  Charakter.  Folgende  Analyse  stützt  auf  die  5  Hypothesen  zur 
Instrumentenwahl der EU von Jünemann/Knodt.
Zur Hypothese 1:
Die Interessenauflistung und die darauf folgende Analyse der Räume von gemeinsamen 
sowie widersprüchlichen Interessen im Kapitel 3 hat anschaulich gezeigt, dass Russland 
eine  besondere Stelle  in  den EU-Außenbeziehungen annimmt.  Nicht  nur  weisen die 
energetischen sowie wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der EU-27 und Russland 
ein  hohes  Grad  an  Interdependenz  auf,  sondern  auch  haben  viele  der  EU-
Mitgliedstaaten  eigene  enge  Verbindungen  und  vitale  Interessen  an  Russland  als 
Handelspartner  und  Energieexporteur.  Auf  der  multilateralen  Ebene  vertreten  diese 
Staaten einen kooperativen und pragmatischen Ansatz und plädieren für mehr Inklusion 
in Bezug auf Russland. Offensichtlich werden sie dabei von den eigenen ökonomischen 
und/oder energetischen Interessen geleitet. Solche Mitglieder erklären sich nicht bereit, 
auch im Falle der starken Verletzungen der gemeinsamen Werte seitens Russlands, die 
negativen  Instrumente  anzuwenden  und  somit  die  pragmatische  Kooperation  mit 
Russland zu riskieren. 
187  Fischer, Sabine: The EU and Russia: Democracy promotion in a „strategic partnership“?, in: 
Knodt/Jünemann 2007, S. 247.
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Die Lage verkompliziert sich dadurch, dass nicht alle der 27 EU-Staaten den gleichen 
Grad  der  ökonomischen  oder  sozialen  Vernetzung  mit  der  Russischen  Föderation 
aufweisen. Eine 2007 von ECFR durchgeführte Studie über das Verhältnis aller 27 EU-
Staaten zu Russland und von denen vertretenen Nationalinteressen im Rahmen der EU 
hat  gezeigt,  dass  14 der  27 EU-Staaten sehr  enge  wirtschaftliche,  energetische  oder 
historisch-kulturelle  Beziehungen  zu  Moskau  pflegen.188 Darunter  sind  die  vier 
„Großen“  der  EU  –  Deutschland,  Frankreich,  Italien  und  Spanien.  Vor  allem 
Griechenland und Zypern, seit  2007 auch Bulgarien, gelten aufgrund ihrer ständigen 
Unterstützung russischer Positionen gar als „Trojanische Pferde“ Russlands in der EU. 
Solche Länder wie die Slowakei, Ungarn, Lettland, Rumänien und Slowenien sind fast 
zu  100  Prozent  von  den  Energielieferungen  aus  Russland  abhängig.  Ausgeprägte 
Handels-  und  Kapitallinks  verbinden  Deutschland,  Italien,  Spanien,  Österreich,  die 
Niederlanden, Luxembourg, Zypern und Finnland mit dem östlichen Nachbarn. Darüber 
hinaus haben Deutschland, Frankreich, Finnland, Griechenland und Bulgarien aufgrund 
ihrer Geschichte oder Kultur  traditionell „special relations“ zu Russland gepflegt. 
Auf  der  anderen  Seite  der  Skala  sind  mit  Polen,  Litauen,  Estland,  Tschechien  und 
Großbritannien die Länder, die in den letzten Jahren mehrere bilaterale Konflikte mit 
Russland durchlebt  haben.  Das  Verhältnis  Russlands  zu  den  drei  baltischen Staaten 
bleibt außerdem angesichts der sowjetischen Vergangenheit angespannt. Und nur vier 
Staaten aus der EU-Familie  zeigen wenig bis  faktisch kein spezifisches Interesse an 
Russland –  Malta,  Portugal,  Irland  und Belgien.  Die  Autoren  der  Studie  bestätigen 
deutlich den Zusammenhang zwischen dem starken Grad des nationalen Interesses und 
der  Weigerung  dieser  Staaten,  durch  normative  Kritik  die  guten  Beziehungen  zum 
Kreml zu riskieren. 
Alles in allem bekräftigen die aktuellen Entwicklungen im Verhältnis EU-Russland klar 
die  These,  dass  je  mehr  die  EU-Mitglieder  bilateral  enge  Verbindungen  zu  einem 
Partner  haben,  desto  weniger  sind  die  multilateralen  Beziehungen  zwischen  diesem 
Land und der EU von einem  „high profile of democracy promotion“  gekennzeichnet. 
Im Falle Russlands brachte die von der Regierung Putin bevorzugte bilaterale Politik in 
Bereichen  Energie,  Handel  und  Investitionen  zu  der  Verstärkung  dieser  Links  zu 
einzelnen  Mitgliedsländern  und  drängte  somit  die  Union  zusätzlich  zu  mehr 
188  Leonard, Mark; Popescu, Nico: A Power Audit of EU-Russia-relations, ECFR Paper 2007.
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Pragmatismus in Bezug auf Russland.
Zur Hypothese 2:
Die  zweite  These  vermutet,  dass  die  Instrumentenwahl  und  somit  der  Profil  der 
Partnerschaft  stark  durch  das  Ressourcenverhältnis zwischen  der  Union  und  dem 
Drittland bedingt ist. Die Wirtschaftsleistung Russlands ist einerseits viel niedriger als 
die  von  der  EU-27.  Durch  seinen  Ressourcenreichtum,  der  im  Kontrast  zu  der 
Ressourcenverknappung in der EU steht, und der geografischen Nähe zur Union, ist 
Russland jedoch mittlerweile zu dem wichtigsten Energielieferant der EU aufgestiegen. 
Obwohl Russlands Wirtschaftskraft 15 Mal schwächer ist als die der EU als Ganzes, hat 
es durch seine große Bedeutung als Energieexporteur und durch starke Verflechtungen 
im  Handels-  und  Finanzbereich  geschafft,  es  zu  einer  beinahe  symmetrischen 
Interdependenz mit der Union zu bringen. 
Diese Hypothese lässt sich umso mehr auf den Fall Russlands anzuwenden, wenn man 
die Partnerschaft in Transformation betrachtet. Zwei wichtigste Trends in Russland seit 
dem Anfang des neuen Jahrtausends – die Zentralisierung der Macht und  das relativ 
stabile  und  anhaltende  wirtschaftliche  Wachstum  –  haben  in  diesem  Fall  enorme 
negative Konsequenzen für den Potenzial der EU als Demokratieförderer in Russland 
aufzutreten.  Die stabile  wirtschaftliche Situation  im Lande erlaubt  es der  russischen 
Regierung, die Modernisierungsmaßnahmen zum großen Teil aus der eigenen Kraft zu 
finanzieren.  Aufgrund  des  günstigen  Investitionsklimas finden  sich  immer  mehr 
unabhängige Investoren. Oft sind es auch die EU-Mitgliedstaaten selbst, die bilateral 
solche Verträge mit Moskau abschließen. Dies führte zu einer seit 2001 konsequenten 
Reduzierung der TACIS-Mittel  für Russland.  Somit  verlor die Union ihr wichtigstes 
positives  Instrument der  Demokratieförderung. Gleichzeitig sind die  wirtschaftlichen 
Links sowohl der EU als Ganzes als auch bestimmten EU-Staaten gewachsen, so dass 
sie momentan der konsequenten normativen Russlandpolitik im Wege stehen.
Zur Hypothese 3:
Die  unterschiedliche  Auffassung  der  Bedeutung  Russlands  für  die  europäische 
Sicherheit  spaltet  die  EU  zusätzlich.  Während  zum  Beispiel  Deutschland  und 
Frankreich  das  stabile  und  freundschaftlich  gesinnte  Russland  als  Garant  der 
ökonomischen  und  energetischen  Sicherheit  der  EU  sehen,  streben  die  östlichen 
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Nachbarn wie Polen und Litauen nach mehr Distanz, um so der russischen Machtpolitik 
zu entgehen. Die Staaten,  die Russland als unmittelbare Gefahr an eigenen Grenzen 
einstufen,  wären  eher  bereit,  auch  negative  Instrumente  zu  nutzen,  da  die 
sicherheitspolitischen Überlegungen das ökonomische Nutzen überwiegen. 
„Their policies add a „hard“ security component to the „soft“ policy of the EU, aiming at 
the export of „good governance“ to neighboring states and this at shaping political and 
societal  systems  in  its  environment  according  to  its  underlying  norms  and  values. 
Temporary shifts in EU policy towards Russia, for example during the Orange Revolution 
in  the  Ukraine  in  2004,  can  be  ascribed  to  the  foreign  policy  activities  of  the  „new“ 
member states, but were partly opposed to the „old“ members' interests. […] This example 
gives clear evidence of EU policy being the product of complex and, above all, contingent 
internal negotiations and of its evolutionary rather than strategic character.“189 
Da aber die meisten EU-Staaten Russland als keine Bedrohung sehen, überwiegen bei 
ihnen  wiederum  die  ökonomischen  Interessen,  was  die  gemeinsame  europäische 
Russlandstrategie in Richtung Pragmatismus entwickeln lässt.
Zur Hypothese 4:
Diese Hypothese lässt sich im Fall Russlands nicht anwenden, da es sich in den letzten 
zwei Jahrzehnten zu einem innerlich sehr stabilen und unabhängigen Land entwickelt 
hat, wo die Macht in den Händen von Präsidenten liegt, der auch die weiterhin breite 
Akzeptanz bei der Bevölkerung genießt. In Anbetracht dessen erklärt sich die fehlende 
Bereitschaft, „high-profile democratization policy“ an Russland anzuwenden nicht aus 
der  Angst  der  EU,  durch  destabilisierende  Maßnahmen  einen  Krisenherd  an  ihrer 
östlichen Grenze zu schaffen, sondern vielmehr durch fehlende Einflussinstrumente. 
Zur Hypothese 5: 
Der  internationale  Kontext  ist,  wie  schon  im ersten  Kapitel  besprochen  wurde,  ein 
wichtiger  Wandelfaktor  im  Verhältnis  EU-Russland.  Jedoch  im  Fall  des 
Richtungswechsels der europäischen Russlandpolitik vom normativen Ansatz zu mehr 
Pragmatismus hat es weniger mit dem globalen Trend zur „hard security“ nach 9/11 zu 
tun, als vielmehr mit der Entwicklung zu einer neuen multipolaren Weltordnung, in der 
Russland und die EU sich beide zu bedeutenden Akteuren entwickeln. Die EU sieht sich 
in der neuen Lage und mit neuen Herausforderungen konfrontiert, dazu kommt noch ein 
189  Ebd., S. 257.
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seit  2003  angespanntes  Verhältnis  zu  den  USA und  NATO.  Da  ist  der  Wandel  zu 
pragmatischer  Problemlösung,  der  anstatt  momentan  nicht  lösbarer  Wertedebatte  die 
EU-Politik in Bezug auf ihre Partner dominiert, eine rationelle Entscheidung, die seit 
einiger Zeit der EU auch von vielen EU-Experten nahegelegt wurde: 
„Ob die Union es will oder nicht, sie ist sowohl der Globalisierung mit all ihren Facetten 
wie  auch  der  durch  den  (Wieder-)Aufstieg  Russlands,  Chinas,  Indiens  oder  anderer 
Regionalmächte bedingten Diffusion der Macht unweigerlich ausgeliefert. Damit wird sie 
gezwungen,  pragmatisch  europäische  Interessen  zu  formulieren  und  gemeinsam  zu 
vertreten – als eigenständige Regionalmacht, die global ausstrahlt, wie als „strategischer 
Partner“ insbesondere mit den USA.“190
Die Analyse der Instrumentenwahl der Union in Bezug auf Russland hat somit ergeben, 
dass die Mehrzahl von Faktoren dafür spricht, die Russlandpolitik weniger normativ zu 
gestalten.  Das  entspricht  der  aktuellen  Lage  der  Partnerschaft.  Die 
demokratiefördernden Maßnahmen begrenzen sich auf eine technische sowie bis 2002 
zusätzlich  eine  finanzielle  Hilfe  zur  Durchführung  von  politischen  und  rechtlichen 
Reformen im Rahmen von TACIS und auf einen politischen Dialog, der aber auch in 
einem sanfteren Ton geführt wird. Beide Instrumente gelten in der Klassifikation von 
Jünemann/Knodt  als  die  positiven  Instrumente  und  weisen  deswegen  auf  die  „low 
profile“  Demokratieförderung  und  die  nichtnormativen  Außenbeziehungen  hin.  Das 
Konditionalitätsprinzip,  das  wichtigste  negative  Instrument,  das  das  PKA vorsieht, 
wurde in Form von TACIS-Kürzungen in den Jahren 1999-2000 als die Reaktion auf die 
russische Kriegsführung in Tschetschenien zum letzten Mal angewandt. Seit 2003 spielt 
die finanzielle Hilfe im Rahmen von TACIS  sowieso keine große Rolle mehr für die 
russische Modernisierung. 
Große Einflussmöglichkeiten, die die Mitgliedstaaten aufgrund des Multiebenensystems 
der Union auf die gemeinsame Russlandpolitik haben, gepaart mit stark gewachsener 
Interdependenz  zwischen  der  EU  und  Russland  führen  dazu,  dass  Brüssel  immer 
weniger bereit ist, durch normative Kritik oder durch Anwendung negativer Instrumente 
die  guten  Beziehungen  zum  Kreml  zu  riskieren.  In  Bezug  auf  Russland  wird  ein 
innereuropäisches Dilemma Interessen versus Werte offensichtlich.
190  Fröhlich, Stefan: Zwischen den USA, Russland und anderen regionalen Vormächten, in: Leiße, Olaf 
(Hrsg.): Die Europäische Union nach dem Vertrag von Lissabon, Wiesbaden 2010, S. 330.
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4.4 Fazit: Wandel in der europäischen Russlandpolitik
„Wie schwer sich die EU in ihrem Verhältnis zu Russland tut, wird deutlich, wenn man den 
offiziellen EU–Diskurs analysiert. Das Thema Demokratie wird im offiziellen EU–Diskurs 
in den letzten Jahren eher vermieden. Demokratie wurde weder als gemeinsames Prinzip in 
den  „vier  Räumen“  deklariert,  noch  im  Zusammenhang  mit  den  „Bereichen  der 
Zusammenarbeit“,  die  der  russischen  Öffentlichkeit  von  der  Moskauer  EU-Delegation 
vorgestellt  werden.  Hier  wird  Demokratie  nur  in  Bezug  auf  die  TACIS  und  EIDHR 
Förderung erwähnt,  sowie in der  Selbstbeschreibung der  EU: „Die EU ist  eine Familie 
demokratischer  europäischer  Länder“.  Eine  Einordnung  Russlands  bleibt  aus.  Es  wird 
weiter  ausgeführt,  dass  das  Partnerschaftsabkommen  „auf  gemeinsamen Prinzipien  wie 
Marktwirtschaft,  politischer  und  wirtschaftlicher  Freiheiten  und  Rechtsstaatlichkeit 
basiert“,  ohne  jedoch  die  demokratische  Konsolidierung  zu  erwähnen,  die  im  EU-
Russland-Abkommen anvisiert wurde.“191  
Die zentrale Frage, die im Rahmen dieses Kapitels beantwortet wurde, lautet: Ist die 
gemeinsame  europäische  Politik  gegenüber  Russland  normativ?  Mithilfe  der 
theoretischen  Erkenntnisse  aus der Innen-Außen-Analogie von Peters/Wagner und der 
empirischen Bestandsaufnahme der EU-Russlandpolitik sollte überprüft werden, ob die 
Normativität tatsächlich die Grundlage für die europäische Russlandpolitik bildet.  
Um den Wandel aus der Sicht der EU zu zeigen, wurden relevante Beiträge aus der EU-
Außenpolitikforschung  hinzugezogen  und  deren  Ergebnisse  anhand  der  empirischen 
Analyse von Output in der europäischen Russlandpolitik überprüft. Die Analyse ergab 
das  Bild  einer  ziemlich  fragmentierten,  inkohärenten  und  widersprüchlichen 
Russlandstrategie  der  EU,  bei  der  die  Nationalinteressen  der  Mitglieder  einen  sehr 
großen Einfluss auf die Gestaltung der Partnerschaft  haben. Der Wunsch nach mehr 
Pragmatismus und somit der ökonomischen Effizienz der Beziehungen ist somit schon 
vorprogrammiert und wird auch von den vielen EU-Vertretern und der Mehrheit von 
Experten so geäußert.
Aber nicht alleine das erklärt den Wandel in der Partnerschaft. Eine gewisse Tendenz 
zur  Gegenüberstellung  von  der  Wichtigkeit  der  gemeinsamen  Werten  und  der 
Verfolgung handfester Interessen liegt in der Natur der EU-Außenpolitik. Die Zweifel 
191  Schmidt, Diana: Eine Wertelücke zwischen Russland und dem Westen?,  in: Pleines, Heiko; Schröder, 
Hans-Hennig (Hrsg.): Die russische Außenpolitik unter Putin, Arbeitspapier N73 der Forschungsstelle 
Osteuropa, Dezember 2005.
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an  einer  primär  normativ  orientierten  Außenpolitik  der  EU  entstehen  schon  beim 
Betrachten der GASP-Ziele. Die Zielsetzung der GASP ist ambivalent und beinhaltet 
sowohl  die  Durchsetzung  der  Interessen  von  Mitgliedstaaten  als  auch  normative 
Elemente der gemeinsamen Außenpolitik. Die Ziele der gemeinsamen Außenpolitik der 
EU sind in erster Linie:
• den Einfluss und den Erfolg der EU auf der internationalen Bühne durch die 
Bündelung der einzelnen nationalen Interessen zu steigern;
• die Sicherung des Friedens,  Stärkung der Demokratie,  der Rechtsstaatlichkeit 
und der Menschenrechte in der Welt.
Somit  ist  ein  bestimmter  Dualismus  vorprogrammiert:  einerseits  werden  die 
gemeinsamen  Werte  erneut  betont  und  zum  Ziel  der  Außenbeziehungen  erklärt, 
andererseits  soll  den  nationalen  Interessen  durch  gemeinsame  Vertretung  zu  mehr 
Gewicht auf der Weltbühne verholfen werden. Die Balanceakte zwischen Interessen und 
Werten ist also dem Wesen der EU-Außenpolitik schon per Definition immanent. Ohne 
den Einfluss, den ein Partnerstaat auf die Richtung der Partnerschaft zusätzlich ausübt, 
sieht schon das gemeinsame außenpolitische Konzept der EU vor, dass die Beziehungen 
zwischen den normativen und interessengeleiteten Polen pendeln können.
Im Fall Russlands wird dieser Dualismus zu einem richtigen Dilemma. Russland ist nun 
zu derselben Zeit ein direkter Nachbar in Systemwandel und somit ein klarer Kandidat 
für den Wertetransfer seitens der EU und ein mächtiger internationaler Akteur, von dem 
viele  europäische  wirtschaftliche,  sicherheits-  und  energiepolitische  Interessen 
abhängen.  Die  normativen  Ziele  und  die  konkreten  Interessen  der  Mitgliedstaaten 
werden auf diese Weise zu Alternativen, zwischen denen man sich oft entscheiden muss. 
Das macht Russland zu einem speziellen und komplizierten Fall der EU-Außenpolitik. 
Der Ausgangsdualismus der GASP wird von den innereuropäischen Entwicklungen des 
letzten Jahrzehnts noch verstärkt. Seit dem Vertrag von Maastricht 1993 sah es zuerst 
danach aus, dass die intergouvernementale Zusammenarbeit nun auch im Bereich der 
Außenbeziehungen in einer nicht entfernten Zukunft liegt. Die Gründung der ESVP, die 
beiden Erweiterungsrunden 2004 und 2007 sowie mehrere zivile EU-Missionen galten 
als weitere Meilensteine auf diesem Weg. Der mühselige Prozess der Vertragsrevisionen 
und Ablehnung des Verfassungsvertrages in den letzten zehn Jahren haben aber gezeigt, 
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dass momentan kaum noch politischer Wille seitens der Mitgliedsländer besteht, weitere 
Kompetenzen nach Brüssel zu übertragen. Vor allem für die gemeinsame Außenpolitik 
bedeutet  der  Vertrag  nach  Auffassung  vieler  Experten  einen Schlussstrich.192 Die 
Besetzung zweier neuen außenpolitisch höchst relevanten Posten des Präsidenten des 
Europäischen Rates und des Hohen Vertreters für die Außen- und Sicherheitspolitik mit 
„vergleichsweise  schwach profilierten  Politikern“193 ist  auch  ein  Zeichen  dafür,  was 
Annegret Bendiek als „in der EU nach Lissabon sind nicht mehr die Mitgliedstaaten für 
die  Union  da,  sondern  die  Union  für  die  Mitgliedstaaten“  bewertet.194 Der  neue 
Realismus äußert sich auch in der gestiegenen Zahl von regionalen, von den EU-Staaten 
punktuell betriebenen Kooperationen im Rahmen der ENP. Genannt seien hier EU 3+3, 
G5, Friends of Georgia. 
Folglich dienen auch die  strategischen  Partnerschaften vermehrt dazu, die nationalen 
Interessen  zu  addieren  und  ihnen so  mehr  Schlagkraft  zu  verleihen.  Die  in  diesem 
Kapitel  durchgeführte Bestandsaufnahme der europäischen Russlandpolitik kann dies 
auch bestätigen. Aufgrund der stark fragmentierten und wenig kohärenten Prozessen mit 
wenig Output erscheint die Union in Bezug auf Russland sehr selten als geschlossener 
außenpolitischer Akteur. 
Hinzu kommt das Ergebnis der im Punkt 4.3 durchgeführten Analyse der EU-Rolle als 
Demokratieförderer in der Partnerschaft. Die Analyse hat gezeigt, dass diese Rolle desto 
schwächer  ausgeprägt  ist  und  inkonsequenter  verfolgt  wird,  je  mehr  Links  und 
Interessen die Mitgliedsstaaten mit Russland verbinden sowie je mehr Bedeutung das 
Land für den Außenhandel und die Sicherheit der Union-27 hat. Gemeinsam mit der 
wachsenden Interdependenz im Bereich Energie und Wirtschaft und dem geopolitischen 
Einfluss  Russlands  in  der  gemeinsamen  Nachbarschaft  bilden  diese  Faktoren  ein 
Erklärungsmuster  für  den  Wandel  der  europäischen  Russlandpolitik  zu  mehr 
Pragmatismus. 
192  S. zum Beispiel SWP-Aktuell-Artikel von Annegret Bendiek: Neuer Europäischer Realismus, Feb. 
2010.
193  Ebd., S. 2.
194  Ebd., S.2.
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5   Russische Europapolitik
Im Anschluss an das vorangehende Kapitel wende ich mich hier dem Wandel in der 
Partnerschaft  EU-Russland  nun  aus  russischer  Perspektive.  Wenngleich  die  neue 
Weltordnung sich durch eine enorme Komplexität und einen stetigen Akteurszuwachs 
kennzeichnet, bleiben die Staaten und die staatsähnlichen Organisationen weiterhin – 
obwohl nicht mehr die einzigen – die führenden Akteure in der internationalen Politik. 
Wenn die Partnerschaft, die zwei Akteure miteinander schließen, eine Transformation 
erlebt,  dann  sind  die  Gründe  vermutlich  in  erster  Linie  in  den  politischen 
Veränderungen auf den Seiten von diesen zwei Akteuren zu suchen. Die Ergebnisse des 
vorigen  Kapitels  haben  diese  These  schon  zum  Teil  bestätigt:  Die  europäische 
gemeinsame Russlandpolitik tendiert spätestens seit der konfliktreichen Periode in den 
Beziehungen in  den Jahren 2003-2006 zu einem deutlich pragmatischeren Ansatz  in 
Bezug  auf  den  Partner  –  und  dieser  Wandel  resultiert  aus  einer  Reihe  der 
innereuropäischen Entwicklungen.  In  diesem Kapitel  gilt  es,  dieselbe These  aus  der 
Perspektive der russischen Außenpolitik  zu überprüfen.  Wenn das stimmt,  sollen die 
Voraussetzungen  für  den  Wandel  zu  einer  pragmatischen,  wenig  wertebasierten 
Partnerschaft zur EU auch im russischen außenpolitischen Kurs zu finden sein.
Die  russische  Westpolitik  war  nicht  nur  in  der  ersten  Hälfte  der  1990er  Jahre 
wechselhaft  und  kontrovers,  sondern  auch  nach  der  Ratifizierung  des 
Partnerschaftsabkommens mit  der Europäischen Union im Jahr 1997 blieb sie durch 
deutliche Schwankungen und Veränderungen gekennzeichnet. In der zu untersuchenden 
Zeitspanne  zwischen  1994  und  2009  gab  es  zumindest  drei  Phasen  der  deutlichen 
Abkühlung der Beziehungen195,  die in dem öffentlichen Diskurs Russlands von einer 
stark antiwestlichen Rhetorik begleitet wurden. Diese Rhetorik ging aber nie so weit, 
die politische Notwendigkeit der Partnerschaft zur EU gänzlich zu bestreiten. 
Gleichzeitig lief in Russland seit Anfang der 1990er Jahre eine breit geführte öffentliche 
Debatte  über  Russlands  Identität  und  die  Stellung  in  der  Welt.  Der  politische 
Konsensus,  den  man  im  Laufe  der  Debatte  zu  Beginn  des  neuen  Jahrtausends  zu 
195  S. ausführlich im Kapitel 3 unter Konflikte: 1999-2000 - Tschetschenienkrieg, 2004 - EU- und 
NATO-Beitritt der MOE, Revolutionen in der Ukraine und Georgien, 2008/2009 – Georgienkrieg, 
Gasstreite.
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erreichen schien, äußerte sich im außenpolitischen Wandel unter Wladimir Putin, was 
seinerseits  auch  die  Partnerschaft  EU-Russland  beeinflusste.  Im  Kontext  der 
Systemumstellung entwickelte sich die Debatte um die Zukunft Russlands, in der die 
Idee des Westens – darunter werden sowohl die EU als auch die USA verstanden – stets 
ein wichtiger Bezugspunkt war. Die identitätsbildenden Ideen – breit geschildert von 
westlerisch-liberal bis nationalistisch-imperial – spielen eine große Rolle nicht nur bei 
der  Bildung  der  öffentlichen  Meinung,  sondern  auch  bei  der  Formulierung  der 
außenpolitischen Doktrin auf der Regierungsebene. 
Für die Analyse der russischen EU-Politik ist aus diesem Grund die konstruktivistische 
Auseinandersetzung  mit  den  gängigen  Identitätskonzepten  unumgänglich.  In  diesem 
Kapitel  wird  nach  eingehenden konstruktivistischen  Vorbemerkungen eine  Übersicht 
der  wichtigsten  Identitätsmodelle  erstellt.  Im  zweiten  Teil  des  Kapitels  werden  die 
Zusammenhänge zwischen der Entwicklung des Diskurses und dem außenpolitischen 
Verhalten Russlands beschrieben. Ähnlich wie im vorigen Kapitel wird hier der Wandel 
in  den  Beziehungen EU-Russland aus  der  Perspektive eines  Partners  analysiert,  mit 
einer  besonderen  Berücksichtigung  der  innerpolitischen  Faktoren  und  der 
konstruktivistischen Begründungen dieses Wandelprozesses.
5.1 Theoretische Vorbemerkungen
Wenn man die Publikationen aus dem Bereich Russlandforschung des letzten Jahrzehnts 
betrachtet, sieht man, dass die meisten Analysen der russischen Außenpolitik von einem 
(oder einer Kombination von zwei) der drei Ansätze ausgehen. Der erste Ansatz bezieht 
sich  auf  die  systemischen  Theorien  –  meistens  Neorealismus  –  und  erklärt  die 
Veränderungen russischer Außenpolitik  von Jelzin zu Putin als  Ergebnis der inneren 
Entwicklungsprozesse in Land, als Output des Systemwandels. Die Außenpolitik wird 
in ihrer Entwicklung betrachtet, wobei einzelne Interessengruppen auf jeder Etappe als 
wenig relevant eingestuft werden, so dass die  - auch wenn inkonstante - Außenpolitik 
Russlands auf ihren einheitlichen Kern reduziert werden kann. Diese Entwicklung wird 
meistens durch das wirtschaftliche Wachstum, die Konsolidierungsprozesse innerhalb 
der Gesellschaft und der Regierung und Russlands Rolle als Energielieferant erklärt und 
läuft auf die Neupositionierung Russlands im System der internationalen Beziehungen 
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hinaus. 
Der andere Ansatz liegt  der  Theorie  von  rational  choice nahe.  Im Unterschied zum 
ersten konzentriert  er  sich auf einzelne Interessengruppen innerhalb des Landes und 
sieht  die  russische  Außenpolitik  als  Ergebnis  des  Wettbewerbs  zwischen  diesen 
Gruppen. 
„Contrary to studies that view Russia as homogenous entity and relate change in foreign 
policy to Russia’s relative strength in the international system, this paper argues that shifts 
in Russian foreign policy from Yeltsin to Putin were mainly connected to developments in 
the sphere of domestic politics. Accordingly, the research focus will be on how alternating 
domestic conditions shaped Russian foreign policy making.“196 
Solche Analysen sind durch hohe Komplexität  gekennzeichnet  und werden meistens 
durch ausführliche Auseinandersetzung mit verschiedenen Akteursgruppen und deren 
Einfluss auf die staatliche Außenpolitik eingeleitet. 
Die dritte Gruppe, die den konstruktivistischen Ansatz anwendet, ist vor allem in den 
letzten Jahren stark zugewachsen. Die Forscher dieser Gruppe betonen die Rolle von 
Identitätsbilder und Konzepte für die Entwicklung der Außenpolitik des Landes. Das 
außenpolitische Programm und der tatsächliche Outcome der Außenpolitik ist aus der 
konstruktivistischen Sicht nicht nur das Ergebnis der innenpolitischen Prozesse und der 
Positionierung  der  Akteure,  sondern  wird  in  erster  Linie  von  der  gesellschaftlich 
anerkannten Leitidee über die Identität des Landes und ihre Rolle im internationalen 
System determiniert. Dieser Ansatz findet vor allem in den letzten Jahren immer mehr 
Anhänger unter den Russlandforschern.197
Die Debatte  über  alle  Vor- und Nachteile  dieser  Ansätze für  die  Analyse  russischer 
Außenpolitik  läuft  schon ziemlich  lange  und kann hier  nicht  ausführlich  dargestellt 
werden.198 Wie  im  vorigen  Kapitel  vertrete  ich  auch  hier  die  Meinung,  dass  ein 
196  Kästner, Antje: From Chaos to Pragmatism? The Domestic Dimension of Russian Foreign Policy 
1991-2008, DIE Discussion Paper 19/2008.
197  Hier nur einige Beispiele der konstruktivistischen Untersuchungen russischer Außenpolitik, die im 
weiteren Verlauf des Kapitels noch oft zitiert werden: Peter, Rolf: Russland im neuen Europa, 
Nationale Identität und außenpolitische Präferenzen (1992-2004), Hamburg 2006;  Fischer, Sabine: 
Russlands Westpolitik in der Krise. Eine konstruktivistische Untersuchung, Frankfurt am Main 2003; 
Wipperfürth, Christian: Putins Russland – ein vertrauenswürdiger Partner?, Stuttgart 2004; Stewart,  
Susan: Die Konstruktion des Feindbildes Westen im heutigen Russland, SWP-Studie, Oktober 2008; 
Stykow, Petra: Außenpolitische Implikationen der „souveränen Demokratie“, in: Russland in der 
internationalen Politik – Rückkehr einer Großmacht?, Januar 2007.
198  S. z.B. bei Fischer, Sabine: Dissonante Diskurse und fragmentierte Außenpolitik in Russland, in: 
Ulbert, Cornelia, Weller, Christoph (Hrsg.): Konstruktivistische Analysen der internationalen Politik, 
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integrativer Ansatz, der sich nicht auf eine einzige Theorie stützt, besser dazu geeignet 
ist, die Komplexität des außenpolitischen Verhaltens eines Akteurs darzulegen. 
Analogisch dazu, wie die EU ein Akteur sui generis ist und somit schwer mit nur einer 
einzigen konventionellen Theorie erklärbar, so ist das heutige Russland  ein Akteur in 
Systemtransformation,  der  verschiedene  Etappen  durchläuft,  die  ebenso  aus 
unterschiedlichen  theoretischen  Standpunkten  besser  erfassbar  sind.  Folgende 
theoretische  Betrachtung dient  somit  der  Ausarbeitung eines  komplexen integrativen 
Ansatzes zur Analyse der russischen Europapolitik im Wandel. 
In der Tat lassen sich viele der grundlegenden  Elemente  der russischen traditionellen 
und  aktuellen  Außenpolitik  besonders  gut  aus  der  konstruktivistischen  Perspektive 
erklären.  Der konstruktivistische Ansatz mit seinem Fokus auf die aus der Tradition 
entstandenen Ideen, Selbst- und Fremdbilder, die in der Geschichte des Staates und der 
Gesellschaft  verwurzelt  sind,  eignet  sich sehr gut,  um das manchmal aus westlicher 
Sicht unerklärliche Handeln des heutigen Russlands zu verstehen.
„Russland  spielt  nicht  in  der  Liga  jener  Staaten,  deren  Handeln  sich  aus 
Verfassungsordnungen und repräsentativen Institutionen erschließt. Historische Prägungen, 
Personen und Kultur sind informativer. Das allgemeine und auch das wissenschaftliche 
Publikum haben sich nur noch nicht daran gewöhnt, Russland in seiner eigenen Tradition 
und Geschichte zu verstehen.“199 
In  Russland  scheint  ein  über  Regierung–  und  Regimewechsel  hinaus  existierendes 
Sicherheitsinteresse traditionell seine Außenpolitik zu dominieren. Dieses Interesse wird 
geografisch  definiert.  Die  Wurzeln dieser  Besonderheit  reichen  weit  zurück  in  die 
Vergangenheit. Russlands Weite und territoriale Größe bedeuteten schon im Mittelalter 
eine  Schutz- und Rückzugsmöglichkeit  beim Angriff  von den überlegenen Mächten, 
was  das  Land  im  Laufe  der  tatar-mongolischen,  nordischen  und  osmanischen 
Eroberungen aus  eigener  Erfahrung gelernt  hat.  Alle  Feinde,  die  Russland seit  dem 
Mittelalter  überfielen,  haben  sich  trotz  ihrer  hohen  militärischen  Überlegenheit 
irgendwann  aus  dem überdehnten  Reich  zurückgezogen.  Der  Raum und  das  Klima 
haben das  Land immer  wieder  gerettet.  Der  Territoriumzuwachs bedeutete  demnach 
bessere Schutzmöglichkeiten. Die ganze vorrevolutionäre Geschichte Russlands ist die 
Geschichte der Expansion nach Osten. Im Westen wurden der Ausbreitung durch zwei 
Wiesbaden 2005, S. 157ff.
199  Hartmann, Jürgen: Internationale Beziehungen, Wiesbaden 2009, S. 109.
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mächtige Nachbarn Deutschland und Österreich-Ungarn schon früh Grenzen gesetzt. Im 
Osten und Süden bestanden jedoch durch den Rückzug des geschwächten osmanischen 
Imperiums  und  durch  archaische  politische  Strukturen  im  Mittelasien  und  auf  dem 
Kaukasus  gute  Möglichkeiten  zur  Expansion.  Die  Größe  und  die  Präsenz  auf  dem 
Kontinent  sicherte  Russlands  seinen Großmachtstatus  im „Konzert  der  europäischen 
Mächte“ im 19.  Jahrhundert.  Anders als bei  den übrigen europäischen Großmächten 
dieser Zeitperiode waren es nicht der technische und industrielle Fortschritt oder die 
militärische  Überlegenheit,  die  das  Recht  des  Landes  begründeten,  über  die 
Geschehnisse in Europa und in der Welt mitzubestimmen. Es war in erster Linie die 
riesige Landmasse, die das Russische Imperium besaß.200 
So war die territoriale Ausdehnung ein Teil der Strategie zur Wahrung der Position. In 
dieser Tradition bestimmte Russland seitdem immer seinen Platz in der Welt in erster 
Linie  geopolitisch.  Dieses  Denken  hat  auch  die  Sowjetunion  geerbt  und  danach 
ebenfalls  –  zumindest  in  vielen  Grundzügen  -  die  postkommunistische  Russische 
Föderation. Noch lange bevor die UNO die Grundsätze der Internationalen Beziehungen 
formuliert  hatte  –  darunter  zwei  im  Grunde  widersprüchliche,  nämlich die 
Nichteinmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines  Staates  und  das 
Selbstbestimmungsrecht eines Volkes – hat sich in Russland eine Fixierung auf Raum 
und Grenzen schon geformt. Dies erklärt zum Beispiel heute noch die kompromisslose 
Haltung  Russlands  in  den  internationalen  Fragen,  wo  die  Unverletzlichkeit  der 
staatlichen  Grenzen  gegen  das  Recht  eines  Volkes  auf  Selbstbestimmung  gewichtet 
werden müssen, wenn die Gefahr eines Bürgerkrieges oder Völkermordes besteht. Für 
Russland sind die Unverletzbarkeit der Grenzen und die Nichtteilung des Territoriums 
die zentralen Kriterien der staatlichen Sicherheit geworden. 
Das  20.  Jahrhundert  mit  den  neuen  Langstreckenwaffen  hat  die  Geografie  als 
Schutzfaktor  zum  größten  Teil  entwertet.  Das  traditionelle  Denken  in  politischen 
Kreisen  spornte  die  Sowjetunion  trotzdem  an,  noch  mehr  räumliche  Sicherheit  zu 
gewinnen,  diesmal  in Form einer Pufferzone aus ähnlich gesinnten Staaten um sich 
herum. Auch heute noch – weiter im Laufe des Kapitels wird es noch anschaulicher 
erklärt – wird die geografische Weite in Russland als eine besonders wichtige Ressource 
200  Es stimmt zumindest bis zu den Jahren nach Stolypin-Reformen 1910-1913, wo Russischer 
Zarenreich unter Nikolai dem II. auch wirtschaftlich stark aufgeholt und den 5. Platz weltweit erreicht 
hat.
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verstanden, die dem Land schon per Definition den Status einer regionalen Großmacht 
verleiht.  Die  große  Präsenz  auf  dem  Kontinent  definiert  eine  breite  Palette  der 
Nationalinteressen und zwingt  zur  Haltung eines  global  player,  um diese  Interessen 
durchzusetzen. Diese konstruktivistisch erfasste Basis der russischen Außenpolitik soll 
man nicht aus den Augen verlieren, wenn man die Beziehungen des Landes mit der 
restlichen Welt analysiert.
Die  ewige  Präsenz  und  die  Dominanz  des  geografischen  Faktors  in  den  russischen 
außenpolitischen Debatten ist nur  eins der vielen Beispiele,  wie der Konstruktivismus 
die  Außenpolitik  des  Landes  erklären  kann.  Aus  diesem  Grund  findet  der 
Konstruktivismus  heutzutage  viele  Vertreter  unter  Russlandforschern. Unter  ihnen 
besteht  meist  Einigkeit  darüber,  dass  die  traditionellen  Leitbilder  und  Ideen  über 
Russlands  Position  in  der  Welt  für  die  konkrete  Ausgestaltung  seiner  heutigen 
Außenpolitik von großer Bedeutung sind und dass  ein Zusammenhang zwischen dem 
Identitätskonflikt  und  der  Widersprüchlichkeit  oder  zumindest  der  Unstetigkeit  des 
außenpolitischen Handelns besteht. Bei solcher Interpretation wird dem Identitätsdiskurs 
im Lande und den von ihm entwickelten Ideen über Russlands Rolle in der Welt eine 
große Relevanz bei der Formulierung der staatlichen Außenpolitik durch einflussreiche 
Akteure  eingeräumt.  Die  spezifischen  Interessen  Russlands  ergeben  sich  demnach 
einerseits  aus  der  Tradition  und  der  Geschichte  des  Landes,  andererseits  aus  den 
Identitätskonzepten, die zu einem gegebenen Zeitpunkt die meiste Zustimmung in der 
Gesellschaft  bekommen.  Wenn kein übergreifendes Einverständnis über  die  Identität 
und die Rolle des Landes in der Gesellschaft und bei den regierenden Eliten besteht, 
dann ist die Außenpolitik dementsprechend dissonant.201 
Die zweite, noch größere Gruppe der Russlandforscher bevorzugt einen anderen Ansatz. 
Ausgehend von systemischen Theorien betrachtet man in dieser Tradition – meistens 
neo-realistisch – die russische Außenpolitik als ein Produkt der Innenpolitik und der 
politischen  Umwandlungen innerhalb  des  Landes.  Die  Interessen  Russlands  ergäben 
sich  demnach  aus  seiner  Position  in  den  internationalen  Beziehungen,  aus  den 
Potentialen und Restriktionen,  die  ihm bestimmte Machtsymmetrien auflegen,  und – 
nicht weniger wichtig – aus den Kräftekonstellationen zwischen einzelnen Akteuren im 
Land. Bei der Analyse bestimmter Politikfelder und den Beziehungen mit konkreten 
201  Ausführliche Entwicklung dieser Idee s. in der Studie von Sabine Fischer (2003).
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Partnern  konzentriert  man  sich  bei  diesem  Ansatz  zuerst  auf  der  Abhandlung  über 
zentrale  Akteure und Entscheidungsprozesse innerhalb des staatlichen Systems sowie 
auf  bestimmte innenpolitische  Entwicklungen,  die  in  der  Außenpolitik  widerspiegelt 
werden. 
Aus meiner Perspektive haben beide Ansätze ihre Schwachstellen. Während der zweite 
Ansatz die Identitätsbilder, die unumstritten von Bedeutung sind, gar außer Acht lässt, 
kann der konstruktivistische Ansatz ohne Berücksichtigung struktureller Entwicklungen 
auch nicht auskommen, da die Entwicklung des Diskurses oft Hand in Hand mit der 
Entwicklung eines neuen politischen Systems in Russland ging, wobei es sich zwischen 
Gründen und Folgen dieses Prozesses nicht immer eindeutig unterscheiden lässt. 
Aus diesem Grund scheint es zumindest einen Versuch wert, beide Ansätze unter einem 
Dach zu vereinen und den Wandel der russischen EU-Politik unter Berücksichtigung 
sowohl innerer Entwicklungen im politischen System wie auch des Ideenwettbewerbs 
zu betrachten. Das ist der theoretische Ansatz für das vorliegende Kapitel. Dabei soll 
eine neue Perspektive entwickelt werden, die  erlaubt,  die  Zusammenhänge zwischen 
den  systemischen  Umwandlungen  in  Russland,  dem  Entstehen  eines  breiten 
gesellschaftlichen Konsensus über Russlands Rolle in der Welt und dessen Außenpolitik 
gegenüber  der  Europäischen  Union  festzustellen.  Die  Veränderungen  im 
außenpolitischen Kurs des Landes werden somit in zwei Schritten analysiert: zuerst aus 
der moderat konstruktivistischen Sicht – als Ergebnis des bis in die erste Amtszeit von 
Putin  ungelösten  Ideenwettbewerbs  -  und  dann  aus  realistischer  Perspektive  –  als 
Implikation der innenpolitischen Veränderungen. Abschließend werden die Faktoren des 
Wandels  in  den  EU-Russland-Beziehungen  aus  russischer  Perspektive 
zusammengetragen.
5.2  Identitätsdiskurs und die russische Außenpolitik – eine Übersicht der Ideen
Nach dem Ende der sowjetischen Ära ist die Frage nach dem, was das neue Russland 
ausmacht,  was es von anderen Ländern unterscheidet und das Eigene, das Russische 
bedeutet, wieder aktuell geworden. Russland musste sich nach dem Zerfall der UdSSR 
nicht nur institutionell neu formieren, sondern auch sich selbst als der Staat Russische 
Föderation  in  den  neuen  Grenzen  und  dem  veränderten  politischen  Umfeld  neu 
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reflektieren.  Die  alten  Selbstbilder  aus  den  vorrevolutionären  Zeiten  und  aus  der 
Dekade  des  Ost-West-Konflikts  galten  nicht  mehr,  man  sollte  eine  neue  „Idee  für 
Russland“ finden, um mit ihr die Frage nach nationaler Identität zu beantworten. Die 
Frage der Identität ist im Fall des neuen Russlands im Wesentlichen mit der Frage nach 
der  außenpolitischen  Richtung  verbunden.  Die  seit  1991  im  öffentlichen  Diskurs 
gängigen Identitätskonzepte beinhalten alle die Ideen der Stellung Russlands (manche 
nennen es  sogar  „Mission“)  in  der  neuen Weltordnung,  die  positiven und negativen 
Referenzpunkte, die Beziehungen zu den externen Akteuren und  die außenpolitischen 
Ziele. In  den  1990er Jahren  des  20.  Jahrhunderts  ist  der  Diskurs  facettenreich  und 
komplex geworden, die politischen Konzepte gehen weit über das „Entweder-Oder“-
Schema  hinaus.  Wenn  man  zentrale  Denkrichtungen  in  ihren  Grundideen 
zusammenfasst, kommt man im Prinzip auf vier Identitätsmodelle. 
Der Identitätsdiskurs wird in Russland seit 1991 sowohl auf staatlicher Ebene – in den 
Dokumenten und Äußerungen der politischen Akteure – als auch in der Öffentlichkeit 
und den Medien breit geführt. In diesem Diskurs lassen sich Teildiskurse identifizieren, 
die  interagierend  oder  miteinander  konkurrierend  Bedeutungszusammenhänge  zu 
erstellen versuchen, die erklären, was Russland ist oder sein sollte. Diese Teildiskurse 
werden  hier  als  Identitätsmodelle  oder  Identitätsentwürfe  bezeichnet.  Jedes  dieser 
Modelle  beinhaltet  spezifische  Annahmen  über  die  Formen  und  Wege  politischer 
Entwicklung Russlands inklusive der empfohlenen Herrschaftsform, der Prioritäten der 
Innenpolitik und der außenpolitischen Orientierung. Gestützt auf die Studie von Rolf 
Peter  „Russland  im  neuen  Europa“  werden  hier  vier  Entwürfe  –  Westlich-liberaler 
Universalismus, russländisch-liberaler Nationalismus, Großrussischer Patriotismus und 
konservativer  Revolutionismus  –  dargestellt,  die  am  wesentlichsten  den  nationalen 
Diskurs seit  1991 prägen.202 Die Bezeichnung der  jeweiligen Gruppe wird auch von 
Peter übernommen. 
5.2.1 Westlich-liberaler Universalismus
Der  westlich-liberaler  Universalismus  (WLU)  tritt  einerseits  in  die  Fußstapfen  der 
Gorbatschows Ideen von „Perestroika“ und „Glasnost“, denkt aber andererseits noch 
weiter  und sieht  die  wünschenswerte  Zukunft  Russlands  ganz  unter  dem Motto  der 
202  Ausführlich s. bei Peter, Rolf: Russland im neuen Europa, Nationale Identität und außenpolitische 
Präferenzen (1992-2004), Hamburg 2006.
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Westernisierung.  Der  Westen  als  externer  Akteur  -  dabei  werden unter  dem Westen 
Europa und die USA zusammengefasst - ist zum einen ein positiver Bezugspunkt und 
Wunschpartner,  zum  anderen  ein  Modell,  nach  dem  sich  die  WLUer  die  weitere 
Entwicklung Russlands wünschen.
 „Der WLU geht von einer progressiven, teleologischen Entwicklung der Gesellschaft auf 
nationaler  und  internationaler  Ebene  aus.  Der  Zielpunkt  dieser  Entwicklung  ist  für 
westlich-liberale  Universalisten  durch  das  Beispiel  der  westlichen  Industrienationen 
eindeutig definiert. Russland befinde sich derzeit in der Phase des Überganges von der 
Tradition bzw. der gescheiterten sozialistischen Modernisierung in eine noch ungewisse 
Zukunft.  [..]  Aus  der  Sicht  des  WLU  steht  das  Land  vor  einer  „historischen“  oder 
„zivilisatorischen“ Wahl, die zum Wohle Russlands nur eine Option zulasse: Durch die 
Entscheidung  für  Demokratie,  Marktwirtschaft  und  Kooperation  sollten  Freiheit, 
Selbstbestimmung und Wohlstand auch in Russland verwirklicht werden. Russland müsse 
ein Teil des Westens werden. Durch Lernen und nachahmen politischer und ökonomischer 
Praktiken solle sich die unterentwickelte russländische Gesellschaft an die entwickelten 
Gesellschaften  der  westlichen  Industrieländer  angleichen.  Nur  auf  diese  Weise  könne 
Russland ins Zentrum des Weltgeschehens, in die „erste Welt“ zurückkehren.“203 
Aus dieser Vorstellung ergibt sich automatisch das außenpolitische Konzept, das die 
WLUer  dem  Land  ans  Herz  legen.  Zum  oberen  nationalen  Interesse  wird  die 
Modernisierung Russlands nach dem europäischen Vorbild erklärt. Um das zu erreichen, 
sei  ein  friedliches  und  stabiles  internationales  Umfeld  sowie  eine  möglichst  enge 
Kooperation mit dem Westen vonnöten. Die Globalisierung und die daraus abgeleiteten 
Möglichkeiten  für  die  ökonomische  und  gesellschaftliche  Verflechtung  mit  anderen 
entwickelten  demokratischen  Ländern  wird  als  die  einzige  Chance  für  Russlands 
Aufstieg gesehen. Die Außenpolitik soll in erster Linie den Kurs der voranschreitenden 
Einbindung  Russlands  in  die  globalisierte  Weltwirtschaft  und  in  alle  prowestlichen 
Organisationen verfolgen. Das oberste und langfristige Ziel wäre der Beitritt Russlands 
in die europäische Wertegemeinschaft, die über geografische Grenzen hinausgeht und 
Russland  ermöglicht,  ein  vollwertiges  Teil  Europas  zu  werden.  Für  die  russische 
Europapolitik bedeutet dies konkret, sich die EU-Vollmitgliedschaft zum Ziel zu setzen, 
das durch die einseitige Anpassung Russlands erreicht werden soll. „Wir sind für eine 
Allianz mit den USA und dem Westen. Dies ist keine Allianz gegen irgendjemanden, 
sondern  eine  Allianz  der  Gleichdenkenden,  die  gemeinsame  Werte  teilen  und  zum 
203  Ebd., S. 102.
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Wohle des Friedens zusammenarbeiten.“204 
Die prominenten Vertreter dieses Identitätsentwurfes sind die sogenannten Demokraten 
der  ersten  Stunde:  der  erste  Außenminister  Russlands  unter  Jelzin  Andrej  Kosyrev, 
damaliger  Premierminister  Egor  Gajdar,  der  engste  außenpolitische  Berater  des 
Präsidenten Gennadij  Burbulis,  der  Wirtschaftsminister  Anatolij  Tschubajs  sowie die 
Politologen Dmitrij Trenin, Andrej Zagorskij, Irina Kobrinskaja. 
Während einer sehr kurzen Phase direkt nach dem Übergang von der Sowjetunion zur 
staatlichen  Unabhängigkeit  Russlands  besetzten  diese  Reformer  die  meisten 
Schlüsselpositionen innerhalb der staatlichen Exekutive und konnten so ihre Ideen zu 
den  Zielen  der  inneren  und  äußeren  Entwicklung  Russlands  entwickeln.  Im  ersten 
Kapitel wurde schon ausführlich über diese erste, sogenannte „romantische“ Phase der 
Europaorientierung  Russlands  geschrieben.  Die  ohne  jegliche  Voraussetzungen 
durchgeführten marktwirtschaftlichen Reformen, die 1992-1994 das Land an den Rand 
des staatlichen Kollapses geführt  haben und über 90 Prozent  der Bevölkerung unter 
Armutsgrenze gleiten ließen, brachten nicht nur die Reformer selbst, sondern auch die 
Ideen des WLU schnell in Verruf. Dazu noch blieb die westliche Hilfe aus, was für die 
Reformer  selbst  –  da  sie  damit  fest  gerechnet  haben  -  ziemlich  bitter  war.  Die 
wachsende Kritik am Reformkurs und westlicher Orientierung der Regierung kam von 
allen Seiten, vor allem der außenpolitische Kurs des Außenministers Kosyrev wurde als 
„gedankenloses Westlertum“ stark kritisiert. 
„Die  westeuropäischen  Werte  werden  im  öffentlichen  Bewusstsein  Russlands  immer 
häufiger mit zügelloser Kriminalität, Drogensucht, mit Prostitution und Pornographie, mit 
einer nie dagewesenen Entzweiung der Gesellschaft in eine sehr reiche Minderheit und 
eine sehr arme Mehrheit in Verbindung gebracht.“205 
Seitdem findet der WLU in seiner reinen Form praktisch keine Verfechter im russischen 
Diskurs, auch die Vertreter  der liberalen Parteien wie „Jabloko“ oder  „SPS“ greifen 
seine Ideen nur begrenzt und sehr vorsichtig auf. Der heutige russische Liberalismus – 
wie es von der liberalen Partei „Jabloko“ vertreten wird – ist gemäßigter und hat einige 
Züge vom den nächsten beiden Ideenpools übernommen. Auch die Liberalen vertreten 
heute  den  Standpunkt  eines  pragmatischen,  auf  nationale  Interessen  ausgerichteten, 
204  Andrej Kozyrev, ehem. Außenminister Russlands, zitiert nach Peter 2006, S. 114.
205  Sergej Baburin, 1994/1995, zitiert nach Peter 2006, S. 210.
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obwohl weiterhin proeuropäischen außenpolitischen Kurses. 
5.2.2  Russländisch-liberaler Nationalismus
Der  russländisch-liberale  Nationalismus  (RLN)  lehnt  dagegen  jede  Totalität  als 
Entwicklungsmodell  für  das  Land  ab.  Weder  das  blinde  Verfolgen  des  Ziels  der 
Westernisierung  Russlands  noch  die  kommunistische  oder  zaristische  Vergangenheit 
zeichnen den russischen Weg in die Moderne aus. Für RLNer bildet die Grundlage der 
russischen  Staatlichkeit  die  authentische  russische  Identität,  die  sich  sowohl  von 
westlichen als auch von asiatischen unterscheidet.
„Die  Entwicklung  von  Staat  und  Gesellschaft  müsse  die  in  Russland  gegebenen 
spezifischen Umstände berücksichtigen. Diese spezifischen Umstände seien das Ergebnis 
der historischen Entwicklung Russlands und umfassten geografische, sozioökonomische, 
politische und kulturelle Faktoren [..].“206 
Diesen  Entwurf  kann  man  nicht  als  den  „dritten  Weg“  oder  gar  einen  Mittelweg 
zwischen  zwei  Extremen  –  dem  WLU  und  dem  großrussischen Patriotismus  – 
bezeichnen,  obwohl  er  tatsächlich  die  beiden  Extreme  ablehnt.  Das  Wichtigste  für 
dieses Modell ist die Idee der Eigenart und der Besonderheit der russischen Geschichte: 
„Russländisch-liberale Nationalisten betonen die Besonderheit des eigenen Staates und 
der eigenen Nation nicht zum Zwecke der Abschottung gegenüber dem Rest der Welt, 
sondern  um  auf  diese  Weise  nationale  Eigenart  im  Rahmen  eines  breiteren 
Zusammenhanges konvergenter internationalen Entwicklung hervorzuheben.“207 
Die Strategie zur Modernisierung sehen sie in nationaler Selbstfindung, Russland solle 
den globalen Trends der Entwicklung zur Demokratie und Marktwirtschaft folgen, aber 
auf  der  Grundlage  eigener  Traditionen  und  auf  eigene  Weise;  die europäisch-
amerikanischen „Rezepte“ würden in Russland nicht wirken, wie die ersten drei Jahre 
der neuen russischen Geschichte auch bewiesen haben. Europa und die EU sind auch 
für die RLNer ein positiver Bezugspunkt, aber auch Japan als Land, das erfolgreiche 
Verbindung der kulturellen Eigenart mit globalen Entwicklungstrends geschafft hat. Die 
primäre Aufgabe der Politik bestehe in der inneren Modernisierung des Landes, um die 
derzeitige Krise des Staates und der Gesellschaft zu überwinden. Wichtig dabei ist die 
Idee eines „starken Staates“. 
206  Ebd., S. 125.
207  Ebd., S.127.
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Dieses Konzept  ist  ein Gegenentwurf zu dem, was die russische Gesellschaft  in der 
ersten  Hälfte  der  1990er  Jahre erlebt  hat  –  Chaos,  Armut,  Kriminalität  und 
Rechtslosigkeit.  Der  starke  Staat  soll  die  Rolle  eines  Ordnungshüters  und  des 
Gesetzesgaranten übernehmen. Verfassungsrechtlich bedeutet es die zentrale Rolle des 
Präsidenten mit umfassenden Kompetenzen in der Exekutive, was der zaristischen und 
paternalistischen Tradition Russlands entspricht, jedoch kein eindeutig zentralistischer 
Staat,  da die Präsidialmacht  durch ein funktionierendes Parlament, eine unabhängige 
Gerichtsbarkeit und eine freie Presse ausbalanciert werden solle.
In  den  internationalen  Beziehungen  sieht  das  RLN  in  dem  neuen  Trend  zur 
Multipolarisierung der Weltordnung die neuen Chancen für Russland. Mit ihrem Fokus 
auf  Eigenartigkeit  und  Gleichwertigkeit  verschiedener  nationalen  Ordnungen  und 
Modelle  sehen  die  RLNer  die  Staaten  als  zentrale  Akteure  und  das  Wesen  der 
internationalen  Beziehungen  in  der  Balance  zwischen  der  Kooperation  und  dem 
Konflikt,  die  im  Rahmen  gemeinschaftlich  anerkannter  Verhaltensregeln  einen 
Mächtegleichgewicht in der multipolaren Welt herstellen. Russlands oberste Ziele in den 
Außenbeziehungen  seien  deswegen  seine  Etablierung  auf  der  Weltbühne  als  eine 
Großmacht unter vielen und eine kontrollierte Öffnung gegenüber dem Weltmarkt unter 
der obligatorischen Bewahrung der staatlichen Souveränität. 
Den Beziehungen zu der EU wird dabei eine große Bedeutung zugesprochen, da sie als 
Modernisierungs- und Handelspartner Russland auf diesem Weg unterstützen kann. Es 
wird aber betont, dass Russland keine Integration – im Sinne der Vollmitgliedschaft – in 
die  EU anstrebt;  kulturell  und zivilisatorisch sei  Russland sowieso unverkennbar ein 
Teil Europas und wolle jetzt mit den anderen europäischen Mächten – darunter auch der 
EU in ihrer neuen Rolle als globaler Akteur – eng zusammenarbeiten und womöglich 
ein „loyales Gegengewicht“ zu den USA werden. 
Mit der EU wird eine privilegierte und pragmatische Partnerschaft angestrebt, die im 
Interesse  beider  Partner  gestaltet  wird  und  wo  Russland  als  völlig  gleichberechtigt 
anerkannt  wird.  Hierfür  wird  die  Strategie  der  „pragmatischen  Partnerschaft“ 
vorgeschlagen, die zu einem neuen Modell der EU-Russland-Beziehungen werden soll. 
Diese Partnerschaft  stützt sich auf die Idee, Moskau müsse „seine Stärken ausspielen 
und die sich ihm bietenden Chancen zum eigenen Vorteil nutzen. Eine solche Stärke 
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bestünde beispielsweise im Export von Rüstungsgütern und Nukleartechnologie, wobei 
Russland von Interessenkonflikten zwischen westlichen Ländern einerseits und solchen 
Staaten wie Iran, Irak oder China andererseits profitieren könne.“208 Von der EU und 
dem  Westen  allgemein  solle  man  dementsprechend  auch  keine  Einsicht  erwarten, 
sondern auf der Grundlage der gemeinsamen Interessen kooperieren. 
Dieser Identitätsentwurf wuchs aus  der  Erfahrung der  ersten Reformjahre nach dem 
Zerfall der Sowjetunion, wenn es klar wurde, dass die bedingungslose Westernisierung 
das Land beinahe zerstört  hatte. Mit Ewgenij Primakow als Kozyrews Nachfolger im 
Amt  des  Außenministers  wurde  der  RLN  zum  führenden  Identitätskonzept.  Der 
Ideenwettbewerb in der Gesellschaft und den Medien bestand auch weiterhin, aber mit 
der neuen Generation seiner Träger, die als außenpolitische Berater und einflussreiche 
Akteure die wichtigsten Positionen nach 1996 besetzten, – Nadezhda Arbatova, Sergej 
Rogov, Vjatscheslaw Nikonov, Igor Kokoschin, Igor Ivanov – gelang es dem RLN ins 
Zentrum der Staatsmacht zu rücken. Auch die heutige Doktrin der Außenpolitik unter 
Putin basiert im Wesentlichen auf den Ideen des RLN.
5.2.3  Großrussischer Patriotismus
Unter dem Großrussischen Patriotismus (GP) werden einige Bewegungen und Kräfte 
zusammengefasst,  die  seit  1991  die  Annäherung  an  den Westen  unter  Vorwurf  des 
Nichtpatriotismus entschieden ablehnen. Seine Vertreter – allen voran der Vorsitzende 
der  kommunistischen  Partei  Gennadij  Zjuganov,  der  ehemalige  Vize-Präsident 
Russlands  Aleksandr  Ruckoj,  die  Politologen  und  Denker  Aleksandr  Solzhenizyn, 
Sergej Baburin, Wladimir Kara-Murza – bezeichnen sich gerne als nationale Patrioten 
und  wollen  das  Land  vor den  zerstörerischen  Reformen  nach  westlichem  Vorbild 
schützen. 
„Aus  dem  Westen  kämen  nur  schädliche  Einflüsse;  sie  trügen  ebenso  Schuld  am 
weltpolitischen  Niedergang  Russlands  wie  am  sittlich-moralischen  und  ökonomischen 
Abstieg  der  russländischen  Gesellschaft.  Der  Westen  als  externer  Anderer  dient 
ausschließlich der negativen Abgrenzung. Mit ihm verbinden großrussische Patrioten eine 
auf technischen und materiellen Fortschritt reduzierte, sinnentleerte Kultur, deren Kern ein 
gottloser Kult um das Individuum bilde.“209 
208  Ebd., S. 142.
209  Ebd., S.157.
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Wie der RLN plädiert der GP für die Besinnung auf die nationale Eigenart, die hier aber 
wesentlich  exklusiver  definiert  wird:  Russland  „genügt  sich  selbst  [..]  als 
tausendjährige,  eigenständige  Zivilisation.  Deshalb  entspricht  die  einseitige 
Orientierung auf das von außen aufgezwungene westeuropäische Entwicklungsmodell 
weder dem religiös-ethischen Wertesystem des russischen Volkes, noch den historischen 
Traditionen der anderen Völker der Russländischen Föderation..“210 
In den Grundzügen orientiert sich der GP an die Ideen des klassischen „Euroasismus“. 
Russland in seinen sowjetischen Grenzen stelle demnach eine natürliche, geographische 
und  kulturhistorische  Einheit  dar;  entweder  die  zaristische  oder  die  sowjetische 
Vergangenheit werden je nach Ausrichtung des Denkkreises innerhalb des GP-Pools als 
die positiven Bezugspunkte hervorgehoben. Als ein negativer Referenzpunkt dient aber 
für alle Vertreter des GP zweifellos der zügellose Individualismus und Kapitalismus des 
Westens. Als der bedeutendste weltpolitische Gegner Russlands werden in Fortsetzung 
der sowjetischen Tradition die USA definiert,  diesmal  aber nicht als „Klassenfeind“, 
sondern als die Treibkraft hinter all dem „unmoralischen Kapitalismus“ des Westens. 
Die europäischen und das  amerikanische Modell  der  politischen Herrschaft  und der 
ökonomischen Ordnung gelten als  für Russland unpassend,  das  habe man ja  in  den 
Reformjahren 1991-1994 auf eigener Haut erlebt. Das Ziel sei die Stärkung des Staates 
als eine omnipräsente öffentliche Autorität, so wie das russische Volk es aus der eigenen 
Geschichte kennt.  Der Kapitalismus wird nicht völlig abgelehnt, soll  aber vom Staat 
reguliert werden. 
Für die Außenpolitik des neuen Russlands lautet nach dieser Theorie das primäre Ziel 
die Wiederherstellung des Großmachtstatus,  der  vor den anderen, um die Vormacht in 
der Welt konkurrierenden Akteuren zu schützen sei. Der globale Herrschaftsanspruch 
der  USA sei  eine  direkte  Bedrohung  der  russischen  Interessen  und  solle  durch  die 
Wiederherstellung der Stärke und der Autarkie des Landes ausbalanciert werden. Dafür 
sollen einige zeitlich begrenzte und pragmatische Partnerschaften und Allianzen mit den 
nicht-westlichen oder gar den mit dem Westen konkurrierenden Akteuren wie China, 
Japan oder dem Iran geschlossen werden. 
Die EU wird in diesem Entwurf im besten Fall als bedeutungslos – da kein mächtiger 
globaler  Akteur  –  oder  gar  als  „das  trojanische  Pferd“  der  USA  gesehen.  Ihre 
210  Aleksandr Ruckoj, zitiert nach Peter 2006, S. 158.
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Erweiterung  nach  Osten  verfolge  das  Ziel,  Russland  aus  seiner  traditionellen 
Einflusszone  heraus  zu  drängen.  Die  Union  stellt  im Unterschied  zur  NATO keine 
unmittelbare militärische Bedrohung dar, ist aber ein Instrument zur Schwächung und 
Isolierung Russlands in Eurasien. So gilt es für Moskau, die Einheit des geopolitischen 
Raumes und der  russischen Nation wiederherzustellen und den Territorialansprüchen 
anderer zu trotzen.
5.2.4  Konservativ-revolutionärer Expansionismus
Die extreme Auslegung der Ideen des Großpatriotismus mündet im Identitätsentwurf 
des konservativ-revolutionären Expansionismus (KRE). Vom GP unterscheidet er sich 
dadurch, dass er die Idee des Traditionalismus konservativer und radikaler vertritt und 
als Fernziel der permanenten Expansion und der langsamen konservativen Revolution 
ein  russisches  Weltimperium sieht.  Russlands  Rolle  in  der  Moderne  sieht  das  KRE 
darin, seiner wahren Mission zu folgen und durch Neugeburt zum „Heiligen Imperium“ 
auf dem Kontinent zu werden. Der russische Staat wird als eine Einheit aus Orthodoxie, 
Autokratie und Volksverbundenheit gesehen, als positive Referenz wird das Zarenreich 
vor  Peter  dem Großen  gepriesen.  Die  für  das  Land  am besten  geeignete  politische 
Ordnung wird moderner Absolutismus genannt: die vom Gott legitimierte Herrschaft 
eines Einzelnen, in dessen Hand sich die Staatsgewalt  konzentriert; dafür sollen aber 
moderne  Herrschaftstechnologien  genutzt  werden.  Die  internationalen  Beziehungen 
werden  folglich  auch  als  internationale  Anarchie  und  Konfrontation  zwischen 
expandierenden  Imperien  gesehen,  in  denen Russlands  Ziel  ist,  eigene  Mission  des 
Aufbaus eines russisch-eurasischen Imperiums zu verfolgen und ein Gegengewicht zum 
Atlantismus zu bilden. Europa wird dabei als Teil Eurasiens gesehen, das es in künftiges 
russisch-eurasisches Imperium zu integrieren gilt.
Die radikalen nationalistischen Ideen des KSE haben sehr gering und nur marginal auf 
den politischen Prozess in Russland Einfluss genommen. Der berühmte Vertreter dieses 
Modells ist Vladimir Zhirinovskij211, der, obwohl er in Russland selbst als politischer 
Clown gilt, nach jeden Wahlen mit seiner Partei LdPR Einzug ins Parlament findet. Der 
Gerechtigkeit  halber  soll  hier  aber  gesagt  werden,  dass  auch  er  seine  Popularität 
weniger durch die Ideen des KSE erlangt, sondern dadurch, dass er sich den Namen als 
211  Und das auch nur am Anfang seiner politischen Karriere, bei den letzten zwei Wahlen hat sein 
Programm viel moderateren Ton gehabt und der Fokus wurde von den expansionistischen Ideen auf 
die Belange „armer Leute“ - Rentner, Kriegsveteranen, Studenten usw. verschoben.
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Anwalt „kleiner Leute“ und vor allem Rentner gemacht hat. In der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre hat sich der Einfluss dieser Ideen auch auf seine Politik  verringert,  in 
seiner  Funktion  als  Duma-Abgeordneter  vertritt  er  nur  selten  die  radikale 
außenpolitische Doktrin des KSE, die er noch in seinen früheren Schriften aufgriff. Der 
andere  Protagonist  des  KSE  Aleksandr  Dugin,  die  Führungspersönlichkeit  der 
Nationalbolschewistischen Partei und Aktivist der rechtsradikalen Bewegung „Pamjat“ 
(Erinnerung) hat sich im Laufe der Jahre ebenso inhaltlich und  politisch in Richtung 
Zentrum bewegt. Seine heutigen Thesen des Neo-Euroasismus sind der Ideen des GP 
oder manchmal gar des RLN sehr nah.
Die oben beschrieben Denkrichtungen bestimmten seit 1991 weitgehend die öffentliche 
und mediale Identitätsdebatte im neu gegründeten Russland. Die radikalen Ideen von 
KRE waren, wie bereits angedeutet, von Anfang an eher eine Randerscheinung in der 
Debatte. Aber wenn auch nur drei der hier dargestellten Identitätsentwürfe über zwei 
Jahrzehnte tatsächlich eine Rolle in der Debatte über Russlands Selbstperzeption und 
Position in der Welt  gespielt  haben,  lässt  sich die Existenz eines Identitätskonfliktes 
nicht bestreiten. Denn die Postulate und Schlussfolgerungen von WLU, RLN und GP 
schließen  sich  in  vielen  Punkten  gegenseitig  aus  und  sehen  widersprüchliche 
Verhaltensmuster und Ziele der Entwicklung vor. Zu keinem Zeitpunkt bestand in den 
1990er  Jahren ein  eindeutiger  außenpolitischer  Konsens  –  weder  unter  Regierenden 
noch in der Öffentlichkeit, - vielmehr wurden die Positionen einzelner Akteure je nach 
politischer  Situation  und  nicht  selten  auch  um  andere  Interessen  durchzusetzen  an 
verschiedene Entwürfe geknüpft. So sind die Identitätsentwürfe selbst über die ganze 
Zeitperiode relativ  konstant geblieben,  gewannen aber  mit  jedem  Regierungswechsel 
und jeder Transformation im Umfeld den unterschiedlichen Zuspruch und Akzeptanz.
5.3 Identitätsdiskurs als Wandelfaktor der Außenpolitik
Der am Anfang des Kapitels  vorgeschlagene  theoretische Ansatz  sieht  vor,  dass  der 
Wandel  in  der  Europapolitik  der  Russischen  Föderation  sowohl  aus  realistischer 
Perspektive – als Folge der strukturellen Veränderungen und des Machtzuwachses – als 
auch aus konstruktivistischer Sicht – als Folge des Ideenwettbewerbs im öffentlichen 
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Diskurs  des  Landes  –  erklärt  werden  kann.  Der  Wandel  wird  hier  demzufolge  aus 
beiden  Winkeln  analysiert,  um  so  die  Komplexität  des  Themas  nicht  unnötig  zu 
beschränken.
Aus  konstruktivistischer  Sicht  spielen  die  Ideen,  Werte  und  Normen  eine  ähnlich 
prägende Rolle bei der Gestaltung des außenpolitischen Konzepts des Landes wie die 
Interessen und Machtfaktoren, da sie die relevanten Akteure in ihrer Weltsicht prägen. 
Die vier oben dargestellten Denkmodelle haben maßgeblich bei der Formulierung der 
staatlichen  Identität  und  daraus  abgeleiteten  Außenpolitik  auf  der  Regierungsebene 
mitgewirkt.  Zum  einen  sind  die  vier  Modelle  keinesfalls  rein  mediale  oder 
gesellschaftliche  Randerscheinungen.  Zumindest  drei  von  vier  Identitätskonzepten 
haben weitgehend die Entwicklung des außenpolitischen Konzepts beeinflusst, da sie 
Vertreter  sowohl  unter  den  prominenten  Experten  und  Analytikern als  auch  unter 
staatlichen Akteuren hatten. Die konkrete institutionelle und personelle Besetzung des 
außenpolitischen Gestaltungsprozesses hat im sich grade neu formierenden Land eine 
entscheidende  Rolle  gespielt.  Das  erklärt  die  sichtbaren  Schwankungen  in  den 
außenpolitischen Präferenzen nach jedem Regierungswechsel in Russland. 
Zum  anderen  war  das  breite  Thema  spezieller  russischer  Normen,  Interessen, 
Entwicklungszielen sowie des ursprünglichen Wesens des Staates und der Nation seit 
1992 andauernd  der Gegenstand der öffentlich geführten Diskussion. Angesichts des 
fehlenden  Konsenses  in  dieser  Frage  nahm  die  Diskussion  immer  wieder  neue 
Wendungen, durch innerpolitische Geschehnisse und Veränderungen im internationalen 
Umfeld jedes Mal aufs Neue entfacht. So war die Akzeptanz, die jedes Identitätsmodell 
in der Bevölkerung gewann, stark von äußeren und inneren Umständen abhängig. Dies 
machte die Identitätsentwürfe zum politischen Wettbewerbsmotor und veranlasste die 
politischen Akteure dazu, sie als Legitimationsparolen auszunutzen. 
Hinzu kommt, dass in den vor allem in frühen 1990er Jahren instabilen Staatsstrukturen 
und unklaren Kompetenzverteilungen im Bereich der Außenpolitik die Akteure stark 
unter  Druck  standen,  ihre  außenpolitischen  Entscheidungen  argumentativ  zu 
rechtfertigen  und  vor  der  Öffentlichkeit  zu  legitimieren.  Wie  dies  sich  auf  das 
Erscheinungsbild des Staates auswirkte, zeigt sehr deutlich das Beispiel von dem WLU.
Eine  relativ kurze Phase der Euphorie  über den Neuanfang nach der  Auflösung der 
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UdSSR  wurde  von  dem  Aufblühen  der  Ideen  des  WLU  begleitet.  In  der 
Formierungsphase russischer Außenpolitik, die durch Europa-Euphorie gekennzeichnet 
war, formulierte die erste demokratisch gewählte russische Regierungselite ihre Ziele 
damals  ähnlich  wie  die  ex-kommunistischen  MOE-Länder:  eine  möglichst  schnelle 
demokratische und marktwirtschaftliche Transformation nach europäischer Vorlage mit 
dem anschließenden Beitritt  zu  der  Europäischen Union.  Ganz in  der  Tradition  der 
westlich-liberalen  Universalisten  wurde  Russland  als  ursprünglicher  Teil  der 
westeuropäischen Zivilisation mit seinen typischen Werten und Normen verstanden, und 
dem  „Rückkehr  nach  Europa“  wurde  die  oberste  Priorität  gegeben.  Der  Wunsch 
„zurückzukehren“ setzte  die  Bereitschaft  zur  einseitigen politischen,  wirtschaftlichen 
und sozialen Anpassung voraus, zu der Moskau auch bereit war, um in die Institutionen 
der westlichen Gemeinschaften aufgenommen zu werden. 
Die  konkurrierenden  Ideen  von  RLN und  GP mit  dem Bild  Russlands  als  „großer 
Bruder“ anderer  ehemaligen  Sowjetrepubliken  fanden  in  den  ersten  Jahren  der 
Reformen wenig Anerkennung unter den politischen Eliten. Demzufolge bekamen die 
GUS-Länder bis 1994 eine zweitrangige Bedeutung im außenpolitischen Konzept des 
Kremls.  Der  Zusammenhalt  innerhalb  der  GUS  wurde  dem Ziel  der  Integration  in 
Europa  untergeordnet.  Erst  nach  der  erfolgreichen  Einbindung  Russlands  in  die 
westliche Gemeinschaft sollten auch die ehemaligen Sowjetbrüder mit russischer Hilfe 
nach und nach an die EU herangeführt werden. 
Es  zeigte  sich  aber  bereits  im  ersten  Jahr,  dass  dieser  Kurs  weder  in  der  Duma 
unumstritten ist noch bei der breiten Öffentlichkeit Unterstützung findet. Aufgrund der 
instabilen politischen Verhältnissen, der Konkurrenz zwischen dem Präsidenten und der 
kommunistischen Mehrheit im Parlament und den unklaren Kompetenzverteilungen im 
außenpolitischen Bereich, waren die Regierenden dem ständigen Druck der öffentlichen 
Meinung  ausgesetzt.  Die  Medien  dienten  zur  Artikulation  der  konkurrierenden 
Identitätsmodelle und ließen die Öffentlichkeit – die ohnehin empfindlich auf innen- 
und außenpolitische Ereignisse reagierte – in ihren Modellpräferenzen stark schwenken.
Wie  bereits  erwähnt,  sind  die  Postulate  des  WLU  ziemlich  schnell  durch  die 
schockartigen  wirtschaftlichen  Reformen  diskreditiert  worden,  hinzu  kam  die 
Enttäuschung  über  die  Haltung  Westens,  der  russische  Interessen  nicht  zu 
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berücksichtigen schien, -  und spätestens seit dem NATO-Angriff auf Jugoslawien im 
Frühjahr 1994 fand der WLU keine Unterstützung mehr in der Bevölkerung. Vor allem 
der außenpolitische Kurs des ersten russischen Außenministers Kozyrev wurde in der 
Öffentlichkeit stark kritisiert: „Mit Vergnügen hat der Westen Kozyrev geglaubt, dass 
Russland keinerlei besondere 'eigene' Interessen habe, und daraus den Schluss gezogen, 
er könne Russland seine 'Werte' und 'Ideale' aufzwingen und ihm damit vorschreiben, 
was es auf der internationalen Bühne zu tun habe.“212 
Unter den regierenden Eliten blieben jedoch bis in das neue Jahrtausend viele Verfechter 
der politischen und gesellschaftlichen Westernisierung Russlands.  Nach den blutigen 
Ereignissen  in  Belgrad,  Bekanntmachung der  NATO-Erweiterungen und demzufolge 
einer neuen Welle der Kritik über die gescheiterte Außenpolitik, die den spezifischen 
nationalen  Bedürfnissen  Russlands  nicht  gerecht  wäre,  sahen  auch  sie  sich  dazu 
gezwungen, ihre außenpolitische Positionen zu korrigieren. Die Legitimitätsstandards 
für eine angemessene Außenpolitik Moskaus haben sich geändert und um die Vorwürfe 
wegen  Nichtpatriotismus  abzuwenden  mussten  alle  Akteure  gewisse  Prinzipien 
berücksichtigen,  die  sie  an  Statements  von  RLN  und  GP annähern  ließen.  Diese 
Prinzipien hießen:
• Russland  besitzt  eine  Reihe  von  spezifischen  Voraussetzungen  und 
Startbedingungen und kann sich deswegen bei der Transformation auf fremde 
Erfahrungen nur bedingt stützen;
• die außenpolitische Doktrin Russlands soll sich auf eigene Interessen orientieren 
und nicht auf universale Werte;
• in der Außenpolitik Russlands nehmen die GUS-Länder zentrale Position an;
• die Erweiterung der NATO nach Osten gefährdet russische Nationalinteressen.
Auch Kozyrev selbst  ließ ab Ende 1993 in seinen Äußerungen eine Veränderung in 
Richtung  vom  RLN  erkennen.  Der  Druck  der  öffentlichen  Meinung  sowie  die 
allgemeine Diskreditierung der  Ideen  des  WLU und somit  der  ganzen europäischen 
demokratischen Prinzipien schufen günstige Bedingungen für die politischen Akteure, 
die  für  andere  Identitätsentwürfe warben,  und ihr  Einfluss auf  die  Außenpolitik  des 
Landes wuchs. 
212  Kremenjuk, Viktor; zitiert nach Peter 2006, S. 214.
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Diese Wende in der Identitätsdebatte innerhalb der WLU-Kreisen zusammen mit dem 
großen  Zuwachs  der  Anhänger  von  GP und  RLU  fand  ihren  Ausdruck  in  der  neu 
formulierten  offiziellen  außenpolitischen  Doktrin  des  Landes  unter  dem  neuen 
Premierminister Ewgenij Primakow. Wenn man diese Entwicklungen mit der im ersten 
Kapitel dargestellten Periodisierung der EU-Russland-Beziehungen abgleicht, so sieht 
man,  dass  die  Wende  im  russischen  Identitätsdiskurs  auch  das  Ende  der  ersten 
„romantischen“ Phase der Beziehungen einleitet. Das PKA zwischen der Europäischen 
Union und Russland wurde schon in den Jahren 1993-1994 verhandelt, was noch in die 
Periode der Dominanz von den WLU-Vertreter auf wichtigsten Posten fällt, was zum 
Teil das russische Einverständnis mit dem normativen Charakter des Vertrages erklärt.
Kurz  danach  formulierte  das  russische  Außenministerium,  besetzt  mit  der  neuen 
Schlüsselfigur Ewgenij Primakow, das Konzept der multipolaren Welt, in der Russland 
die Rolle eines der  Pole zusteht. Diese Idee ruhte weitgehend auf den Postulaten des 
RLN  und  betonte  die  Notwendigkeit,  durch  Mehrvektorkooperationen  mit  anderen 
Akteuren Russlands Gewicht in der Weltpolitik zu vergrößern. Die Europapolitik wurde 
nicht  mehr  als Selbstzweck verstanden, sondern als Instrument  zur Stärkung eigener 
Position  und  als  Strategie  gegen  die  befürchtete  Hegemonie  der  USA in  der  Welt. 
Zusammen mit der EU sollte Russland einen Gegenpol zu dem sich ausbreitenden US-
amerikanischen  Einfluss  bieten  und  gleichzeitig  durch  andere  Kooperationen  –  vor 
allem mit asiatischen Partnern und den GUS-Ländern – seine Eigenständigkeit in den 
internationalen Beziehungen bewahren. Den Beziehungen zur GUS, die wieder mehr 
Bedeutung  im  außenpolitischen  Konzept  gewannen,  wurde  somit  auch  eine 
instrumentelle  Rolle gemessen.  Der  staatliche Diskurs blieb aber trotz  der  geklärten 
außenpolitischen  Richtung  bis  in  das  Jahr  2000  weitgehend  von  den  öffentlichen 
Stimmungen abhängig und die  Regierung sah sich gezwungen,  die  außenpolitischen 
Maßnahmen ständig vor der breiten Öffentlichkeit zu legitimieren.
Erst mit dem Amtsantritt von Wladimir Putin – vorerst als Ministerpräsident - bekam 
die  russische  Europapolitik  ziemlich  schnell  eine  klare  Linie.  Die  wesentlichen 
Prinzipien dieser Linie wurden im 1999 erschienen Dokument „Mittelfristige Strategie 
für  die  Entwicklung der  Beziehungen  zwischen  der  Russischen  Föderation  und  der 
Europäischen Union im Zeitraum von 2000 bis 2010“ formuliert: Russland sehe sich als 
eine  Großmacht  auf  dem eurasischen Kontinent  und strebe  keine  Integration  in  die 
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Europäische  Union  an,  sondern  eine  breit  gefächerte  Kooperation  und  eine  gute 
politische Zusammenarbeit,  die auf Gleichberechtigung basiert;  Russland sehe in der 
EU den bevorzugten  Partner  für  die  Modernisierung und stehe  der  EU-Erweiterung 
nach Osten nicht im Wege, unterstreiche aber eigene traditionell besondere Interessen 
im GUS-Raum.213 
Was Putin gemacht hat, um einen konsolidierten staatlichen Diskurs zu schaffen, scheint 
im Nachhinein gerade einleuchtend zu sein: er verband unter einem Dach des offiziellen 
staatlichen Konzepts die Ideen mehrerer Diskurse, änderte sie etwas ab und verknüpfte 
miteinander,  „kombinierte  sie  argumentativ  auf  die  Art  und  Weise,  dass  potentielle 
Antagonismen neutralisiert oder zumindest abgeschwächt wurden.“214 Von dem WLU 
wurde die Sicht auf Russland als ein genuiner Teil der europäischen Zivilisation und die 
Bevorzugung der EU als Modernisierungspartner übernommen, von dem RLN – die 
Idee  einer  multipolaren  Welt  und  der  pragmatischen  Außenpolitik,  von  dem  GP – 
Russlands zentrale Stellung im GUS-Raum und die starke Betonung eigener Interessen. 
Zum  ersten  Mal  wurden  im  staatlichen  Diskurs  auf  eine  argumentierte  Weise  die 
Integration in Europa mit der Vorrangigkeit der GUS-Politik verbunden und auf eine 
Basis von der klaren Artikulierung der nationalen Interessen gestellt. Die Partnerschaft 
mit der EU wurde nicht als Wertegemeinschaft oder „Schicksalsgemeinschaft“ sondern 
vielmehr als eine im Interesse beider liegende pragmatische Entscheidung definiert, die 
dazu dient, den ökonomischen Wachstum, die regionale Sicherheit und die allgemeine 
Modernisierung  Russlands  effizient  voranzutreiben.  Genau  darin  bestand  der  neue 
Pragmatismus  des  russischen  Europaansatzes.  Die  Politik  gegenüber  den  GUS-
Nachbarn wurde auf  eine ähnliche  Weise  nicht  mehr normativ  – als  Beziehung des 
„großen Bruders“ zu den traditionell  und historisch verbundenen Völkern – sondern 
pragmatisch formuliert: durch die Mehrvektorenpolitik sollten auf dem Kontinent die 
Bedingungen  geschaffen  werden,  die  russische  Entwicklung  begünstigen,  seine 
Sicherheit bewahren und die natürlichen Wettbewerbsvorteile nutzbar machen. 
Die  Idee  von der  Russischen Föderation  als  einer  Großmacht,  die  sich  nicht  gegen 
andere  Großmächte  abschottet,  sondern die  Kooperation  im eigenen Interesse  sucht, 
dabei auf die Gleichberechtigung und die Akzeptanz von seiner Andersartigkeit besteht, 
213  The Russian Federation Middle Term Strategy towards the European Union (2000 - 2010), in: 
http://www.delrus.ec.europa.eu/en/p_245.htm, abgerufen am 15.12.2007.
214  Peter 2006, S.294.
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stützte sofort auf die breite öffentliche Unterstützung.  Nicht  zuletzt  als Ergebnis der 
fortschreitenden  Maßnahmen  zur  Konsolidierung  der  Macht  und  des  Aufbaus  der 
Machtvertikale  gelang  es  dem  Kreis  um  Putin,  eigene  Ideen  ins  Zentrum  des 
Identitätsdiskurses durchzusetzen. Zum ersten Mal seit 1991 musste die Elite auf die 
schwankenden öffentlichen Stimmungen nicht reagieren, sondern schuf sie sozusagen 
aktiv selbst. Durch die verstärkte Kontrolle über die Medien konnte sie nicht nur eigene 
Position  im Identitätswettbewerb  autoritativ  formulieren,  sondern auch andere  daran 
hindern, den konkurrierenden Entwürfen das Gehör zu verschaffen. 
Beide Vektoren der neuen Außenpolitik waren auf das doppelte Ziel gerichtet: einen 
günstigen  Rahmen  für  den  Modernisierungsprojekt  aufzubauen  und  Russlands 
besondere Position auf dem eurasischen Kontinent zu bekräftigen. So konnte man die 
Strategien der Westanbindung und der Stärkung Russlands Rolle innerhalb der GUS 
nicht nur argumentativ miteinander verbinden, sondern auch zum ersten Mal die seit 
dem  19.  Jahrhundert  miteinander  konkurrierenden  Lager  von  „Westlern“  und 
„Slawophilen“  unter  einem  Dach  der  Staatsideologie  miteinander  versöhnen.  Die 
angeschlagene Richtung blieb während der ganzen Amtszeit von Putin konsequent und 
unverändert,  nur  das  Pragmatische  wird in  der  Partnerschaft  zu der  EU zunehmend 
betont  und in den kritischen Phasen der  bilateralen oder multilateralen Beziehungen 
vehement verteidigt.
5.4  Russische Innenpolitik als Faktor des außenpolitischen Wandels
Neben  den  Ergebnissen  des  öffentlichen  Identitätsdiskurses  waren  es  die 
innenpolitischen  Entwicklungen,  die  zum  Aufbau  einer  neuen  politischen  Struktur 
geführt haben, die ihrerseits den Wandel russischer Außenpolitik geprägt hat. Seit dem 
Amtsantritt von Wladimir Putin hat sich Russland  sowohl von innen als auch in seiner 
Erscheinung  nach  außen  sichtbar  geändert.  Die  vor  allem  in  der  westlichen 
Russlandforschung aktiv geführte Diskussion, ob Russland eine „defekte“ Demokratie 
sei  oder  bereits  eine  mehr  oder  weniger  gefestigte  Autokratie,  könnte  heute  mehr 
zugunsten  der  zweiten  Deutung  entschieden  werden.  Die  steigende  Tendenz  zur 
autoritären Führung äußert sich in der Stärkung der Präsidentenrolle (auch in der zuletzt 
von Medwedew initiierten Verfassungsänderung, die eine Präsidentschaftsperiode des 
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nächsten  Präsidenten  auf  sechs Jahre  verlängert),  in  der  Beschneidung  der 
Medienfreiheit,  der  Schwächung der  Opposition  und den unsauberen  Wahlmethoden 
sowie in der aktiven Verbreitung des Leitbildes einer „souveränen Demokratie“ in der 
Gesellschaft, die aufgrund russischer historischen Besonderheiten sich stark von einer 
liberalen Demokratie des Westens unterscheidet. Diesem Leitbild entspricht auch das 
neue  außenpolitische  Konzept  der  Russischen  Föderation.215 Im  Sinne  der  Re-
Autoritarisierung  der  inneren  Strukturen  wird  auch  die  russische  Außenpolitik  von 
einigen westlichen Forschern als neorealistisch bis imperialistisch gedeutet. 
„Außenpolitisch bleibt  Russland,  wenn  auch  stark  geschwächt  und  in  unfreundlicher 
Umkreisung,  ein  selbstständiger  Machtfaktor,  der  nicht  in  einen  erweiterten  Westen 
integriert  werden  kann und will.  Russland betreibt  gegenwärtig  eine  Art  pragmatischer, 
eigene  Interessen  verfolgender  »Realpolitik«  -  in  Verbindung  von  Geopolitik  und 
Geowirtschaft und unter Beibehaltung der wesentlichen Rolle des militärischen Faktors. Es 
sucht eine Konfrontation mit den USA zu umgehen und am »großen Schachspiel« (á la 
Brzezinski)  unter  Nutzung  unterschiedlicher  geostrategischer  Interessen  bis  hin  zu 
verschiedenen flexiblen Koalitionen teilzunehmen. Objektiv stellt sich dabei aufgrund der 
Widersprüchlichkeit und Unübersichtlichkeit der russischen Politik für viele Staaten und 
Politiker die Frage nach der  Berechenbarkeit Russlands (Feind oder Partner).  Insgesamt 
werden somit das Wirken Russlands in der internationalen Politik, seine Kompromisse und 
sein  Pragmatismus  bestimmt  sowohl  von  seinen  derzeitigen  Schwächen  als  auch  vom 
Streben nach Wiedererlangung seiner imperialen Positionen.“216
Die wichtige Frage ist,  ob diese Re-Autoritarisierung ein Selbstzweck oder noch ein 
Weg zum anderen Ziel ist. Diese Frage spaltet die Forscher-Community. Die autoritäre 
Entwicklung des Landes lässt sich optimistisch unter der Prämisse der Stabilisierung 
und der Stärkung der Staatlichkeit  interpretieren. Wie im ersten Kapitel beschrieben, 
befand  sich  der  Staat  Ende  1990er Jahre  wieder  am  Rande  des  Kollapses,  die 
öffentlichen Leistungen wie eine soziale Grundversorgung, die Geltung des Rechts und 
die  funktionierende  Infrastruktur  wurden  sehr  schlecht  bis  gar  nicht  gewährleistet. 
Putins Politik der ersten Legislaturperiode – ihre Innen- wie Außendimension - war auf 
die Überwindung dieser Lage gerichtet. Die autoritären Maßnahmen werden in dieser 
Interpretation  als  Instrumente  zur  Konstituierung  und  Stabilisierung  der  bis  dato 
215  Vgl. im Detail zu diesem Thema: Stykow, Petra: Außenpolitische Implikationen der „souveränen 
Demokratie“, in: Russland in der internationalen Politik – Rückkehr einer Großmacht?, Berlin 2007.
216  Mahlow, Bruno: EU-Russland: „Risse im gemeinsamen Haus“, Europäisches Friedensforum Nr. 20, 
unter: http://www.friedensforum.gbmev.de/doc/Nr.20%20EU-Russland%20Risse%20im
%20gemeinsamen%20Haus.pdf, zuletzt abgerufen am 7.12.2011.
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fehlenden  Staatlichkeit  gedeutet.  Diesem  Ziel  –  der  Wiederherstellung  eines 
unabhängigen,  gut  funktionierenden  Staates  –  dienten  auch  die  Anpassungen  des 
außenpolitischen Kurses, in dessen Zuge Russland seine nationalen Interessen besser 
durchsetzen  konnte.  „Die  Außenpolitik,  einschließlich  des  wiedererwachenden 
russischen  Großmachtstrebens,  folgt  in  dieser  Interpretation  den  Imperativen  des 
spezifischen Weges zur Rekonstituierung des Staates.“217  
Die andere, weit verbreitete Meinung erklärt Putins Autoritarismus als Selbstzweck, bei 
dem die Parolen über die Stabilisierung der Staatlichkeit als Legitimationsparadigma 
missbraucht  werden.  Um  die  zunehmend  autoritären  Maßnahmen  der  Regierung 
normativ  nach  innen  und  außen  zu  legitimieren  wurde  eine  neue  gesellschaftliche 
Paradigma  konstruiert.  Sie  erklärt  den  Staat  zum  einzigen  Garanten  eines  sozial 
gerechten  und  prosperierenden  Lebens  für  seine  Bürger,  wozu  dieser  stark  und 
zentralistisch sein soll. Die normative Grundlage wird aus „organischer Synthese“ aus 
den  „universellen  Werten“,  die  den  erfolgreichen Gesellschaften  im 21.  Jahrhundert 
gemeinsam  sind,  und  den  ererbten  national-spezifischen  Werten  („Patriotismus, 
Staatszentriertheit,  Großmachtanspruch,  kollektivistische  Solidarität  und 
Paternalismus“)“218 konstruiert. 
Die  Außenpolitik  transportiert  die  auf  diese  Weise  hergestellte  Wertedivergenz 
gegenüber dem Westen nach außen. So erklärt sich der neue Pragmatismus und das neue 
„Realpolitische“  an  der  Europapolitik  Russlands:  das  westliche  Demokratiemodell 
scheint  als  Kopiergrundlage  für  die  spezifischen  russischen  Gegebenheiten  nicht 
geeignet; „der spezielle russische Weg“ erfordert auch eine bedingt kooperative Haltung 
gegenüber  der  euro-atlantischen  Staatengemeinschaft.  Da  die  „russischen“  und  die 
„europäischen“  Werte  nicht  ganz  übereinstimmen  und  dieser  Unterschied  eine 
substanzielle  Natur  hat,  kann  eine  Wertegemeinschaft  zwischen  den  Partnern  nicht 
aufgebaut  werden.  In  diesem  Fall  müssen  die  Interessen  in  den  Vordergrund  der 
Partnerschaft  gestellt  werden. Die  Veränderungen  in  der  russischen  Europapolitik 
erklären  sich  somit  einerseits  als  Spiegelung  der  inneren  Tendenzen  zum 
Autoritarismus,  andererseits  als  ein  weiteres  Element  der  Legitimierung  dieser 
Tendenzen vor der Gesellschaft. 
217  Stykow, Petra: Außenpolitische Implikationen der „souveränen Demokratie“, in: Russland in der 
internationalen Politik – Rückkehr einer Großmacht?, Berlin 2007, S. 33.
218  Ebd., S. 34.
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Nach innen wird Russland durch den neuen pragmatischen Ansatz seiner Europapolitik 
als  ein starker Staat  präsentiert,  der endlich nach  den Jahren der  Missachtung unter 
Jelzin mit  Respekt  vom  Westen  behandelt  wird.  Da  diese  Stärkung  der  Position 
Russlands auf der Weltbühne mit den inneren Entwicklungen zu mehr Autoritarismus in 
Verbindung  gebracht  wird,  scheinen  die  Ergebnisse  die  harten  Maßnahmen  zu 
legitimieren. 
„Der  autoritäre  Weg  zu  einer  funktionierenden  Staatlichkeit,  der  sich  auch  in  einer 
staatszentrierten  legitimatorischen  Ideologie  abbildet,  ermöglicht  auch  „Russlands 
Renaissance“ in der Weltpolitik und seine neu erwachenden hegemonialen Ansprüche. Die 
Verfolgung eigener Interessen, die  auf der realistischen Interpretation einer multipolaren 
Welt beruht, erhält dabei auch eine normative Unterfütterung.“219 
Auch wenn diese Erklärung der außenpolitischen Veränderungen in Russland, meiner 
Meinung nach, etwas einseitig ist, so macht sie aber die Bedeutung der innerpolitischen 
Dimension für den außenpolitischen Wandel im Lande ersichtlich.
5.5 Faktoren des Wandels in der russischen Europapolitik
Das  zu Beginn des Kapitels vorgeschlagene Konzept zur Analyse des Wandels in der 
russischen Außenpolitik aus der konstruktivistischen und der realistischen Perspektiven 
parallel  zueinander  hat  sich  als  geeignet  erwiesen.  In  der  Tat  lassen  sich  die 
Veränderungen  im  russischen  außenpolitischen  Konzept  –  vor  allem  in  seiner 
europäischen  Dimension  –  aus  der  Entwicklung  des  Identitätswettbewerbs 
gleichermaßen wie aus den systemischen innerpolitischen Transformationen im Staat 
gut  erklären.  Die  Analyse  hat  bestätigt,  dass  bei  der  Formulierung  der  russischen 
Außenpolitik  sowohl  die  innenpolitische  Entwicklung  des  Landes  als  auch  der 
Ideendiskurs prägend waren. 
Die  konstruktivistisch  erfasste  Komponente  der  Wandelfaktoren  besteht  aus  der 
Akteursebene  -  die  Besetzung der  Schlüsselposten  mit  den  konkreten Akteuren,  die 
bestimmte  außenpolitische  Konzepte  formulieren  und  durchsetzten  –  sowie  aus  der 
Gesellschaftsebene,  da die  Gesellschaft  stets  eine  wichtige  Rolle  als  Referenz  zur 
Legitimation einzelner Identitätsmodelle gehabt hat. 
219  Ebd., S. 35.
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Die  Wandelfaktoren  aus  der  neorealistischen  Sicht  umfassen  die  systemischen 
Veränderungen im Staat selbst sowie die Entwicklungen im internationalen Umfeld, auf 
die die Akteure mit angepassten Programmen reagieren müssen. Somit ergeben sich vier 
hauptsächliche Faktoren des Wandels von Europapolitik: die Rolle der Gemeinschaft, 
die  innerstaatliche  Veränderungen,  die  Rolle  der  konkreten Akteure und der  globale 
politische Kontext.
5.5.1  Die Rolle des Gemeinschaftsumfeldes
Das  gemeinschaftliche  Umfeld  hat  bei  der  Entwicklung  des  Identitätsdiskurses  in 
Russland stets eine führende Rolle gespielt. Bis in die zweite Amtsperiode von Putin 
wurden  die  Versuche  der  staatlichen  Instrumentalisierung  dieses  Diskurses  vom 
Legitimationszwang geleitet.  Vor allem während  der ersten Jahrzehnte der russischen 
Demokratie  waren  die  staatlichen  Akteure  –  und  allen  voraus  der  erste  Präsident 
Russlands Boris Jelzin,  der keine unterstützende Mehrheit im Parlament hatte - dem 
Druck ausgesetzt, ihre außenpolitischen Entscheidungen argumentativ zu rechtfertigen. 
Da einerseits  zu keinem Zeitpunkt bis zum Jahr 2000 ein weitgehender Konsens über 
Russlands Rolle in den internationalen Beziehungen bestand, andererseits das Thema 
der  Selbstfindung  sehr  breit  in  der  Öffentlichkeit  ausgetragen  wurde,  mussten  die 
konkurrierenden  Modelle  und  die  sie  vertretenden  Akteure  sich  ständig  vor  der 
Gemeinschaft legitimieren. 
Die  Veränderungen  in  den  Legitimitätsstandards  mit  der  fortschreitenden 
Konsolidierung  der  Macht  in  eine  Machtvertikale  zogen  eine  Legitimitätskrise  der 
russischen  Außenpolitik  nach  sich,  das  außenpolitische  Paradigma  musste  geändert 
werden. Nach 2000 in der Ära Putin, als der zivilen Gemeinschaft viel weniger Rechte 
bei  der  Ausgestaltung  des  politischen  Prozesses  eingeräumt  wurden,  verschwand 
allmählich  dieser  Druck.  Der  Staat  verschaffte  sich  die  Möglichkeit,  durch 
Medienkontrolle eigenes Identitätsprojekt der Öffentlichkeit als die endgültige Lösung 
des  Identitätswettbewerbs  zu  präsentieren  und  gleichzeitig  die  Opposition  daran  zu 
hindern,  mediale  Aufmerksamkeit  für  ihre  Projekte  zu  erregen.  Die  Gemeinschaft 
behielt  aber  weiterhin  –  obwohl  vermehrt  manipuliert  –  ihre  Funktion  als 
Legitimitätsschild gegen innere und äußere Kritiker des Putin-Regimes. 
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5.5.2 Veränderungen in der innerstaatlichen Ordnung
Der zweite  Faktor  ist  eine  logische  Fortsetzung des  ersten.  Eine  anfangs  noch sehr 
schwache Position des Präsidenten zur Zeit der ersten Amtsperiode von Boris Jelzin, die 
starke Konkurrenz mit dem größtenteils kommunistischen Parlament, womöglich dazu 
die  mangelnde  persönliche  Führungskompetenz  sowie  eine  unklare 
Kompetenzverteilung  innerhalb  der  Machtstrukturen  gingen  mit  dem schwankenden 
außenpolitischen Kurs und der fehlenden Kontinuität der Entscheidungen einher. Die 
freien Medien und die kontrollierende Rolle der zivilen Gemeinschaft verstärkten den 
reaktiven  Charakter  der  Staatspolitik  und  die  Abhängigkeit  der  Regierung  von  den 
Stimmungsschwankungen in der Öffentlichkeit. 
Im  zentralistischen  System  Putins  verschwand  mit  den  Kontrollmöglichkeiten  der 
Zivilgesellschaft über die staatliche Politik auch die Dissonanz in der Außenpolitik. Der 
Zugang zum öffentlichen Diskurs ist eine wichtige Ressource; indem es der Regierung 
gelang, die Kontrolle über die Presse und das Fernsehen zu erlangen, konnte sie den 
konkurrierenden Identitätsmodellen und somit den möglichen Machtkonkurrenten den 
Zugang zur Debatte über die außenpolitische Rolle Russlands verweigern. Die schon in 
der Verfassung festgelegte starke Rolle des Präsidenten im Vergleich zum Parlament, 
seine umfassenden Entscheidungskompetenzen in der Außenpolitik und der fehlende 
öffentliche Druck erlauben ihm, die Richtlinien in den Außenbeziehungen unilateral zu 
diktieren und sie dann auch konsequent durchzusetzen.
5.5.3  Die Rolle der konkreten Akteure
Mit den beiden Umständen ist auch der dritte Faktor eng verbunden – die Rolle der 
personellen  Besetzung  der  Schlüsselposten.  Gerade  weil  die  Verfassung  dem 
Präsidenten  so  umfassende  Kompetenzen  verleiht,  hängt  die  außenpolitische 
Erscheinung des Landes stark von den Überzeugungen der Persönlichkeit an der Spitze 
ab.  Erst  mit  Putin  und  seinem  aus  dem  Pool  aller  vier  Modelle  kombinierten 
außenpolitischen Doktrin gelang es der regierenden Elite, eine neue Außenpolitik in 
Einklang mit den Stimmungen in der Gemeinschaft zu bringen. Da das erste Team um 
ihn  herum (Sergej  Jastrzhembskij,  Sergej  Lawrow220,  Konstantin  Kosatschew) durch 
220  So äußerte sich der russische Außenminister Lawrow nach dem EU-Russland Gipfel in Nizza in 
Januar 2009: „The relations between our country and the European Union began to develop in the 
days of the Soviet Union, but it is precisely during the last decade that they have become a role model 
of successful and mutually beneficial cooperation that is only deepening and will deepen year by year. 
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eine  ähnliche  Europaorientierung  gekennzeichnet  wurde,  war  es  einfacher,  eine  auf 
Konsensus beruhende pragmatisch-europäische Außenpolitik der Russischen Föderation 
auszuarbeiten.
5.5.4  Der globaler Kontext
Im ersten sowie im dritten Kapitel wurde schon weitgehend gezeigt,  wie die russische 
Außenpolitik stets auf die weltpolitischen Ereignisse reagiert hat. Kleinere und größere 
Wandlungen sowie Anpassungen an die  veränderte  Umwelt  waren nicht  nur  für  die 
unstetige Periode von Boris  Jelzin charakteristisch.  Auch in der viel konsequenteren 
Außenpolitik  seit  Putin  reagierte  Russland  mit  leichten  Veränderungen  seiner 
Europapolitik auf die Ereignisse auf der Weltbühne. 
Diese  Faktoren  haben  den  Identitätsdiskurs  in  Russland  während  der  ganzen 
postsowjetischen Periode geformt und somit den Wandel der russischen Europapolitik 
mit beeinflusst. 
5.6  Die aktuelle russische Außenpolitik  – eine europäische Richtung mit dem 
pragmatischen Charakter
Nachdem im März 2008 Dmitrij  Medwedew zum neuen Präsidenten der Russischen 
Föderation  gewählt  wurde  und  Wladimir  Putin  in  das  Amt  des  Ministerpräsidenten 
wechselte,  spricht  man  von  dem  „Tandem“  an  Russlands  Spitze.  Schon  im 
Vorwahlkampf  wurde Medwedew als  Putins  favorisierter  Nachfolger  vorgestellt  und 
derjenige,  der  für  die  Fortsetzung und Nachhaltigkeit  des von Putin  angeschlagenen 
Kurses  in  Richtung  Modernisierung  sorgen  wird.  Was  sich  nach  seiner  Wahl  als 
tatsächlich nachhaltig erwies ist die russische Außenpolitik. 
Im  Juli  2008  präsentierte  Präsident  Medwedew  sein  erstes  außenpolitisch  relevante 
Dokument  -  das  außenpolitische  Konzept  der  Russischen  Föderation.221 In  seinen 
Today Russia has no other economic partner which is equal to the European Union. Our cultural and 
humanitarian ties are growing rapidly. Besides, our political cooperation aimed at greater stability and 
security is vital not only for the old continent but for the whole world too. We do not call ourselves 
strategic partners for nothing.  Our strategic partnership is determined not only by the achieved results 
but also by enormous global challenges we are facing, first of all in the economy, and by the fact that 
there is no alternative to combined efforts to work out adequate responses to them. We are convinced 
that the mechanism of strategic partnership will remain essential and will continue to develop and 
improve.“ Unter: http://ruseu.com/article/details_124.html, abgerufen am 10.12.2011. 
221  Das außenpolitische Konzept der Russischen Föderation, Juli 2008, zu finden unter: 
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Grundzügen basiert sich das Dokument auf dem von Putin verabschiedeten Konzept aus 
dem  Jahr  2000.  Der  Inhalt  des  Papiers  wiederholt  sich  ebenso  maßgeblich.  Diese 
Tatsache  wurde  im  In-  sowie  Ausland  als  Zeichen  für  die  Fortsetzung  des 
außenpolitischen Kurses Putins unter dem neuen Präsidenten gedeutet.222 
Das neue Konzept besteht aus vier Kapiteln: I – Die allgemeinen Grundlagen, II – Die 
moderne  Welt  und  Russlands  Außenpolitik,  III  –  die  Prioritäten  Russlands  bei  der 
Lösung globaler Herausforderungen und IV – die regionalen Prioritäten. Russland wird 
darin als das Land bezeichnet, das – seinen Nationalinteressen folgend - die vollwertige 
Stellung auf der internationalen Bühne wiedererlangt hat. Im ersten Teil werden auch 
die Faktoren aufgezählt, die Russlands Akteursfähigkeit begründen: der ständige Sitz im 
UN-Sicherheitsrat; die Mitgliedschaft  in G8, dem Europarat,  der OSZE und anderen 
internationalen und regionalen Organisationen; der große militärische, wirtschaftliche, 
politische und gesellschaftliche Potenzial sowie intensive Beziehungen zu den meisten 
einflussreichen weltpolitischen Akteuren. Die inhaltliche Betonung liegt auf dem dritten 
Teil  des  Dokuments.  Hier  werden  Ziele  und  konkrete  Aufgaben  der  russischen 
Außenpolitik formuliert. Das sind:
• die stabile Sicherheit, die Souveränität und die territoriale Integrität des Landes, 
seine stabile Position in der Weltgemeinschaft;
• die Einflussnahme auf globale Prozesse mit dem Ziel, den Aufbau einer neuen, 
auf dem Internationalen Recht basierenden und demokratischen Weltordnung zu 
unterstützen;
• die Herstellung günstiger Bedingungen für die weitere marktwirtschaftliche und 
demokratische Entwicklung Russlands, die Steigerung des Lebensstandards für 
die Bevölkerung des Landes;
• der Aufbau eines „Gürtels“ aus wohlgesinnten freundlichen Nachbarn um das 
Land  herum,  die  Prävention  von  bewaffneten  Konflikte  in  unmittelbarer 
Umgebung;
• die  Bildung  von  gleichberechtigten  Partnerschaften  und  Kooperationen  mit 
http://kremlin.ru/acts/785, abgerufen am 25.11.2011.
222  S. z.B. bei Schröder, Hans-Henning:  Medwedew ante Portas, SWP aktuell Juni 2008, unter: 
http://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2008A58_shh_ks.pdf, zuletzt 
abgerufen am 20.03.2012.
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anderen  Ländern  und  internationalen  Verbänden  auf  der  Grundlage  der 
gemeinsamen Interessen und zum gegenseitigen Vorteil;
• der  allumfassende  Schutz  der  Interessen  der  russischen  Bevölkerung  im 
Ausland;
• die Entwicklung eines positiven Russlandbildes in der Welt, die Popularisierung 
russischer  Kultur und Sprache sowie  der  Kultur  und Sprache  anderer Völker 
Russlands 223.
Schon im ersten Teil  des  Konzepts wird der  pragmatische  Charakter  der  russischen 
Außenpolitik  betont:  „[die  wichtigsten  außenpolitischen  Handlungen  müssen  den 
folgenden Hauptzielen Russlands dienen] – Suche nach harmonierenden Interessen mit 
anderen Staaten und intergouvernementalen Organisationen zum Zweck, die Aufgaben, 
die sich aus den nationalen Prioritäten ergeben, gemeinsam zu lösen; Bildung auf dieser 
Grundlage eines breiten Netzes aus bilateralen und multilateralen Partnerschaften, die 
stabile Position des Landes im sich ändernden internationalen Umfeld ermöglichen.“224 
Der folgende Satz aus dem zweiten Kapitel des Dokuments kann wohl als Quintessenz 
russischer  aktuellen  Außenpolitik  verstanden  werden:  „Russland  übt  offene, 
vorhersehbare und pragmatische Außenpolitik aus, die auf seinen nationalen Interessen 
basiert.  Seine  internationale  Zusammenarbeit  wird  auf  der  Grundlage  der 
Gleichberechtigung,  des  gegenseitigen  Respekts  und  beidseitiger  Akzeptanz  der 
Interessen gebaut.“225 
Das  Hauptmerkmal  der  russischen  Außenpolitik  ist  demnach  ihre  ausbalancierte 
multivektorale Richtung, die sich aus der besonderen geopolitischen Lage des Staates 
ergibt.  Demzufolge  wäre  es  für  Russland falsch,  sich  auf  einen  einzigen Partner  zu 
orientieren;  die  russische Außenpolitik  soll  sich  bemühen,  auf  allen  Richtungen  – 
transatlantischen, europäischen und asiatischen – stabile Beziehungen aufzubauen. Die 
Interessen eines Landes, das sich über den größten Teil des euroasiatischen Kontinents 
erstreckt  und  eine  Veto-Stimme  im  UN-Sicherheitsrat  hat,  sehen  eine  besondere 
Bandbreite der Aufgaben in allen Richtungen vor. Eine regionale Priorität bleibt jedoch 
weiterhin  bestehen:  „Den  Schwerpunkt  der  russischen  Außenbeziehungen  bildet  der 
223  Das außenpolitische Konzept der Russischen Föderation (2008), S. 2.
224  Ebd., S. 2.
225  Ebd., S. 5.
195
Aufbau der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit mit den GUS-Ländern.“226 
Die Intensivierung und Vertiefung der Beziehungen zur Europäischen Union wird an 
der dritten Stelle der prioritären Richtungen – nach den GUS-Ländern und dem Projekt 
der  kollektiven Sicherheit  –  genannt.  Russland wolle  seine  Beziehungen zur  EU im 
Sinne  der  heute  schon  bestehenden  wirtschaftlichen  und  sicherheitspolitischen 
Zusammenarbeit  weiter  ausbauen  und  vertiefen.  Das  Ziel  dieser  Entwicklung  ist 
einerseits  ein  schneller  Fortschritt  auf  dem Weg zur  Realisierung der  Gemeinsamen 
Räume,  andererseits  –  in  der  langfristigen  Perspektive  –  die  Unterzeichnung  eines 
neuen Abkommens über die Strategische Partnerschaft, die eine neue Form der maximal 
intensiven,  gleichberechtigten  und  auf  gemeinsamen  Interessen  basierenden 
Zusammenarbeit  bildet.  Als ein weiteres langfristiges Ziel  wird die Abschaffung des 
Visaregimes mit den Ländern der Schengen-Zone genannt.
Aus der Perspektive dieser Forschungsarbeit ist es bemerkenswert, dass eine normative 
Komponente in der Doktrin einen wichtigen Platz einnimmt. Als eine von fünf zentralen 
außenpolitischen Aufgaben wird „die Entwicklung internationaler humanitärer Mitarbeit 
und  der  Schutz  der  Menschenrechte“  genannt.  Russland  sieht  sich  darin  den 
universellen humanitären Werten verpflichtet und bezeichnet den Menschenrechtsschutz 
und die Zusammenarbeit im Rahmen eines internationalen Dialogs zu diesem Zweck als 
eine seiner wichtigsten Aufgaben. Die Stärkung der Menschenrechte weltweit und der 
Rechte  der  russischen  Bevölkerung  im  Ausland  im  Besonderen,  der  Kampf  gegen 
neofaschistische Neubildungen und jegliche Form der rassistischen Diskriminierungen, 
die Unterstützung der internationalen Menschenrechtsorganisationen, die Förderung der 
internationalen  humanitären  Zusammenarbeit  sowie  des  interreligiösen  und 
interkulturellen Dialogs werden als konkrete Stationen auf dem Weg zu diesem Ziel 
genannt. 
Bei  aller  Normativität  dieses  Teils  des  Dokuments  ist  aus  der  Perspektive  der 
vorliegenden Untersuchung die Einschränkung bemerkenswert, mit der diese Aufgabe 
versehen wird: das Ziel der weiteren Verbreitung von humanitären Normen und Werten 
in der Welt darf nicht dazu benutzt werden, dass ein Staat oder eine Organisation allen 
anderen ohne Berücksichtigung  ihrer  speziellen historischen Tradition oder aktuellen 
politischen  Lage  eigene  Werte  als  universelle  aufzuzwingen  versucht.  Jegliche 
226  Ebd., S. 12.
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Doppelstandards und eine Wertemonopolisierung sollen dabei auf jeden Fall vermieden 
werden. 
Wenn man dieses Dokument mit dem Vorgänger unter der Unterschrift von Wladimir 
Putin vergleicht, wird klar, dass die russische Außenpolitik sich im Laufe der letzten 
zehn Jahren  immer  wieder  vor  denselben  Problemen gestellt  sah,  die  dann auch in 
beiden  Dokumenten  angesprochen  werden.  Dies  erklärt  sich  einerseits  aus  der 
Komplexität und dem Maßstab der Herausforderungen, andererseits aus den begrenzten 
Ressourcen  und  den  Handlungsoptionen  Russlands.  Das  Konzept  der 
Mehrvektorenpolitik blieb seit seiner Formulierung durch dem Außenminister Ewgenij 
Primakow 1996 fast unverändert, es wird weiterhin als den russischen Interessen und 
der Lage im internationalen System am besten entsprechend gesehen.
Aus der Analyse des Dokuments lassen sich vier Befunde ableiten, die jeweils in der 
abschließenden These dieses Kapitels verdichtet werden:
• Nachhaltigkeit des außenpolitischen Kurses seit 1999-2000
Die unter Putin angeschlagene  Richtung der russischen Außenpolitik  bleibt  erhalten. 
Das  Dokument  von  Medwedew  unterscheidet  sich  in  seinen  Hauptbotschaften  und 
Einschätzungen  der  Rolle  Russlands  in  der  neuen  Weltordnung  kaum  von  seinem 
Vorgänger aus dem Jahr 2000.
• der primär pragmatische Charakter der russischen Außenpolitik
Der  empirisch  schon  im  ersten  Kapitel  festgestellte  pragmatische  Charakter  der 
russischen Außenpolitik allgemein und ihrer europäischer Richtung im Besonderen lässt 
sich  anhand  des  Dokuments  klar  bestätigen.  Mehrmals  wird in  unterschiedlichen 
Textabschnitten  betont,  dass  die  Beziehungen  Russlands  zu  seinen  Partner 
interessengeleitet sind und zum gegenseitigen Profit führen sollen.
•  Normativität als ein Element der Außenpolitik
Die  normative  Komponente  der  Außenpolitik  nimmt  bei  allem  Pragmatismus  einen 
bemerkenswert  wichtigen  Platz  im  Dokument  ein.  Russland  wird  mehrmals  als  ein 
demokratischer,  sich  den  international  anerkannten  Normen  verpflichtender  Staat 
bezeichnet, der seine Aufgaben im Schutz der Menschenrechte und in der Durchsetzung 
des  internationalen  Rechts  in  allen  weltpolitischen Bereichen  sieht.  Obwohl  erst  an 
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fünfter  Stelle,  die  Beachtung  der  Menschenrechte  und  der  internationale  Dialog  zu 
diesem Zweck werden unter den russischen Prioritäten in der Außenpolitik  genannt. 
Charakteristisch  für  die  aktuelle  Position  Moskaus  in  der  Wertedebatte  ist  die 
Anmerkung, dass diese Aufgabe jedoch ohne Anwendung der Doppelstandards, unter 
Berücksichtigung spezieller Traditionen, historischer Entwicklungen und Erfahrungen, 
mit gegenseitigem Respekt und ohne Aufzwingen eigener Werte erfüllt werden muss.227 
Dieser Punkt bestätigt  die empirischen Schlussfolgerungen des zweiten Kapitels, bei 
dem auch die russische Außenpolitik sowohl eine normative als auch eine pragmatische 
Komponente beinhaltet.  Folglich ist die in der europäischen Russlandforschung nicht 
selten  vertretene  Meinung,  Russlands  Außenpolitik  sei  rein  pragmatisch  und  lehne 
jeglichen Wertebezug ab, was sich seinerseits in der Partnerschaft mit der Europäischen 
Union  äußert,  nicht  ganz  richtig.  Zumindest  deklamatorisch  ist  die  russische 
Außenpolitik eine Mischung aus der Ideal- und Realpolitik. 
Wie im vorangehenden Kapitel für den Fall der Europäischen Union bewiesen wurde, 
so  gilt  ähnliches  für  Russland  –  seine  Europapolitik  ist  weder  rein  und  allein 
interessengeleitet noch deutlich normativ. Beide Dimensionen gelten als Faktor und Ziel 
der  Beziehungen  zu  den  europäischen  Partnern.  Im  Unterschied  zur  EU  ist  der 
pragmatische  Ansatz  in  russischen Dokumenten  sowie –  wie  die  Analyse  im ersten 
Kapitel bezeugt hat – in der Praxis jedoch viel stärker betont und stellt wirklich einen 
Leitprinzip  der  außenpolitischen  Handlungen  dar.  Diese  Schlussfolgerung  bestätigt 
somit die im zweiten Kapitel aufgestellte These über die Unteilbarkeit von normativen 
und realpolitischen Elementen im außenpolitischen Verhalten eines Akteurs.
• Normativität und Pragmatismus als zwei Pole russischer Außenpolitik
Für die Hauptfrage der vorliegenden Untersuchung bedeutet das, dass ihrerseits auch 
russische  Eliten  die  Schwächung  der  normativen  Komponente  der  EU-Russland-
Beziehungen nicht als einen grundlegenden Wandel beabsichtigen, sondern dass dieser 
Prozess  vielmehr  als  eine  Reaktion  auf  die  momentan  unlösbare  Wertedebatte 
verstanden werden soll. Mit einer progressiven Entschärfung des Wertekonflikts scheint 
es durchaus möglich, dass Russlands Position weniger betont pragmatisch wird. Dafür 
sprechen auch die Einschätzungen einiger russischen Experten über die Konsequenz in 
227  Ebd., S. 21.
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der Außenpolitik des heutigen Russlands. 
Der Professor der staatlichen Finanzakademie Jakow Plajs schreibt in seinem Artikel 
„Von  Romantismus  und  Illusionen  zum  Pragmatismus  und  dem  Schutz  der 
Nationalinteressen“,  dass  eine  charakteristische  Eigenschaft  der  postsowjetischen 
Außenpolitik  ihre  Wandlungsfähigkeit  ist.  Alleine  in  der  Jelzin-Zeit  sieht  er  sechs 
verschiedene  Perioden.  Seit  dem  Amtsantritt  von  Wladimir  Putin  durchlebte  die 
russische  Außenpolitik  zwei  weitere Etappen. Seine Schlussfolgerung lautet:  obwohl 
das außenpolitische Konzept des Landes seit 2004 eine ziemlich stabile pragmatische 
Form angenommen hat,  wäre  es  falsch  zu erwarten,  dass  diese  Strategie  langfristig 
formuliert und auf lange Zeit erfolgversprechend ist.228
5.7 Fazit: Wandel zum Pragmatismus aus russischer Sicht
Der  Mainstream  des  westlichen  Forschungsdiskurses  über  die  russisch-europäischen 
Beziehungen geht von der Grundannahme der realistischen Theorien aus, die Russland 
schon seit Mitte der 1990er Jahre als einen homogenen autoritären Akteur sieht. Nach 
dieser Auslegung habe sich unter Regierungseliten in der zweiten Hälfte der 1990er ein 
„patriotischer  Konsens“229 herausgebildet,  demnach  Russlands  Rückkehr  zu  seiner 
traditionellen Großmachtpolitik nur die Frage der Zeit wäre. Nach einer relativ kurzen 
Transformationszeit nach dem Zerfall der Sowjetunion formierte sich in Russland eine 
autoritäre politische Kultur, die sich auf Konsensus in der Gesellschaft stützt, was den 
politischen  Eliten  erlaubt,  eine  auf  die  Wiederkehr Russlands  zu  seinem 
Großmachtstatus  abzielende  Politik  zu  betreiben.  Und  wenn  im  Kontrast  zu  der 
aggressiven  Rhetorik  die  tatsächliche  Politik  von  Jelzin  und  Putin  gegenüber 
europäischen und amerikanischen  Partnern meist kompromissbereit und moderat war, 
so ist dies nur mit der aktuellen relativen Schwäche des Landes zu erklären. 
„Aus  dieser  Perspektive  wäre  zu  erwarten,  dass  es  [Russland]  seine  moderate  Politik 
gegenüber dem Westen in  dem Moment aufgeben würde, in dem seine eigene Position 
wieder gestärkt wäre und es sich zu einer neuen Konfrontation mit dem Westen in der Lage 
228  S. bei Pljajs, Jakow: Von Romantismus und Illusionen zum Pragmatismus und Schutz der 
Nationalinteressen. 
229  S. bei Fischer, Sabine: Dissonante Diskurse und fragmentierte Außenpolitik – Russland und der Krieg 
der NATO im Kosovo, in: Ulbert, Cornelia, Weller, Christoph (Hrsg.): Konstruktivistische Analysen 
der internationalen Politik, Wiesbaden 2005.
199
fühle.“230 
Auf diese Weise wird in der realistischen Tradition auch der Wandel zum Pragmatismus 
in  der  Partnerschaft  erklärt:  Russland  habe  sich  wirtschaftlich  nach  den  Krisen  der 
Transformationszeit erholt, seine Position dank den Öl- und Gasexporten nach Europa 
gestärkt und fühle sich nun in der Lage, eine aggressivere Interessenpolitik zu betreiben 
und das  neue Pragmatismus den westlichen Partnern aufzuzwingen.  Diesem Wandel 
müsste sich die EU – ihrerseits durch interne Krisen, ihre Abhängigkeit von russischen 
Energieexporten  und  den  kontroversen  Interessen  der  Mitgliedsländer  geschwächt  - 
anpassen und so hat sich auch die Partnerschaft von der ursprünglichen Normativität 
zum heutigen Pragmatismus gewandelt. 
Die Ergebnisse der theoretischen Vorbetrachtungen sowie der Studie der europäischen 
Russlandpolitik im vorigen Kapitel zeugen aber davon, dass dies eine zu einseitige Sicht 
auf den Wandelprozess wäre. Auch die europäische Russlandpolitik muss stets zwischen 
Interessen und Werten balancieren. Ebenso ist die Mainstream-Annahme über den seit 
den  1990er  Jahren  existierenden  außenpolitischen  Konsens  in  Russland  nicht 
unumstritten.  Ein  genauer  Blick  auf  die  russischen  außenpolitischen  Diskurse,  die 
konstruktivistische Studien russischer Außenpolitik ermöglicht haben, zeigt, dass dieser 
Konsens erst zur zweiten Amtszeit  von Wladimir Putin sich durchgesetzt hat. Davor 
konnte  von  einem  einheitlichen,  konsequenten  außenpolitischen  Kurs  keine  Rede 
sein.231 
Deswegen  wurde  zu  Beginn des  Kapitels  die  Vermutung  formuliert,  dass  die 
Schwankungen in der russischen Außenpolitik bis 2004 in erster Linie auf den bis dahin 
herrschenden Identitätswettbewerb zurückzuführen sind. Der Wandel wurde nicht nur 
und nicht primär durch strukturelle Veränderungen in Russland provoziert, sondern ist 
zum großen Teil auch die Folge davon, dass ein pragmatisches Modell der russischen 
Außenpolitik zwischen 2000 und 2004 sowohl unter den Eliten als auch in der ganzen 
Gesellschaft  zunehmend  an  Akzeptanz  und Präsenz  gewann.  Dieser  These  liegt  die 
Annahme zugrunde, dass russische Gesellschaft sich nach dem Umbruch von 1991 in 
einer tiefgreifenden Identitätskrise befand, in der verschiedene Interessen, Vorstellungen 
und Identitätsbilder miteinander kollidierten. 
230  Ebd., S. 158.
231  S. z. B. bei Fischer 2005; Rolf 2006; Wipperfürth 2004; Piehl/Schulze/Timmermann 2004.
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Die  Analyse  von  den  vier  verbreiteten  Modellen  im  russischen  Diskurs  hat  diese 
Annahme  bestätigt.  Bis  in  die  ersten  Jahre  der  Putin-Dekade herrschte  im  internen 
Diskurs Russlands ein Pluralismus an Identitätsbildern und -modellen. Die Weltbilder, 
die  in  ihrem Spektrum von westlich-liberalen bis  zu nationalistisch-imperialistischen 
Reichsideen  alles  umfassten, wurden  von  Akteuren  artikuliert  mit  dem  Ziel,  das 
jeweilige Weltbild als dominanten Diskurs in der Öffentlichkeit zu etablieren. Da zu den 
Jelzin-Zeiten  die  Medien  noch  relativ  unabhängig  waren,  kämpften  die  Ideenträger 
öffentlich um die Anerkennung ihrer Modelle, da dies erlaubt, die Außenpolitik nach 
den Vorgaben dieser Modelle zu gestalten.
Erst  mit  der  fortschreitenden  Konsolidierung  der  Macht  und  dem  Aufbau  der 
Machtvertikale  unter  Putin  ist  es  ihm  zum  Anfang  seiner  zweiten  Präsidentschaft 
weitgehend gelungen, ein Identitätsprojekt durchzusetzen, das den Identitätswettbewerb 
gewann.  Dieses  Modell  kann  man  als  moderat  nationalistisch  und  pragmatisch 
bezeichnen.  In  dieses  Projekt  flossen  viele  Ideen  von  den  drei  konkurrierenden 
Entwürfen mit ein, es ist somit ein gemeinsamer Nenner des allgemeinen Diskurses in 
Russland, der sich auf eine breite Unterstützungsbasis in der Öffentlichkeit stützt. Auf 
dieser  Grundlage  konnte  man  dann  eine  konsequentere  und  aktive  Außenpolitik 
aufbauen. Die Schwankungen der russischen Außenpolitik in den 1990er Jahren und der 
darauf  folgende  Wandel  zu  einem  konsequenten  pragmatischen  Ansatz  unter  Putin 
lassen  sich  so  aus  der  konstruktivistischen  Perspektive  und  anhand  der  in  diesem 
Kapitel durchgeführten Analyse mit der Konkurrenz der unterschiedlichen Ideen und 
dem anschließenden Etablieren eines offiziellen Modells erklären.
Die  zweite  Dimension  des  Wandels  wurde  hier  aus  der  realistischen  Perspektive 
betrachtet  und  wurde  durch  innere  Veränderungen  russischer  Machtstruktur,  die 
Stärkung der Präsidentenrolle, den Zuwachs staatlicher Autorität und die Reaktion auf 
äußere Entwicklungen im internationalen System erklärt. Beide Gruppen der Faktoren, 
die im Rahmen dieses integrativen Ansatzes zusammengestellt wurden, ergeben somit 
ein  mehrdimensionales,  komplexes  Bild  des  Wandels  russischer  Europapolitik.  Im 
nächsten Abschnitt der vorliegenden Arbeit werden die aus den deskriptiven Analysen 
gewonnene  Schlussfolgerungen  als  Faktoren  des  Wandels  auf  beiden  Seiten  nun 
zusammengetragen.
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6  Faktoren des Wandels in der EU-Russland-Partnerschaft
Die Analysen der europäischen Russlandpolitik und der russischen EU-Politik in den 
vorangehenden Kapiteln haben erwiesen, dass der Wandel in den europäisch-russischen 
Beziehungen ein komplexer, mehrschichtiger und andauernder Prozess ist, der sich aus 
den  innenpolitischen  Entwicklungen  in  Russland  oder  in  der  EU  alleine  nicht 
ausreichend  erklären  lässt.  Auf  beiden  Seiten  wurden  bestimmte  Vorgänge  und 
Transformationen  festgestellt,  die  zur  Akzentverschiebung  im  Interessen-Werte-
Verhältnis beigetragen haben. Hinzu kommt die äußere Dimension: Die Partnerschaft 
entwickelte sich 20 Jahre lang nicht im leeren Raum.  Das  internationale Umfeld,  das 
seit  dem Ende des  Ost-West-Konfliktes selbst  in  Wandel  geriet,  stellt  nicht  nur den 
Rahmen für die Transformation in den EU-Russland-Beziehungen dar,  sondern auch 
beeinflusst diese direkt. Nachdem viele wesentliche Punkte schon in den vorangehenden 
Kapiteln angesprochen wurden, werden hier alle Faktoren zusammengetragen, die für 
den Wandel relevant sind. 
Zum Zweck besserer Übersichtlichkeit werden in diesem Schritt nun die Ergebnisse der 
Analysen zusammengefasst und in vier Kategorien strukturiert  dargestellt.  In diesem 
Sinne ist dieses Kapitel eine ausführliche zusammenfassende Antwort auf die zentrale 
Untersuchungsfrage: wie und warum veränderte sich der Charakter der Partnerschaft 
EU-Russland von der Normativität zum Pragmatismus?
6.1  Einleitende Bemerkungen: vier Kategorien der Wandelfaktoren
Man kann es als eine besondere Eigenschaft der EU-Russland-Partnerschaft seit ihrem 
Entstehen  sehen,  dass  beide  Partner  sich  von  Anfang  an  permanent  in  einem 
komplizierten Umwandlungsprozess befinden. 
Für die Analyse des Wandels ist die Frage nach dessen Gründen unerlässlich. In diesem 
Kapitel werden die Faktoren des Wandels, die schon in den vorangehenden Abschnitten 
dieser  Dissertation  herausgearbeitet  wurden,  nun  zusammengetragen.  Für  die 
analytischen Zwecke werden sie in vier Gruppen kategorisiert. Grob lassen sich vorerst 
die  internen und  externen Faktoren  auseinander  halten.  Die  externen  Faktoren 
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beziehen sich auf die Prozesse im internationalen System, die sich auf die Partnerschaft 
direkt auswirken, aber nicht von einem der beiden Akteure ausgehen. Das sind große 
Ereignisse, die in den letzten zwei Jahrzehnten das internationale System geprägt haben. 
So wie die Zäsur 1989/91 die Voraussetzung für die europäisch-russische Partnerschaft 
überhaupt erst geschaffen hat,  so wurde auch der Wandel in der Partnerschaft durch 
bestimmte  Ereignisse  auf  der  Weltbühne  wenn  nicht  direkt  hervorgerufen,  dann 
zumindest stark gepusht. Die Bombardierung von Jugoslawien und der Einmarsch in 
den Irak sind für Russland auf das engste mit der Abkühlung der Beziehungen zum 
Westen und somit  zu der Union verknüpft,  genauso wie es die Revolutionen in den 
postsowjetischen Republiken und der Georgien-Krieg für die EU sind.
Ebenso wichtig sind die internen Faktoren auf nationaler (Russland) und multilateraler 
(EU) Ebene. Sie werden getrennt voneinander als zwei Gruppen von Wandelfaktoren in 
diesem Kapitel zusammengefasst. Unter inneren Faktoren sind Systemtransformationen, 
innerpolitische Entwicklungen, neue  außenpolitische Richtlinien, starke Veränderungen 
in der wirtschaftlichen Lage sowie andere innere Prozesse zu verstehen, insofern sie 
jeweils  die  Beziehungen  zu  dem  Partner  beeinflussen.  Die  meisten  Punkte  wurden 
schon ausführlich in den vorigen Teilen der Arbeit beschrieben, deswegen werden sie 
hier nur schwerpunktartig skizziert.
Eine Sondergruppe stellen die statischen Faktoren dar: Das sind keine Ereignisse oder 
dynamische Prozesse, die sich direkt auf die Akzentverschiebung in der Partnerschaft 
beziehen,  sondern  bestimmte  institutionelle  und  strukturelle Unterschiede  und 
Asymmetrien zwischen den Partnern, die für die Entwicklung der Beziehungen relevant 
sind.  In  diesem  Sinne  sind  es  die  Rahmenfaktoren,  die  -  obwohl  sie  sich nicht 
unmittelbar auf den Wandel auswirken - viele Missverständnisse und Problemfälle im 
europäisch-russischen  Verhältnis  hervorrufen  können und somit  den  Kontext  für  die 
Veränderungen erklären.
Somit werden in diesem Kapitel vier Gruppen von Faktoren analysiert:
• interne Faktoren: Transformation in Russland;
• interne Faktoren: Transformation in der EU;
• Rahmenfaktoren: institutionelle Unterschiede und normative Divergenzen;
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• äußere Faktoren: internationales Geschehen.
Die Zusammenfassung der Faktoren soll im Rahmen dieses Kapitels erklären, wie und 
warum die Akzentverschiebung in den europäisch-russischen Beziehungen  geschehen 
ist.
6.2  Interne Faktoren: Transformationen in Russland
Zu  den  internen  Faktoren  auf  russischer  Seite,  die  den  normativen  Wandel  in  der 
Partnerschaft zur EU begünstigt oder unmittelbar gefördert haben, zählen:
• Die globale Systemtransformation - von einem postkommunistischen Staat zu 
einer „souveränen Demokratie“232;
• die  innenpolitischen  Entwicklungen:  der  zweifache  Regierungswechsel,  die 
Stärkung der Präsidentenrolle, die Bildung einer Regierungspartei, der Aufbau 
der Machtvertikale - und somit die wachsende Stabilität und Konsolidierung im 
Land;
• das  wirtschaftliche Wachstum  und  die  Profilierung  des  Landes  als 
Energieexporteur in Europa;
• der Paradigmenwechsel im außenpolitischen Konzept: von der Fixierung auf die 
USA zum pragmatischem Ansatz der Mehrvektorenpolitik;
• das steigende Selbstbewusstsein als europäische Großmacht und die wachsende 
reale Souveränität.
6.2.1  Systemtransformation
Viele  Vorwürfe an die russischen Demokratiedefizite sollen relativiert  werden,  wenn 
man bedenkt, dass die Russische Föderation ein sehr junger Staat ist, der seit gerade 20 
Jahren  besteht.  In  dieser  Zeit  hat  sich  in  Russland  eine  umfassende 
Systemtransformation von einem postkommunistischen zu einem marktwirtschaftlichen 
Staat nach einem westlichen Vorbild vollzogen. Dieser Transformationsprozess sowie 
die Analyse des heutigen politischen Systems Russlands sind für sich ein kompliziertes 
232  Vgl.: „exclusive idea of sovereignity make the Russian political and societal system less receptive for 
democracy promotion from outside“ Fischer, Sabine, The EU and Russia: Democracy promotion in a 
„strategic partnership“?, in: Knodt/Jünemann 2007, S. 248.
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und momentan beliebtes Forschungsthema. Vor allem die autoritären Entwicklungen in 
Russland während der Ära Putin stehen im Mittelpunkt vieler Studien. 
“The multiple deficiencies of post-Soviet Russian politics, such as outrageously unfair and 
fraudulent  electoral  events,  weak and impotent political  parties,  heavily censored (often 
self-censored) media, rubber-stamping legislatures at the national and subnational levels, 
subordinated and heavily biased courts, the arbitrary use of the state’s economic powers, 
and  the  endemic  corruption  provided  considerable  fodder  for  scholars,  observers  and 
journalists.  However,  besides  the  existing  near-consensus  about  this  (rather  gloomy) 
picture,  various  groups  of  specialists  differ  starkly  in  their  assessments  of  the  Russian 
political regime and its major features as well as in their explanations of the pendulum-like 
trajectory of post-Soviet political development and their outlook for the future.”233  
Es  besteht  lediglich  noch  keine  Übereinstimmung  unter  den  Forschern,  wie  das 
postsowjetische, auf starker Zentralmacht basierende Regime, das sich seit Amtsantritt 
von Wladimir Putin im Land gefestigt hat, zu kategorisieren ist. Die Rede ist oft von 
einer autoritären Demokratie, einer souveränen Demokratie, einer gelenkten Demokratie 
oder ganz dem Autoritarismus. Woran man sich sowohl in der russischsprachigen als 
auch in der westlichen Gesellschaftstheorie aber wohl einig ist, ist die Definition des 
heutigen  Russlands  als  das  Land  im  Transformationsprozess,  als  Gesellschaft  im 
Übergang. Obwohl diese Transformation im Großen und Ganzen in Einklang mit den 
globalen Trends verläuft – das heißt, zumindest die formale Demokratisierung und die 
Einführung  der  Marktwirtschaft  –  handelt  es  sich  dabei  offensichtlich  nicht  um die 
vierte  Welle  der  Demokratisierung  wie  zuvor  in  Osteuropa.234 Der 
Transformationsprozess in Russland hat zu viele spezifische Züge, um nach gewohnten 
Modellen analysiert zu werden.235 
Es  ist  eines  der  bemerkenswertesten  Kennzeichen  der  Entwicklung  Russlands 
heutzutage, dass das Land immer noch auf der Suche nach seinem Weg ist. Anfang der 
1990er  Jahre  schien  das  demokratische  System des  Westens  mit  seinen  Strukturen, 
Institutionen und Normen der Entwicklung in Russland die wünschenswerte Richtung 
vorzugeben. In Zeiten der Unsicherheit und des Nots wurden diesem Entwicklungsweg 
nahezu magische Kräfte zugesprochen. Die Implementierung der demokratischen und 
233  Gel'man, Vladimir:  Studying Russian Politics through Western Lenses: Changes and Challenges, in: 
Russian Analytical Digest, March 2011.
234  Nach Samuel Huntington in: Huntington, Samuel: How Countries democratize, in: Political Science 
Quarterly, Nr.4 1991/92, S. 579.
235  Ausführlich dazu s. Kapitel 1.
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marktwirtschaftlichen  Normen  erwies  sich  jedoch  als  sehr  langwierig  und 
außerordentlich kompliziert. Die wirtschaftlichen Nöte Mitte der 1990er brachten eine 
schnell  einsetzende Ernüchterung und sogar  Enttäuschung über den gewählten Weg. 
1997 und 1998 waren  über  75% der  Bevölkerung der  Meinung,  dass  der  Kurs  der 
Westorientierung „in eine Sackgasse führt“.236 Die Enttäuschung übertrug sich von den 
chaotischen  Ereignissen  der  Jelzin-Jahre  auf  die  westlichen  Systemvorbilder,  somit 
wurde  auch  der  Begriff  „Demokratie“  an  sich  in  weiten  Kreisen  der  Gesellschaft 
diskreditiert. 
Die Demokratie im westlichen Verständnis ist dem putinschen Konzept der „souveränen 
Demokratie“ in der öffentlichen Debatte gewichen. In den schwierigen Zeiten zeigt die 
russische  Gesellschaft  traditionell  eine  Neigung zu  autoritären  Maßnahmen,  die  mit 
„starker  Hand“  und  Ordnung  assoziiert  werden.  Dies  erklärt,  warum  zunehmend 
autoritäre  Politik  Putins seit  seinem  Amtsantritt  und  bis  heute  nur  leicht  abfallend 
Unterstützung  bei  der  Bevölkerung  fand.  Die  seit  2000  deutlich  stabilisierte 
wirtschaftliche Lage des Staates, derer Auswirkung zwei Drittel der Staatsbürger auch 
in eigenem Leben unmittelbar spüren, bestätigt die Richtigkeit des gewählten Weges. 
Dies macht Russland immun gegen die normative Kritik aus der EU. 
Die Suche nach einer neuen Identität betrifft nicht nur den Staat und regierende Eliten, 
sondern auch die Gesellschaft. 
Die  Umfragen  zeigen,  dass  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  sich  hingegen  irgendwo 
zwischen den  beiden  Polen  positioniert.  Immer weniger  Russen  vertreten eine  klare 
Weltanschauung beziehungsweise eine Ideologie. In der 2004 von der Friedrich-Ebert-
Stiftung durchgeführten Studie äußerte sich mehr als die Hälfte der Befragten für keine 
bestimmte politische Programmatik oder Richtung. Die „neutrale“ Gruppe, die weder 
der kommunistischen Vergangenheit und dem früheren Super-Macht-Status nachtrauert 
noch  ausdrücklich  die  westlichen  Werte  einer  pluralistischen  demokratischen 
Gesellschaft  mit  viel  persönlichem  Freiraum  anstrebt,  ist  seit  1998  noch  größer 
geworden.237 Die  höchste  Priorität  hat  bei  allen  Gruppen  weiterhin  Erhöhung  des 
236  Daten vom Russischen Unabhängigen Institut für Soziale und Nationale Probleme, in: Wipperfürth, 
Christian: Putins Russland – ein vertrauenswürdiger Partner?, Stuttgart 2004, S. 17.
237  Ausführlich zu den Ergebnissen und Daten der Studie s. bei Buhbe, Matthes : Zwischen 
Transformation und Sowjetunion, in Russlandanalysen 51/2005, unter: http://www.laender-
analysen.de/russland/pdf/Russlandanalysen051.pdf (zuletzt abgerufen am 27.07.2011).
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Lebensstandards (in Vergleich zu 1998 noch gestiegen, von 54 auf 61%) mit Ordnung 
in  allen  Bereichen (gesunken  seit  1998  von  48%  auf  39,5%  2004)  und 
Chancengleichheit auf  den  Plätzen  2  und  3.  Für  die  Regierenden  bedeutet  diese 
Einstellung eine weitgehende Loyalität der Bürger zu dem autoritären Kurs solange die 
wirtschaftliche Lage des Landes sich auf dem Besserungsweg befindet.
 Im Einklang mit der These, dass in Russland in den schwierigen Übergangszeiten das 
Bedürfnis  nach  einer  starken  bis  autoritären  Führung  steigt,  ist  die  gegenwärtige 
Entwicklung des Landes einzuschätzen. Trotz allem scheint es glaubwürdig, dass das 
Entwicklungsziel  des  Duos  Putin-Medwedew  das  demokratisch-marktwirtschaftliche 
Modell ist.  Dieses Ziel  wird aber in  russischer  Tradition mit  den Maßnahmen „von 
oben“ durchgesetzt. 
Das Russland-Bild 2010 entspricht in vielen Zügen der Beschreibung einer „gelenkten 
Demokratie“.  Die  zentralen  Begriffe  dieses  Systems  lauten  der  „Zentralismus“,  die 
„Machtvertikale“  und  die  „staatliche  Autorität“.  Was  wie  der  Kampf  um  den 
Wiedergewinn der staatlichen Autorität  und gegen die Vorherrschaft  der partikulären 
wirtschaftlichen  Interessen  in  der  Staatspolitik  1999  begann  und  durch  fehlende 
Strukturen zur Unterstützung des vom Präsidenten anvisierten Demokratisierungs- und 
Modernisierungsprojektes  legitimiert  wurde,  ist  heutzutage  zu  einem  Widerspruch 
zwischen dem Ziel – eine demokratische Gesellschaft – und den Instrumenten – eine 
starke  zentralistische  Staatsmacht  ohne  nennenswerte  Opposition  –  geworden.  Kurz 
nach dem Beginn der zweiten Präsidentschaft Putins haben die Autoren des Buchs „Die 
offene  Flanke  der  Europäischen  Union“  den  politischen  Prozess  in  Russland  so 
beschrieben:
 „Die Entwicklung Russlands ist gegenwärtig in ein Stadium eingetreten, in der legislative 
Kontrollmechanismen  ebenso  wenig  vorhanden  sind  wie  eine  öffentliche  Kontrolle  der 
Macht durch unabhängige Medien. Die herrschende Partei, Edinaja Rossija, verfügt über 
ein Zweidrittelmehrheit in der Staatsduma, und der Kreml kontrolliert den Föderationsrat. 
Die  ausschlaggebenden  elektronischen  Medien  sind  unter  staatlicher  Kontrolle  und  die 
traditionellen  Großverbände  der  Unternehmen  und  der  Arbeitnehmer  sind  in  die 
„Machtvertikale“ des Kremls unter Führung des wiedergewählten Präsidenten, Wladimir 
Putin, eingegliedert. Als Ergebnis muss konstatiert werden, dass weder eine funktionierende 
Gewalteinteilung  besteht  noch  eine  wirkungsvolle  Opposition  vorhanden  ist. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen spielen als Korrekturfaktor im politischen Leben des 
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Landes nur eine untergeordnete Rolle. Der Präsident und die ihn umgebende Machtelite 
werden politisch nicht  mehr kontrolliert,  verfügen aber nach ihren Wahlsiegen über  ein 
hohes Maß an Legitimation.“238 
Das Besondere an dem von Putin erschaffenen System ist die Frage der Legitimation. 
Sowohl  die  Wahlergebnisse  als  auch  die  Umfragen  zeigen,  dass  das  gegenwärtige 
Herrschaftssystem auf dem grundsätzlichen Einverständnis der Bevölkerungsmehrheit 
mit dem politischen Kurs basiert. Auch die einschneidenden Maßnahmen, wie die oben 
genannte  Verfassungsänderung,  lösen  keinen  merkbaren  Protest  aus.  Der  aktuelle 
Politikstill  genießt  einen  hohen  Zuspruch  und  Legitimation.  Anders  als  von  vielen 
ausländischen Kommentatoren beschrieben, beruht der Erfolg des Präsidenten und des 
Duos  nicht  auf  Unterdrückung  und  Wahlbetrug,  sondern  auf  „offensichtlich  sehr 
wirksam  eingesetzten  punktuellen  Herrschafts-  und  Kontrollmechanismen,  die  im 
Kontext  hoher  Wachstumsraten  und  nachhaltiger  Wirtschaftsentwicklung  der  letzten 
sechs  Jahre  innere  politische  Stabilität  schufen  und  außenpolitische  Anerkennung 
erbrachten“.239 
Die  Loyalität  der  Bürger  soll  aber  nicht  über  den gefährlichen  Zustand des  Landes 
hinwegtäuschen  -  das  System  ist  momentan  stark  ausbalanciert  und  in  sich 
widersprüchlich.  Der  Zentralismus  und  die  Machtkonzentration,  die  einst  zur 
Konsolidierung zwecks gesellschaftlicher Veränderung hervorgerufen wurden, sind mit 
der Zeit zum Selbstzweck geworden. „Die Machtvertikale“ hat das Prinzip von checks  
and balances vorläufig ausgesetzt. Hierin liegt die wirkliche Gefahr des Systems, das 
eigentlich  als  Zwischenstadium  von  oben  geplant  wurde.  Wie  dieser  Prozess  sich 
weiterentwickelt ist noch offen; er nähert sich aber dem entscheidenden Punkt im Jahre 
2012, wenn die nächsten Präsidentenwahlen stattfinden. Von dieser Entwicklung werden 
auch  in  großem  Maße  die  Beziehungen  Russlands  zu  der  Europäischen  Union 
abhängen.
6.2.2 Der Regierungswechsel und die innenpolitischen Entwicklungen
Die im zweiten Kapitel  dieser  Arbeit  unternommene Aufzeichnung der  Stationen in 
Entwicklung  der  europäisch-russischen  Partnerschaft  vor  dem  Hintergrund  der 
innenpolitischen  Transformationen  in  Russland  und  der  EU  hat  erwiesen,  dass  die 
238  Piehl, Ernst; Schulze, Peter W.; Timmermann, Heinz: Die offene Flanke der Europäischen Union, 
Russische Föderation, Belarus, Ukraine und Moldau, Berlin 2005, S. 231.
239  Ebd., S. 537.
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Partnerschaft in bedeutender Weise von den Programmen und Personen der jeweiligen 
Regierungen  auf  beiden  Seiten  geprägt  wurde.  In  Russland,  wo  der  Präsident  des 
Landes  über  umfassende  außenpolitische  Kompetenzen  verfügt,  hängt  der 
außenpolitische  Kurs  noch mehr  von der  personellen  Besetzung des  Amtes  ab.  Die 
Russische Föderation ist ein präsidiales System, bei dem der Präsident die militärische 
Vollmacht  hat,  den  Premierminister  und  das  Ministerkabinett  ernennt  und  die 
Richtlinien insbesondere der Außenpolitik bestimmt. Es ist deswegen auch kein Zufall, 
dass  die  drei  Entwicklungsphasen  der  EU-Russland-Partnerschaft,  die  im  Kapitel  2 
ausführlich  beschrieben  wurden,  zeitlich  ziemlich  genau  den  drei 
Präsidentschaftsperioden in neuer Geschichte Russlands entsprechen.
Die erste  Phase -  die  sogenannte „romantische  Westorientierung“  -  fing  unmittelbar 
nach dem Amtsantritt des ersten Präsidenten der Russischen Föderation Boris Jelzin an. 
Damals  nach  dem  Augustputsch  1991  wurden  die  ersten  Ansätze  der  russischen 
Außenpolitik formuliert. Dem Westen wurde im außenpolitischen Konzept des neuen 
Russlands  automatisch  die  herausragende  Bedeutung  zugesprochen.  Die  junge 
demokratische  Machtelite  rechnete  fest  mit  der  westlichen  –  wobei  man unter  dem 
Westen primär die USA verstand – Hilfe bei der Sicherung des Reformkurses. Bis in die 
Mitte  der 1990er Jahre  hielten  sich  die  Illusionen  über  einen  neuen,  für  Russland 
formulierten  „Marshall-Plan“  und  darüber,  dass  Russland  in  die  westliche 
Wertegemeinschaft  aufgenommen  werden  kann.  Diese  „virtuelle  russische 
Außenpolitik“240 wird charakterisiert von Unklarheit über Russlands Rolle in der Welt, 
von vage  formulierten  Interessen  und fehlenden Budgetmitteln,  um diese  Interessen 
durchzusetzen.  In dieser Zeit  wurde das Partnerschafts-  und Kooperationsabkommen 
mit  der EU vorbereitet,  woraus sich zum größten Teil  seine stark betonte  normative 
Grundlage erklären lässt. 
Dies  ist  aber  nicht  alleine  der  Verdienst  der  europäischen  Seite,  sondern  die  Folge 
davon,  dass  auch  die  russische  auswärtige  Politik  damals  stark  normativ  war.  Der 
Konsens zwischen unterschiedlichen politischen Kräften, die um die Macht kämpften, 
bestand immerhin darin, dass Russland nur ein einziger Weg blieb – der der Einbindung 
in die westliche Welt, deren Werte Russland teilt und sich als Teil dieser Gemeinschaft 
sieht. 
240  Ebd., S. 145. 
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Die  Phase  der  Kurskorrektur  fällt  mit  dem  Amtsantritt  des  zweiten  Präsidenten 
Russlands Wladimir Putin zusammen. Auf der Schwelle zum neuen Jahrtausend wurden 
in Russland Konturen einer balancierten und geopolitisch diversifizierten „Realpolitik“ 
gezeichnet. Ausführlich wurde diese Entwicklung schon im ersten Kapitel beschrieben, 
an dieser Stelle soll es nochmal betont werden, dass Regierungswechsel und der von 
Putin angeleitete Modernisierungsprozess direkt zur Neubewertung der EU-Rolle in der 
russischen Außenpolitik geführt hat. 
Die EU wurde als ein besonders wichtiger Modernisierungspartner eingestuft, was die 
Akzente der westlichen Linie der russischen Außenpolitik von den USA auf die  Union 
verschoben hat.  Gleichzeitig wurde eine neue russische Identität  geformt: „Russland 
soll im internationalen Staatensystem die Vakanz wieder füllen, die mit dem Untergang 
der Sowjetunion eintrat und soll als verantwortungsvolle und berechenbare Großmacht 
konstruktiv  in  der  internationalen  Staatengemeinschaft  mitwirken.“241 Der  neue 
Pragmatismus der Außenpolitik wird in der zweiten Amtsperiode noch verstärkt und 
zusammen  mit  der  fortschreitenden  Konsolidierung  der  Gesellschaft  und  der 
wirtschaftlichen Erholung führt dazu, dass der „normative Zeigefinger“ aus Brüssel mit 
wachsender Irritation abgelehnt wird.
 Auch nach den Präsidentschaftswahlen 2008, die ohne Überraschung der von Putin 
unterstützte,  aber  damals  noch  ziemlich  unbekannte  Kandidat  Dmitri  Medwedew 
gewonnen hat, blieben die Richtlinien der russischen Europapolitik bestehen. In seinen 
Wahlreden  unterstrich  Medwedew,  dass  der  Modernisierungskurs  der  vorherigen 
Regierung  unbedingt  fortgesetzt  werden  muss.  Als  das  zentrale  Ziel  bleibt  die 
Transformation  des  Landes  in  ein  technologisches  Innovationszentrum  des  globalen 
Zuschnitts  bestehen.  Dafür  ist  Russland  auf  ausländische  Investitionen  und  die 
europäische Unterstützung angewiesen. 
Der Erhalt des alten Kurses wird vor allem in der Außenpolitik sichtbar. Mit milderer 
Rhetorik und ohne streitsüchtige Auftritte auf den internationalen Foren, die Putin seit 
seiner Münchener Rede 2007 weltbekannt gemacht haben, hält Medwedew jedoch an 
dem  schon  2004  formulierten  Vorsatz,  die  Partnerschaft  mit  der  EU  bedeute  für 
Russland nicht  mehr,  sich  dem externen  Integrationszwang  anzupassen,  sondern  im 
241   Schulze, Peter W.: Putins Vermächtnis: Russische Innen- und Außenpolitik zu Beginn der 
Präsidentschaft Dmitri Medwedews, IPG 4/2008, S. 64.
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Einklang mit eigenen Interessen pragmatisch zu handeln. Direkt nach dem Amtsantritt 
folgten  die ersten positiven Signale an die westlichen Partner, im Fall  der USA und 
NATO spricht man sogar von einem „Restart“. Die guten Beziehungen zur EU werden 
wieder angestrebt, aber nicht wie zu Jelzin-Zeiten, um einen Anschluss an die westliche 
Gemeinschaft zu finden, sondern weil die Modernisierung es erfordert.
„Dazu  gehört  insbesondere  der  Aufbau  eines  Rechtsstaates  zur  Gewährleistung 
transparenter und einklagbarer Wirtschaftsgesetze. Dies wiederum ist die Voraussetzung für 
den ungestörten Zufluss von internationalem Kapital und Know-how. Und dazu bedarf es 
außerdem  verlässlicher,  berechenbarer  und  partnerschaftlicher  Beziehungen  zu  den 
wichtigsten Handelspartnern und ein Höchstmaß an einträchtiger Zusammenarbeit bei der 
Lösung internationaler Streitfragen.“242 
Das zeigt klar, dass die kooperative Haltung gegenüber der Union unter Medwedew auf 
denselben  pragmatischen  Grundsätzen  wie  bei  seinem  Vorgänger  basiert  und  dass 
Russland  den  Kurs  weiterer  Distanzierung  von  der  normativen  Komponente  der 
Partnerschaft verfolgt.
6.2.3 Das wirtschaftliche Wachstum
Seit  1999  befindet  sich  die  Russische  Föderation  in  einem  nachhaltigen 
Wachstumsprozess. Seit dem Amtsantritt von Wladimir Putin im Jahr 2000 wuchs das 
Bruttosozialprodukt kontinuierlich um 5 bis 10 Prozent jedes Jahr.243  Auch nach der 
Wirtschaftskrise,  die  Russland  als  profilierten  Energieexporteur  im  großen  Ausmaß 
betroffen hat (-7,8% BIP im Jahr 2009), schien sich die russische Wirtschaft schnell zu 
erholen und wies 2010 wieder 4 Prozent BIP-Wachstum auf. Die hohe Inflationsrate (ca. 
12% jährlich) wird zum Teil durch das Wachstum von Realeinkommen ausgeglichen. 
Was  noch  wichtiger  ist,  stieg  das  gefühlte  Wohlstandsniveau  der  russischen 
Bevölkerung  auch  dementsprechend  an.  Obwohl  die  wirtschaftliche  Dynamik  die 
Regionen unterschiedlich stark erfasste, hat die wirtschaftliche Erholung ihre Spuren im 
Massenbewusstsein  hinterlassen.  Die Krisen der Jelzin-Ära  scheinen überwunden zu 
sein. Es hat sich eine regional stark differenzierte Mittelklasse gebildet, die aber in allen 
Teilen  des  Landes  gleiche  Werte  und  Einsichten  über  die  erwünschte  Entwicklung 
Russlands vertritt – eine politische Stabilität und Kontinuität, die Modernisierung, der 
242  Ebd., S. 58.
243  Nach Angaben von Rosstat: um 10% im Jahr 2000, 5,1% - 2001, 4,7% - 2002, 7,3% - 2003, 7,2% - 
2004, 6,4% - 2005, 8,2% - 2006, 8,5% - 2007, 5,7% - 2008.
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Wohlstand, der Patriotismus, langsame und vorsichtige Reformen und erst danach die 
demokratischen Freiheiten für  jeden Einzelnen.  Nach einer  ausführlichen Studie  der 
Friedrich-Ebert-Stiftung über die Entwicklungstrends in Russland zählt sich zum Ende 
der  ersten Putin-Periode  2004 nahezu jeder  zweite  Russe  subjektiv  zur  Mittelklasse 
(48,9%);  im Vergleich zu dem Jahr  1999 hat  sich diese Zahl  beinahe verdoppelt.244 
Obwohl diese Mittelklasse noch politisch inaktiv ist, wurde sie durch ihre Ablehnung 
der raschen unkalkulierbaren Reformen und die Unterstützung des politischen Kurses 
von  Putin-Regierung  zum  Träger  des  politischen  und  gesellschaftlichen 
Konsolidierungsprozesses. Die Zustimmung mit dem Kurs der Regierung äußerten im 
Rahmen der besagten Friedrich-Ebert-Studie 64,9% der Mittelklasse, im Vergleich zu 
46,1% der gesamten Bevölkerung.
Am Ende seiner ersten Amtsperiode stand fest, dass der Modernisierungskurs von Putin, 
gestützt  auf  die  Stärkung  der  Staatsautorität  und  begleitet  von  der  politischen 
Stabilisierung,  nicht  nur  zum Wirtschaftswachstum  geführt  hat,  sondern  auch breite 
Unterstützung bei der Bevölkerung fand. In Umfragen von 2003 genießt der Präsident 
mit 72% das höchste Vertrauen der Mittelklasse (63,1% bei der Gesamtbevölkerung). 
In  Bezug  auf  die  Außenbeziehungen  Russlands  und  ganz  besonders  auf  die  EU-
Russland-Partnerschaft  wirkt  dieses  Wachstum  auf  zwei  Ebenen.  Die  Stabilität 
innerhalb  des  Landes  und  die  Unterstützung der  Bevölkerung verleihen  dem neuen 
außenpolitischen  Pragmatismus  genug  Legitimität  nach  innen.  Durch  das 
wirtschaftliche Erstarken wächst auch das Selbstvertrauen der Nation und – durch starke 
realpolitische  Strömungen  im  russischen  IB-Expertentum  theoretisch  untermauert  – 
führt  zum  neuen  Nationalbild  des  souveränen  starken  Russlands,  das  nach  einem 
gebührend wichtigen Platz in der neuen Weltordnung strebt. Vor diesem Hintergrund 
formiert  sich  das  neue  pragmatische  außenpolitische  Konzept  der  Russischen 
Föderation, das sich unter anderem im Wandel der Beziehungen zu der Europäischen 
Union äußert. 
Auf  der  anderen  Seite  wirkt  das  Wachstum  in  Russland  auch  direkt  auf  die  EU. 
Russland wird allmählich zu einem bedeutenden wirtschaftlichen Partner sowohl für die 
EU  als  Ganzes  als  auch  für  viele  Mitgliedstaaten.  Seine  unangefochtene  Rolle  als 
244  Friedrich-Ebert-Stiftung Moskau/ Institut für komplexe Gesellschaftsstudien der Russischen 
Akademie der Wissenschaften, Russland 2004: Die russischen Mittelschichten: Dynamik ihrer 
Entwicklung, 1999-2003, Moskau 2004.
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Hauptimporteur  für  den  europäischen  Öl-  und  Gasmarkt  und die  damit  verbundene 
Abhängigkeit einiger EU-Länder verleiht dem ehemaligen Junior-Partner mehr Gewicht 
bei  den  Verhandlungen.  Um  die  guten  Beziehungen  und  somit  die  eigenen 
wirtschaftlichen Interessen  nicht  zu riskieren,  kehrt  die  Union von der  ursprünglich 
stark normativ beladenen Russlandpolitik ab und spart mit der normativen Kritik und 
dem Konditionalitätsprinzip. 
6.2.4 Das neue außenpolitische Konzept: Souveränität und Pragmatismus
„Weil jedoch zwischen der Außenorientierung, wenn sie denn überhaupt konzipiert  war, 
und der gesellschaftspolitischen, besonders aber der wirtschaftlichen Entwicklung, direkte 
und starke Linkages bestanden, schlugen innenpolitische Veränderungen mehr oder minder 
unvermittelt auf die Außenpolitik durch. Mit Beginn der wirtschaftlichen Erholung und der 
Stärkung staatlicher Autorität zu Beginn der ersten Amtszeit von Präsident Wladimir Putin 
zeigten sich Tendenzen einer Rückkehr zu einer berechenbaren, pragmatischen, nationale 
Interessen folgenden Politik, die sich koalitionsfähig zeigte und eine gestaltende Rolle in 
der internationalen Politik anstrebte. Diese Politik war und ist konsensgetragen und verfügt 
auch in der Gesellschaft bis heute über eine robuste Legitimationsbasis.“245
Eine  neue,  nicht  mehr  reaktive,  sondern  eigenständige  und  immer  mehr  auf  die 
Durchsetzung von Nationalinteressen gerichtete  Außenpolitik formierte  sich langsam 
seit  1996 unter  der  Leitung  des  damaligen Außenministers  Jewgenij  Primakow und 
wurde 1999 in ihren Grundzügen endgültig manifestiert. Diese neue Außenpolitik sollte 
das von Putin anvisierte Modernisierungsprojekt  begleiten und wurde in erster Linie 
durch reale wirtschaftliche Interessen begründet. Der Pragmatismus wurde zur neuen 
Verhaltensdoktrin. 
Der Ansatz der triangulären russischen Außenpolitik wurde aus dem Primakow-Konzept 
übernommen. Um eigene pragmatische Interessen effizient durchzusetzen, hieß es, darf 
Russland  sich  nicht  auf  nur  einen  Partner  festlegen,  sondern  soll  gute  strategische 
Beziehungen zu den USA, der EU, den asiatischen Partnern wie China und Japan sowie 
den  GUS-Ländern  anstreben.  Dieser  Ansatz  bedeutete  außerdem  das  Ende  der 
ausschließlichen Orientierung auf die USA als gewünschten Partner und ewigen Gegner 
zugleich. 
Im ersten Kapitel wurde ausführlich gezeigt, wie diese neue Richtung der Außenpolitik 
mit  den Entwicklungen innerhalb der EU  zusammenfällt und gleichzeitig eine neue, 
245  Piehl/ Schulze/Timmermann 2005, S. 143. 
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pragmatisch orientierte Phase in der Partnerschaft EU-Russland einleitet. Denn dies war 
auch die Zeit des Umdenkens der russischen EU-Politik. Wirtschaftliche und politische 
Faktoren  kamen  zusammen  und  begünstigten  die  Neuentdeckung  der  Europäischen 
Union  als  bevorzugten  strategischen  Partner.  Die  Förderung  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung des Landes wurde zusammen mit der Integration in die Weltwirtschaft als 
Hauptziel in der „Außenpolitischen Konzeption der Russischen Föderation“ von Januar 
2000 gesetzt, wobei weitere Entwicklung der Partnerschaft zu der EU unter den ersten 
Prioritäten  genannt  wurde.  Gleichzeitig  bedeutete  dieses  Dokument  das  Ende  der 
„romantischen Westorientierung“ der Jelzin-Ära. Russische Europapolitik orientiert sich 
seitdem  ganz  im  Sinne  vom  Pragmatismus  in  erster  Linie  an wirtschaftliche  und 
geopolitische Interessen und weniger an Werte.
6.2.5  Das Selbstbild als Großmacht
Die wirtschaftliche Erholung brachte zu Beginn des neuen Millenniums innenpolitische 
Stabilität und danach einen rasanten Paradigmenwechsel bei der Bewertung der Rolle 
Russlands in der Welt. Eine stabile Position im internationalen System, die gestiegene 
Bedeutung  als  Energieexporteur,  wichtiger  Handelspartner  und  geostrategischer 
Verbündeter  der  EU  half  zum  neuen  nationalen  Selbstbewusstsein  und  dem 
Wiedererwachen der Vision Russlands als  eine kontinentale Großmacht und eines der 
Machtzentren in der neuen multipolaren Weltordnung. 
Das wiedergewonnene Selbstvertrauen schlug Wellen auf die Interpretation der eigenen 
Rolle in der EU-Russland-Partnerschaft. Eine regionale Großmacht kann sich nicht an 
normative Vorgaben eines Partners binden, was die Regierungsvertreter auch mehrmals 
betonen. Es gehe nicht darum, dass Russland die allgemeinen demokratischen Werte 
nicht akzeptiere, sondern darum, dass es selbst entscheiden möchte, wie und in welcher 
Reihenfolge sie implementiert werden. Und schon gar nicht wolle es in der Wertefrage 
belehrt werden. In Folge distanziert sich Russland von den normativen Grundgedanken 
des PKA's. Die Expertengemeinschaft um den Kreml fordert einen Paradigmenwechsel 
in der Partnerschaft „from principal to pragmatism“, „from integration to cooperation“. 
Aus der russischen Perspektive ist die Richtung des Wandels in den Beziehungen zur 
EU somit klar angezeigt. Von der Union wird erwartet, dass sie die neue Lage akzeptiert 
und dementsprechend ihre Russlandpolitik an neue Tatsachen anpasst. 
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 „First of all, Brussels must realize that over the years of Putin's presidency Russia has 
given up the unsavory role of a beggar at the doors of the EU and the West in general, as it 
used to be in the past decade, and has ceased to be a secondary co-participant in relations, 
when it was addressed as “partner” only out of kindness. In this new situation, Russia does 
not and will not recognize the validity of the EU's claims to the role of senior partner, the 
more so mentor.”246
6.3  Interne Faktoren: die EU im Wandel
Ebenso wie es in Russland der Fall war, so beeinflussen die internen Entwicklungen und 
Prozesse  auf  der  Seite  der  EU  die  Partnerschaft  zu  Russland  direkt.  Zu  den 
europäischen internen Faktoren, die den Wandel begünstigt haben, zählen:
• die Transformation der EU-Rolle als außenpolitischer Akteur - Entwicklung der 
GASP;
• die „doppelte Identität“ der EU;
• die Multi-Level-Struktur der EU;
• die europäische Erweiterung von 2005: in Bezug auf Russland vor allem der 
Beitritt der ehemaligen Ostblockstaaten wichtig;
• die „Sinnkrise“ der EU: ein ständiger Kampf gegensätzlicher Tendenzen, das 
Streben  nach mehr  politischer  Integration  gegen  steigende  Forderungen nach 
mehr Souveränität der Mitgliedsländer,  die Gefahr der Renationalisierung der 
Außenpolitik.
6.3.1 Transformation der außenpolitischen Rolle der EU: von einer Zivilmacht zu 
einem globalen außenpolitischen Akteur
Angetrieben von Ereignissen in der unmittelbaren Nachbarschaft wie den Bürgerkriegen 
auf dem Balkan und im Kaukasus, den zerfallenden Staaten im GUS-Raum und nicht 
zuletzt  der  Bedrohung  durch  den  transnationalen  Terrorismus  befindet  sich  die 
außenpolitische Komponente der gemeinsamen EU-Politik seit Mitte der 1990er Jahre 
in  einem  kontinuierlichen  Prozess  der  konzeptionellen  und  institutionellen 
Weiterentwicklung. 
246  Pankov, Vladimir: Options for the EU-Russia Strategic Partnership Agreement, in: Russia in Global 
Affairs, 2/2008, S.2.
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Der Vertrag von Amsterdam schuf den Posten eines Hohen Repräsentanten der Außen- 
und  Sicherheitspolitik,  der  seit  1999  vom ehemaligen  NATO-Generalsekretär  Javier 
Solana bekleidet wurde. 1998 starteten Frankreich und Großbritannien eine Initiative 
mit dem Ziel, die EU mit einer militärischen Komponente auszustatten. Diese Initiative 
wurde im Vertrag von Nizza offiziell unter dem Namen die Europäische Sicherheit- und 
Verteidigungspolitik  (ESVP)  als  die  militärische  Dimension  der  GASP  verfestigt. 
Seitdem ist die EU auf dem Balkan und in Afrika auch militärisch engagiert. 
Als Reaktion auf 9/11 und die darauf folgenden Umbrüche in der internationalen Welt 
entwickelte die Union die konzeptionelle Basis ihres außenpolitischen Handelns weiter. 
Mit  der  Europäischen Sicherheitsstrategie  (ESS) aus dem Jahr  2003 verfügt  die  EU 
erstmals  über  ein  Referenzdokument  zur  sicherheitspolitischen  Dimension  ihrer 
Außenpolitik.  Die  Proliferation  von  Massenvernichtungswaffen,  der  weltweite 
Staatszerfall,  die  organisierte  Kriminalität,  der  Terrorismus  und  regionale  Konflikte 
werden in der ESS als fünf Hauptbedrohungsszenarien für die EU bezeichnet. Darüber 
hinaus wird die  Energiesicherheit  als  eine weitere  Herausforderung für  die  künftige 
Entwicklung  der  EU  erwähnt.  Mit  Hinblick  auf  diese  Bedrohungen  und  die  damit 
verbundenen Lösungsansätze wird die Rolle Russlands neu bewertet.  Nicht nur wird 
Russland als ein auch in Zukunft wichtiger Energiepartner aufgewertet, sondern auch 
als eine regionale Macht, ohne dessen Kooperation die neuen Herausforderungen nicht 
zu bewältigen sind. 
Mit dem Reformvertrag von Lissabon, der am 1.12.2009 in Kraft getreten ist, hat die 
gemeinsame Außenpolitik der EU einen weiteren Entwicklungsschritt gemacht.  Zu den 
wichtigsten Neuerungen zählen neben der Ausweitung des Prinzips einer qualifizierten 
Mehrheit auch der Rechtezuwachs vom Europäischen Parlament sowie die Installierung 
des  Postens  eines  Hohen  Vertreters  der  Europäischen  Union  für  Außen-  und 
Sicherheitspolitik.  Auf  dieser  Basis  kann  die  Europäische  Union  nun  in  ihren 
mannigfaltigen  auswärtigen  Beziehungen  eine  klarere  und  eindeutigere  Position 
beziehen und eine wirklich gemeinsame Außenpolitik ausüben. Ob sich das in der Tat so 
entwickelt, wird  die  Realität  in  den  nächsten  Jahren  zeigen.  Momentan  ist  es  eher 
zweifelhaft,  da  die  Interessen  der  Mitgliedstaaten  sich  weiterhin  stark  voneinander 
unterscheiden und ihre Vorrangigkeit beim Formulieren der EU-Positionen unangetastet 
bleibt. Auch die Besetzung der neu erschaffenen Posten mit vergleichsweise schwachen 
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Kandidaten ist ein Zeichen davon, dass  kaum der politische Wille besteht, die GASP 
multilateral zu machen.247
Die  Entwicklung  der  Europäischen  Union zu  einem außenpolitisch  viel  agierendem 
Akteur  wird  auch  in  ihrer  Russland-Politik  widerspiegelt.  Nach  eigenem Bekunden 
verfolgt die EU in ihrer Außenpolitik das Ziel, zu einem globalen Akteur aufzusteigen, 
der  sich  nicht  nur  durch wirtschaftliche  Stärke,  sondern auch durch den politischen 
Einfluss auszeichnet. Abgesehen von den Bemühungen, der global governance in Form 
von UNO und anderen internationalen Zusammenschlüssen mehr Gewicht zu verleihen, 
verfolgt die Europäische Union ihre Ziele vorrangig regional. Dazu hat sie ein dichtes 
Netz von Allianzen und  strategischen  Partnerschaften entwickelt.  In diesem Rahmen 
wurde auch die Partnerschaft zu Russland 1994 ins Leben gerufen.  Die Bemühungen 
der EU in diesen Kooperationen sind auf globale strategische Ziele gerichtet wie der 
Frieden  auf  dem  Kontinent  und  eine  auf  demokratischen  Grundwerten  basierende 
Stabilität,  die  nachhaltige  wirtschaftliche  Entwicklung  und  Wohlstand  sowie  die 
internationale  Zusammenarbeit  bei  der  Bewältigung  globaler  Herausforderungen.  In 
ihrer Umsetzung werden diese normativen Ziele aber oft verwässert, einerseits von der 
stark  inhomogenen  Interessenlage  der  beteiligten  Partnern,  andererseits  von  der 
unklaren Prioritäten und begrenzter Handlungsfähigkeit der EU-Institutionen. Der Fall 
vom PKA EU-Russland ist in diesem Zusammenhang ein musterhaftes Beispiel, wie die 
großen strategischen Zielsetzungen des  Abkommens in  der  Realität  sehr  bescheiden 
umgesetzt wurden. 
6.3.2  Die doppelte Identität der EU
Die meisten Studien der europäischen gemeinsamen Außenpolitik setzen bei der Frage 
nach der außenpolitischen Identität der EU an. Da die Union ihre Außenbeziehungen 
weder wie ein Nationalstaat noch wie eine klassische internationale Organisation pflegt, 
muss  hier  zuerst  die  Frage  nach  ihrem  Wesen  geklärt  werden. Die  im  Kapitel  4 
247  Vgl. z.B. bei Vivien Schmidt: „Catherine Ashton, die das Amt des „Hohen Vertreters für Außen- und 
Sicherheitspolitik“ momentan bekleidet, wird bislang vor allem als schwache Führungsfigur 
wahrgenommen. Anstatt der EU eine Stimme zu verleihen, hat der Vertrag derer zahlreicher  
geschaffen. So äussert sich ein Jeder zu den wichtigen politischen Tagesthemen – der Präsident des 
Europäischen Rates, der Präsident der Europäischen Kommission, die Führungspersonen der 
Mitgliedsländer – Catherine Ashton äussert sich meist zuletzt, wie etwa geschehen nach dem Tod 
Osama Bin Ladens oder dem Ausbruch des Bürgerkriegs in Lybien. Dieser Missklang sorgt dafür, dass 
die EU gewöhnlich als Stimme nicht wahr- und ernstgenommen wird.“ In: Schmidt, Vivien: Die EU – 
eine erloschene Vision?, in: Neue Gesellschaft Frankfurter Hefte 7-8/2011, S. 33-34.
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durchgeführte Fallstudie hat erwiesen, dass die Selbstidentifikation der EU mit solchen 
Leitideen  wie  eine  „Zivilmacht“  oder  eine  „normative  Macht“  nur  einen  bedingten 
Ausdruck in ihrer realen Außenpolitik findet. Zwar versucht die Union in der Regel 
doch,  ihre  Werte  in  die  Welt  außerhalb  der  eigenen  Grenzen  zu  projizieren,  dies 
geschieht aber keinesfalls ohne Berücksichtigung von den gemeinsamen pragmatischen 
Motiven oder den partikulären Interessen ihrer Mitglieder. Der Grad der Normativität 
hängt – wie im Kapitel 4 am Beispiel Russlands belegt wurde – in vieler Hinsicht von 
der Struktur der Beziehungen zum jeweiligen Partner und seiner Wertigkeit für die EU 
als  Ganzes  oder  ihre  Mitgliedstaaten  ab.  Die  Nicht-Anwendung  von  „harten“ 
Instrumenten  der  Demokratieförderung  wie  auch  die  bewusste  Inkaufnahme  von 
Kompromisslösungen unterstreicht die Priorität, die den pragmatischen Interessen in der 
europäischen Russlandpolitik gewährt wird.
In dieser Hinsicht erscheint das Modell zur Identitätserklärung der EU von Bretherton 
und  Vogler248 besonders  plausibel.  Sie  weisen  auf  die  doppelte  Identität  der 
Europäischen Union  hin, die inklusive und exklusive Züge zugleich besitzt. Aus der 
Sicht der Europäer ist die Grundidee der Union inklusiv, die Identität  basiert auf  der 
Selbstsicht als Wertegemeinschaft und demzufolge kann jeder, der dieselben Werte teilt, 
sich  der  Union  annähern.  Da  laut  Maastrichter  Vertrag  aber  nur  „die  europäischen 
Länder“  beitreten  dürfen,  stehen  den  Anderen  weitere  Optionen  der  engen 
Zusammenarbeit wie Privilegierte oder Strategische Partnerschaften offen. 
Andererseits zeigt die EU in einigen Bereichen ihres Handelns, wie zum Beispiel bei 
der  restriktiven Asyl-  und Migrationspolitik,  dem starken Marktprotektionismus und 
den Agrarsubventionen, klar ihre exklusive Facette. Nicht umsonst wird in der Literatur 
oft  über  „Fortress  Europe“  geschrieben.  Die  exklusive  Seite  der  EU-Identität  „is 
associated with placing relatively fixed geographical  and cultural  boundaries around 
what is considered to be European“249.  So konstruierte doppelte Identität der EU zeigt 
ihre Auswirkungen in der gemeinsamen Außenpolitik. Diese ist genauso nach innen und 
außen  gleichzeitig  gerichtet  und  dient  einerseits  den  partikulären  Interessen  der 
Mitglieder und andererseits der gemeinsamen Idee der EU als Wertegemeinschaft. Das 
erfordert  die  stetige  Balance  zwischen  der  normativen  Komponente,  die  aus  der 
248  Bretherthon, Charlotte; Vogler, John: The European Union as a Global Actor, Routledge 2006.
249  Ebd., S. 38.
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inklusiven Natur der Union resultiert, und den pragmatischen Interessen, die die EU wie 
jeder globaler Akteur in seiner Außenpolitik verfolgt.
Wie man sieht, ist ein Widerspruch zwischen der Normativität der EU als Ganzes und 
dem Pragmatismus der einzelnen Mitgliedsländern der europäischen Außenpolitik von 
Natur  aus  immanent.  Als  Folge  balanciert  die  Union  ständig  und  je  nach  Partner, 
Situation,  Interessen  und  dem  globalen  Hintergrund  zwischen  zwei  Polen  des 
außenpolitischen  Verhaltens  -  den  normativen  (wertebasierten)  und  pragmatischen 
(interessengeleiteten)  Beziehungen  zu  ihren  Partnern.  Wenn  man  das  als  eine 
Besonderheit der EU-Außenpolitik berücksichtigt, gewinnt man eine neue Sicht auf die 
pragmatischen  Trends  in  der  EU-Russland-Partnerschaft:  sie  sind  demnach  keine 
endgültige  Umkehrung von einem normativen Weg,  sondern eher  eine  mittelfristige 
Erscheinung.  Der  Wandel  ist  situationsbezogen  und  erklärt  sich  aus  der  Summe 
unterschiedlicher  Faktoren,  nicht  nur  auf  der  europäischen,  sondern  auch  auf  der 
russischen  Seite.  Aber  möglich  ist  dieser  Wandel  unter  anderem  wegen  der  oben 
genannten Doppelidentität der Union geworden.
6.3.3  Die Multi-Level-Struktur der EU
Die  Entwicklung  planvoller  Strategien  in  Bezug  auf  Russland  und  noch  mehr  ihre 
anschließende  Umsetzung  werden  dadurch  erschwert,  dass  die  interregionalen 
Beziehungen  der  EU  im  Allgemeinen  durch  eine  besondere  Komplexität  und 
Unübersichtlichkeit der Strukturen, Formen und Verantwortungen gekennzeichnet sind. 
Die sogenannte Multiebenenstruktur der EU, die den Kern des EU-Wesens ausmacht, 
hat einige eher hinderliche Nebenwirkungen in der GASP: die Konsensschwierigkeiten, 
die langwierigen Verhandlungen und die Ineffektivität  bei  der Entscheidungsfindung. 
Die logische Konsequenz des Prinzips, wo alle EU-Akteure bei allen Entscheidungen 
mitspielen,  ist  somit  die  Schwierigkeit,  eine gemeinsame EU-Position auszuarbeiten. 
Hier  kollidieren  oft  partikuläre  wirtschaftliche,  finanzielle,  sicherheitspolitische  und 
energietechnische  Interessen  der  einzelnen  Akteure  innerhalb  der  Union  mit  den 
gemeinsamen normativen Grundsätzen. 
Russland versucht seinerseits, um konkrete Ergebnisse schneller zu erzielen, wichtige 
Verhandlungen  bilateral  mit  ausgewählten  EU-Ländern  in  Umgehen  der  EU-
Bürokratien zu führen, was natürlich die innereuropäische Konsolidierung noch weiter 
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behindert. Auf diese Weise trägt die komplexe und oft unübersichtliche Funktionsweise 
der  GASP dazu  bei,  dass  die  Zusammenarbeit  zwischen  der  EU  und  Russland  oft 
selektiv  gestaltet  wird und viele  Kooperationsfragen zunehmend bilateral  verhandelt 
werden.
6.3.4 Folgen der  EU-Erweiterung und nationale Tendenzen innerhalb der EU
Die  EU-Erweiterung  2004  nach  Osten  und  Süden  Europas  hatte  maßgebliche 
Auswirkungen auf die Partnerschaft der Union zu Russland. Einerseits haben sich die 
Voraussetzungen  zur  wirtschaftlichen  Kooperation  durch  geographische  Nähe  und 
dadurch verlängerte gemeinsame Grenze verbessert. Die Bedeutung der geographischen 
Entfernung  für  das  Handelsvolumen  zwischen  zwei  Ländern  ergibt  sich  aus  der 
gravitationstheoretischen Außenhandelsperspektive daraus, dass durch die geografische 
Nähe die Transportkosten verringert werden. Andererseits haben die Zollbestimmungen 
und die  Standards  der  EU, die  nach 2004 auch  die  neuen EU-Länder  übernommen 
haben,  eher den handelsablenkenden Effekt  auf die  EU-Russland-Kooperation.  Auch 
aus der sicherheitspolitischen Perspektive sollte die Erweiterung beide Partner zu der 
vertieften  Zusammenarbeit  motivieren,  da  diese  nun  vitale  Interessen  in  der 
gemeinsamen Nachbarschaft teilen. 
Nach der  EU-Osterweiterung sind  die  Kontakte  zu  Russland in  der  Tat  noch enger 
geworden – wovon unter anderem 2005 verabschiedete „Wegekarten“ zeugen -, so dass 
die  neuen  Möglichkeiten  für  die  Umsetzung  einer  weiteren  Integration  entstehen. 
Jedoch hat  dieser Prozess einen politischen Hintergrund und ist  von den politischen 
Entscheidungen stark abhängig.
Hingegen ist  das politische Verhältnis  zwischen dem postsowjetischen Russland und 
den 27 EU-Ländern, darunter auch den ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten und drei 
Ex-Sowjetrepubliken, ziemlich angespannt. Zum einen liegt für einige der neuen EU-
Mitglieder die sowjetische Vergangenheit noch gar nicht so weit zurück, wovon ihre im 
besten  Fall  vorsichtige  und  misstrauische  Haltung  gegenüber  dem Kreml  zeugt.  Es 
kommt dabei  immer wieder  zu bilateralen Auseinandersetzungen zwischen Russland 
und solchen EU-Staaten. Diese Streitfälle betreffen nicht nur negativ die multilateralen 
EU-Russland-Beziehungen, sondern – weil sie auf die europäische multilaterale Ebene 
ausgetragen  werden  -  erschweren  auch  den  Zusammenhalt  innerhalb  der  EU.  Die 
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„Hardliners“ unter der Expertengemeinschaft  in Russland deuten ausdrücklich darauf 
hin, dass die Ost-Erweiterung negative Auswirkung auf die Partnerschaft hat.
 „Relations between Russia and the European Union are going through difficult times, if not 
to say a crisis, which obviously started with the last but one enlargement of the EU on May 
1, 2004. On that day the EU was joined by several countries that traditionally showed no 
liking for Russia and sometimes even no formal courtesy. At that time, the EU – in contrast 
to its friendly rhetoric – began to freeze its rapprochement with Russia and adopted a de 
facto policy of „peaceful coexistence“ and rigid, if  no hostile, competition of economic 
sphere.“250
Eine  weitere  Folge  der  Ost-Erweiterung  besteht  darin,  dass  die  außenpolitische 
Entscheidungsfindung innerhalb der Union – die schon bei 15 EU-Ländern kompliziert 
genug  war  -  nun  noch  mehr  Anstrengungen  und  Kompromisse  erfordert,  zu  denen 
einzelne EU-Mitglieder oft nicht bereit  sind. Viele Experten weisen darauf hin, dass 
mehr Zusammenhalt in Bezug auf Russland dringend nötig wäre:
„To improve its relationship with Russia, the EU must first put its own house in order. 
There have been too many internal divisions and arguments within the EU over the last few 
years and too many bilateral deals and disputes with Moscow. The EU should draw up a 
sufficiently  detailed  doctrine  of  mutual  accountability  and  solidarity,  offering  Member 
States a promise of protection in the event of a clash with Russia whilst discouraging them 
from unnecessarily inflaming disputes.“251 
Vor  allem  nach  der  Erweiterung  tut  sich  die  Europäische  Union  schwer,  einen 
kohärenten  Ansatz  gegenüber  Moskau  zu  finden.  Unterschiedliche  Erfahrungen, 
Interessen und Wahrnehmungen ihrer Mitglieder in Bezug auf Russland spielen dabei 
eine große Rolle. Die meisten Forschungen unterscheiden die EU-Länder grob in zwei 
Gruppen,  je  nachdem,  für  welche  Strategie  in  Bezug  auf  Russland  sie  plädieren. 
Zugespitzt  ausgedrückt,  lassen sie sich als Strategie der Eindämmung (Containment) 
und Strategie des Engagements definieren. 
Die  Strategie  der  Eindämmung sieht  eine  strikte  Konditionalität  vor,  wo bestimmte 
Anpassungen seitens Partnerland die obligatorische Voraussetzung zur Vertiefung der 
250  Pankov, Vladimir: Options for the EU-Russia Strategic Partnership Agreement, in: Russia in Global 
Affairs, 2/2008.
251  Wilson, Andrew; Popescu, Nicu: The Future of  EU-Russia-Relations: a Way Forward in Solidarity 
and the Rule of Law, European Parlament, February 2009, unter: 
http://www.europarl.europa.eu/activities/committees/studies/download.do?language=en&file=24431, 
abgerufen am 15.06.2011.
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Kooperation sind. Solange Moskau seine politischen Strukturen an die gemeinsamen 
europäischen Normen nicht sichtbar anpasst und seine geopolitischen Ambitionen im 
GUS-Raum  nicht  aufgibt,  sollen  die  Zusammenarbeitsangebote  seitens  der  Union 
bewusst  zurückgehalten  werden.  Diese  Strategie  wurde  am  deutlichsten  von  der 
polnischen  Kaczynski-Regierung  und  den  baltischen  Staaten  direkt  nach  der 
Erweiterung betrieben.
Ihr gegenüber steht die Strategie des Engagements, die vor allem von den „EU-Großen“ 
praktiziert wird, die auch bilateral seit langem eher freundschaftliche Beziehungen zu 
Russland pflegen – Deutschland, Italien, Frankreich. Gerade in den vielen gemeinsamen 
Interessen sehen sie die Chance auf eine Annäherung auch im politischen Dialog mit 
Russland.  Durch  die  schrittweisen  Vertiefung  der  Kooperation  soll  mehr  Vertrauen 
aufgebaut werden und der Wertestreit wird dann wie von selbst gelöst.  Aus dieser Sicht 
dürfen  die  guten  Beziehungen,  die  durch  gemeinsame Interessen  bekräftigt  werden, 
durch  überzogene  Konditionalität  nicht  belastet  werden.  Die  vom  Vertrauen  und 
Respekt gekennzeichnete Partnerschaft soll mit der Zeit dazu führen, dass Russland sich 
aus eigener Initiative mehr und mehr an das demokratische Vorbild Europas nähert. 
Richtungweisend ist  in  diesem Kontext  die  vom deutschen Außenministerium 2006 
formulierte  Strategie  „Annäherung  durch  Verflechtung“252.  Sie  sieht  weiterhin  die 
Thematisierung solcher  Fragen wie demokratische  Entwicklung Russlands  und seine 
Anpassung an europäische Werte als dauerhafte Grundlage der Partnerschaft im Dialog 
mit russischer Regierung vor, verzichtet aber auf die übertriebene Konditionalität und 
setzt stattdessen auf die sozialisierende Wirkung kleiner und praktischer Annäherungs- 
und Harmonisierungsschritte. Die Übernahme  der demokratischen Werte und Normen 
wird  somit  nicht  als  die  Voraussetzung  der  Partnerschaft  gesehen,  sondern  als  ihr 
langfristiges Ziel. 
Nicht nur in der russischen Experten-Community wird immer wieder versucht, die Ost-
Erweiterung der Union für die normative Krise in der Partnerschaft verantwortlich zu 
machen. Viele in Deutschland veröffentlichen Studien vertreten eine ähnliche Position. 
Dieser  Faktor  darf  aber,  meiner  Meinung  nach,  nicht  überbewertet  werden.  Der 
Gerechtigkeit  halber  soll hier  gesagt  werden,  dass  die  Konsensschwierigkeiten 
252  S. unter: http://www.bundestag.de/dokumente/analysen/2006/Die_EU-Russlandpolitik.pdf, zuletzt 
abgerufen am 10.03.2012.
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gegenüber  Russland  nicht  zuerst  mit  der  Erweiterungsrunde  2004  entstanden  sind. 
Schon  die  „alten“  EU-Mitglieder  sind  sich  nicht  immer  einig,  wenn  es  um  die 
Beziehungen zum Kreml geht. Im Unterschied zu Frankreich, Italien und Deutschland, 
die aufgrund ihrer wirtschaftlichen Interessen und engen bilateralen Links mit Russland 
schon immer für eine pragmatische Haltung plädierten,  vertreten solche Staaten wie 
Österreich und Großbritannien eine wesentlich striktere Position und bestehen auf mehr 
Konditionalität in der Partnerschaft. 
Diese Widersprüche innerhalb der Union wurden schon vor der EU-Erweiterung, zum 
Beispiel bei der Haltung einzelner EU-Länder zum Tschetschenienkonflikt, offenbart. In 
ihrer  sehr  aufschlussreichen  Studie  zu  den  Positionen  einzelner  EU-Mitglieder  zu 
Russland teilen Nicu Popescu und Marc Leonard 27 EU-Länder in fünf Gruppen.253 Die 
sogenannten  „Trojanischen  Pferde“  Griechenland  und  Zypern  unterstützen  die 
pragmatische Position von „Strategischen Partnern“ - Deutschland, Frankreich, Italien 
und Spanien – und plädieren dafür, dass man Russland nur durch mehr Verflechtung zur 
politischen  Annäherung  bringen  kann.  Kein  Wunder,  dass  es  gleichzeitig  diejenigen 
Staaten sind, die sehr ausgeprägte und langjährige bilaterale Beziehungen zu Russland 
pflegen. 
Ihnen  widersprechen  „Frostly  Pragmatists“  -  Großbritannien,  Estland,  Lettland, 
Tschechien,  Irland,  Schweden  und  Rumänien,  die  sich  auch  an  Business-Interessen 
orientieren,  haben aber weniger Interdependenzen mit Russland und favorisieren die 
Strategie  der  Eindämmung.  Diese  Länder  haben  auch  im  letzten  Jahrzehnt  eine 
beachtliche Anzahl von bilateralen Konflikten mit Russland gehabt. 
In der Mitte stehen „Friendly Pragmatists“ - Finnland,  Bulgarien, Ungarn, Slowakei, 
Malta,  Portugal,  Slowenien,  Benelux-Ländern  und Österreich.  Das  sind  Länder,  die 
entweder weniger Interessen und Links haben, die sie mit Russland verbinden, oder je 
nach Situation dem Mainstream folgen, um andere Ziele zu erreichen. 
Eine  Sondergruppe  stellten  in  der  Studie  Polen  und  Litauen  dar,  die  „New  Cold 
Warriors“ genannt  wurden.  Hier ist  es  zu bemerken,  dass die  Studie  2007 erschien, 
damals stand ein ungelöster Konflikt wegen Fleischembargo zwischen Warschau und 
Moskau dem Beginn der Verhandlungen zu einem neuen Abkommen EU-Russland im 
253  Leonard, Mark;  Popescu, Nicu: A Power Audit of EU-Russia Relations, Policy Paper, European 
Council on Foreign Relations, 2007. 
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Wege. Es waren zuerst Polen und danach Litauen, die als Reaktion auf scharfe bilaterale 
Konflikte mit Moskau die Verhandlungen mit dem Kreml auf der EU-Ebene eine Zeit 
lang blockierten. Seit 2008, nachdem diese Streitigkeiten gelöst wurden, gehören beide 
Länder  in  die  Kategorie  „Frostly  Pragmatics“.  Diese  Studie  illustriert,  dass  bloße 
Unterscheidung  in  „alte“  und  „neue“  Mitgliedsländer,  die  zwei  Fronten  in  der 
gemeinsamen europäischen Russlandpolitik bilden,  zu simpel ist  und der komplexen 
Realität nicht entspricht.254 
Nichtsdestoweniger ist die Schlussfolgerung erlaubt, dass die EU-Erweiterung 2004 die 
Partnerschaft  vor  eine  schwierige  Aufgabe gestellt  hat.  Schon  aufgrund  der  stark 
gestiegenen Zahl der Akteure und ihrer oben beschrieben unterschiedlichen Positionen 
zu  Russland  sind  EU-interne  Verhandlungsprozesse  deutlich  kontroverser  und 
langsamer  geworden.  Die  Zahl  der  bilateralen  Konflikte  mit  Russland  und  der 
„Alleingänge“ innerhalb der Union ist seitdem ebenso gestiegen. Seitdem die EU auf 27 
Staaten  gewachsen  ist, ist  ein  einstimmiger  Beschluss  im  EU-Rat  in  sensiblen 
außenpolitischen Fragen noch schwieriger geworden. Und vieles, was mit Russland zu 
tun hat,  ist  meistens  sensibel,  und -  wie oben gezeigt  –  wird von den  EU-Ländern 
unterschiedlich bewertet.  Die Folge  daraus  ist  die  begrenzte  Handlungsfähigkeit  der 
Union  in  Bezug  auf  Russland,  die  direkte  Auswirkungen  auf  den  Charakter  der 
Partnerschaft hat. Die Normativität wird durch begrenzte Einflussmöglichkeiten stark 
reduziert und der durch vitale nationale Interessen genährte Pragmatismus gewinnt die 
Oberhand. 
6.3.5  Die „Sinnkrise“ der EU
Man muss heutzutage kein Pessimist sein, um zu behaupten, dass die EU in den letzten 
fünf bis sieben Jahren allem Anschein nach von einer Krise in die andere stolpert. Die 
Liste  der  aktuellen  Problemen  ist  lang:  die  Erweiterungsmüdigkeit,  das  abgelehnte 
Verfassungsprojekt, das anscheinend unzureichende Bürgervertrauen in die europäische 
Idee,  das  von  den  euroskeptischen  Parteien  noch  mehr  geschürt  wird,  die  in  ganz 
Europa momentan immer mehr Stimmen gewinnen – zuletzt in Ungarn, Österreich, den 
254  Vgl. z.B. bei Susan Stewart: „It is clear that while there are differences between the „old“ and „new“ 
member states, this distinction is inadequate to do justice to the complexity of members' attitudes 
towards, and relationship with, Russia. Hungary and Bulgaria, for example, have a less sceptical 
attitude towards Russia, than do Poland and Estonia, while Sweden and the UK are more vary of 
Russia's behaviour than are Germany and France.” Stewart, Susan: EU relations with Russia and the 
eastern neighbourhood, European Strategy Forum 2009.
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Niederlanden und in  Finnland.  Seit  2008 kamen auch noch die  Finanzkrise  und die 
Eurokrise  hinzu.  Im  außenpolitischen  Bereich  haben  vor  allem  die  Arabischen 
Revolutionen gezeigt, dass die Europäische Union immer noch nicht imstande ist, auf 
die  Konflikten  auf  der  internationalen  Bühne  mit  einer  Stimme  entschlossen  zu 
reagieren. Die empirisch wahrzunehmende Krisenstimmung in der EU wird von den 
Pressestimmen und Analysen bekräftigt. Für viele Analytiker sind diese Krisen keine 
Einzelerscheinungen, sondern stehen für eine tiefgreifende Spaltung innerhalb der EU 
und bedrohen die Idee der europäischen Integration.
„Das  Ausbleiben  effektiver  Antworten  auf  diese  Krisen  illustriert  nicht  nur 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  EU-Staaten  in  der  Realpolitik,  sondern  steht 
vielmehr für eine tiefergehende Spaltung: es fehlt, so scheint es, an gemeinsamen Visionen 
für  Europa.  Dies  spiegelt  sich  nicht  zuletzt  im  Versagen  der  politischen  Führung,  den 
Bürgern  der  jeweiligen  Nationalstaaten  die  Bedeutung  der  EU  zu  vermitteln,  und  zu 
artikulieren, welchen Platz die EU in der Welt annehmen sollte. Da es an Konsens in diesen 
Fragen mangelt, gerät die EU als integrative Kraft in Europa und als normatives Korrektiv 
gehörig ins Wanken.“255 
Die Unsicherheit und Uneinigkeit darüber, wie sich das Projekt Europa inhaltlich und 
strukturell  weiterentwickeln  soll,  schlägt  logischerweise  auch  auf  die 
Außenbeziehungen über. Betrachtet man die Uneinigkeit im Licht der Zielsetzungen der 
GASP, wird die außenpolitische Dimension der aktuellen Sinnkrise der EU gut sichtbar. 
Der Zwang zur Einstimmigkeit, der in der GASP weiterhin herrscht, bringt die EU oft 
notgedrungen dazu, sich nur auf einen kleinen gemeinsamen Nenner zu einigen. Dies 
widerspricht  dem Anspruch  auf  eine  globale  actorness  und dem  erklärten  Ziel  der 
GASP, der EU mehr Gewicht und Einfluss auf der internationalen Bühne zu verleihen. 
Anders gesagt: Wer beeinflussen will, muss auch agieren und dafür muss man zuerst in 
der  Lage sein,  gemeinsame und manchmal  schnelle  Entscheidungen zu  treffen.  Auf 
diese Weise stehen die aktuelle Tendenz zur Renationalisierung der EU-Außenpolitik 
und  das  Ziel,  der  EU  zu  mehr  Gewicht  als  globaler  Akteur  zu  verhelfen,  im 
Wiederspruch zu einander.
Der groß gefeierte Vertrag von Lissabon galt als Ausdruck der Bestrebungen der Union, 
255  Schmidt, Vivien: Die EU – eine erloschene Vision?, in Neue Gesellschaft Frankfurter Hefte 7-8/2011, 
S. 28.
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den Platz als globaler Akteur anzunehmen, indem der gemeinsamen Außenpolitik mehr 
Gewicht  und Gestaltungsformen zugesprochen wurden. Aber auch nach dem Vertrag 
von Lissabon bleibt  die grundsätzliche  Einstimmigkeit  bei  der  Beschlussfassung das 
größte  Manko  der  GASP.  Auch  wenn  im  Vertrag  die  Mehrstimmigkeit  ausgeweitet 
wurde,  bleibt  das  intergouvernementale  Prinzip  der  gemeinsamen  Außenpolitik 
bestehen. 
Dies  wird  durch  zwei  Erklärungen  unterstrichen,  die  nach  den  Forderungen  von 
Großbritannien  beim  EU-Gipfel  2007  verabschiedet  wurden.  Diese  Erklärungen 
bestätigen die Autonomie nationaler Außenpolitiken der Mitgliedstaaten und entkräften 
die Mehrstimmigkeit,  die nur in besonderen Fällen möglich ist,  und sogar dann  von 
einzelnen Mitgliedern „aus wesentlichen Gründen nationaler Politik“ abgelehnt werden 
kann256.  Die  Europäische Union ist  aber  nur  dann handlungsfähig,  wenn sie  sich in 
zentralen Fragen ihrer Außenbeziehungen auf einen Konsens ihrer Mitglieder stützen 
kann.  Solange  die  Zahl  der  Veto-Mächte  bei  27  bleibt,  ist  es  jedoch  sehr 
unwahrscheinlich. Bis dahin ist die Gruppenbildung innerhalb der Union unvermeidbar 
und wirkt sogar positiv auf ihre Handlungsfähigkeit auf der internationalen Bühne aus. 
Zwei aktuelle Beispiele  aus der europäischen Außenpolitik sind die Mittelmeerunion 
und  die  Östliche  Partnerschaft.  Die  beiden  wurden  auf  Initiative einzelner 
Mitgliedstaaten  (Frankreich  im ersten  Fall  und Deutschland  und Polen  im zweiten) 
gestartet,  stehen aber  allen willigen EU-Ländern offen. Auch wenn man bei solchen 
Formaten  mehr  konkrete  Ergebnisse  vorzeigen  kann,  bleibt  das  Problem  der 
gegensätzlichen Tendenzen innerhalb der EU ungelöst. Die Gefahr innerer Spaltung der 
EU  wird  oft  als  die  Kehrseite  solcher  Gruppenbildung  genannt,  und  die 
Handlungsfähigkeit darf natürlich nicht auf Kosten  des Zusammenhalts  in der Union 
erreicht werden. 
Die „Sinnkrise“ hat darüber hinaus noch andere Auswirkungen auf die EU-Russland-
Beziehungen.  Gelähmt  durch  den  Einstimmigkeitszwang,   kann  die  Union  nur  im 
geringen Maße und ziemlich langsam zu bedeutenden Entscheidungen in Bezug auf 
Russland durchringen. Dies motiviert sowohl den Kreml als auch einige europäische 
Nationalregierungen  dazu,  wirklich  wichtige  Verhandlungen  außerhalb  des  EU-
256  Das vollständige Dokument ist zu lesen unter: http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?
reference=DOC/07/2&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en, zuletzt abgerufen 
am 15.03.2012.
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Rahmens  bilateral  miteinander  zu  führen.  Da  solche  Entscheidungen  meist  gegen 
Interessen  von  anderen  EU-Ländern  getroffen  werden,  führt  es  zu  noch  mehr 
Disbalance in der Union. 
Auch  die  Normativität  in  den  Außenbeziehungen  kann  bei  den  widersprüchlichen 
Tendenzen  nicht  mehr  aufrechterhalten  werden.  Da  die  EU  auch  in  ihrem  Inneren 
momentan  ziemlich  zersplittert  ist  –  was  angesichts  der  Eurokrise  noch  deutlicher 
geworden ist – kann der Ansatz „zu mehr Integration und Wohlstand durch gemeinsame 
Werte“ nicht mehr so glaubwürdig nach außen transportiert werden. Dies führt dazu, 
dass momentane Interessen in den Vordergrund rücken und die Partnerschaft allgemein 
pragmatischer  wird.  In  Russland  wird  dieser  Prozess  genauso  als  eindeutige 
Erschwerung der Beziehungen EU-Russland gesehen.
 „These developments have been taking place amid a deep structural and adaptation crisis 
in the EU, which is assuming increasingly grotesque forms – against the background of its 
integration successes of 1986-2002. This could be seen in a serious dissonance between the 
processes of enlargement after May 1, 2004 and the aggravation of problems involved in 
the EU reform caused by the rejection of the EU Constitution. The crisis has markedly 
lowered  the  quality  of  European  integration  and  its  homogeneity  as  an  integrational 
association, and narrowed the possibilities for conducting a truly „communitarian“ policy 
toward third countries, including Russia.“257 
Ein  anderer  Aspekt  der  EU-Krise  ist  die  momentane  Auslastung  der  Union  mit 
innereuropäischen Fragen und die Fixierung auf eigene Probleme. Seit 2005 wurde die 
EU immer wieder und mit immer neuen Herausforderungen ihres Integrationsprozesses 
konfrontiert – die Erweiterung, die Ablehnung der EU-Verfassung, die Ausarbeitung des 
Lissabon-Vertrags, die Ausweitung des Schengen-Raumes, die Finanzkrise und darauf 
die  folgende Eurokrise, die  gestiegene Zuwanderung, die Verstärkung der  nationalen 
Tendenzen in vielen Mitgliedsländern nach jeweiligen Regierungswechsel. Dies führte 
zur Verschiebung der Schwerpunkte von der Außen- auf die Innenpolitik seit 2005. Die 
außenpolitischen Probleme wurden als weniger akut und handlungsbedürftig eingestuft. 
Den Beziehungen zu Russland – aber auch zu den anderen strategischen Partnern – 
wurde  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Zum Teil  erklärt  es,  warum es  nach  dem 
Ablaufen des aktuellen PKA fast zwei Jahre gedauert hat, bis man sich über ein Mandat 
257  Pankov, Vladimir: Options for the EU-Russia Strategic Partnership Agreement, in: Russia in Global 
Affairs, 2/2008, S.2.
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zur Aufnahme der Verhandlungen über ein Nachfolgeabkommen mit Russland geeinigt 
hat.  Nicht  nur  bilaterale  Konflikte  zwischen Russland und Polen und Russland und 
Litauen  sind  der  Grund  dafür,  sondern  auch  dass  die  Union  2007-2009  mit  der 
Vorbereitung und Ratifizierung des Lissabon-Vertrags ausgelastet war. 
6.4 Rahmenfaktoren im Verhältnis EU-Russland 
Diese  Gruppe  der  Wandelfaktoren  stellt  eine  Sonderkategorie  dar.  Hier  werden  im 
Unterschied  zu  den  ersten  beiden  Gruppen  keine  Prozesse  und  Entwicklungen 
zusammengefasst, sondern konstante Charakteristika der Partnerschaft,  die jedoch im 
Zusammenspiel  mit anderen, dynamischen Faktoren, zum Wandel beigetragen haben. 
Als konstante Eigenschaften der Partner konnten sie den Wandel nicht direkt bewirkt 
haben und sind vielmehr als Rahmen zu verstehen, der diese Entwicklung begünstigt 
hat. Zu den Rahmenfaktoren zählen:
• die stark unterschiedlichen politischen Systeme und politischen Strukturen der 
Partner;
• viele strukturelle Asymmetrien in den Beziehungen;
• normative Divergenzen;
• falsche Einschätzungen und unterschiedliche Erwartungen an die Partnerschaft;
• sensible Interdependenzen;
• konkurrierende Interessen im GUS-Raum.
6.4.1  Institutionelle Unterschiede
Die  institutionellen  Unterschiede  im  Verhältnis  EU-Russland  spielen  neben  den 
strukturellen Asymmetrien und den normativen Dissonanzen die entscheidende Rolle 
beim Entstehen des Wertekonfliktes. Unter den institutionellen Unterschieden werden 
hier bestimmte Merkmale der politischen Systeme beider Partner verstanden, die EU 
und  Russland  voneinander  stark  unterscheiden  und  das  gegenseitige  Verständnis 
erschweren. Entscheidend ist dabei, dass die Akteure sich auf unterschiedlichen Stadien 
der  systemischen  Entwicklung  befinden:  Russland  sieht  sich  als  ein  starker 
Nationalstaat in der Tradition der westfällischen Staatensystems und die EU als eine 
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supranationale,  komplex  aufgebaute  und  tief  integrierte  Organisation  hat  noch 
überhaupt keine Beispiele im internationalen System.
„Während die Russische Föderation über alle institutionellen Merkmale eines „modernen 
Staates“  verfügt,  wird  die  Europäische  Union  wegen  der  teilweisen  Bündelung  der 
staatlichen  Souveränität  ihrer  Mitgliedstaaten  häufig  als  ein  „postmoderner  Staat“ 
eingestuft.  Zentrale  Regierungsgewalt  auf  der  russischen  und  dezentralisiertes 
Mehrebenensystem  auf  der  europäischen  Seite  wirken  sich  unmittelbar  auf  die 
internationale Akteursfähigkeit der beiden Partner aus.“258 
Diese Unterschiede im Charakter und Wesen der politischen Strukturen machen sich 
deutlich in Missverständnissen und Konflikten bemerkbar. Zum einen äußert sich das in 
der  Relevanz  von  sicherheits-  und  außenpolitischen  Fragen.  Während  Russland  als 
starker und zentralistischer Nationalstaat meistens in Kategorien der Realpolitik denkt 
und  sicherheitspolitische  Fragen  ganz  vorne  unter  seinen  außenpolitischen  Zielen 
rangiert, tut sich die EU noch schwer, die gemeinsame Sicherheits- und Außenpolitik 
effektiv  zu  gestalten.  Klassische  Verteidigungs-  und  sicherheitspolitische  Themen 
stehen erst seit kurzem auf der EU-Agenda. 2003 startete die EU erstmals ihre eigenen 
militärischen Missionen in  Bosnien und Herzegowina,  Mazedonien und Kongo, was 
ihre  Stellung  als  internationaler  Akteur  maßgeblich  bestärkte.  Für  Russland  ist  die 
Kooperation im Bereich der allgemeinen Europäischer  Sicherheit  – das  gemeinsame 
Raketenabwehrsystem und Medwedews Vorschlag zum Vertrag über die gemeinsame 
europäische Sicherheit seien hier die zwei aktuellsten Beispiele – hingegen besonders 
relevant für seine Beziehungen mit der EU.
Zum anderen erschweren  die  institutionellen und konstitutionellen Ungleichheiten die 
Verhandlungen zwischen den Partnern. Der Prozess der Entscheidungsfindung und die 
Implementierung dieser Entscheidungen auf der multilateralen Ebene sind aufgrund des 
europäischen Mehrebenensystems ziemlich kompliziert und langwierig. In Russland ist 
es  dank  dem  zentralistischen  System  anders,  zumindest  schneller,  wenn  nicht 
unbürokratischer.  Die  EU  gilt  in  der  russischen  Meinung  als  ein  unbequemer, 
unflexibler,  langsamer und nur begrenzt handlungsfähiger Partner. Auf beiden Seiten 
müssen  noch  das  Verständnis  und  die  Toleranz  für  die  Besonderheiten  der 
Entscheidungs- und Verwaltungsstrukturen des Partners entwickelt werden, was einen 
hohen  Informationsgrad  über  Funktionsweise  und  Institutionen  des  Anderen 
258  Bastian, Katrin: Die Europäische Union und Russland, Wiesbaden 2006, S. 75.
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voraussetzt. 
„Dem  europäischen  Mehrebenensystem,  geprägt  durch  einen  bottom-up-Ansatz  in  der 
Erarbeitung von Konzepten und Strategien, steht der russische top-down-Ansatz gegenüber, 
der häufig auch in technischen Fragen die politische Entscheidung einer übergeordneten 
Verwaltungsebene erfordert. Um die Defizite in der europäisch-russischen Zusammenarbeit 
trotz  der  Vielzahl  gemeinsamer  Institutionen  erklären  zu  können,  müssten  diese 
institutionellen Asymmetrien eventuell stärker als abhängige Variablen in der zukünftigen 
Forschung problematisiert werden. Die zunehmende Institutionalisierung der europäisch-
russischen Beziehungen scheint nur wenig oder gar keinen Einfluss auf die institutionelle 
oder politische Kultur jeder einzelnen Seite zu haben, ebenso wenig auf die Erwartungen, 
die  beide  mit  ihrer  Partnerschaft  verknüpfen,  noch  auf  die  Beurteilung  und  Beachtung 
„gemeinsamer Werte“.“259 
6.4.2  Strukturelle Asymmetrien
Unter den strukturellen Unterschieden in den Beziehungen EU-Russland wird hier das 
verstanden, worauf Michael Emerson in seiner Studie mit den Worten hinwies, dass die 
Stärken  der  einen  Seite  geradezu  spiegelbildlich  die  Schwächen  der  anderen 
reflektieren.260 Das  stimmt  tatsächlich  in  vielen  Bereichen.  Angefangen  bei  der 
Demographie,  die  in  den letzten Jahren zu einem sehr  großen Problem in Russland 
geworden ist, über die Wirtschaftskraft und den Stand der technologischen Entwicklung 
bis zum Militärpotential – die Unterschiede zwischen den russischen und europäischen 
Strukturen sind gravierend,  wobei es nicht  immer die EU ist,  die bei dem Vergleich 
besser abschneidet. Als das größte Land der Welt zählt Russland heutzutage nur 142 
Millionen Einwohner und ist somit auf Platz 9 unter den bevölkerungsreichsten Ländern 
der Welt.261 Diese Tendenz ist weiter sinkend, das durchschnittliche Lebensalter beträgt 
in Russland heute bei Männern 58,4 und bei Frauen 71 Jahre. Damit belegt das Land 
den 136. Platz weltweit, was dem Stand eines Entwicklungslands entspricht.262 In der 
EU-27, derer Fläche vier Mal kleiner ist, leben rund 501 Millionen Menschen.263 Die 
259  Ebd., S. 134.
260  Emerson, Michael: From an Awkward Partnership to a Greater Europe, A European Perspective, in: 
Readings in European Security, Vol. 3, edited by Dana H. Allin, Michael Emerson, Brussels 2007, P. 
1-20.
261  Datenquelle: http://www.welt-atlas.de/datenbank/laenderinfos.php?kartenid=0-9017, abgerufen am 
27.07.2010.
262  Die Daten s. bei: http://www.berlin-institut.org/online-
handbuchdemografie/bevoelkerungsdynamik/regionale-dynamik/russland.html, abgerufen am 
13.03.2012.
263  Datenquelle: http://wko.at/statistik/eu/wp-eu27.pdf, abgerufen am 27.07.2010.
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Bevölkerungszahl  und  die  demographische  Tendenz  ist  ein  sehr  wichtiger 
Entwicklungsfaktor, da liegt Russland meilenweit zurück.
Diese Diskrepanz wird durch die ungleiche Wirtschaftskraft verstärkt. Für Russland ist 
die  EU  der  wichtigste  Handelspartner.  Im  Jahr  2009  hat  Russland  50,4%  seines 
Außenhandels mit der EU abgewickelt. Für die EU wiederum nimmt der Handel mit 
Russland die  sechste  Stelle  in  der  Rangliste  der  Handelspartner  an. Wenn  man die 
Handelsstruktur berücksichtigt, ist die Unausgewogenheit noch deutlicher. Die russische 
Exportstruktur  wird  eindeutig  von  den  Energieträgern  und  Rohstoffen  dominiert, 
während die EU hauptsächlich fertige Produkte, Maschinen und chemische Erzeugnisse 
nach Russland liefert.  BIP gemessen in KKS, was internationale Vergleiche möglich 
macht, beträgt in der EU-27 24700, in Russland 10000 (2007).264 
Welche Auswirkung die strukturellen Asymmetrien im wirtschaftlichen Bereich auf die 
politischen  Beziehungen  zwischen  Russland  und  der  Union  haben,   bringt  ein 
Kommentar auf dem FES-Gesprächsforum Partnership with Russia in Europe auf den 
Punkt: „One german expert countered with the question „why does a country with less 
economic  power  than  Italy,  an  export  structure  like  a  developing  country  and  a 
Transparency International rating like Nigeria expect to play a similar role to the US in 
world politics?“265  
Die ökonomische,  demographische  und handelspolitische  Asymmetrie  zugunsten  der 
Union  wird  von  der  ressourcentechnischen  und  der  geostrategischen  Asymmetrie 
zugunsten  Russlands ausbalanciert.  Russland verfügt  über enorme Energieressourcen 
und ist  der Hauptexporteur  von Öl und Gas in die  ressourcenschwache Europäische 
Union. Die wichtigsten Pipelines verlaufen über das Territorium Russlands. Russland ist 
auch  militärisch  unvergleichbar stärker,  gemessen nicht  nur  an dem konventionellen 
Waffenarsenal, sondern auch an der Zahl der Atomwaffen. Es besitzt ein etwa zehnmal 
größeres Arsenal an Atomraketen als Frankreich und Großbritannien zusammen. Mit 
seinem Nuklearpotential nimmt das Land weltweit die zweite Stelle nach den USA ein. 
Die geostrategische  Stärke  Russlands vervollständigt auch  seine  besondere  Rolle  im 
GUS-Raum. Auch im Unterschied zu der unklaren Akteursfähigkeit der Union ist das 
264  Datenquelle: http://europa.eu/abc/keyfigures/qualityoflife/wealthy/index_de.htm, abgerufen am 
27.07.2010.
265  Katinka Barysch in: Partnership with Russia in Europe, A Strategy for a Win-Win-Situation?, 6th 
Roundtable Diskussion, Friedrich-Ebert-Stiftung, Juni 2008, S. 7.
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heutige Russland eindeutig ein weltweit bedeutender außenpolitischer Akteur mit klar 
definierten eigenen Interessen und Instrumenten zu deren Durchsetzung.
Zusammengenommen  stellen  die  strukturellen  Asymmetrien  die  Idee  einer 
gleichberechtigten  Partnerschaft,  die  unter  einer  „strategischen Partnerschaft“ 
verstanden wird, in Frage. Zusammen mit den normativen Divergenzen zwischen den 
Partnern  erschwerten  sie  die  Entwicklung  einer  ausbalancierten,  auf  gemeinsamen 
Werten  und Interessen  basierenden Partnerschaft  und begünstigen  Missverständnisse 
und Interessendiskrepanzen.
6.4.3  Normative Divergenzen
Die Divergenzen zwischen Russland und der Union bestehen auch auf  der globalen 
normativen Ebene. Wie im dritten Kapitel schon ausführlich belegt wurde, beziehen sie 
sich auf die unterschiedliche Bewertung und andere Deutung der universalen Werte und 
zentralen Völkerrechtsprinzipien. Während die EU dem Menschenrechtsschutz die erste 
Priorität  gibt  und  zu  diesem  Zweck  dazu  bereit  ist,  die  anderen  Prinzipien  zu 
relativieren,  setzt  Russland  die  Souveränität  eines  Staates  und  die 
Selbstbestimmungsrecht eines Volkes an die oberste Stelle. 
Die unterschiedliche Deutung dieser Prinzipien in Russland und der EU konnte bisher 
durch  den  normativen  Dialog  nicht  behoben  werden,  da  sie  das  Ergebnis 
jahrhundertelanger Entwicklungen ist, dessen Wurzeln man im späten Mittelalter findet. 
Nach Wladimir Kantor begann der Verfall traditioneller Gesellschaften, die im Zuge der 
barbarischen Eroberungen entstanden sind, in Westeuropa im 12-13. Jahrhundert.266 In 
den unendlichen Kämpfen formierten sich zwei gleichstarke Kräfte – das „Lager“ des 
Königs samt seiner Vasallen und die Städte, also die aufkommende Bürgerschaft, die 
Bourgeoisie.  Um  das  Gleichgewicht  herzustellen  und  zu  bewahren,  bedurfte  es 
rechtlicher  Regulierung  der  Beziehungen  in  Form  von  Verträgen.  Auf  diese  Weise 
bekamen nicht nur  der  Adel  und die  Vasallen des Königs schon früh in einem sich 
formierenden Staatsverband ihre Rechte,  sondern auch die nichtadeligen Stadtbürger. 
Auch die Position der katholischen Kirche, die außerhalb der neugebildeten staatlichen 
Institutionen stand und als  eine  eigenständige politische Kraft mit eigenen Interessen 
agierte, trug dazu bei, dass sich in diesen Machtkämpfen eine Struktur auf Vertragsbasis 
266  Kantor, Wladimir: Gewalt und Zivilisation in Russland, in: Michaleva, Galina (Hrsg.): Europa und 
Russland: Annäherungen und Differenzen, Hamburg 2007, S. 9 – 29.
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nach  und  nach  formierte.  So  war  in  Europa  schon  sehr  früh  „das  bürgerliche  und 
politische Leben von oben bis unten auf Verträgen aufgebaut, auf einem System der 
Gleichgewicht  der Kräfte.“267 Es hat  natürlich eine sehr lange Zeit  gedauert,  bis  die 
Zersplitterung  und  die  blutigen  Kämpfe  der  miteinander  verfeindeten  Parteien 
überwunden wurden und es gelang, diese Parteien nach dem Vertragsprinzip in feste 
staatliche Grenzen und geordnete Strukturen des staatlichen Wesens zu organisieren. 
Nachdem es geschah – so hatte England  bereits  im 14. Jahrhundert  ein Parlament - 
„etabliert sich in dem Teil Europas, den man den Kern des Westens nennen kann, noch 
nicht  stabil,  nicht  dauerhaft  in  den  italienischen  Stadtstaaten,  danach  in  Holland, 
England und, sich allmählich auf andere Staaten Europas ausbreitend, eine Form von 
Beziehungen,  die  auf  vertragsrechtlicher  Grundlage  basieren,  was  letztlich  die 
Wiedererrichtung der  zivilisatorischen Lebensprinzipien bedeutete,  die  einst  von den 
Barbaren  zerstört  worden  waren.“268 Die  Rechtsprinzipien  drangen  mit  der  Zeit  ins 
Bewusstsein der Bevölkerung und verfestigten sich nach den Revolutionen. So wurden 
auf  dem europäischen Territorium schon früh die  Voraussetzungen geschaffen,  unter 
denen sich im 20. Jahrhundert die europäische Einigung - basierend auf demokratischen 
Prinzipien – vollzog.
 Anders in Russland. Obwohl der erste russische Staat – Kiewer Rus – ursprünglich 
ähnlich  den  europäischen  Staaten  dieser  Zeitperiode  aufgebaut  war  und durch  enge 
politische,  religiöse  und  wirtschaftliche  Beziehungen  mit  Byzanz  den  Kontakt  und 
Austausch mit  den  europäischen Nachbarn hatte,  hat  Rus keine Möglichkeit  gehabt, 
seine organische Entwicklung ähnlich wie in Europa fortzusetzen. Im 13. Jahrhundert 
wurde es von der  tatarmongolischen Horda überfallen und geplündert. Die Besetzung 
dauerte  über  zwei  Jahrhunderte  lang,  hatte  aber  bis  heute  reichende  Folgen.  Diese 
Eroberung  kann  man  typologisch  mit  dem  Überfall  des  Alten  Roms  von  Barbaren 
vergleichen. Der entscheidende Unterschied liegt aber darin, dass während die Barbaren 
sich  im eroberten Staat  niederließen und die  Religion,  Kultur  und Lebensweise  der 
Römer nach und nach übernahmen, lebten die Mongolen nur abseits, sammelten von 
den russischen Fürsten Tribut und hatten außer diesem keinen Kontakt zur Bevölkerung. 
Das Wichtigste ist dabei, dass die russischen Fürsten zu diesem Tribut ohne jegliche 
267  Ebd., S.12.
268  Ebd., S. 12.
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vertragliche  Basis  nur  mit  Gewalt  oder  Bedrohung  gezwungen  wurden.  Als 
Gegenleistung erhielten sie von dem mongolischen Chan die Urkunde (Jarlyk), welche 
sie zur Herrschaft im eigenen Fürstentum bemächtigte. Diese Urkunden wurden aber 
von dem Chan willkürlich und nach Laune verteilt und konnten jederzeit jedem Fürsten 
entzogen werden. So wurde diese willkürliche und ohne jegliche vertragliche Absprache 
erstellte  Ordnung  allmählich  in  der  Verwaltung,  den  Gerichten  und  der 
Abgabeneintreibung  auf  dem  ganzen  russischen  Territorium  eingeführt.  Die 
Entwicklung der Fürstentümer und des daraus erfolgten Staates nahm von da an eine 
bestimmte Richtung an.
„Mit  anderen  Worten,  die  Neubildung  des  Landes  unter  dem  Nahmen  Moskauer  Rus 
vollzog sich unter Bedingungen, die rechtlich gesicherte Beziehungen nicht begünstigten – 
unter dem Einfluss von Gewalt des ersten Typs, d.h. außergeschichtlichen, barbarischen.“269 
Die  unterschiedliche  historische  Entwicklung  der  westeuropäischen Länder und 
Russlands zeigte ihre Wirkung nicht nur in den dadurch geschaffenen unterschiedlichen 
staatlichen  Strukturen,  sondern  auch  im  nationalen  Bewusstsein,  das  trotz  aller 
kulturellen Ähnlichkeiten und heutigen Globalisierungseffekts immer noch jedem Volk 
eigen  ist  und  so  etwas  wie  gemeinsames  nationales  Denken  prägt.  Durch  die  früh 
eingeführten  vertraglichen  Ordnungen  auf  dem  westeuropäischen  Territorium 
verfestigte sich im menschlichen Bewusstsein die  Idee vom Wert der Persönlichkeit. 
Wenn  man  mit  dem  Anderen  vertragliche  Beziehungen  unterhalten  kann,  ist  er 
gleichberechtigt und seine Persönlichkeit hat genauso einen Wert wie die eigene. Der 
Humanismus  und  die  Aufklärung  haben  in  Westeuropa  einen  nahrhaften Boden 
gefunden, weil  die Basis für diese Ideen schon im alltäglichen Leben der Menschen 
gefestigt war. Das führte über Jahrhunderte hinweg zur Schaffung der Staatsstrukturen, 
die den Menschen schützen. Dies erklärt auch, warum im Kern Europas der Wert der 
Menschenrechte  eine  herausragende  Stellung  hat,  vor  dem  Wert  der  staatlichen 
Souveränität. 
In Russland wurde hingegen sehr früh der Wert einer starken Staatsordnung postuliert. 
Da die  vertraglichen Beziehungen fehlten und die einfache Bevölkerung praktisch das 
Eigentum des  Herrschers  war,  konnte  man  den Schutz  auch nur  von ihm erwarten. 
Nachdem die tataromongolische Horde im 15. Jahrhundert besiegt war, verfestigte sich 
269  Ebd., S. 13.
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jedoch die  von ihr  eingeführte  Ordnung.  Der  Sieg des  Moskauer  Fürsten  über  dem 
Nowgoroder – Nowgorod war zu dem Zeitpunkt der letzte freie russische Staat, in dem 
nach antikem griechischem Vorbild die Volksversammlung zusammen mit dem Fürsten 
regierte – bildet eine Zäsur in diesem Prozess. 
„Der neue Typ gesellschaftlichen Beziehungen brachte auch ein spezifisches Verhältnis zur 
Gewalt  als  grundlegendem,  wenn nicht  einzigem Mittel  des  Staates  zur  Gestaltung  der 
inneren  wie  der  äußeren  Beziehungen,  zu  seiner  Erhaltung,  Ausweitung  und  Stärkung 
hervor.“270 
In der weiteren Entwicklung Russlands von Iwan dem Schrecklichen bis zu Peter dem 
Großen setzte der Staat den eingeschlagenen Weg fort. Die ganze Bevölkerung wurde 
als ein großes Heer gesehen, das persönliche Leben und das Eigentum besaßen einen 
Wert nur bezüglich der Bedürfnisse des Staates. Dies verlieh dem jungen Staat eine 
große Stärke und ermöglichte seine Ausweitung, führte aber dazu, dass die Bevölkerung 
sich gewöhnte, unter ständiger Gewaltdrohung wegen der Kriege und staatlicher Gewalt 
zu leben und begann, diese Gewalt als eine Norm staatlicher Organisation zu sehen. Für 
die Etablierung der zivilisierten, wie in aufgeklärtem Westeuropa,  Verhältnisse fehlte 
das Wichtigste: die Vorstellung vom Wert einer Persönlichkeit. Nicht nur, dass Russland 
territorial ziemlich weit entfernt lag und so von der Aufklärung nicht erreicht wurde, da 
fehlten auch die Voraussetzungen dafür. Hingegen  etablierte sich in der Zeit der Wert 
eines  starken  konsolidierten  Staates,  der  seine  Bevölkerung  von  der  verfeindeten 
Außenwelt schützte. 
Hat man diesen historischen Hintergrund vor Augen, sind auch die heutigen normativen 
Divergenzen zwischen Russland und der Europäischen Union verständlich.  Auch die 
letzten  Umfragen (s.  Punkt  6.2.1  am Anfang  des  Kapitels)  zeigen,  dass  die  damals 
erworbene Sicht auf die staatliche Organisation heute noch im nationalen Bewusstsein 
besteht. Die Nation und viele ruhmhafte Ereignisse in der Vergangenheit, vor allem die 
gewonnenen Kriege, wie der gegen Napoleon und der  Zweite Weltkrieg, gelten heute 
noch als der notwendige emotionale Anker in Russland, was seinerseits der kritischen 
Aufarbeitung der russisch-sowjetischen Vergangenheit im Moment noch im Weg steht. 
Die  Menschen  in  Russland  sehen  sich  den  Europäern  nah  und  wünschen  eine 
Modernisierung  und  „Verwestlichung“  des  Landes,  aber  auf  der  Grundlage  der 
270  Ebd., S. 13.
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spezifischen russischen Kultur und Erfahrung, mit starker Rolle der wiedererwachten 
Orthodoxie.  Die  oben  gezeichnete  Entwicklung  erklärt  auch  vieles  an  heutiger 
Selbstsicht  als  eine starke Kontinentalmacht  und dem Verlangen als  solche von den 
anderen akzeptiert zu werden. Diese Werte werden von den Ängsten um die Integrität 
und  die  Überlebensfähigkeit  des  Landes  begleitet,  die  sich  aus  der  jüngsten 
Vergangenheit Anfang der 1990er Jahre speisen. 
„Diese  vom eigenen  Wert  überzeugte  Sicht,  die  typisch  für  eine  Großmacht  ist,  wird 
begleitet von Minderwertigkeitsgefühlen gegenüber wohlhabenden westlichen Ländern und 
verbreiteten Ängsten um die Zukunft, ja Überlebensfähigkeit des russischen Staates. Diese 
Gefühle  sind nicht  nur  auf  Angehörige  der  Geheimdienste  oder  Streitkräfte  beschränkt, 
sondern bewegen weite Bevölkerungskreise.“271 
6.4.4 Unterschiedliche Erwartungen und Einschätzungen
„Der Westen hat  Russland in den 1990er Jahren unterschätzt  und überschätzt heute die 
Möglichkeiten des Landes. Interessanterweise haben die meisten Russen in den 1990ern 
und heute dasselbe getan. Diese beiden Wellen produzieren heftige Interferenzen.“ 272 
Das „psychologische“ Problem zwischen Russland und der EU ist sogar tiefer als nur 
eine gegenseitige Unterschätzung oder Überschätzung. Zusätzlich zu den strukturellen 
und  normativen  Divergenzen  zwischen  einem  sich  auf  die  starke  Zentralmacht 
orientierenden  Nationalstaat  und  einer  wertebasierten  supranationalen  Gemeinschaft 
sind  es  die  prägenden  Traumata  der  jungen  Vergangenheit,  die  eine  richtige 
Einschätzung des Gegenübers im Fall EU-Russland erschweren. 
Die  Europäische  Union  ist  als  Reaktion  und  Lehre  aus  dem  Zweiten  Weltkrieg 
entstanden.  Damals  sah  man  die  Möglichkeit,  weitere  große  Kriege  zu  verhindern, 
darin, dass europäische Nationen, vor allem die  großen und mächtigen,  freiwillig ein 
Teil ihrer Souveränität zugunsten der gemeinsamen europäischen Regierung abgeben. 
Das Abschaffen von Grenzen, die interregionale, grenzüberschreitende Kooperation, die 
gemeinsame Außen-  und  Sicherheitspolitik  und  der  gemeinsame Markt  sollten 
Friedensgaranten im vereinten Europa sein. Russland dagegen sieht sich als Erbe eines 
unerwartet  zusammengebrochenen  Imperiums, dessen  einzige  Chance  auf  die 
Weltbühne zurückzukommen in der Konzentration der Souveränität in einem Zentrum 
271  Wipperfürth, Christian: Putins Russland – ein vertrauenswürdiger Partner?, Stuttgart, 2004, S. 54.
272  Siegert, Jens: It's all psychology! Die Beziehungen zwischen Russland und der EU, in: 
Russlandanalysen 167/2008.
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und dem wirtschaftlichen Wachstum liegt. 
So war die EU für das in den Begriffen der klassischen Machtpolitik denkende Russland 
lange Zeit kein ernst zu nehmender Akteur. Die Vorstellungen von der Politik und den 
Außenbeziehungen  in  Russland  sind  diametral  zu  denen  der  Europäischen  Union  - 
basierend auf den „Westfälischen Prinzipien der zwischenstaatlichen Beziehungen“ und 
pragmatisch auf die nationalen Interessen gerichtet. Unter russischen Eliten herrscht ein 
verbreitetes  Unverständnis  dessen,  was  die  EU  ist  und  wie  sie  funktioniert.  Nach 
Auffassung  vieler  russischen  Beobachter  zeichnet  die  EU  eine  strategische  und 
globalpolitische  Irrelevanz  aus.  So  Fedor  Lukjanov:  „Europa  verliert  seine  globale 
Bedeutung und verwandelt  sich in einen zweitrangigen Spieler, der im Sumpf seiner 
inneren  Probleme  versinkt.“273 Heutzutage  ist  die  Rolle  der  Union  im  russischen 
außenpolitischen  Diskurs  aufgrund  der  mit  der  EU  neu  verhandelten 
Modernisierungspartnerschaft  maßgeblich  gestiegen274,  aber  der   von  Russland 
gepflegte  außenpolitische  Pragmatismus  zusammen  mit  der  langwierigen  und 
bürokratischen Funktionsweise  der  EU führen  dazu,  dass  Kreml  weiterhin  versucht, 
wichtige Geschäfte bilateral mit ausgewählten EU-Ländern zu führen.
Das tiefliegende Missverständnis über das Wesen und die Funktionsweise des Partners 
wird  durch  unterschiedliche  Zielsetzungen  für  die  Partnerschaft  vertieft.  Schon  die 
eingehende Untersuchung, was man auf der russischen und auf der europäischen Seite 
unter  einer  strategischen Partnerschaft  versteht,  führt  zum  Ergebnis,  dass  diese 
Vorstellungen  sich  stark  voneinander  unterscheiden.  Der  Begriff  der  strategischen 
Partnerschaft  wird  definiert  als  „langfristig  angelegte  Zusammenarbeit 
gleichberechtigter  Partner  (Staaten)  zur  gemeinsamen  Verwirklichung  von 
Grundvorstellungen und zur Lösung gemeinsamer Aufgaben in Schlüsselbereichen ihrer 
Beziehungen.“275 Dabei scheint es, dass die Union die Betonung auf den ersten Teil des 
Satzes  macht  und  die  „Verwirklichung  der  Grundvorstellungen“  anstrebt,  während 
273  Zitiert nach Hanns W. Maull: World Politics in Turbulence, IPG 1/2011, S. 54.
274  S. bei Hans W. Maull: „Im Zuge des Kaukasus-Kriegs, der globalen  Finanz- und Wirtschaftskrise 
und der Chinas ungebremsten Aufstieg sei – so das in Ost wie West übereinstimmende Mantra – klar 
geworden, das sich zwar der Multipolarismus global durchgesetzt hat, Russland in dieser neuen 
Ordnung jedoch keinen eigenständigen Pol bilde. Das habe die Moskauer Führung gezwungen, die 
Prioritäten zu verändern. [..] Und es habe, „faute de mieux“, den Westen als Modernisierungspartner 
zurück auf die russische Agendaliste geführt – mit im Westen erneut manch triumphalistischem 
Unterton.“ S.55.
275  Ebd., S. 73.
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Russland  pragmatisch  auf  der  „Lösung  gemeinsamer  Aufgaben“  besteht.  Die  EU 
betreibt  ihre  Russlandpolitik  als  einen  Balanceakt  zwischen  der  Inklusion  und  der 
Exklusion. Da es zurzeit für alle Beteiligten unvorstellbar ist, dass Russland der Union 
beitritt,  „verfolgt  die  EU  einen  integrativen  Ansatz  unterhalb  der  Schwelle  der 
Mitgliedschaft“.276 Das Ziel ist dabei eine möglichst umfassende Annäherung Russlands 
an  westliche  Wirtschafts-,  Rechts-,  und  Gesellschaftsmodelle,  Integration  im  Sinne 
„alles außer Institutionen“, wie Romano Prodi es einst sagte. Dazu ist es erforderlich, 
dass die russische Regierung sich zu den gemeinsamen Normen und Werten bekennt 
und die  europäischen  rechtsstaatlichen  und marktwirtschaftlichen  Prinzipien  in  ihrer 
Politik erfüllt.
Russlands  Erwartungen  beziehen  sich  auf  konkrete  Kooperationen  in  den 
„Schlüsselbereichen  der  Beziehungen“,  die  im  Interesse  beider  Partner  liegen. 
„Strategisch“  wird  die  Partnerschaft  durch  die  Zielsetzung,  einen  gemeinsamen 
Wirtschaftsraum mit der EU einst zu schaffen. Russlands Motive habe eine praktische, 
einerseits wirtschaftliche, andererseits geostrategische Natur. Die Union wird als Partner 
zur  Durchsetzung  gemeinsamer  Interessen  im  Bereich  europäischer  und  globaler 
Sicherheit, Frieden auf dem Kontinent, globaler Herausforderungen und als Helfer und 
Orientierungspunkt  bei  der  wirtschaftlich-technischer  Modernisierung  des  Landes 
gesehen. 
„Während also die Europäer über den Weg von Vertragsabkommen und Rechtsangleichung 
eher eine Integrationspolitik  auf  der  Ebene der  low politics verfolgen,  ist  der  russische 
Ansatz  zu  einem gutem  Teil  von  geopolitischen  Erwägungen  auf  der  Ebene  der  high 
politics gekennzeichnet.“277 
Mittlerweile behaupten viele Analytiker, dass die Ziele Russlands und der Union sich 
von Anfang an stark unterschieden, man wollte dies nur nicht konsequent zugeben, um 
die  strategische Partnerschaft  von Anfang an nicht zu gefährden.278 Vorerst brauchten 
die EU und ihre Mitgliedstaaten ziemlich lange, um ihre Ziele in Bezug auf Russland 
überhaupt gemeinsam zu formulieren. Dabei sind sie „bei der Planung in Bezug auf 
276  Ebd., S. 76.
277  Ebd., S. 77.
278  S. z.B. bei Galina Michaleva: „Die Ziele Russlands und der EU unterschieden sich bereits von dem 
Moment an, in dem die Strategien formuliert wurden, und dies lässt sich an den Dokumenten 
ablesen.“ Michaleva, Galina (Hrsg.): Europa und Russland, Annäherungen und Differenzen, Hamburg 
2007, S.158.
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Russland von einem abstrakten Modell eines globalisierenden Einflusses ausgegangen. 
Dieses  Modell  beruhte  auf  einem  Katalog  von  Forderungen  zur  Änderung  von 
Institutionen, der mit einem Katalog von Gütern und Leistungen verknüpft war.“279 So 
waren die vorrangigen Ziele der Union und ihrer Mitglieder – mittelfristig gedacht – 
ziemlich  utopisch,  was  man  aber  damals  zugegebenermaßen  der  Entwicklung  in 
Russland noch nicht ablesen konnte.  Diese Ziele waren:
• Förderung der Demokratie und der Marktwirtschaft in Russland;
• Integration  Russlands  in  einen  einheitlichen  wirtschaftlichen  und  sozialen 
europäischen Raum;
• Intensivierung  der  Energiebeziehungen  durch  die  Unterschreibung  der 
Energiecharta mit Moskau;
• Intensivierung  der  Handelsbeziehungen  durch  Annäherung  Russlands  an  die 
EU-Standards und mit besonderem Fokus auf den WTO-Beitritt Russlands;
• Kooperation in Sicherheitsfragen mit dem Ziel, die Stabilität und der Wohlstand 
auf dem Kontinent zu verbreiten und zu sichern;
• Absprache und Zusammenarbeit bei der Lösung globaler Herausforderungen des 
neuen Jahrhunderts.
Russlands Ziele waren kurz und knapp formuliert: die tiefgreifende Modernisierung des 
Landes  mithilfe  der  europäischen Investitionen und Technologien sowie  der  Aufbau 
eines gemeinsamen Marktes mit der EU samt seinen vier Freiheiten. Deswegen: „Trotz 
der deklarativen Entscheidung Russlands im Jahre 1994 zugunsten einer Europäisierung 
(Abkommen über Partnerschaft und Kooperation) hatte Russland nicht die Absicht und 
war auch nicht imstande, die unterschriebenen Vereinbarungen zu erfüllen; der Westen 
forderte dies seinerseits nicht ein.“280
Diese divergierende Wahrnehmungen der Ziele und Motive des Partners manifestieren 
sich in einem beträchtlichen Konfliktpotenzial. Wenn man die Partnerschaft aus beiden 
Perspektiven  analysiert  und dazu ungefähr  gleichermaßen russische  und europäische 
Quellen einbezieht, wird es besonders sichtbar. Es ist stark übertrieben, die heutigen 
279  Ebd., S. 157.
280  Ebd., S.159.
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Missverständnisse mit der Rhetorik des Kalten Krieges zu vergleichen, jedoch scheinen 
die falschen Wahrnehmungsmuster in den Beziehungen noch tief verankert zu sein. Jede 
Seite,  trotz  der  Beteuerungen  bei  den  Gipfeltreffen  und  Presseterminen,  dass  man 
einander  als  wichtigen  Partner  und  Freund  sieht, hält  sich  weiterhin  an  den 
festgefahrenen Denk- und Wahrnehmungsschablonen  fest,  wenn es um die „wahren“ 
Motive des Partners geht. 
So wird die russische Seite nicht müde zu wiederholen, dass die Zeiten, wo Russland 
bedingungslos nach der Integration in Europa strebte, längst vorbei seien. Zurzeit wolle 
Russland  die  gleichberechtigte  Kooperation  und  vor  allem  eine  respektvolle 
Behandlung, die ihm als einer großen Macht auf dem Kontinent gebührt. So wie der 
Außenminister  Sergej  Lawrow  in  seiner  Rede  beim  Internationalen  Symposium 
„Russland im 21. Jahrhundert“ im Juni 2008 auf den Punkt gebracht hat: 
„One such reality is the return of Russia to global politics, the global economy and finance 
as an active,  full-fledged actor.  This refers to our place on the world energy and grain 
markets;  to  our  leadership in the field  of  nuclear energy and space exploration;  to  our 
capabilities in the sphere of land, air and sea transit; and to the role of the ruble as one of 
the most reliable world currencies.“281 
Jede  Kritik  –  vor  allem  die  normative  –  seitens  der  Union  ruft  traumatische 
Erinnerungen an die heute als erniedrigend empfundene Jelzin-Jahre hervor und wird 
deswegen manchmal unangemessen scharf  zurückgewiesen.  Außerdem existiert unter 
den  russischen  politischen  Eliten  nach  wie  vor  das  Misstrauen,  ob  der  Westen  in 
Wirklichkeit  überhaupt an dem starken und souveränen Russland interessiert  ist.  Oft 
werden kritische Reaktionen auf die Entwicklungen in Russland – für den Westen sind 
dabei der Autoritarismus und die Demokratiedefizite in erster Linie von Bedeutung, in 
Russland aber  der  wachsende  Wohlstand  und  die  Konsolidierung  -  als  Zeichen  der 
Heuchelei und der Missgunst gedeutet.
In der EU wird das Erstarken Russlands in der Tat mit gemischten Gefühlen beobachtet. 
Einerseits ist die Union an einem stabilen und starken Nachbarn an seiner Ostflanke 
interessiert, der seine Pflichten als eine regionale Ordnungsmacht wahrnimmt und der 
EU bei den vielen Herausforderungen des neuen Jahrhunderts zur Seite steht. Auch die 
außenpolitische Schnittmenge an Interessen wächst objektiv, weil Russland jetzt in der 
281  Lavrov, Sergej: Russia and the World in the 21st Century, in Russia in Global Affairs, 3/2008, S.10.
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Lage ist, eigenständig zu agieren und zu den Lösungen von Problemen beizutragen, von 
denen  es  genauso  wie  die  EU  betroffen  ist  –  die Armut,  die  Migration,  die 
Umweltverschmutzung, die zerfallenden Staaten und bewaffneten nationalen Konflikte 
im  Zwischeneuropa.  Andererseits  wird  diese  innere  Stärke  durch  die  eindeutige 
Senkung  der  demokratischen  Standards  der  liberalen  Gesellschaft  erreicht,  was  die 
Alarmglocken bei  den europäischen Beobachtern läuten lässt.  So wird die  russische 
zunehmend  pragmatische  Außenpolitik  mit  einem „Muskelspiel“  verglichen  und  als 
eine Instrumentalisierung der Macht gescholten. Die meisten Versuche des Kremls, im 
eigenen  Interesse  zu  agieren  und  diese  Interessen  wenn  nötig  hart  zu  verteidigen, 
werden als feindliche Gesten gedeutet.
Das  wirklich  Interessante  dabei  ist,  dass  diese  „psychologische“  Komponente  der 
Beziehungen  beiden  Seiten  bewusst  ist.  Sowohl  in  den  russischen  als  auch  in  den 
europäischen  Analysen  findet  man  oft  Klagen  über  falsche  Wahrnehmungen  und 
Aufrufe, die Vorurteile abzulegen und sich in den Partner hineinzuversetzen. Dabei wird 
bei  den  Analysen  wiederum  entweder  die  eine  oder  die  andere  Perspektive 
angenommen. Zum Beispiel bei Vyacheslav Morozov:
 „Russia is ready to cooperate only if the EU recognizes its status as a sovereign European 
power and refrains from interfering in its home affairs. Brussels fears that cooperation with 
Moscow  in  such  conditions  will  undermine  its  own  sovereignty,  since  it  will  fuel 
authoritarian tendencies in Russia's political development. Add to this a poor understanding 
of  the logic of  each other's  actions.  Each of  the sides  has a  sincere  conviction that  its 
notions about  security  are universal,  and hence it  suspects  the other  side  of  hypocrisy, 
double  standards  and  even  the  purported  willingness  to  achieve  its  objectives  to  the 
detriment of the partner's interests.”282 
Trotz dieser Einsichten ist es noch nicht gelungen, die Wahrnehmungen von den alten 
Mustern zu „bereinigen“. Das erfordert wahrscheinlich einfach mehr Zeit.
6.4.5  Interdependenzen
Wenn der berühmte Satz stimmt, dass Staaten keine Freunde, sondern nur Interessen 
haben, dann haben Russland und die Europäische Union sehr gute Voraussetzungen für 
weitere Entwicklung einer konstruktiven und pragmatischen Partnerschaft.  Im dritten 
282  Morozov, Vyacheslav: Europe: Self-Alignement in Time and Space, in Russia in Global Affairs, 
3/2008, S.146. Vgl. auch den Artikel von Jens Siegert, It's all psychology! Die Beziehungen zwischen 
Russland und der EU, in: Russlandanalysen 167/2008, in dem die deutsche/europäische Perspektive 
der falschen Wahrnehmungen ausführlich dargestellt wird.
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Kapitel wurde die Interessenlage auf beiden Seiten ausführlich beleuchtet. Dabei wurde 
festgestellt,  dass  in  den  strategisch  wichtigen  Bereichen  große  Interdependenzen 
entstanden sind. Genannt seien hier die Energiepolitik, die Wirtschaft und Handel, die 
Finanzen und Investitionen sowie die Sicherheitspolitik. 
Die Interdependenzen sind nicht symmetrisch und wenn man nur die Zahlen betrachtet, 
sieht man, dass Russland von der EU eher abhängig ist, als umgekehrt. Und trotzdem 
trägt  die  Abhängigkeit  enorm  zur  Akzentverschiebung  in  der  EU-Russland-
Partnerschaft  bei.  Als  es  2004-2007  zu  erschwerten  Auseinandersetzungen  in  der 
Wertedebatte  kam, die  Kooperation in den meisten Bereichen  aber trotzdem  auf der 
alltäglichen  Basis  stattfand,  erschienen  in  den  Reihen  der  europäischen 
Russlandexperten  zum  ersten  Mal  Studien  und  Diskussionspapiere  mit  der 
Aufforderung,  die  Russlandpolitik  umzudenken  und  auf  eine  pragmatische  Basis 
umzustellen. Gerade weil die Interdependenzen so groß seien und Russland ein enormes 
Nutzen-Schaden-Potenzial  für  die  EU  habe,  hieß  es,  kann  es  die  Union  sich  nicht 
leisten,  durch  überzogene  Werteanforderungen  den  Dialog  mit  Russland  in  die 
Sackgasse zu führen.  Die Praxis der EU-Russland-Politik seit  2005 zeigt,  dass – ob 
bewusst oder unbewusst - diese Ratschläge in Brüssel gehört wurden.
6.4.6  Gemeinsame Nachbarschaft als Konkurrenzfeld
„Russia has been defining itself as a self-stand great power with global reach. Its current 
ambition is to become a full-fledged world power, one of a handful of more or less equal 
players in the twenty-first-century global system. Seen from that perspective, the former 
imperial borderlands of Russia are deemed to be both elements of its power centre  and a 
cushion to protect Russia itself from undesirable encroachments by other great powers.“283  
Das Zitat von einem der führenden russischen Außenpolitikexperten sagt viel darüber 
aus, wie essenziell die GUS-Staaten für Russlands außenpolitisches Selbstverständnis 
sind.  Diese  Länder  haben  eine  besondere  Bedeutung  in  doppelter  Hinsicht  -  als 
Statement  russischer  multipolaren  Ambitionen  und  als  eine  natürliche  Pufferzone 
zwischen Russland und anderen Großmächten auf dem Kontinent,  in erster Linie der 
EU und China. Wie Präsident Medwedew in seiner Amtsantrittsrede im August 2008 
konstatierte,  sind  diese  Länder  „ein  gemeinsames  zivilisatorisches  Gebiet“,  in  dem 
Russland „privilegierte Interessen“ hat. Diese Einschätzung lässt sich genauso in den 
283  Dmitrij Trenin, zitiert nach Maull, Hanns W.: World Politics in Turbulence, IPG 1/2011, S. 51.
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Dokumenten  der  frühen  1990er  Jahre schon  finden.  Neu  ist  allerdings  die 
Entschlossenheit, mit der Kreml seine Interessen in dem Gebiet vertritt, die bis zu einem 
bewaffneten Konflikt gehen kann, wie das Beispiel des kurzen Krieges in Südossetien-
Georgien  zeigt.  Genauso  stark  wendet  sich  die russische  Diplomatie  gegen 
Diskreditierungsversuche,  die  „historisch  begründeten  wechselseitig  privilegierten 
Beziehungen“ (Lawrow) als russische imperiale Ambitionen zu missbilligen.
Dabei werden die Aktivitäten der EU im GUS-Raum wohlwollender gesehen als jede 
Einmischung seitens der USA, der NATO oder zunehmend auch China. Obwohl in der 
russischen Presse ein negatives Bild der Europäischen Nachbarschaftspolitik und der 
Östlichen Partnerschaft überwiegt, sieht Moskauer Führung in beiden keine prinzipielle 
Bedrohung eigener  Interessen.  Der wichtigste  –  und nachvollziehbare -  Einwand ist 
dabei wiederum, dass diese Projekte ohne Russlands Mitwirkung- und Mitspracherecht 
beschlossen wurden. So ist die europäische Präsenz im GUS-Raum zwar keine vitales 
Bedrohung, aber wohl ein weiteres Misstrauenssignal, das die Partnerschaft belastet.
6.5  Globale Faktoren
Die vierte  Gruppe beinhaltet  Ereignisse  und Veränderungen im globalen  politischen 
Umfeld, die auf die Partnerschaft EU-Russland ausgewirkt haben. Dazu zählen:
• Veränderung der Weltordnung: von der unipolaren Welt mit  der Vorherrschaft 
der USA zu einem multipolaren System der  internationalen Beziehungen mit 
mehreren  Machtzentren  –  die  USA,  die  EU,  China,  Russland,  Indien, 
Lateinamerika;
• fortschreitende Globalisierung;
• angespanntes Verhältnis zwischen Russland und der NATO: Krieg in Kosovo 
und die NATO-Erweiterung nach Osten;
• die Terroranschläge auf die USA von 9/11 und der darauf folgende Krieg gegen 
globalen Terrorismus.
6.5.1 Der Übergang zur multipolaren Weltordnung
Die ohnehin maßgeblichen internen Transformationen sowohl in Russland als auch in 
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der Europäischen Union innerhalb der letzten zwanzig Jahre wurden dazu noch von den 
signifikanten  globalen  Entwicklungen  begleitet.  Das  globale  Umfeld  hat  die 
Partnerschaft  in ihrer Entwicklung zweifelsohne stark geprägt.
„Die  außenpolitische  Positionierung  Russlands  vollzieht  sich  im  Kontext  gewaltiger 
Umbrüche  in  internationalen  Machtkonstellationen.  Der  Prozess  der  Ablösung  der 
unipolaren  US-Hegemonie  durch  multipolaren  oder  non-polare  Konstellationen  von 
Machtzentren hat begonnen und wird Rückwirkung sowohl für die weitere Transformation 
Russlands  als  auch  für  die  außenpolitische  Identitätsfindung  der  Europäischen  Union 
haben.“284 
In dem für diese Studie gewählten Zeitraum hat sich das politische Weltsystem sogar 
zweimal grundsätzlich geändert. Zuerst entstand durch den Untergang der Sowjetunion 
eine  so  genannte  „Anomalie  im  internationalen  System“285,  bei  dem  es  kein 
Gegengewicht  zu  der  vorherrschenden Position  der  USA mehr gab.  Fast  ein  halbes 
Jahrhundert standen sich die USA und die UdSSR einander gegenüber und sicherten 
damit eine bipolare, mehr oder weniger ausbalancierte Weltordnung, die sich 1990-1991 
schlagartig in einen amerikanisch dominierten Unilateralismus verwandelte. Die neue 
Ordnung zeichnete sich durch eine beispiellose Konzentration der wirtschaftlichen und 
militärischen Macht in einem einzigen Machtzentrum. 
Im zweiten Schritt – nach dem Irak-Krieg, der den USA unerwartet viel Kraft gekostet 
hat,  und  der  von  dem  amerikanischen  Immobilienmarkt  ausgelösten 
Weltwirtschaftskrise – wurde die Führungskraft der US-Regierung und deren Ansehen 
in der Welt stark geschwächt bei dem gleichzeitigen Aufstieg der neuen Machtzentren – 
China, Indien, Russland und der sich neu positionierenden Europäischen Union. Diese 
Korrekturen im internationalen System können je nach der gewählten Perspektive als 
eine  Transformation  hin  zur  Multipolarität  oder  zu  einer  non-polaren  Weltordnung 
gesehen werden. Dass der Transformationsprozess des Weltsystems schon im Gange ist 
soll aber nicht umstritten werden.286 
284  Vgl. bei Peter W. Schulze: Putins Vermächtnis: Russische Innen- und Außenpolitik zu Beginn der 
Präsidentschaft Dmitri Medwedews, IPG 4/2008, S. 54.
285  S. ebd., S. 66.
286  Vgl.: „Doch während die Sicherheitsstrukturen noch unipolar auf die USA ausgerichtet sind, haben in 
den internationalen Beziehungen die Zeiten der Multipolarität längst begonnen. Das liegt am 
Machtzuwachs Chinas, am Wiedererstarken eines autokratischen russischen Staates, am Widerstand 
der lateinamerikanischen Ländern, an der festgefahrenen militärischen Situation in Afghanistan und 
im Irak, an der Schwächung des US-Dollars als internationalen Leitwährung und an der wachsenden 
Bedeutung internationalen Organisationen (Mercosur, Asean plus drei usw.). Hinzu kommt die von 
den USA ausgehende weltweite Finanzkrise – mit der womöglich das letzte Kapitel in der Geschichte 
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Diese Veränderungen  - obwohl ihnen keine aggressive Ideologie zugrunde liegt und sie 
deswegen  wenig  Gefahr  bergen,  die  Welt  wieder  in  die  Wettrüstung  und  den 
Vorkriegszustand  wie  in  den  1970er  Jahren zu  stürzen  –  können  trotzdem  zu  den 
verschärften Auseinandersetzungen zwischen den Großmächten führen. Die Dominanz 
der westlichen Mächte in internationalen Organisationen, vor allem der UNO und den 
G8/G20-Formaten, nimmt  jetzt  schon unabwendbar  ab.  Die  Forderungen der  neuen 
Mächte nach mehr Mitsprache werden währenddessen entschlossener. 
In  Bezug  auf  diese  Vorgänge  vertreten  die  Europäische  Union  und  Russland 
unterschiedliche Positionen. Während die russischen außenpolitischen Eliten eine neue 
multipolare  Weltordnung  schon  in  den  späten  1990ern als  ein  wünschenswertes 
Szenario prognostizierten und darin eine Chance für die Neupositionierung Russlands 
als regionale Macht auf der Weltbühne sahen, wird die Notwendigkeit zur Anpassung an 
die  neuen Realien  von den EU-Ländern nur  zögerlich akzeptiert.  Im Zeichen dieser 
Transformationen sieht sich Russland zu seiner Bestimmung  wieder erstarkt und will 
nun  über  das  Weltgeschehen  mitentscheiden.  Dabei  bleibt  der  Wille  zur  prioritären 
Kooperation  mit  der  Union  unverändert,  weiterhin  sieht  man  den  Erfolg  seines 
Modernisierungsprojektes mit der EU verbunden. Geändert  haben sich allerdings die 
Bedingungen  dieser  Kooperation,  sie  solle  auf  der  Basis  der  Gleichberechtigung 
geschehen  -  als  die  Zusammenarbeit  zweier  Machtzentren,  die  zur 
Interessenmaximierung beiderseits führen soll. Diese Ansicht treibt Russland verstärkt 
dazu,  eigene  Souveränität  und  das  Prinzip  der  Nichteinmischung  in  die  inneren 
Angelegenheiten des Staates stärker zu betonen. 
Die Wertedebatte zwischen den Partnern ist, wie oben ausgeführt, in dieser Hinsicht zu 
einem Paradebeispiel  geworden,  da  der  Kreml  vor  allem  vor  dem Hintergrund  der 
wiedererlangten Position Russlands als Großmacht die normative Kritik aus der EU für 
eine unakzeptable Belehrung und ein Zeichen der Missachtung hält. Die EU, die sich 
gerade selbst als global player erfindet und auf die Kooperation mit anderen Mächten, 
auch  Russland,  angewiesen  ist,  schraubt  an  ihrer  eigenen  Normativität  zurück  und 
tendiert dazu, eine pragmatischere Haltung in ihrer Außenpolitik anzunehmen.
des Imperium Americanum geschrieben wird.“ Atlas der Globalisierung 2010, S. 13.
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6.5.2  Die fortschreitende Globalisierung
Die Globalisierung ist der Schlüsselprozess der letzten Jahrzehnte und hat eine direkte 
und  massive  Auswirkung  auf  die  internationalen  Beziehungen  im  Allgemeinen  und 
zwischenstaatliche Partnerschaften im Konkreten. Diese Auswirkung kann man, Hanns 
W.  Maull  folgend,  in  einem  Wort  als  „Turbulenzen“  bezeichnen.287 Der  Begriff 
Globalisierung bedeutet,  dass alle Formen der grenzübergreifenden Transaktionen an 
ihrer  Intensität,  Tiefe,  Geschwindigkeit  sowie  der  sektoralen  und  geografischen 
Verbreitung gewinnen. Es bedeutet außerdem, dass sich die Qualität der Transaktionen 
zwischen den Akteuren geändert hat.
„Transaction process“ in this context encompass all forms of inter-societal and inter-state 
communication  (from  simple  e-mails  or  telephone  calls  to  diplomatic  measures),  the 
exchange  of  knowledge,  goods,  services  and  capital,  but  also  transaction  through  the 
medium of political  power  and the use of  force,  from the  final  communique of  a  G20 
summit  and  the  authoritative  decisions  of  the  European  Court  of  Justice,  through  the 
murder by the mafia of witnesses who have fled abroad or terror attacs by Al Qaida, to the 
deployment intercontinental nuclear weapons.“288 
Als Folge daraus entsteht in der ganzen Welt  eine Diffusion der Macht,  da mehrere 
Akteure,  nicht  nur  staatliche,  sondern  auch  wirtschaftliche  und  individuelle,  die 
Fähigkeit  bekommen,  auf  das  Geschehen  mitzuwirken  und  somit  das  Recht  auf 
Mitentscheidung in internationalen Fragen haben. Das macht die internationale Politik 
sehr  dicht  und  komplex,  provoziert  die  Erosion  der  existierenden  internationalen 
Strukturen  und bringt  außerdem immense  Schwierigkeiten bei  Entscheidungsfindung 
und Implementierung der Entscheidungen. 
In diesem Prozess werden drei  übergreifende Tendenzen in  der  heutigen Weltpolitik 
sichtbar:  die  Ersetzung  der  Geopolitik  als  bisher  führende  Kraft  der  internationalen 
Beziehungen  durch  die  Geoökonomie  (1),  die  Veränderungen  in  der 
Sicherheitsparadigma  (2)  und  die  wachsende  Bedeutung  der  verschiedenen 
Wertesystemen (3). Alle drei Tendenzen haben im Fall der EU-Russland-Partnerschaft 
eine  transformative  Bedeutung.  Besonders  die  erste  These  lässt  sich  anhand  der 
Beziehungen EU-Russland illustrieren.  Ganz im Sinne von diesem Phänomen -  „the 
overall shift of economic activity from the established industrialized countries towards 
287  S. bei Hanns W. Maull: World Politics in Turbulence, IPG 1/2011.
288  Ebd., S. 15.
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the  newly emerging countries  in general“289 -  ist  der  Zusammenhang zwischen dem 
wirtschaftlichen Aufschwung in Russland und der Intensivierung der Beziehungen zur 
EU  zu  interpretieren.  Dieser  Aufschwung,  wie  oben  in  diesem  Kapitel  ausführlich 
beschrieben, führte zur Steigerung der europäischen Handels- und Finanzinteressen in 
Russland und dem damit verbundenen Willen zur konstruktiven Kooperation (1). Wenn 
die  Wertedebatte im Weg steht, wird sie von den interessierten Akteuren umgangen. 
Davon  zeugt  die  Energiepartnerschaft  zwischen  den  einzelnen  EU-Ländern  und 
Russland ebenfalls. 
Nach  Maull  sind  weitere  Anzeichen  der  Umorientierung  auf  die  Geoökonomie 
„international competition for raw materials“ und „the economic and political ascent of 
energy- and ressource-rich states, such as Brazil, the OPEC states, and Russia“.  Dies 
entspricht ganz den Schlussfolgerungen, die in diesem Kapitel im Abschnitt 6.2.3 über 
die  wachsende  Rolle  Russlands  als  Energielieferant  für  die  EU  und  den  damit 
verbundenem steigenden Pragmatismus gemacht wurden.
Die Globalisierung ist  außerdem dafür  verantwortlich,  dass  der  Kooperationswille  – 
oder  der  Druck  dazu  –  auf  beiden  Seiten  wächst.  Zwei  zentrale  Prozesse  auf  der 
Weltbühne infolge der fortschreitenden Globalisierung sind der Zerfall der Sowjetunion 
–  und  somit  das  Ende  des  bipolaren  Systems  -  und der  rapide  Aufstieg  der  neuen 
Mächte. Getrieben durch die Kooperationsnotwendigkeit und Suche nach Hilfe, wandte 
sich  das  neue  Russland  in  den  1990er  Jahren direkt  an  den  Westen.  Für  die  EU 
bedeutete der Globalisierungsdruck ihrerseits die Notwendigkeit, mit Russland Handels- 
und  Energiebeziehungen  einzugehen,  um  sich  die  Energiebezugsquellen  und  den 
Zugang zu einem neuen Markt zu sichern. Ganz im Sinne der Definition am Anfang 
dieses  Abschnittes  bedeutet  der  Globalisierungstrend,  dass  die  grenzübergreifenden 
Kooperationen sich immer weiter, immer tiefer und immer schneller entwickeln. Wer 
nicht verlieren will, muss sich entwickeln und mit anderen kooperieren. So wird ein 
konfliktreicher normativer Dialog zugunsten der pragmatischen Zusammenarbeit in den 
Win-Win-Bereichen  in  den  Hintergrund  der  Partnerschaft  gedrängt.  Auch  die 
Veränderungen im Sicherheitsparadigma trugen dazu bei, dass man auf der Suche nach 
neuen Allianzen sich annäherte (2). Verschiedene Wertesysteme gewinnen als ideelle 
Konstitutionsmerkmale  der  politischen  Systeme  an  Bedeutung,  wobei  der 
289  Ebd., S. 19.
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universalistische Anspruch des vorher herrschenden westlichen Wertekanons hinterfragt 
wird  (3).  Durch  Bedeutungsgewinn  der  neuen  Mächte  –  vor  allem  in  Asien,  wo 
kulturelle und philosophische Traditionen und somit die ganzen normativen Grundlagen 
ganz anders sind - bekommen auch ihre Wertesysteme zumindest in den Ansätzen mehr 
Beachtung.
„In der Tat ist im Zuge der Globalisierung nicht nur ein (auch) wertebezogenes, kognitives 
„Zusammenwachsen  der  Welt“,  mithin  eine  partielle  „Vergemeinschaftung  der  Welt“ 
festzustellen,  sondern  sind  zugleich  unübersehbare  Prozesse  der  kulturellen  und 
ideologischen  Fragmentierung  zu  beobachten,  die  in  der  Gestalt  ethno-nationalistischer 
Bewegungen  oder  religiöser  Fundamentalismen  auf  partikulare  Tendenzen  der 
Desintegration statt Vergemeinschaftung hinweisen.“290 
Dieser Prozess kann auf der anderen Seite in der nahen Zukunft dazu führen, dass die 
normativen Auseinandersetzungen zwischen der EU und Russland mit fortschreitender 
Integration an Schärfe verlieren werden und ein konstruktiver Dialog in diesem Bereich 
möglich  wird.  Diese  Entwicklungen  können  wiederum  die  Partnerschaft  erneut  in 
Richtung mehr Normativität bewegen.
6.5.3  Konflikte zwischen Russland und der NATO
Auch wenn man seit Obamas Amtsantritt eine deutliche Verbesserung des Klimas im 
NATO-Russland-Rat diagnostiziert und allgemein vom „Restart“ der Beziehungen zu 
den USA spricht, hat sich in den Köpfen von russischen Generälen anscheinend nicht 
viel  geändert:  Da  wird  die  nordatlantische  Allianz  weiterhin  als  der  zentrale 
Bezugspunkt russischer Sicherheitssorgen empfunden. Die NATO wird als Konkurrent 
um den Einfluss in Europa und eine seinem Wesen nach russlandfeindliche Organisation 
gesehen;  die  Beziehungen zu  ihr  bilden  den  wesentlichen  Teil  des  außenpolitischen 
Diskurses und werden oft als den Kern russischer Westpolitik bezeichnet. 
Beide Ereignisse – die Einmischung der NATO in den Kosovo-Konflikt und die zweite 
NATO-Osterweiterung  wurden  hier  nur  zusammenfassend  skizziert,  da  sie  ib  den 
vorangehenden Kapiteln dieser Arbeit schon beschrieben wurden.
Bezüglich der Erweiterung der nordatlantischen Allianz nach Osten und vor allem des 
möglichen  Beitritts der  baltischen  Staaten  hat  Moskau  schon  Anfang  der  1990er 
290  Rittberger, Volker; Kruck, Andreas; Romund, Anne: Grundzüge der Weltpolitik, Theorie und Empirie 
des Weltregierens, Wiesbaden 2010, S. 619.
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wiederholt seinen Widerstand zum Ausdruck gebracht. Anders als in der öffentlichen 
Meinung  oft  vertreten,  waren  dabei  nicht  die  Sorge  um  Russlands  Sicherheit 
ausschlaggebend, sondern die Angst durch Isolation seitens der erweiterten NATO ganz 
von den  Entscheidungsprozessen  in  Europa  ausgeschlossen  zu  werden.  Seitdem die 
prinzipielle  Entscheidung zur  Osterweiterung schon 1995 gefallen war,  kamen diese 
Ängste immer wieder in Form der Drohungen zum Ausdruck, wodurch man vergeblich 
versuchte, eigene Machtlosigkeit zu vertuschen. 
Noch mehr als die Frage der Erweiterung bildete das NATO-Vorgehen in Kosovo den 
Kulminationspunkt der Konfrontation. Die militärische Intervention wurde in Moskau 
als ein schwerwiegender Bruch des Völkerrechts und die offenkundige Missachtung des 
UN-Sicherheitsrates  empfunden,  zumal  die  UN-Zustimmung  zur  Intervention  nicht 
abgewartet wurde. Zudem wurden sowohl das Prinzip von Souveränität als auch die 
territoriale Integrität Jugoslawiens durch diesen Einsatz grob missachtet. Für Russland, 
das einerseits aus der geopolitischen Tradition die Interessen Serbiens zu verteidigen 
versuchte, andererseits selbst im Kampf gegen tschetschenische Separatisten verwickelt 
war, konnte der Schock kaum größer sein. 
„Before our eyes the post-World War II System of international relations is being destroyed.  
In the wider context we are witnessing how the world order based on international laws is 
being wiped out. [..] NATO is becoming the [international] system's center; the alliance is 
arrogating  to  itself  the  right  to  speak  in  the  name  of  entire  international  community 
bypassing UN.”291 
Die  Bombardierung  Jugoslawiens hatte  erhebliche  Auswirkungen  nicht  nur  auf  die 
Haltung Moskaus gegenüber der NATO, - jegliche Kooperation im NATO-Russland-Rat 
wurde  folglich  aufs  Eis  gelegt  –  sondern  auch  auf  die  Beziehungen  Russlands  zur 
Europäischen Union. Der schwache Auftritt der EU in dieser Auseinandersetzung wurde 
als Zeichen ihrer Unterordnung den amerikanischen Interessen oder sogar als bewusste 
Heuchelei gedeutet. Obwohl Russland selbst über die Politik Milosevics desillusioniert 
schien, hielt es an seiner Ablehnung der Militärintervention fest. Dabei stand Moskau 
mit dieser Position allein im UN-Sicherheitsrat da. 
„Auch wenn im UN-Sicherheitsrat  keine  einstimmige Zustimmung zur  Intervention der 
291  So Boris Kazantsev, Stv. Direktor der Europäischen Kooperationsabteilung im russischen 
Außenministerium im April 1999, zitiert nach Umbach, Frank: Die zweite Runde der NATO-
Osterweiterung aus der Sicht Russlands, in: Michaleva, Galina (Hrsg.): Europa und Russland: 
Annäherungen und Differenzen, Hamburg 2007, S. 120.
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NATO im Kosovo vorlag, so fand die Position Russlands in einer speziellen Sitzung des 
UN-Sicherheitsrates Ende März 1999 mit dem Ziel, das NATO-Bombardement zu stoppen, 
nur  durch  China  und  Nigeria  politische  Unterstützung,  während  zwölf 
Sicherheitsratsmitglieder  die  NATO-Intervention  befürworteten  und  ihr  so  ex  posteriori 
Legitimation auch ohne Zustimmung aller Mitglieder verliehen. Faktisch war Russland mit 
seinen Positionen in Europa weitgehend diplomatisch isoliert.“292 
Nach dem Krieg in Jugoslawien musste die Regierung Russlands schließlich einsehen, 
dass sie mit seiner Position alleine da stand und eine vollständige Isolierung Russlands 
auf der euroatlantischen Bühne riskierte. Drohungen und Kriegsrhetorik haben so gut 
wie nichts gebracht. Solche Isolierung würde weder der russischen Wirtschaft noch der 
Reputation  guttun.  Man brauchte  neue  Strategien,  da die  alten sich  ergebnislos  und 
sogar  kontraproduktiv  gezeigt  haben.  Das  Ergebnis  wurde  in  der  „Mittelfristigen 
Strategie“  festgehalten.293 Dieses  Dokument  setzte  einen  Punkt  in  der  emotional 
geführten  Diskussion  über  die  Beziehungen  zur  NATO  und  dem  ganzen  Westen. 
Unmissverständlich bestätigte Putin, dass er keinen Keil zwischen der Union und der 
NATO zu schlagen versuche, dass Russland ein sicherheitspolitischer Partner der Union 
werden will  und die  Vertiefung  der  Zusammenarbeit  mit  der  EU eine  seiner  ersten 
außenpolitischen Prioritäten ist. Ferner wurde im Dokument die Verankerung der EU 
und ihrer Mitglieder in die transatlantischen Beziehungen bejaht, die NATO wurde nicht 
mehr als direkte Bedrohung bezeichnet, die Kooperation im NATO-Russland-Rat wurde 
zum ersten Mal vorsichtig positiv bewertet. So zeichnet dieses Dokument letztlich einen 
Durchbruch der neuen, pragmatisch angelegten außenpolitischen Doktrin Russlands, in 
der beide Partner – die EU und die USA – als gleich wichtig gelten. Die neue Doktrin 
gilt  gleichzeitig  als  Abschied  von  der  emotionalen,  auf  die  USA und  NATO  als 
Gegenpart  fixierten  Außenpolitik  der  1990er  Jahre.  Der  pragmatische  Europa-Bezug 
und  die  Modernisierungspartnerschaft  werden  zum  Kerngedanken  der  russischen 
Außenpolitik und leiten somit auch den Wandel in der Partnerschaft ein.
6.5.4  Die Veränderung der globalen Sicherheitsparadigma nach 9/11
Die Terrorattacke auf die USA am 11. September 2001 und der daraufhin von der Bush-
Regierung erklärte  War on Terror zog nach sich eine maßgebliche Veränderung im 
internationalen  Kontext  –  die  Sicherheitsprioritäten  wurden von 'weichen'  auf  'harte' 
292  Ebd., S.122.
293  Ausführlicher über das Dokument s. Kapitel 2.
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Sicherheitskonzepte  verschoben.294 Diese  Verschiebung der Sicherheitskonzepte  hatte 
ihrerseits auch eine – wenn auch kontextuelle – Auswirkung auf die Partnerschaft EU-
Russland  und  kann  als  einer  der  externen  Rahmenfaktoren  im  normativen  Wandel 
bezeichnet werden. Für Russland bedeutete 9/11 die Chance, durch einen aufrichtigen 
Kooperationsangebot  an  die  USA und  die  EU  die  Beziehungen  zu  den  beiden  zu 
verbessern  und  gleichzeitig  auch  eigenes  Vorgehen  in  Tschetschenien  als 
Antiterrorkampf zu legitimieren. 
Aus  der  Perspektive  der  Union  sind  diese  Ereignisse  relevant,  da  sie  auch  ihre 
außenpolitischen Ziele neu geordnet haben.  Wie in  dem zweiten und dritten Kapitel 
dieser Dissertation ausgeführt, ist das normative Ziel der Demokratieförderung in den 
Partnerländern nur eines von vielen Zielen der EU-Außenpolitik. Die Rangfolge dieser 
Ziele ändert sich abhängig vom Partner, aber auch als Reaktion auf die Änderungen im 
außenpolitischen Kontext. 
„The end of zero-sum-game of global bipolarity was necessary before external democracy 
promotion could become the major goal of EU foreign relations. With the fall of Berlin wall 
the “end of history” seemed to be reached, allowing room for new approaches of foreign 
and security policy. The concept of security was diversified and became an integral part of 
broader issues such as sustainable development and democratization.”295 
Der  Terroranschlag  vom  11.  September  endete  in  einem  weiteren  globalen 
Paradigmenwechsel, in einer Verschiebung der Prioritäten von den „weichen“ zu den 
„harten“ Sicherheitskonzepten. Angeleitet durch den US-amerikanischen Kampf gegen 
globalen Terrorismus änderte auch die Europäische Union ihre Sicherheitsperzeption. 
Konkrete Gefahr einer Terrorattacke in Europa und „harte“ Strategien zur Abwendung 
nahmen  den  ersten  Platz  unter  den  gemeinsamen  außen-  und  sicherheitspolitischen 
Herausforderungen  und  relativierten  somit  die  normativen  Ziele.  Vor  allem  in  den 
Ländern, die als Verbündete im globalen Antiterrorkampf  gewonnen werden mussten, 
hat die EU stark ihre demokratiefördernde Maßnahmen – vor allem die Verwendung 
von „negativen“ Instrumenten – aus den strategischen Gründen zurückgeschraubt. 
„Most case studies have proven that – as a consequence of 9/11 – democracy promotion is 
losing ground on the political agenda despite all  normative rhetoric.  Although there are 
294  Ausführlich s. bei Knodt, Michele; Jünemann, Annette (Hrsg.): Externe Demokratieförderung durch 
die Europäische Union, Baden Baden 2007.
295  Ebd., S. 366.
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numerous  positive  and  negative  instruments  available  to  propel  governments  towards 
democracy, they are not implemented in those countries that are perceived as principal in 
the fight against international terrorism.“296 
In  erster  Linie  werden  darunter  solche  Länder  im  arabischen,  zentral-  und 
südostasiatischen Raum gemeint, die entweder ihre Kooperationsbereitschaft im Kampf 
gegen Taliban bekundet haben oder wichtige strategische Bedeutung besaßen. In Bezug 
auf Russland hat das ebenso eine Rolle gespielt, da die Regierung von Wladimir Putin 
unverzüglich  nach  den  Anschlägen  sehr  offen  ihre  Unterstützung  und  konkrete 
Kooperationsvorschläge  an  die  USA und  westliche  Gemeinschaft  geäußert  hat.  Das 
machte Moskau zu einem wertvollen Verbündeten, den man mit harter normativer Kritik 
nicht wieder abschrecken durfte.
Der Beweis für die Veränderung in der außenpolitischen Prioritätsordnung der EU ist 
die  als  Antwort  auf  9/11 verabschiedete  European Security  Strategy (2003),  die  die 
neuen strategischen Ziele und Schlüsselpunkte des EU-Handelns benennt:
• Antwort auf globale Herausforderungen;
• Sicherheit in europäischer Nachbarschaft;
• Unterstützung  der  neuen  internationalen  Ordnung,  die  auf  effektivem 
Multilateralismus basiert.
Somit wurde auch die Verschiebung des Schwerpunkts der EU-Außenpolitik eingeleitet: 
von  normativen  Zielen  zu  den  Sicherheitsinteressen,  was  -  zusammen  mit  anderen 
Faktoren auf der russischen und europäischen Seiten - den Wandel in der Partnerschaft 
provozierte. Auf der anderen Seite spricht dieser Faktor auch dafür, dass der Wandel 
einen  temporären  Charakter  hat  und  mit  erneuter  Verschiebung  der 
Sicherheitsschwerpunkte  in  den internationalen  Beziehungen die  Normativität  in  der 
Partnerschaft EU-Russland wieder an Bedeutung gewinnt.
6.6  Zusammenfassung: die Faktoren des Wandels in den Beziehungen EU-
Russland
Kennzeichnend für die Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Russland ist 
296  Ebd., S. 366.
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der  Umstand,  dass  beide  Akteure  sich  im  Laufe  der  Partnerschaft  in  stetiger 
Transformation  befinden.  Beide  suchen  weiterhin  nach  ihrer  Identität  und  dem 
geigneten Platz in der neuen Weltordnung. Den Startpunkt für die Beziehungen gab das 
Jahr  1991,  in  dem  Russland  sein  postsozialistisches  Transformationsprozess  anfing. 
Auch heute noch, 20 Jahre später, ist diese Transformation nicht vollendet und hat sogar 
eine ganz andere Richtung genommen. Genauso wenig hat die EU es vollbracht, ihre 
endgültige  Gestalt  und  eine  feste  Position  auf  der  Weltbühne  anzunehmen.  Diese 
Prozesse schlagen in dem Verhältnis zwischen den Partnern zu Buche. Es kommt daher 
nicht überraschend, dass - genauso wie die Partner selbst - auch die Partnerschaft noch 
kein klares und endgültiges Profil besitzt. 
Ganz  im  globalen  Trend  der  ersten  Hälfte  der  1990er  Jahre formulierte  man  die 
Beziehungen  zwischen  der  Europäischen  Union  und  der  Russischen  Föderation 
normativ: als eine strategische Partnerschaft, die sich auf die geteilten Werte stützt und 
die  Transformation  Russlands  in  eine  Demokratie  nach  dem  europäischen  Vorbild 
fördern  sollte.  Spätestens  seit  2004  haben  sich  die  Vorzeichen  geändert.  Die 
Partnerschaft ist in eine neue Phase eingetreten, die durch eine Ernüchterung über die 
hochgestellten Erwartungen gekennzeichnet ist. Die Entwicklungen sowohl in Moskau 
als  auch  in  Brüssel  stimmen  lange  nicht  mehr  mit  der  Lage  Anfang  1990er  Jahre 
überein.  Auf beiden Seiten vollzieht sich seit 2004 ein Paradigmenwechsel, der nicht 
mit  den  ideellen  Erwartungen  des  1997  in  Kraft  getretenen  Partnerschafts-  und 
Kooperationsabkommen  übereinstimmt.  27  EU-Länder  haben  immer  noch  keinen 
gemeinsamen  Ansatz  in  Bezug  auf  Russland  gefunden.  Auch  trotz  der 
Weiterentwicklung von GASP durch Lissabon-Vertrag steht die Union momentan unter 
dem  Zeichen  von  Renationalisierung.  Derzeit  wird  die  europäische  Russlandpolitik 
bilateral  und  oftmals  interessengeleitet  von  den  EU-Mitgliedstaaten  betrieben.  Die 
Entwicklungen  in  Russland  stimmen  seit  langem  nicht  mehr  mit  den 
demokratiefördernden  Zielen  des  PKA  überein.  Die  innenpoltische  Tendenz  der 
Machtzentralisierung wird in  Russland durch den Pragmatismus in  der Außenpolitik 
begleitet.  Der  Paradigmenwechsel  auf  beiden  Seiten  schlägt  automatisch  auf  die 
Partnerschaft  selbst  über.  Auf  der  Ebene  der  Werte  und  Normen  werden  die 
Dissonanzen nicht  gelöst,  sondern bestenfalls  verdrängt.  Die  ungelöste  Wertedebatte 
zusammen mit der Interessenpolitik der Mitgliedsländer führt zu der Pragmatisierung 
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der  multilateralen  Beziehungen.  Die  in  diesem  Kapitel  analysierten  Umstände  und 
Tendenzen stellen zusammengenommen die Faktoren und Gründe dieser Entwicklung 
dar.
Entgegen  der  in  der  europäischen  Forschung  verbreiteten  Meinung,  dass  man  die 
Gründe  für  die  Pragmatisierung  der  Partnerschaft  in  erster  Linie  in  den  inneren 
Entwicklungen Russlands suchen sollte,  wurde in diesem Kapitel  die  zu Beginn  der 
Arbeit vorgeschlagene These ausformuliert, wonach die Faktoren des Wandels komplex 
und vieldimensional sind und sowohl die  jeweiligen inneren Prozesse als auch äußere 
Umstände beinhalten.297 So hat auf der russischen Seite eine Kettenreaktion aus dem 
Regierungswechsel,  dem  neuen  Modernisierungskurs,  der  triangulär  angelegten 
Außenpolitik,  dem  wirtschaftlichen  Wachstum  gepaart  mit  dem  Aufstieg  zu  einer 
Energiemacht und der weiten Unterstützung des neuen Kurses bei der Bevölkerung zu 
einem neuen Selbstverständnis als  eines der Machtzentren in der neuen multipolaren 
Weltordnung sowohl beim Volk als auch bei den politischen Eliten geführt, das sich 
sofort in der Haltung gegenüber dem Partner EU äußerte. Einerseits ist die Bedeutung 
der Europäischen Union als wichtigster Modernisierungspartner für Russland gestiegen, 
andererseits  haben  sich  die  Bedingungen  geändert,  unter  denen  man  sich  die 
Partnerschaft vorstellt.  Die neu gewonnene Akteursfähigkeit Moskaus zusammen mit 
der  Interdependenz  in  den  Beziehungen  führten  zur  Verschiebung  des  Gewichts 
innerhalb  der  Partnerschaft  und  zum  selbstbewussteren,  pragmatischerem  Auftreten 
Russlands gegenüber den europäischen Partnern. Durch diese Interdependenz gebunden 
und  durch  eigenen  inneren  Konsolidierungsverlust  nach  der  Erweiterung  zusätzlich 
geschwächt, ist die EU so gut wie gezwungen, diesen pragmatischen Ansatz auch zu 
übernehmen.  
Auch die inneren Prozesse sowie die Struktur der Union haben einen fruchtbaren Boden 
für den Wandel geschaffen. Der Aufbau der Europäischen Union mit ihrer Multi-Level-
Struktur, mit der intergouvernementalen zweiten Säule des Maastrichter Vertrags und 
der entscheidenden Rolle der Mitgliedstaaten bei der Formulierung  der gemeinsamen 
297  S. stellvertretend für solche Meinungen: „Wie der konkret geführte Dialog zwischen den höchsten 
Repräsentanten der beiden internationalen Akteure EU und Russland zeigt, versucht die europäische 
Seite durchaus, die Grundvoraussetzungen für eine bessere Kooperation zur Geltung zu bringen. 
Während die „normativen“ Einlassungen der EU in Moskau auf taube Ohren stoßen, liegt der 
russischen Führung jedoch viel daran, in Europa gesicherte Energieabnehmer zu haben.“ Mommsen, 
Margareta: Die Europäisch-Russischen-Beziehungen – eine Europäische Perspektive, in: Bos, Ellen, 
Dieringer, Jürgen (Hrsg.): Die Genese einer Union der 27, Wiesbaden 2008, S. 294.
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Außenpolitik ist eine wichtige Voraussetzung dafür, dass die gemeinsamen Beziehungen 
zu einem Partnerland stark von seiner Bedeutung und dem Grad der Verbindungen zu 
den einzelnen Mitgliedstaaten abhängen. Die doppelte Identität der Union und die duale 
Zielsetzung  ihrer  Außenpolitik  provozieren  eine  ständige  Balance  zwischen  den 
normativen Zielen und den sicherheitspolitischen sowie wirtschaftlichen Interessen, so 
dass  eine  Partnerschaft  mit  einem  wirtschaftlich  starken  und  sicherheitspolitisch 
bedeutendem Akteur rein normativ auf lange Dauer nicht sein kann. Wenn man auch 
noch  die  Erweiterung der  Union um  zwölf  neue  Mitglieder  berücksichtigt,  und die 
darauf  folgende  Kette  der  Identifikations-  und Orientierungskrisen  sowie die  daraus 
resultierende  Schwierigkeit,  einen  gemeinsamen  Ansatz  gegenüber  Kreml  zu 
formulieren, - so muss man zum Schluss kommen, dass die EU in fast gleichem Maße 
zum Wandel in der Partnerschaft beigetragen hat.
Nicht zu vergessen sind an dieser Stelle auch die Rahmenfaktoren – unterschiedliche 
politische  Natur,  staatliche  Strukturen  und  Rollenbilder  beider  Akteure  -  die  das 
Verständnis über Ziele und Handlungsmotive des Partners erschweren. Neben den aus 
der historischen Entwicklung und dem heutigen unterschiedlichen Entwicklungsstand 
gewachsenen  normativen  Divergenzen  sind  es  auch  die  von  Anfang  an 
unterschiedlichen Erwartungen  und  Zielsetzungen,  die  eine  normative  Partnerschaft 
problematisch  machen.  Die  vierte  Gruppe  bilden  die  externen  Faktoren,  die 
wahrscheinlich nicht direkt den Wandel provoziert haben, stellen aber eine Kulisse dar, 
die  diese  Entwicklung  begünstigte.  So  haben  die  Veränderungen  in  der  globalen 
Ordnung hin zu mehr Multipolarität einerseits die pragmatische Haltung des Kremls 
gestärkt, andererseits der EU zum neuen Selbstverständnis als globaler Akteur verholfen 
und  somit  das  Gewicht  auf  „harte“  Sicherheitsstrategien  verschoben.  Die  NATO-
Erweiterung,  der  Krieg  in  Jugoslawien,  der  Terroranschlag  in  New  York  und  der 
Einmarsch  in  den  Irak  –  diese  weltpolitischen  Ereignisse  haben  einen  zusätzlichen 
Konfliktstoff zur Partnerschaft EU-Russland zugefügt, was die normative Debatte noch 
weiter  erschwerte.  Somit  ist  der  Wandel  nicht  nur  eine  rein  europäisch-russische 
Angelegenheit, sondern stellt auch eine Antwort auf die aktuellen globalen Trends dar.
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7   Perspektiven der strategischen Partnerschaft
Nachdem in den vorangehenden Kapiteln die historische Entwicklung der Partnerschaft 
EU-Russland  und  der  Wandelprozess  mitsamt  den  Voraussetzungen  und  Faktoren 
analysiert wurden, liegt der Fokus des letzten Arbeitsschritts auf den Auswirkungen des 
Wandels.  Das  vorliegende Kapitel  ist  den aktuell  geführten  Verhandlungen über  ein 
neues Grundlagendokument für die EU-Russland-Partnerschaft gewidmet. Hier werden 
die  Verhandlungen  in  drei  Schritten  analysiert.  Zuerst  werden  die 
Verhandlungsstrategien beider Seiten beschrieben und die Probleme, die dabei auftreten,  
definiert.  Bevor  die  offiziellen  Positionen  von  Moskau  und  Brüssel  miteinander 
verglichen werden, wird eine Übersicht  der am meisten relevanten und interessanten 
Vorschläge zu einem neuen Dokument  sowohl  aus dem russischen Expertenpool  als 
auch  aus  dem  europäischen  erstellt.  Diese  Übersicht,  die  die  Projekte  enthält,  die 
teilweise  bei  der  Formulierung  offizieller  Positionen  beachtet  wurden,  dient  der 
Beschreibung des öffentlichen Diskurses zum Thema PKA und wirft somit ein neues 
Licht  auf  die  Standpunkte  beider  Partner.  Im dritten  Schritt  werden  die  Positionen 
miteinander verglichen und die Frage beantwortet,  warum die Verhandlungen so zäh 
vorankommen.
7.1  Zwei Strategien der Verhandlungsführung
Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen bleibt bis heute das einzige Dokument 
zwischen der EU und der Russischen Föderation, das eine verbindliche Rechtskraft hat. 
Das  Abkommen,  das  schon  1994  unterschrieben  wurde,  trat  nach  einer  langen 
Ratifikationsphase  erst  1997  für  zehn  Jahre  in  Kraft.  Im  Dezember  2007  ist  seine 
Gültigkeit abgelaufen und die Debatte über ein weiteres Vorgehen hat begonnen. Die 
Verhandlungen  zum  Nachfolgeabkommen  hatten  laut  Beobachter  einen  ziemlich 
unglücklichen Start. Trotz des allgemeinen Einverständnisses auf beiden Seiten, dass 
das PKA der aktuellen Lage der Partnerschaft lange nicht mehr gerecht ist und deshalb 
direkt  nach  seinem  Ablauf  im  Dezember  2007  durch  ein  neues  Dokument  ersetzt 
werden muss, lag es vor allem an der europäischen Seite, dass die Verhandlungen erst 
anderthalb Jahre später  begannen. Obwohl die  EU sich weitgehend sowohl  auf dem 
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Mandat  zu  Verhandlungen  als  auch  auf  der  Zusammensetzung  der  europäischen 
Delegation  schon im Juli  2006  geeinigt  hat,  mussten  zuerst  polnisches  und danach 
litauisches Veto überwunden werden, bevor der EU-Russland- Gipfel vom 27. Juni 2008 
offiziell den Startschuss für die Verhandlungen gab. Kaum begonnen, wurde der Prozess 
schon im August 2008 als die Reaktion des Europäischen Rates auf die militärische 
Aktion Russlands im Georgien-Südossetien-Krieg suspendiert und erst einige Monate 
später,  nachdem  Russland  seine  Truppen  vom  georgischen  Gebiet  abgezogen  hat, 
wiederaufgenommen. 
Dabei ist es beiden Seiten ohnehin zweifellos bewusst, dass es ziemlich lange dauern 
kann,  bis  die  Verhandlungen  zu  einem  gegenseitig  zufriedenstellenden  Dokument 
führen.  Zum  Moment  des  Schreibens  dieser  Zeilen  (Oktober  2011)  haben  zwölf 
Verhandlungsrunden stattgefunden,  die  nach allgemeiner  Auffassung bezeugten,  dass 
der  Prozess  „progressed  steadily  but  slowly“.298 Trotz  einiger  Fortschritte  bei 
bestimmten – Experten sagen „unproblematischen“ - Kapiteln bleibt im Allgemeinen 
noch unklar, welche Form das Dokument annehmen wird und wie es zusammengesetzt 
wird. Bis 2007 wurden viele Vorschläge über die Form und den Inhalt des Abkommens 
eingereicht. Die meisten – über einige wird weiter im Kapitel ausführlicher geschrieben 
– lassen sich in ihren Grundzügen unter zwei Optionen zusammenfassen, die jeweils – 
zumindest am Anfang der Verhandlungen - von einem der Partner favorisiert werden.
Die meisten Mitgliedstaaten und die EU-Institutionen mit der Kommission an der Spitze 
sind  der  Ansicht,  dass  das  neue  Abkommen  eine  gründlich  überarbeitete  und 
aktualisierte Version des ersten PKA sein soll. Konkret bedeutet es ein ausführliches 
rechtlich verbindliches Dokument mit einer umfassenden strategisch definierten Agenda 
und einer Präambel, wo gemeinsame Ziele definiert werden und der Bezug auf geteilte 
Werte  und  Normen  genommen  wird.  Die  allgemeine  Auffassung  zu  dieser  Version 
lautet:  man  darf  nicht  unter  das  Niveau  vom  ersten  PKA  gehen,  da  auch  die 
298  S. im Bericht des 9. Roundtable zur Partnerschaft mit Russland in Europa der Friedrich-Ebert-
Stiftung 2011: „Representatives of the EU as well as Russian experts recounted that negotiations on a 
new bilateral treaty between the EU and Russia (the name is not yet settled) have progressed steadily 
but slowly. After 12 rounds of talks, the Brussels and Moscow have reached broad agreement in a 
number of areas, including some related to internal and external security. However, there were still  
large hurdles to be overcome to finalise talks in the two main areas to be covered by the new 
agreement, namely energy and trade. Equally important, the roundtable discussion showed that there 
is still no agreement on what the scope and purpose of the new treaty should be.“, S. 8. Zu finden 
unter: http://deu.fesmos.ru/netcat_files/File/GK_EU_Russia_FINAL_DE.pdf, zuletzt aufgerufen am 
12.04.2012.
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Beziehungen  zwischen  der  EU  und  Russland  seitdem  deutlich  intensiviert  und 
ausgebaut wurden. Ein weniger ambitioniertes Grundlagendokument würde ein falsches 
politisches Signal setzen und einen Rückschritt in der Partnerschaft bedeuten. 
Die andere Seite  dieser Option ist  dass alle  Themen und Bereiche des  Abkommens 
gleichzeitig zur Debatte stehen würden und erst nachdem sie alle ausdiskutiert werden, 
würde das Dokument verabschiedet. Einige Experten sehen in dieser Vorgehensweise 
einen Vorteil, denn sie würde der EU-Kommission eine bessere Verhandlungsposition 
verleihen, da Russland an bestimmten Kooperationsbereichen – so wie die Abschaffung 
oder  zumindest  eine  deutliche  Erleichterung  des  Visumspflicht  für  die  Einreise  der 
russischen Bürger in die EU – ein besonders vitales Interesse hat. Dieses und andere 
Schlüsselthemen, solange man sie nicht von anderen Bereichen abgekoppelt verhandelt, 
würden  der  EU  mehr  Macht  verleihen  und  russische  Verhandlungspartner  zu 
Kompromissen zwingen. Darüber hinaus, lautet ein weiteres Argument für diese Option, 
bedeutet ein breites Themenspektrum mehr Flexibilität im Verhandlungsprozess. Bei der  
großen Bandbreite unterschiedlicher Verhandlungsthemen könnte man - falls es mal  auf 
der politischen Ebene kracht - die unproblematischen Fragen zuerst behandeln und die 
anderen auf später verschieben. So wäre gewährleistet, dass die Verhandlungen immer 
weiter geführt werden, auch dann, wenn das politische Klima zwischen Moskau und 
Brüssel  mal  wieder  ungünstig  wird.  Allgemein  heißt  es  bei  den  Anhängern dieser 
Version:  je  mehr  Schlüsselfragen  das  Abkommen  umfasst,  desto  größer  sind  die 
Chancen,  am  Ende  ein  inhaltlich  dichtes  und  tatsächlich  effizientes  Dokument 
hinzubekommen. 
Den wichtigsten Nachteil dieser Option konnte man vorahnen und die Realität  zeigt, 
dass  es  tatsächlich  so  ist:  Ein  komplexes  und  ausführliches  Dokument  bedarf  der 
unendlich  langen  Ausarbeitungs-  und  Verhandlungszeit,  vor  allem  wenn  die 
komplizierten Sachbereiche an die Reihe kommen. Und selbst wenn die Verhandlungen 
zum Dokument erfolgreich abgeschlossen werden, kann das fertige Abkommen im Falle 
von  politischen  Komplikationen,  die  angesichts  der  erschwerten  bilateralen 
Beziehungen zwischen Russland und einigen EU-Staaten nicht unwahrscheinlich sind, 
bei  den  Ratifizierungen  in  nationalen  Parlamenten  trotzdem  gekippt  werden.  Diese 
Version  der  Verhandlungsführung  wird,  wie  man  schon  merkt,  von  der  EU-Seite 
favorisiert.
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Demgegenüber warnen die Gegner dieser Option, vor allem auf der russischen Seite, 
dass ein überarbeitetes PKA für die heutige Realität der Beziehungen einen unnötigen 
Aufwand  und  viel  zu  lange  Zeit  in  Anspruch  nehmen  würde.  Ihr  Ansatz  sieht  im 
Gegenteil  ein  kurzes,  aber  rechtlich  verbindliches  Rahmenabkommen vor,  das  kein 
Themenkatalog  beinhaltet,  sondern  vielmehr  der  symbolischen  Etikettierung  der 
Beziehungen  zwischen  der  EU  und  Russland  dient  und  den  Namen  „Strategische 
Partnerschaft“ trägt. Inhaltlich soll das Dokument allgemeine Ziele und Prinzipien der 
Zusammenarbeit definieren, ohne bei konkreten Themen ins Detail zu gehen. Diesem 
Rahmendokument, das schnell verhandelt werden kann, sollen dann im Laufe der Zeit - 
je  nach  Interessenlage  und  dem  Fortschritt  der  Verhandlungen  -  die  sektoralen 
Abkommen folgen, die alle Details in jeweils relevanten Bereichen beinhalten werden. 
Durch diese Verhandlungsstrategie kann verhindert werden, dass diejenigen Bereiche, in 
denen ein Konsensus schwer zu erreichen ist, die Kooperation in allen anderen Feldern 
bremsen und die Verhandlungen ins Unendliche führen,  begründen die Experten auf 
russischer Seite. 
Ungefähr so wurden die Startpositionen der Partner  zu Beginn  der Verhandlungen im 
Sommer 2008 formuliert. Auf den ersten Blick könnten die Ansätze von der EU und 
Russland kaum kontroverser sein und bilden somit eine sehr schwierige Ausgangslage 
für die weiteren Verhandlungen. Eine genauere Betrachtung der Positionen zeigt aber, 
dass  es  nicht  der  Hauptgrund  für  die  nur  sehr  langsam  dahin  schleppenden 
Verhandlungen ist. Denn im Grunde genommen wollen beide Seiten das Gleiche: ein 
verbindliches  Dokument,  das  die  Partnerschaft  mit  dem  Prädikat  „strategisch“ 
aufwertet, und basierend auf den  vier  Wegekarten die Beziehungen in den Bereichen 
Handel,  Energie,  Sicherheit,  zivilgesellschaftlicher  Dialog,  Verkehr,  Technologien, 
Kultur und Forschung detailliert regelt. Als viel problematischer für die Weiterführung 
der Verhandlungen erweisen sich jedoch einige im Verhältnis EU-Russland immer noch 
nicht gelösten Interessendiskrepanzen.
7.2  Problemfragen bei Verhandlungen
Die  Pressemitteilungen  nach  den  Gipfeltreffen  zeigen,  dass  sich  die  Verhandlungen 
wiederholt  um drei Schlüsselthemen drehen, die nach allgemeinem Einverständnis für 
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das neue Abkommen essentiell sind: der visafreie Personenverkehr zwischen Russland 
und der Schengen-Zone, der barrierefreie Handel (wofür Russlands Beitritt zur WTO 
erforderlich ist) und die Energiecharta zur Regelung des Öl- und Gasimportes. Das sind 
die Themen, die sehr kontrovers sind, wo eine starke Interessendiskrepanz besteht (s. 
Kapitel  3)  und  die  die  Partnerschaft  schon  seit  einigen  Jahren  belastet  haben. 
Wenngleich beim Thema WTO-Beitritt seit neustem der rasche Fortschritt zu erwarten 
ist, wird bei den beiden anderen Punkten nach Kompromissen und Lösungen weiterhin 
gesucht. 
Dabei ist das Thema der gegenseitigen Visabefreiung für die  Verhandlungsführenden 
auf  russischer  Seite genauso essentiell,  wie das Thema der  Energiecharta  es  für die 
europäische Seite ist. Die Haltung der jeweils anderen Seite ist in diesen Fragen jedoch 
ziemlich  starr  und  unempfindlich  für  jegliche  Kompromisse.  Bei  den 
Visaerleichterungen  werden  nur  langsame  Schritte  gemacht  und  bis  zu  der 
Visabefreiung, so wie der Kommissionspräsident Barrosso beim letzten EU-Russland-
Gipfel im Dezember 2011 betonte, ist noch ein sehr langer Weg.299 
In den Fragen der Energiepartnerschaft ist es Russland, das sich unnachgiebig zeigt und 
sich weigert, die Energiecharta zu ratifizieren. Die Tatsache, dass diese Punkte ziemlich 
komplex sind und in keinem von denen ein Kompromiss in Sicht ist, spricht dafür, die 
Verhandlungen nicht zu forcieren und wenn nötig abwarten, bis gemeinsame Lösungen 
möglich werden. Vor allem die Frage des russischen WTO-Beitritts wird allmählich zur 
Schlüsselfrage der weiteren Verhandlungsführung. Und gerade da sind Änderungen in 
Sicht, die massive Auswirkungen auf den weiteren Verlauf der Verhandlungen haben 
können.
7.2.1  Die WTO-Mitgliedschaft Russlands
Dem Abschluss des PKA-Nachfolgers steht der russische noch nicht erfolgte Beitritt zur 
WTO klar im Wege. Solange Russland kein WTO-Mitglied ist, muss eine Vielzahl von 
Handelsregelungen  und  -klausel  in  das  EU-Russland-Abkommen  aufgenommen 
werden, die sich sonst automatisch aus der WTO-Mitgliedschaft ergeben würden. Bis 
dahin müssen alle Handelsstreitigkeiten zwischen Moskau und Brüssel sowie Moskau 
und  einzelnen  EU-Mitgliedern  gelöst  werden,  was  einen  langwierigen  Prozess 
299   S. unter: http://www.europeanvoice.com/article/2011/december/eu-russia-agree-steps-toward-visa-
free-travel/72996.aspx, zuletzt abgerufen am 23.02.2012.
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verspricht. Beide Seiten sind sich darüber  im Klaren,  dass die Mitgliedschaft  in der 
WTO die Verhandlungen um ein neues Abkommen enorm beschleunigen würde. Das 
Thema  WTO-Beitritt  steht  für  Russland  auch  deswegen  ganz  oben  auf  der 
Prioritätenliste. 
"It would only be logical if we first complete negotiations on membership of the WTO and 
only then, depending on their  results,  can we conclude talks on a new basic agreement 
between Russia and the European Union," said Vladimir Chizhov, Russia's ambassador to 
the EU and chief negotiator of the new Treaty later in February 2011 - particularly after the 
13th round of the negotiations with the European Union was postponed.”300 
Zum Zeitpunkt der Anfertigung dieser Arbeit ist das Thema russischen Beitritts wieder 
ins Rampenlicht gerückt. Diesmal scheint der Beitritt in nächster Zukunft tatsächlich zu 
erfolgen.301 Im  November  2011  unterzeichnete  Moskau  ein  Zollabkommen  mit 
Georgien,  das  als  letzte  Hürde  für  die  Mitgliedschaft  Russlands  in  der 
Welthandelsorganisation  galt.  Direkt  danach  stimmte  ein  Gremium  aus  WTO-
Vermittlern  einem  Paket  an  Bedingungen  für  Moskau  zu.  Nachdem  die  WTO-
Wirtschaftsminister das Paket abgesegnet haben – dies könnte laut Schätzungen schon 
bis Jahresende passieren – und Moskau es ebenso ratifiziert hat, tritt nach Ablauf von 30 
Tagen die Mitgliedschaft in Kraft. Die EU hat dabei eine wichtige Rolle gespielt und 
sich für die Aufhebung der letzten Hürden stark eingesetzt. Auf dem Treffen mit dem 
Außenminister Sergej Lawrow bestätigte die EU-Außenbeauftragte Catherine Ashton, 
dass die EU den Beitritt Russlands einstimmig unterstützt. Lawrow bedankte sich mit 
den Worten:
„Wir danken unseren Kollegen für eine verstärkte Unterstützung und effiziente Arbeit zur 
Förderung  des  WTO-Beitritts  Russlands.  [..]  Wir  gehen  davon  aus,  dass  dies  zum 
Wendepunkt in unserer Kooperation im Handel und im Investitionsbereich wird und sie auf 
ein qualitativ neues Niveau hebt“.302
7.2.2  Die Visafreiheit
Die  Diskussion  darüber,  wie,  wann  und  ob  die  Europäische  Union  und  Russland 
gegenseitig  die  Visapflicht aufheben  sollen,  läuft  schon  seit  fast  einem  Jahrzehnt. 
300  Bericht des 9. Roundtable zur Partnerschaft mit Russland in Europa der Friedrich-Ebert-Stiftung 
2011, S. 19.
301  S. z.B. bei Spiegel Online, Russland darf auf WTO-Beitritt hoffen, unter: 
http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,797029,00.html  , abgerufen am 2.12.2011 
302  Unter: http://de.rian.ru/business/20111117/261455354.html, abgerufen am 2.12.2011
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Bereits  2005  wurde  ein  Abkommen  über  die  Liberalisierung  der  Visaregelungen 
beschlossen, das als erster Schritt in Richtung gewünschter Visafreiheit verstanden wird. 
In der Praxis änderte sich aber nicht viel: die Erleichterungen des Visaregimes gelten 
nach diesen Regelungen für hochrangige Wissenschaftler, professionelle Sportler, nahe 
Verwandte der EU-Bürger und russische Besitzer eines Diplomatenpasses, also gerade 
die  Leute,  die  auch  vorher  es  nicht  sehr  schwer  hatten,  ein  Schengenvisum  zu 
bekommen.  Für  einen  normalen  russischen  Bürger  sind  Visaschranken  immer  noch 
ziemlich hoch. 
Seitdem die Verhandlungen über ein Nachfolgeabkommen offiziell angefangen haben, 
geriet auch die Frage nach der Abschaffung von Visen wieder ins Licht. Zum Ende des 
Jahres  2011  ist  es  geplant,  einen  neuen  gemeinsamen  Stufenplan  zum  visafreien 
kurzzeitigen Grenzverkehr zwischen der EU und Russland  im Rahmen des Ständigen 
Partnerschaftsrates  EU-Russland  im  Bereich  Freiheit,  Sicherheit  und  Justiz  zu 
entwickeln. Dieses Dokument muss aber zuvor vom COREPER, dem Ausschuss der 
ständiger  Vertreter  der  Mitgliedstaaten  bestätigt  werden,  was  wiederum  auf  ein 
kompliziertes  und  den  möglichen  politischen  Schwankungen  in  den  Beziehungen 
zwischen Russland und einem Mitgliedsland ausgesetzten Prozess deutet. 
Dabei  wäre  es  wirtschaftlich  betrachtet  die  höchste  Zeit  für  die  Erleichterung  des 
grenzüberschreitenden  Personenverkehrs.  Die  Kosten,  die  Visaregime  verursacht, 
werden  durch  die  Zahl  von  im  ganzen  Schengenraum  erteilten  Absagen  nicht 
gerechtfertigt. Laut Angaben des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft werden die 
Ausgaben  für  jedes  einzelne  Visum  auf  200  Euro  geschätzt.  Gezählt  werden  die 
Visumgebühren, oft anfallende Reisekosten für die Reise zum Konsulat, die Personal- 
und  Dokumenterstellungskosten  für  die  Behörden  -  „so  verursacht  allein  die  Visa-
Pflicht  zwischen Deutschland und Russland Jahr  für  Jahr  Kosten  in  Höhe von 162 
Millionen Euro,  die  Antragssteller  und Behörden gemeinsam aufbringen  müssen“.303 
Abgelehnt  werden  dabei  nur  2,87%  aller  Visaanträge  für  Deutschland,  der  EU-
Schengen-Durchschnitt liegt bei noch geringeren 1,8%. Alle im Rahmen der Studie des 
Ost-Ausschusses  befragten  Unternehmen  bestätigten,  dass  Hindernisse  und 
Beschränkungen  im  persönlichen  Reiseverkehr  schlechte  Auswirkungen  auf  das 
303  Die Zahlen stammen aus der Umfrage des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft, in: Russland-
Analysen Nr. 225, 23.09.2011.
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Geschäft haben. 
“Wirtschaftlich wirkt sich die Visa-Pflicht negativ aus, weil kurzfristig anberaumte Termine 
nicht durchführbar sind. Dies bemängelten 78 Prozent der Unternehmen. 31 Prozent klagten 
über Zeitverzögerungen bei oder gar über das Scheitern von Vertragsunterzeichnungen. In 
einem Fall spricht ein Unternehmen von einem Schaden in Millionenhöhe.“304 
Viele Reiseunternehmen berichten außerdem, dass die Visaregelungen, die mit großem 
bürokratischen Aufwand,  der Pflicht  zur persönlichen Erscheinung im Konsulat, einer 
oft  unfreundlichen  Behandlung  durch  Personal  und  nicht  zuletzt  mit  hohen  Kosten 
verbunden sind, abschreckend wirken, so dass viele russische Bürger das Reisen nach 
Deutschland skeptisch sehen – und das obwohl  Deutschland als ein traditionell  sehr 
attraktives Reiseziel in Russland gilt.
 „2010 besuchten nach Angaben der Zentrale des Deutschen Tourismusverbandes 1,5 Mio. 
russische Touristen Deutschland, bis jetzt sind es bereits 850.000 im Jahr 2011. Damit stellt 
Russland einen der größten Quellmärkte für den deutschen Tourismus dar. Und die Zahl der 
Beschwerden über die Praxis der Erfahrungen bei der Visabeantragung und -erteilung seien 
hoch.“305 
Ob es im Endeffekt zur Visafreiheit kommt, ist im großen Maße vom politischen Willen 
der Partner abhängig. Um die unmittelbare Abschaffung der Visen handelt es sich bei 
dem oben erwähnten Stufenplan offensichtlich nicht. Die konkrete Implementierung des 
Plans – also solche Maßnahmen wie die neuen biometrischen Reisedokumente, die dazu 
in Russland eingeführt werden müssen, der Informationsaustausch zur Vermeidung der 
illegalen  Einwanderung  und  das  Rückübernahmeabkommen  –  müssen  auch  erst 
verhandelt  werden.  In  Russland  hat  die  Visafrage  zurzeit  eine  hohe  Priorität.  Da 
signalisiert  das Außenministerium wiederholt Bereitschaft,  durch Entpolitisierung der 
Verhandlungen den Prozess zu beschleunigen – auch durch Visaerleichterungen für die 
EU-Bürger.
„In  Russland  hingegen  wird  öffentlich  die  Bereitschaft  signalisiert,  jederzeit  die 
Visabestimmungen  für  Einreisende  aus  der  EU  aufzuheben.  Die  technischen  und 
rechtlichen Rahmenbedingungen wären  vorhanden  – so Präsident  Medwedew – um ein 
entsprechendes Abkommen umzusetzen. Gleichzeitig wird auf russischer Seite aber auch 
der Wunsch deutlich, die Verhandlungen über die Visafreiheit zu de-politisieren und damit 
von  einem  Nachfolgeabkommen  zum  Partnerschafts-  und  Kooperationsabkommen 
304  Ebd., S. 13.
305  Ebd., S. 11.
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zwischen der EU und Russland (PKA) abzukoppeln.“306 
Die europäische Seite sieht das anders. Es handelt sich dabei um einen ganzen Komplex 
der  Implikationsprobleme.  Zum  einen  haben  viele  der  Schengen-Staaten  ihr 
Sicherheitsbedenken und befürchten solche Folgen wie gestiegene und unkontrollierte 
Einwanderungsströme, die grenzüberschreitende Verbreitung von Kriminalität, Drogen 
und Waffen sowie die kriminelle Prostitution. Dabei sollten die folgenden Zahlen dieses 
Bedenken eigentlich entkräften. 
„Von Russlands Einwohnern haben lediglich etwa 20 bis 25 Millionen einen Reisepass. 
Etwa 5 Millionen Reisepässe werden jährlich mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren 
ausgegeben.  [..]  Angesichts  dieser  Zahlen  ist  die  Sorge,  dass  überproportional  viele 
russische Migranten (inkl. der Migranten aus Drittstaaten, die durch Russland in die EU 
reisen)  in  die  EU  kommen,  eigentlich  nicht  begründet,  zumal  der  Prozentsatz  der 
Emigranten  aus  Russland,  die  in  die  EU  gehen,  lediglich  bei  maximal  25%  der 
Ausreisewilligen liegt. Die Wanderungsströme aus Russland heraus führen vielmehr meist 
in die anderen GUS-Länder.“307 
Hier sei hinzugefügt, dass angesichts der demografischen Tendenz und der Regelungen, 
nach denen vor allem qualifizierte Auswanderer in die EU aufgenommen werden, eher 
Russland den  brain  drain zu  fürchten  hat.  Der  europäischen Volkswirtschaft  würde 
diese Migration sogar sehr entgegenkommen.
Oft  werden hohe Kosten  als  Gründe für  Bedenken eines  solchen Schrittes erwähnt. 
Denn  Abschaffung  von  Visumspflicht  bedeutet  verstärkte  Grenzkontrollen,  da  die 
Vorkontrollen bei  den Konsulaten ausfallen  würden.  Das ist  logischerweise  mit  viel 
Personal- und Infrastrukturkosten verbunden. Dem konnte man die oben beschriebene 
Bilanz entgegensetzen, nach der die Kosten, die heutzutage das Visaregime verursacht, 
im Vergleich zu der geringen Quote von abgelehnten Anträgen unverhältnismäßig hoch 
sind. 
Viel mehr Gewicht scheinen in dieser Frage die außenpolitischen Sachzwänge zu haben. 
Denn wann die Visafreiheit mit Russland eingeführt werden soll, hängt stark von den 
Entwicklungen  in  der  Ukraine,  Moldawien und eventuell  kaukasischen  Ländern  ab. 
Diese  Länder  sind  alle  ein  Teil  der  2004  von  der  EU  formulierten  Europäischen 
Nachbarschaftspolitik,  von  der  Russland  nach  ausdrücklichem  eigenem  Wunsch 
306  Ebd., S. 2.
307  Ebd., S. 3.
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ausgeschlossen wurde. Es würde die Zielsetzung und die Legitimität der ENP sichtbar 
diskreditieren,  sollte  Russland  noch  vor  zumindest  einigen  ENP-Ländern  solch  ein 
Abkommen mit  der  EU unterzeichnen.  Vor  allem Polen,  Tschechien  und Rumänien 
bestehen  darauf,  dass  das  Visaabschaffungsabkommen  mit  Russland  höchstens 
gleichzeitig mit solchen mit der Ukraine und Moldawien abgeschlossen werden muss. 
Das  andere  grundsätzliche  Problem  eines  solchen  Abkommens  liegt  im 
unterschiedlichen  Herangehensweise  von  Moskau  und  Brüssel  an  diese  Frage,  die 
momentan sehr im Trend des in dieser Arbeit analysierten Antagonismus zwischen der 
Normativität und des neuen Pragmatismus liegt. Für die EU ist der visafreie Verkehr ein 
zentrales  Instrument  ihrer  demokratiefördernden Außenpolitik  und somit  unmittelbar 
mit  der  innenpolitischen  Lage  im  Partnerland  und  der  Akzeptanz  der  europäischen 
Werte verbunden. Die Erleichterung oder gar Abschaffung der Visaregime wird nicht 
nur pragmatisch als eine entsprechende Reaktion auf die Vertiefung des Handels und der 
Kooperation gesehen,  sondern  vor  allem symbolisch,  als  ein  Zeichen der  besonders 
hohen  Anerkennung  eines  Partners.  Da  die  nichteuropäischen  Nachbarn  die 
Visabefreiung in der Regel selbst anstreben, macht die EU es zu einem Zuckerbrot ihrer 
normativen Außenpolitik. So werden in der EU-Logik die Schritte zur Erleichterung des 
Personenverkehrs  mit  dem  Konditionalitätsprinzip  verbunden  und  setzten  die 
Fortschritte des Partners in seiner Demokratisierung voraus. 
Russland  plädiert  hingegen  in  seiner  pragmatischen  Logik  dafür,  die  Visafrage  zu 
entpolitisieren und von dem politischen Dialog zu entkoppeln. Die Visapolitik sollte als 
Teil  des pragmatisch ausgerichteten Modernisierungsprojektes betrachtet werden, und 
nicht als die Trumpfkarte des im PKA verankerten Konditionalitätsprinzips.  Hier wird 
deutlich, dass  auch die  untergeordneten  Fragen des  EU-Russland-Verhältnisses  nicht 
frei  von dem aktuellen Dilemma zwischen dem Pragmatismus und der  Normativität 
sind.
7.2.3  Die Energiecharta
In  der  Diskussion  über  die  Energiepartnerschaft  zwischen  Russland  und  der 
Europäischen Union spielt  die  Energiecharta  eine große Rolle.  Der  Vertrag über  die 
Energiecharta  hat  Russland  schon 1998 unterzeichnet,  aber  danach wurde es  in  der 
Duma nicht ratifiziert. 
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Die Idee zu diesem Vertrag entstand viel früher, im Sommer 1990. Der Vertrag sollte 
multilateral und global die Beziehungen zwischen Energieproduzenten und Abnehmern 
weltweit regeln, war also nicht nur für Russland und die EU gedacht. Er wurde vom 
niederländischen Premierminister Ruud Lubbers vorgeschlagen. Für Europa hatte diese 
Idee eine besondere Bedeutung und Relevanz, da sie als Instrument zur Vertiefung der 
Zusammenarbeit  zwischen dem „alten“  Europa  und den  ehemaligen Ostblockstaaten 
und somit als Vorstufe der Erweiterung gedacht wurde. Laut dem Vertrag sollten die 
verstärkten  Energielinks  zwischen  der  damaligen  EU-15  und  der  ressourcenreichen 
Anwärtern  auf  der  einen  Seite  die  wirtschaftliche  Entwicklung  in  osteuropäischen 
Ländern  beschleunigen  und  auf  der  anderen  Seite  die  Energiesicherheit  der  EU 
verbessern.  Das  westliche  Interesse  bestand  im  Wesentlichen  darin,  sich  die 
Energiereserven im Osten zu sichern, indem die EU sie sowohl als Endverbraucher als 
auch als Investor nutzen könnte. 
Die  Verhandlungen  begannen  im  Juli  1991  und  führten  bereits  im  selben  Jahr  zur 
Unterzeichnung  einer  unverbindlichen  Erklärung  „zur  Förderung  der  Ost-West-
Energiekooperation“.  Drei  Jahre  später  lag  ein  ausgearbeiteter  Vertrag  vor,  der  in 
Lissabon von 49 Staaten, darunter auch Russland unterzeichnet wurde. Auf dieser Basis 
entstand  der  Energiechartavertrag,  der  erst  in  Kraft  treten  sollte,  wenn  er  von 
mindestens  30  Unterzeichnerstaaten  ratifiziert  worden  war.  Im  April  1998  war  die 
erforderliche Zahl erreicht. 
Russland hat sich zwar zur vorläufigen Anwendung des Vertrags verpflichtet, soweit er 
mit seiner Verfassung und den Gesetzen vereinbar ist, hat ihn aber nicht ratifiziert. Kurz 
und  bündig  kann  das  Wesen  des  Streites  wie  folgt  erfasst  werden:  Das  wichtigste 
Hindernis zur Ratifizierung der Charta liegt für Russland in der Befürchtung, dass die 
Interessen  der  großen  –  und  in  Russland  quasi  staatlichen  -  Energiekonzerne  wie 
Gasprom dadurch  negativ  beeinflusst  werden  und der  Staat  die  Kontrolle  über  den 
eigenen Energieressourcen verliert. Im Prinzip erfordert die Charta eine Reorganisation 
der  Energiemonopolen  und einen  besseren  Zugang von  ausländischen  Unternehmen 
zum  russischen  Energiesektor.  Dies  bedeutet  unter  anderem  die  Trennung  der 
Produktion von dem Transport, so dass ein Unternehmen, egal ob staatlich oder privat, 
nicht  gleichzeitig  die  Gasförderung  und  den  Bau  oder  Betrieb  von  Pipelines 
kontrollieren  kann.  Dieses  Thema  ist  in  Russland  sowieso  sehr  sensibel,  da  die 
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wichtigsten  Gas-  und  Öltransportrouten  nach  Europa  über  die  nicht  immer 
wohlwollenden  Nachbarländer  führen  –  die  Ukraine,  Weißrussland,  Kasachstan.  In 
Hinblick auf eine ganze Reihe von Gastransportkonflikten zwischen Russland und den 
wichtigsten Transportländern im GUS-Raum wird dieser Klausel  als  der  zusätzliche 
Kontrollverlust  und  ein  Gefahrenpotenzial  in  Moskau  gesehen.  Wenn  sich 
beispielsweise  die  zentralasiatischen  Produzenten  auf  die  Charta  berufen  und  durch 
russische  Leitungen  ihr  preiswerteres  Gas  nach  Westeuropa  transportieren  und  dort 
verkaufen,  wäre  die  Position  Russlands  auf  dem Energiemarkt  deutlich  geschwächt. 
Solche Nachteile will der Kreml nicht in Kauf nehmen. Zu diesem Thema äußerte sich 
der russische Außenminister bei einem Trojka-Treffen: „Wir lehnen die Grundsätze der 
Energiecharta  nicht  ab.  Einige  ihrer  Mechanismen  bezüglich  Gasleitungen  und 
Investition sind für uns jedoch inakzeptabel.“308 
Zurzeit  ist  die Energiecharta  zum Stoßstein in den Verhandlungen über ein  erneutes 
Abkommen zwischen Russland und der EU geworden. Kompletter Problemdarstellung 
halber sollte man erwähnen, dass andere wichtige Gasproduzenten wie Norwegen und 
Australien diese Charta  ebenfalls  nicht  ratifiziert  haben,  erfuhren aber diesbezüglich 
keine Kritik in der Öffentlichkeit. Die USA, Kanada und auch die OPEC-Länder haben 
die Energiecharta gar nicht unterschrieben, wodurch Russland sich in seiner Ablehnung 
der Charta verstärkt fühlt.  
7.3  Projekte eines neuen Abkommens: Positionen und Konzepte
Schon im letzten Jahr  der  PKA-Geltung entfachte  sich  sowohl  in  den  europäischen 
Forschungskreisen  als  auch  in  den  russischen  die  Diskussion  darüber,  wie  es  nach 
Dezember 2007 mit der EU-Russland-Partnerschaft  weitergehen soll. Man sah damals 
sechs mögliche Entwicklungsszenarien vor309:
• das PKA wird ablaufen und kein weiteres Dokument folgt;
• das  PKA  wird  laut  Artikel  106  jährlich  verlängert  und  weiterhin  als 
Grundlagendokument  gelten,  die  Aktualisierung  erfolgt  in  Form  neuer 
Sektoralabkommen;
308  Zitiert nach: Keine Bewegung in Verhandlungen um EU-Russland-Abkommen, unter: 
http://www.euractiv.com/de/energie/keine-bewegung-verhandlungen-um-eu-russland-
abkommen/article-161444, abgerufen am 1.12.2011.
309  Vgl. z. B. bei Emerson, Michael: A New Agreement between the EU and Russia: why, what and 
when?, CEPS Policy Brief, May 2006.
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• das PKA wird verlängert und durch das Hinzufügen einer Deklaration über die 
Strategische Partnerschaft an die aktuelle Lage angepasst;
• das PKA wird durch ein kurzes Rahmenabkommen ersetzt;
• das PKA wird durch ein ausführliches und komplexes Abkommen (quasi Vier 
Gemeinsame Räume als ein rechtlich verbindliches Dokument) ersetzt;
• es wird ein neues Abkommen über die Strategische Union zwischen der EU und 
Russland folgen.
Über viele Pro und Contra dieser Szenarien zu schreiben, macht es heute – fünf Jahre 
später – keinen großen Sinn mehr. Die Verhandlungen haben nun begonnen und nur die 
Versionen  4  und  5  bleiben  relevant.  Es  ist  aber  durchaus  sinnvoll,  einige  der 
prominentesten  Vorschläge zu einem Nachfolgedokument hier zu präsentieren, da sie 
die  offiziellen  Positionen  der  Partner  in  den  Verhandlungen  beeinflusst  haben. 
Außerdem  verdeutlichen  sie  den  öffentlichen  und  wissenschaftlichen  Diskurs  in 
Russland sowie in  der  Union im Vorfeld der  Verhandlungen und dienen damit  dem 
besseren Verständnis der offiziellen Standpunkte.
7.3.1  Projekt von RUE: ein Assoziierungsabkommen 
Autoren:  Das Komitee „Russland im vereinten Europa“ (RUE): Nadezhda Arbatova, 
Yurij Borko, Mark Entin, Sergej Kaschkin310 
In  der  schwierigen  Phase  der  EU-Russland-Partnerschaft  direkt  nach  der  größten 
Erweiterungsrunde 2004 begann eine Gruppe von prominenten  Wissenschaftlern und 
Politikern rund  um  das  Komitee  „Russland  im  vereinten  Europa“  (Rossija  v 
ob'edinennoj  Evrope)  eine  umfassende  politische  und  öffentliche  Debatte  über  das 
Schicksal  der  Partnerschaft  nach  dem  Ablauf  des  PKA.  Die  dafür  vorgenommene 
Evaluierung  des  bestehenden  Abkommens  führte  zur  Schlussfolgerung,  dass  es  der 
Partnerschaft an strategischen Zielen und konkreten politischen Implikationsstrategien 
fehlt. Obwohl in einem grundsätzlich positiven Licht betrachtet, wurde das PKA, zehn 
Jahre nach seinem Unterschreiben, als nicht mehr vereinbar mit der Realität der EU-
310  Das Komitee „Russland im vereinten Europa“ ist eine russische nichtstaatliche Organisation 
(<www.rue.ru>), die aus der Initiative einer Gruppe russischer Politiker und Unternehmer 2001 
gegründet wurde, um sich mit den Themen europäischer Integration und den Beziehungen zwischen 
Russland und der EU auseinanderzusetzen. Der Koordinator des Komitees war Dumaabgeordneter V.  
Ryzhkov, die Forschungsprogrammdirektorin ist eine in Russland bekannte Politikwissenschaftlerin 
Nadezhda Arbatova. Das Komitee wird aus den privaten Geldern finanziert. 
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Russland-Beziehungen bewertet. 
„For all the PCA's importance in establishing legal relations with the EU, the format of this 
treaty  has  fundamental  restrictions.  To  a  large  extent,  the  PCA  reflected  the  EU's 
technocratic rather than political approach, and did not strive to systematically transform 
the countries with which it was concluded; the Agreement was static in character and did 
not take into account how the relationship would evolve (evolution which, in truth, is still 
taking place), while primarily embracing the areas of economics and trade.“311 
Das damals gerade verabschiedete Dokument über Vier Gemeinsame Räume wurde in 
die Evaluation ebenso mit einbeschlossen und bekam positivere Referenzen, wurde aber 
auf Grund seiner Unverbindlichkeit  als  unzureichend bewertet.  Die Situation konnte 
laut dem Urteil des Komitees kaum unlogischer sein: auf der einen Seite hat man das 
nicht mehr aktuelle, aber rechtlich verbindliche PKA, auf der anderen – eine effektive 
und  durchaus  strategische  Initiative,  Vier Gemeinsame  Räume  aufzubauen,  die  mit 
konkreten Maßnahmen und Instrumenten vollgespickt war, aber keinen verbindlichen 
Charakter trug.312 Inhaltlich ist das Dokument durchaus geeignet, ein Hauptinstrument 
für  die  strategische  Partnerschaft  zu  werden,  es  fehlt  ihm  dazu  nur  noch  ein 
konzeptueller Rahmen.  
Da  man  damals  schon  vorsehen  konnte,  dass  bis  zur  Unterschreibung  eines 
umfassenden neuen Abkommens viel Zeit verstreichen kann, bereitete das Komitee ein 
Übergangsdokument  vor  -  „Agreement  on  advanced  partnership  establishing 
association“313.  Das langfristige Ziel  dieses Abkommens sollte  nach der Ansicht  des 
Komitees  eine Assoziierung zwischen der EU und Russland sein.  Der grundlegende 
Unterschied  zwischen  einer  (strategischen)  Partnerschaft  des  Typus  wie  im  PKA 
beschrieben und einer Assoziierung ist dass die letztere Schaffung eines freien Marktes 
für die Partner als die obligatorische Basis vorsieht.  Im geltenden PKA wird die freie 
Handelszone  als  eines  der  ultimativen  Ziele  im  Artikel  1  erwähnt:  „to  create  the 
necessary  conditions  for  the  future  establishment  of  a  free  trade  area  between  the 
311  Arbatova, Nadezhda: Russia-EU beyond 2007, Russian Domestic Debates, Russia/NIS Center, June 
2007.
312  Vgl.: „Stated differently, the situation has become a vicious circle in which Russia-EU relations 
cannot escape. On the one hand, there is the outdated PCA, still the central document; while on the 
other there is the excellent initiative regarding common spaces, which could make relations between 
the two partners more goal-oriented and give them a strategic perspective if this initiative is set up on 
a new contractual legal basis. The road maps are currently too limited and technical to implement the 
idea of four common spaces. They may be action plans, but they must be set down in the conceptual 
framework for relations between Russia and the EU.“ Ebd, S. 9.
313  Arbatova, Nadezhda: Russia-EU-Quandary 2007, in: Russia in Global Affairs, Nr.2, April-Juni 2006.
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Community and Russia covering substantially all trade in goods between them, as well 
as conditions for bringing about freedom of establishment of companies, of cross-border 
trade in services and of capital movements“314 - die unverzichtbare Voraussetzung der 
Partnerschaft ist dies jedoch nicht.  Im Unterschied dazu  basiert jede Assoziierung auf 
einer Freihandelszone. 
„In the majority of their schedules, association agreements envisage a gradual (over 10-12 
years) reduction in customs duties and other taxes until they are completely abolished, the 
revocation of quantitative import and export restrictions and equivalent measures, as well as 
a ban on discriminatory taxation depending on the point of origin of goods. The absence of 
any  similar  regulations  in  the  PCA  makes  it  very  difficult  to  fully  implement  this 
agreement's goals.“315 
Das vorgeschlagene Konzept von RUE sieht vor, das EU-Russland-Abkommen so zu 
überarbeiten,  dass  es  als  ein  Basisdokument  in  der  Übergangszeit  dient,  bis  eine 
Assoziierung  erreicht  werden  kann.  Dem Komitee  ist  es  bewusst,  dass  eine  solche 
Aktualisierung und die  Überarbeitung des PKAs sehr viel  Zeit  in Anspruch nehmen 
kann und darüber hinaus einen starken politischen Willen beiderseits erfordert, da das 
Dokument anschließend von 27 EU-Ländern und Russland ratifiziert werden muss. Eine 
Assoziierung – in langfristiger Perspektive nach der Art von EFTA – kann nach der 
Meinung der Autoren ein einzig lohnendes strategisches Ziel der Partnerschaft sein.  
„The RUE Committee drafting team believes that the ultimate aim of a renewed agreement 
must be to create an association. Such an association must be founded on the concept of 
advanced (strategic) partnership, based, in turn, on the four common spaces.“316 
Die Grundlage für das neue Dokument sollen die  Vier Gemeinsamen Räume bilden. 
Um die  Verhandlungen  über  das  Abkommen  nicht  unnötig  zu  erschweren,  können 
Einzelheiten  und  untergeordnete  Ziele  in  allen  „Räumen“  auch  später  in  separaten 
Sektoralabkommen formuliert werden. Die Präambel soll ebenso geändert werden, um 
den neuen Stand der Beziehungen besser zu reflektieren, genauso auch der Name des 
Abkommens - „Agreement on advanced partnership establishing association“.317
314  Agreement on Partnership and Cooperation, Article 1, S. 7.
315  Arbatova, Nadezhda: Russia-EU beyond 2007, Russian Domestic Debates, Russia/NIS Center, June 
2007, S. 11.
316  Ebd., S. 12.
317  Vgl.: „The preamble should be substantially revised in order to reflect the high level of today's 
partnership, the creation of four common spaces, Russia's accession to the WTO, and also mention 
new threats and, above all, the war on global terrorism and the proliferation of the weapons of mass 
destruction (WMD).“ Ebd., S. 12.
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Die Autoren empfehlen darüber hinaus einige  institutionelle  Änderungen, die für die 
Implementierung der Ziele der Vier Gemeinsamen Räume fördernd sein sollen. Um die 
Partnerschaft  wirklich  strategisch  zu  machen,  soll  mehr  Aufmerksamkeit  der 
Bekämpfung gemeinsamer Herausforderungen gewidmet und dafür neue Instrumente 
geschaffen  werden.  Die  Rechtsharmonisierung  durch  Anpassung  russischer 
Rechtsordnung in vielen Bereichen wäre eine weitere Aufgabe des Abkommens. 
„Article  55  must  be  supplemented  by  provisions  regarding  the  gradual  (in  two stages) 
rapprochement  between  Russian  and  European  legislations,  on  the  basis  of  special 
indicative program devised jointly by both parties. In this regard, measures should continue 
in the spheres already harmonized, and harmonization should spread to new spheres.“318
Dieses  Konzept  klingt  schon auf  den  ersten  Blick  sehr  visionär  -  es  war  auch der 
Gruppe der Berater um Nadezhda Arbatova wohl bewusst. Mit Recht weist sie in ihrem 
Artikel  darauf  hin,  dass  eine Assoziierung die  höchste  Kooperationsform abgesehen 
vom  Beitritt  darstellt.  „European  Agreements“  mit  den  MOE-Ländern  waren  die 
Vorstufe zu deren EU-Beitritt, die Assoziierung mit den EFTA-Ländern (Norwegen, die 
Schweiz, Island und Liechtenstein) könnte auch schnell zum Beitritt führen, da diese 
Länder die Beitrittskriterien schon erfüllen und nur auf eigenen Wunsch außerhalb der 
EU bleiben.319 
Dementsprechend  vorsichtig  wurde  das  Konzept  im  russischen  Europadiskurs 
aufgenommen.  Interessant  ist,  dass  während  in  Russland  viele  die  Idee  einer 
Assoziierung zu ambitioniert und hinderlich für russisches Streben nach der Rolle einer 
Großmacht fanden, gewann das Konzept auch seitens der EU wenig Anerkennung, da 
man  sie  fehlerhaft  mit  dem  Aufflackern  der  Beitrittsidee  verband.  Dieses  Konzept 
wurde nicht in die offizielle Position des Kremls übernommen, schaffte es aber, eine 
großflächige  Debatte  anzustoßen,  und  wurde  zu  einem  der  zwei  bedeutendsten 
Vorschläge für ein Nachfolgeabkommen. Die Autoren von RUE sehen es außerdem als 
ihr Verdienst, dass die Idee, die  Vier Gemeinsamen Räume zur Grundlage des neuen 
Dokuments zu machen, auch in der offiziellen Position Russlands Anwendung fand.
318  Ebd., S. 13.
319  Vgl.: „From a legal perspective, relations between the EU and the European Free Trade Association 
(EFTA) also appear to take the form of an association, in fact the highest form of an association. It is 
notable that many supporters of Russian self-sufficiency, who advocate relations between Russia and 
the EU along the lines of the Swiss or Norwegian model do not even appreciate the fact that they are 
calling for the highest level of association.“ Ebd., S. 11.
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7.3.2  Das Projekt von SVOP: Abkommen über eine strategische Union
Autoren: SVOP (Der Rat der Außen- und Verteidigungspolitik), Timofej Bordatschev
Das zweite prominente Konzept ist die Idee einer strategischen Union zwischen der EU 
und Russland von SVOP320. In einer gewissen Weise ist dies ein Gegenvorschlag zum 
Konzept  von  RUE,  der  von  ganz  anderen  Prinzipien  ausgeht.  Formuliert  im  Buch 
„Novij strategicheskij sojuz. Rossija i Evropa: vozmozhnosti bol'schoj sdelki“321, basiert 
der Vorschlag auf den Grundsätzen der russischen Souveränität, der Selbstgenügsamkeit 
und einer selektiven Kooperation mit der Außenwelt. Das Ziel der Beziehungen zur EU 
ist demnach eine Neue Strategische Union zu bilden, wofür man ein neues Abkommen 
mit der Deklaration über Bildung einer solchen Union ausarbeiten und unterschreiben 
soll. 
Diese Union soll im Vergleich zur heute bestehenden  strategischen Partnerschaft eine 
ganz andere Qualität  haben und auf dem Prinzip der Gleichwertigkeit  basieren.  Das 
Dokument zur Strategischen Union soll in keiner Weise den Assoziierungsabkommen 
zwischen einem politischen Zentrum und einem Beitrittskandidat ähneln, demnach der 
Kandidat  seine  rechtliche  Lage  dem  acquis  communitaire der  EU angleichen muss, 
sondern  dem Aufbau einer  Union zweier  Gleichen  dienen soll,  ähnlich  dem  Elysée 
Treaty zwischen Deutschland und Frankreich nach dem zweiten Weltkrieg.322 
„In the opinion of the authors, the Declaration for the treaty on a strategic union, which 
performs  the  function  of  a  full-fledged  preamble,  could  become  a  significant  general 
political document, establishing the strategic framework for relations. In the capacity of 
320  SVOP (Sovet po vneschnej oboronnoj politike), Rat der Außen- und Verteidigungspolitik, ist eine 
russische Nichtregierungsorganisation, wurde im Februar 1992 von einer Gruppe prominenter 
Vertreter aus russischen außenpolitischen, militärischen, politikwissenschaftlichen und 
wirtschaftlichen Kreisen gegründet, mit dem Ziel, zur Erarbeitung offizieller Konzepte russischer 
Außen- und Sicherheitspolitik beizutragen. S. unter: http://www.svop.ru/
321  Bordatschev, Timofej: Novij strategitscheskij sojuz. Rossija i Evropa: vozmozhnosti bol'schoj sdelki, 
(Neue Strategische Union, Russland und Europa: Möglichkeiten eines big deals). Kurze 
englischsprachige Version: Bordachev, Timofei: Toward a Strategic Alliance, Russia in Global Affairs, 
No 2, April-June 2006.
322  Vgl. bei Emerson, Michael:  A New Agreement between the EU and Russia: why, what and 
when?, CEPS Policy Brief, May 2006: „The role of this Treaty would be to do on an all-
European scale between the EU and Russia something comparable to what the French- German 
reconciliation and their bilateral treaty has done in Western Europe. Of course this analogy 
cannot be taken too far. Yet there are certain properties that the Treaty of Strategic Union might 
aim at, which the French-German model of the Elysée Treaty brings to mind. These include a 
partnership of equals, a determination to replace old enmities with a totally new paradigm of 
common purpose, the building of complete trust on fundamental matters, and search for full 
agreement in as many domains of common interest as possible.“ S. 10.
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objectives, the declaration proposes the creation of a strategic union between Russia and the 
EU,  directed  at  overcoming  the  disease  of  hostility  and  rivalry  –  psychological 
consequences of past wars and conflicts – and strengthening a genuinely allied relationship 
while allowing deep integration in selected areas.”323
Das  vorgeschlagene  Dokument  hat  eine  Drei-Ebenen-Struktur  und  sieht  eine 
umfangreiche  Zielsetzung  vor.  Die  erste  Ebene  drückt  in  Form einer  Präambel  die 
Absicht aus, die Strategische Union zwischen der EU und Russland zu errichten. Diese 
Ebene  stellt  somit  das  Hauptziel  des  Dokuments  dar  und  hält  es  in  Form  einer 
Deklaration fest. 
Die  zweite  Ebene  ist  die  strategische  Agenda,  die  konkrete  Ziele  und 
Kooperationsbereiche  beschreibt,  die  zur  Strategischen Union  führen  sollen  -  „the 
specific direction of cooperation, above all, cooperation in ensuring international and 
regional  security,  including  the elimination  of twenty-first  century threats  and risks: 
terrorism,  ecological  problems,  poverty,  and  so  on“324.  Außer  dem  Bereich 
„Internationale  Sicherheit  und  globale  Herausforderungen“,  die  eine  Schlüsselrolle 
übernehmen, sollen die Themenkapitel „Internationale Handel und globale Wirtschaft“, 
„Freier  Personenverkehr“  mit  dem  erklärten  Ziel,  das  Visumpflicht  schrittweise 
abzuschaffen, „zivilgesellschaftliche und geschäftliche Zusammenarbeit“, „Bildung und 
Kultur“  so  detailliert  wie  möglich  beschrieben  werden.  Vor  allem  die  praktischen 
Maßnahmen zur Umsetzung der Ziele sollen in diesem Teil des Dokuments besonders 
sorgfältig  ausgearbeitet  werden.  Wichtig  ist  auch  der  Vorschlag,  man  solle  einen 
Kontrollmechanismus für die Umsetzung der Agenda absprechen: „The agenda's last 
section ought to be dedicated to questions of how to implement it, including a provision 
about creating a special mechanism to control the way in which the agreed intentions 
are performed by Russia and the EU.”325 
Die  dritte  Ebene  besteht  aus  diversen  sektoralen  Abkommen,  gedacht  als  konkrete 
Mechanismen und Instrumente zur Implementierung der Ziele der Strategischen Union. 
„These documents must envisage functional integration in different fields of activity, until 
some segments of the market are incorporated. Among the obvious areas for cooperation, 
323  Arbatova, Nadezhda: Russia-EU beyond 2007, Russian Domestic Debates, Russia/NIS Center, June 
2007, S. 14.
324  Ebd., S. 14.
325  Ebd., S. 15.
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the following stand out: transportation, education, space and energy.” 326 
Nur dieser Teil bedarf laut SVOP der Ratifizierung durch die EU-Parlamente und das 
russische  Duma.  Auf  diese  Weise  bedenken  die  Autoren  langwierige  bürokratische 
Prozesse zu vermeiden und die Gefahr abzuwenden, dass bilaterale Probleme zwischen 
Russland  und  einigen  EU-Mitgliedern  das  ganze  Abkommen  kippen  können.  Die 
Verhandlungen werden somit auf die technische Ebene reduziert und entpolitisiert. Was 
von den Autoren als Erleichterung der Verhandlungen gedacht wurde, stellt gleichzeitig 
die bedeutendste Schwäche des Konzepts dar. Das ganze Abkommen, das durch den 
ersten Teil den deklarativen Charakter bekommt, bleibt somit rechtlich unverbindlich. 
Es  kann  in  diesem  Fall  nicht  das  existierende  PKA völlig  ersetzen.  In  welchem 
Verhältnis es dann zum PKA stehen soll, bleibt im SVOP-Konzept unklar. Das werfen 
dem Projekt auch die Vertreter des Gegenvorschlags vor: 
„If  this  concept  replaces  the  PCA, it  is  clear  that  a  political  declaration,  even about  a 
strategic union, cannot be used as a legal basis for relations between Russia and the EU. 
And no sane politician in Russia would settle for revoking an international treaty in favor of 
signing a declaration that does not require ratification. This would entirely undermine the 
Russian' leadership reputation as a measured and responsible partner.”327 
Diese  Schwäche  des  Konzepts  hielt  auch  das  Team im  Kreml  davon  ab,  bei  der 
Erarbeitung  der  offiziellen  Position  russischer  Regierung  auf  den  SVOP-Vorschlag 
zurückzugreifen, obwohl die Basisprinzipien des Dokuments Anerkennung fanden.
7.3.3  Projekt von Valdaj: die Union für Europa 
Autoren:  Internationaler  Diskussionsklub  der  Experten  für  die  russische  Politik 
„Valdaj“, Sergej Karaganov, Timofej Bordatschev, Igor Ivanov, Fedor Lukjanov328
Das Projekt, das eine Gruppe prominenter russischer außenpolitischen Experten unter 
dem  Dach  des  Valdaj-Klubs  veröffentlicht  hat,  ist  im  Prinzip  eine  erneute  und 
überarbeitete Version des SVOP-Vorschlags von 2006. 
Der  grundlegende Unterschied dieses  Vorschlags  von dem Vorgänger  wie  von allen 
anderen Konzepten ist,  dass dieser sich nicht nur auf die EU und Russland begrenzt. 
326  Ebd., S. 15.
327  Ebd., S. 15.
328  Zur Union Europas, Karaganov, Sergej (Hrsg.), Analytischer Vortrag russischer Gruppe des 
internationalen Diskussionsklub „Valdaj“, September 2010. Der russischsprachige Text ist zu finden 
unter: http://www.karaganov.ru/docs/Karaganov_valdaj_rus.pdf, abgerufen am 11.10.2011.
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Die  Autorengruppe  erklärt,  dass  Russland  und  die  EU  im  nächsten  Jahrzehnt  eine 
erneute und wahrscheinlich letzte Chance zur Integration haben. Die Weltbühne ändert 
sich so schnell wie noch nie und die Summe aktueller globaler Trends – der Aufstieg der 
asiatischen Mächte China und Indien, das prioritäre Interesse der USA an China, die 
Schwächung traditioneller Institutionen wie die UNO, G8, WTO und IWF, die wieder 
gestiegene  Bedeutung  der  Nationalstaaten  auf  Kosten  von  intergouvernementalen 
Organisationen – führt dazu, dass die Rolle Russlands und der EU im internationalen 
Kontext  geschwächt  wird.  Auch wenn  die  beiden  sich  vereinen,  werden  sie  andere 
europäische und vielleicht  euroasiatische Staaten brauchen, um eine bemerkenswerte 
Rolle in der künftigen Weltordnung zu spielen. Für die Vereinigung sehen die Autoren 
eine  Reihe  guter  Voraussetzungen:  die  gemeinsame  Geschichte,  die  kulturelle  und 
geografische Nähe, die komplementären wirtschaftlichen Strukturen, die offensichtliche 
Interessenharmonie  und  der  sichere  Vorteil,  den  der  erweiterte  gemeinsame  Markt 
beiden Seiten bringen würde. Die wichtigste Voraussetzung ist jedoch eine negative: 
beide europäische Zentren verlieren ihre Macht, der EU droht die Rolle eines „globalen 
Venedigs“  -  eines  wunderschönen,  aber  nicht  mehr  bedeutenden  Denkmahls  der 
vormaligen Größe - und der Russischen Föderation die einer Ressourcenquelle. 
„Eine optimale, wenn nicht einzig mögliche Antwort seitens Russlands, der EU und anderer 
europäischer Staaten wäre Schaffung einer gemeinsamen Union, eines neuen Gebildes auf 
dem Raum zwischen Atlantik und Pazifik. Ihre wichtigste Elemente sollen Verhaltensregeln 
und  Kooperationsmechanismen  für  alle  Teilnehmer  werden,  die  auf  den  gemeinsamen 
kulturellen Wurzeln basieren und flexibel auf revolutionären Veränderungen der Weltpolitik 
reagieren.“329
Eine  solche Union,  basierend  auf  dem Konzept  Greater  Europe und  offen  für  alle 
europäischen  Länder,  unabhängig  von  deren EU-Mitgliedschaft,  würde  endlich  die 
Trennlinien auf dem europäischen Teil des Kontinents überwinden. 
„Schaffung  solcher  Union  würde  die  Trennung  des  Kontinents  beenden  und  die 
fortschreitende  offene  und  versteckte  Konkurrenz,  die  nachteilig  für  beide  Seiten  ist, 
verhindern. Sie würde es erlauben, die Beziehungen rationell zu gestalten und historische 
Gerechtigkeit wiederherzustellen.“330 
Sie  wäre  wiederum  kein  Hindernis  für  die  EU-Länder,  ihre  traditionell  engen 
329  Ebd., S. 7.
330  Ebd., S. 28.
275
Beziehungen  zu  den  USA weiterhin  zu  pflegen.  Das  Abkommen zu  der  Union  für 
Europa könnte man durch verschiedene Varianten der Sicherheitsarchitektur auf dem 
Kontinent  vervollständigen,  zum  Beispiel  auf  der  Grundlage  des  Projekts  über 
gemeinsame Sicherheit,  das Präsident Medwedew 2010 vorgestellt hat. Die Grundlage 
der  Union  wäre  die  in  der  europäischen  Integration  traditionelle  Methode  des 
gemeinsamen Interessenausgleichs.
Essentiell  für  die  neue  Union wäre  ein Abkommen,  dass  nicht  nur  Verhaltens-  und 
Kooperationsregeln  unter  den  Mitgliedern fixiert,  sondern  auch  die  Partner  zur 
Erarbeitung gemeinsamer Entscheidungen, Position und Strategien auf der Weltbühne 
verpflichtet. Ein zentrales Dokument würde durch sektorale Abkommen – ähnlich den 
vier  Wegekarten  zwischen  der  EU  und  Russland  –  mit  konkreten  Aufgaben  und 
Maßnahmen in allen relevanten Bereichen vervollständigt. Ziel dieser Wegekarten soll 
ein  gemeinsamer  Markt  mit  vier  Freiheiten  sein,  die  Implementierung  kann  jedoch 
langfristig  geplant  werden.  Der  freie  Zugang  zu  den  Ressourcen  und  den 
Transportwegen,  zu  allen  Technologien  außer  einigen  militär-strategischen  und  dem 
Energiemarkt werden ebenfalls als essentielle Teile des Abkommens empfohlen. 
Als Hauptprinzipien der Union werden genannt:
• der freie Verkehr von Personen, Waren, Dienstleistungen und dem Kapital;
• gemeinsame  Entscheidungen  in  allen  internationalen  Schlüsselfragen,  die 
Koordination der Außenpolitik aller Mitglieder.
Die Autoren sehen ein, dass ein solches Projekt als zu idealistisch und futuristisch von 
den Akteuren und Gesellschaften beiderseits abgelehnt werden kann. Der Übergang zur 
realen Annäherung wird einen starken politischen Willen und die Verantwortung der 
Akteure sowohl  in  Russland  als  auch  in  der  EU  erfordern.  Das  Misstrauen  und 
eventuelle Missverständnisse können ein solches Projekt stark behindern, vor allem aber 
der aktuelle Wertestreit stellt  ein großes Hindernis dar. Dieser Streit kann nur gelöst 
werden,  indem beide  Seiten  die  Notwendigkeit  eines  neuen grandiosen historischen 
Projektes verstehen – ähnlich dem Projekt der europäischen Integration nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs – und den politischen Willen dazu gleichermaßen mobilisieren. 
Als konkrete Schritte zur Realisierung ihres global geplanten Projekts empfehlen die 
Autoren,  in kürzester  Zeit  die  Dialogforen auf höchster Ebene zu initiieren,  die  die 
276
Grundlage  dieses  Projekts  erarbeiten  sollen.  Erst  eine  qualitative  Überarbeitung der 
konzeptuellen und institutionellen Grundlage der Beziehungen wird weitere konkrete 
Schritte  zur  Realisierung  ermöglichen.  Das  gemeinsame  Konzept  kann  in  weiteren 
Foren und Sitzungen mit dem konkreten Inhalt erfüllt werden.
 „Aber das wichtigste im empfohlenen Projekt der Union für Europa sind Aufbau eines 
gemeinsamen  sozialen,  wirtschaftlichen,  energetischen  Raumes,  enge  Koordination  der 
Außen- und  Sicherheitspolitik. Endgültige Überwindung des schrecklichen Erbes aus dem 
20. Jahrhundert und der Trennung Europas.  Gemeinsamer Kampf für die der Größe des 
Kontinents angepassten Position in der Welt der Zukunft.“331 
Inwiefern  dieser  Vorschlag  in  die  offiziellen  Verhandlungen  zu  einem 
Nachfolgeabkommen  Eintritt  findet,  ist  noch  unklar,  scheint  aber  aufgrund  seines 
visionären Charakters und der breiten Auslegung der Grenzen höchst unwahrscheinlich 
zu sein.
7.4  Die offizielle Position des Kremls in den Verhandlungen
Wie  schon  erwähnt,  sind  einige  Elemente  der  oben  vorgestellten  Konzepte  in  die 
offizielle  Position  Russlands  bei  den  Verhandlungen  zum  neuen  Abkommen 
übernommen  worden.  Die  russische  Regierung  hat  das  Aushandeln  eines  neuen 
Abkommens zu einem essentiellen Ziel ihrer Europapolitik erklärt. Im außenpolitischen 
Konzept  der  Russischen  Föderation  von  2008 wird  das  neue  Abkommen über  eine 
strategische  Partnerschaft  mit  der  EU  als  „den  langfristigen  Interessen  Russlands 
äußerst entsprechend“332 bezeichnet. 
Nichtsdestoweniger  nahm  es  einige  Zeit  in  Anspruch,  bevor  die  offizielle  Position 
Russlands in den Verhandlungen fest stand. Der so genannte Europäische Weg genießt 
Unterstützung auf höchstem Niveau in Russland: von dem damaligen Präsidenten Putin, 
dem  Außenminister  Sergej  Lawrow,  dem  Vorsitzenden  des  Ausschusses  für  die 
Außenpolitik bei der Duma Konstantin Kosatschew, dem ehemaligen EU-Beauftragten 
Sergej Jastrzhembskij, -  obwohl sich einzelne Positionen laut Beobachter anfangs in 
Detail unterschieden. 
Als  Ergebnis mehrerer  Diskussionsrunden,  Seminare,  Treffen mit  den Vertretern der 
331  Ebd., S. 32.
332  Der Dokument ist zu finden unter: http://kremlin.ru/acts/785, abgerufen am 25.11.2011.
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Europäischen Union und durchgeführten Studien  entstand ein Abriss der  politischen 
Strategie der Russischen Föderation bei den Verhandlungen zu einem neuen Abkommen 
mit der EU. Die von Russland angestrebte Option ist ein kurzes Basisdokument,  das 
einen strategischen Rahmen für die Partnerschaft setzt und im großen und ganzen sich 
auf  die  Ziele  der  Gemeinsamen  Räume  stützt,  gefolgt  durch  weitere  sektorale 
Abkommen in allen relevanten Kooperationsbereichen. Es soll ein Abkommen sein, das 
von  beiden  Seiten  einer  Ratifizierung  obliegt;  ein  minimalistisches  Konzept  einer 
unverbindlichen Deklaration wird also auf offizieller Ebene abgelehnt. Die Idee einer 
Assoziierung als oberstes Ziel der Partnerschaft wird in der offiziellen Position ebenso 
nicht vertreten, das erklärte Ziel bleibt weiterhin eine strategische Partnerschaft.
7.5   Die Position der EU-Kommission  in den Verhandlungen
Die  europäische  Position  –  zumindest  die,  die  in  den  Verhandlungen  von  der 
Kommission  vertreten  wird  –  unterscheidet  sich  auch  nicht  zu  sehr  von  der  oben 
beschriebenen russischen.  Eine  unverbindliche  Deklaration  lehnt  die  EU ebenso  ab. 
Auch wenn das Aushandeln eines verbindlichen Dokumentes und seine anschließende 
Ratifizierung in  nationalen Parlamenten viel  Zeit  in  Anspruch nehmen soll,  will  die 
Union  ein  verpflichtendes  und  qualitativ  ambitioniertes  Abkommen  mit  Russland 
schließen. 
„The New Agreement should update and replace the existing Partnership and Cooperation 
Agreement.  It  should provide a comprehensive framework for EU-Russia relations,  and 
include substantive, legally binding commitments in all areas of the partnership, including 
political dialogue, JLS issues, economic cooperation, research, education and culture, as 
well as solid provisions on trade, investment and energy.“333 
Ähnlich  klingen  die  Empfehlungen  der  Experten-Community  auf  der  europäischen 
Seite.
“The new EU-Russia agreement should not simply be a political declaration that sets out 
some general principles to be backed up by sectoral agreements. EU-Russia relations are 
fragmented and spread out across very different policy areas; they must take in diverse 
business interests and diverging engagements of individual member states. The EU should 
aim for a broad ranging and legally binding agreement with dispute settlement mechanisms 
that will streamline the relationship and provide clear rules of engagement in the long term. 
333  Unter: http://eeas.europa.eu/russia/index_en.htm , abgerufen am 13.04.2011.
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A  comprehensive  new  contractual  framework  should  make  the  relationship  more 
predictable, strengthen the EU as a negotiating partner and deter possible revisionism in the 
future.” 334 
Die  EU  besteht  ferner  in  den  Verhandlungen  darauf,  dass  der  allen  EU-Verträgen 
immanente Wertebezug auch im Nachfolgedokument mit Russland nicht fehlt. Es wird 
ein rechtlich verpflichtendes Dokument angestrebt mit  einer Präambel, die Bezug auf 
Ziele der Partnerschaft und gemeinsame Werte nimmt, und einer ausführlichen Agenda, 
wo alle Bereiche der Zusammenarbeit geregelt werden. Der Unterschied zu der Position 
Moskaus hat einen eher formellen Unterschied – soll die Agenda schon ausführlich im 
Körper  des  Abkommens  beschrieben werden  oder  kann  sie  später  in  Form  von 
sektoralen Abkommen ein eher kürzeres Basisdokument ergänzen. Wie zu Beginn des 
Kapitels gesagt, ist es vielmehr die Frage der Verhandlungstaktik als eine grundsätzliche 
Diskrepanz der Positionen.
7.6  Zwischenfazit: Auswirkungen des Wandels auf die Verhandlungen zum neuen 
Abkommen
Das Ziel dieses Kapitels war es, eine Übersicht der Vorschläge zu einem neuen EU-
Russland-Abkommen zu erstellen, aus denen sich ihrerseits die offiziellen Positionen 
der Partner gespeist haben. Die Beschreibung der Positionen selbst wurde bewusst kurz 
gehalten,  da  bei  der  Anfertigung  der  Arbeit  (März  2012) der  Abschluss  der 
Verhandlungen  noch  lange  nicht  in  Sicht  war  und  die  Positionen  nicht  öffentlich 
gemacht wurden. Der Analyse voran soll es bemerkt werden, dass es nicht einfach war, 
die  offiziellen Positionen überhaupt zu definieren,  da sie dokumentarisch noch nicht 
festgehalten  wurden.  Man  musste  sie  aus  den  knappen  und  diplomatisch 
umschreibenden  Pressemitteilungen  der  Akteure  und  Interviews  nach  den  Gipfeln 
herauslesen.  Mehr  Licht  in  diese  Frage  haben  definitiv  Interviews  und  persönliche 
Gespräche mit den EU- sowie Russlandvertretern bei  der Vorbereitung dieser Arbeit 
gebracht.  Auch  die  Teilnahme  an  den  der  EU-Russland-Partnerschaft  gewidmeten 
Konferenzen war in dieser Hinsicht sehr hilfreich.
 Ein  direkter  Vergleich  der  offiziellen  Positionen  der  EU  und  Russland  in  den 
334  Wilson, Andrew; Popescu Nicu; Noel, Pierre: The Future of EU-Russia Relations: A Way forward in 
Solidarity and the Rule of Law, ECFR Study Paper, Feb. 2009, S. 14-15.
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Verhandlungen  –  aus  den  offiziellen  Mitteilungen,  Konferenzbeiträgen  sowie 
persönlichen Gesprächen zusammengestellt  –  zeigt,  dass diese  in  ihrer  Substanz  gar 
nicht  so weit  auseinander liegen. Einige Experte  wie zum Beispiel Andrej Zagorskij 
weisen  ebenfalls  darauf  hin,  dass  die  Kontroverse  zwischen  einem  knappen 
Rahmendokument, so wie es Russland bevorzugt, und einem der europäischen Position 
entsprechenden komplexen PKA-2 in der Regel zu stark gewichtet wird. 
„The gap in the initial approaches is often overestimated, however. Neither was Moscow 
principally  opposed  to  the  idea  of  a  more  detailed treaty,  nor  did  the  European  Union 
exclude the option of further specifying its provisions in sectoral agreements. Thus the issue 
was rather  to  identify  the  appropriate  balance  of  the  two approaches in  the  negotiated 
text.“335 
Die  beiden  Positionen  weisen  demnach  vielmehr  eine  Diskrepanz  in  den 
Verhandlungsstrategien auf als im grundsätzlichen Inhalt. Während die EU ihre Taktik 
darauf  baut,  dass  „the  more  issues  on  the  table  the  easier  it  will  be  to  reach  a 
comprehensive deal“336, scheint  Moskau sich in erster Linie mehr mit konkreten und 
momentan  besonders  aktuellen  Themen  wie  Energie  beschäftigen  zu  wollen.  Hier 
könnte  man  wieder  eine  Parallele  zu  der  pragmatischen  Haltung  Moskaus  in  den 
Beziehungen zur EU allgemein ziehen. Die Taktik von Kreml bezieht sich auch in den 
Verhandlungen auf die Grundsätze der Effektivität und der konkreten Fortschritte in den 
wirtschaftlichen, technologischen und energetischen Bereichen der Zusammenarbeit. 
Das Verschieben verschiedener Themen auf die Ebene der sektoralen Abkommen, die 
voneinander unabhängig ausgehandelt werden, gleicht im Prinzip der Taktik Moskaus, 
die besonders wichtigen Geschäfte bilateral mit ausgewählten, freundlich oder ebenso 
pragmatisch gesinnten Mitgliedstaaten zu führen,  um so  langwierige  Prozeduren der 
Abstimmung auf der multilateralen EU-Ebene zu vermeiden. Auf diese Weise versucht 
Moskau durch die Entpolitisierung der Verhandlungen seine pragmatischen Interessen 
durchzusetzen  und konkrete  Ergebnisse  schnellstmöglich  zu  erzielen.  Im Prinzip  ist 
dieser Unterschied in den Verhandlungsstrategien nicht so gravierend, da der Wunsch 
auf  beiden  Seiten  besteht,  im  Endeffekt  ein  verbindliches  und  umfangreiches 
Abkommen zu bekommen. Dieses Ziel wurde auch im Dokument zur Eröffnung der 
335  Andrej Zagorskij, Statement auf dem 9. Roundtable of the partnership with Russia in Europe, FES 
2011, unter: http://www.fesmos.ru/publications/russland/germany_77.html, abgerufen am 18.10.2011, 
S. 18.
336  Ebd., S. 18.
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Verhandlungen  zum  neuen  Abkommen  festgehalten.337 Einen  ähnlichen  Eindruck 
gewann ich auch aus den Gesprächen mit einigen Experten.
Warum ist es dann eigentlich so schwer, sich auf ein neues PKA zu einigen? Die erste 
Antwort  liefern die oben beschrieben problematischen Themenfelder, die für das neue 
Dokument  unverzichtbar  sind  und  die  noch  ausgehandelt  werden  müssen.  Dessen 
ungeachtet, kann man die momentanen Beziehungen zwischen den Partnern - seitdem 
die  Verhandlungen  nach  einer  kurzen  Unterbrechung  infolge  des  Georgienkrieges 
wieder aufgenommen wurden – ohne Zweifel als gut bezeichnen. Vielleicht liegt gerade 
da die zweite Antwort auf die Frage. Denn beide Seiten machen den Eindruck, mit dem 
Status quo inzwischen ziemlich zufrieden zu sein und ein neues Dokument momentan 
auch  gar  nicht  so  dringend  zu  brauchen.  Wie  im  Artikel  106  des  Abkommens 
vorgesehen, erfolgt die Verlängerung des PKA auf jährlicher Basis automatisch, solange 
keine der Parteien ihn kündigt.338 Eine - wenn auch pro forma – rechtliche Grundlage 
hat  die  Partnerschaft  dadurch  weiterhin.  Business  as  usual läuft  ebenso  ohne 
beträchtliche Hindernisse. 
Die Frage ist dann, inwieweit die Erneuerung eines Abkommens für den weiteren Lauf 
der  Partnerschaft  überhaupt  relevant  ist.  Die Bestandaufnahme der  Partnerschaft  hat 
gezeigt, dass die tägliche Kooperation zwischen beiden  Partnern mittlerweile sowieso 
unabhängig  von  den  PKA-Regelungen  verläuft.  Auch  wenn  das  Abkommen  in  den 
meisten Bereichen maßlos veraltet ist und die Ausarbeitung und Ratifizierung des neuen 
noch  ein  paar  Jahre  in  Anspruch  nehmen  könnte,  hat  das  wenig  Einfluss  auf  den 
praktischen Stand der Dinge in der Partnerschaft.  Die Kooperation stagniert dadurch 
nicht.  Genau hier zeigt  sich der  neue Pragmatismus in  den Beziehungen von seiner 
vorteilhaften Seite:  in den Bereichen,  wo beiderseits  großes Interesse vorhanden ist, 
läuft  das  tägliche  Geschäft  weiterhin  und  es  werden  Kompromisse,  Lösungen  und 
Fortschritte  erreicht,  für  die  man lange  Abstimmungs-  und Ratifizierungsprozeduren 
nicht braucht. 
337  Joint Statement of the EU Russia Summit on the launch of negotiations for a new  EU-Russia-
Agreement, unter: 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/er/101524.pdf, zuletzt 
abgerufen am 07.01.2012.
338  “This Agreement is concluded for an initial period of 10 years. The Agreement shall be automatically 
renewed year by year provided that neither Party gives the other Party written notice of denunciation 
of the Agreement at least six months before it expires”.
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Es wäre aber nicht richtig zu behaupten, ein Nachfolgeabkommen sei überhaupt nicht 
nötig.  Die  Verhandlungen  wären  schnell  abgeschlossen,  wenn  man  sich  auf  einer 
repräsentativen politischen Deklaration über Prinzipien der Zusammenarbeit einigt, um 
dann zu wichtigeren und komplexeren Problemen in konkreten Kooperationsbereichen 
überzugehen, die nur in speziellen und voneinander unabhängigen Sektoralabkommen 
geregelt werden können. Die Vertreter dieser Option (z.B. Projekt von SVOP im Teil 2 
dieses Kapitels) verweisen dabei auf  das prominente Beispiel der USA, mit denen die 
Europäische  Union  eine  Partnerschaft  des  höchsten  Ranges  pflegt,  aber  kein 
Basisabkommen abgeschlossen hat. Ein bilaterales Abkommen ist in diesem Fall aber 
auch  nicht  wirklich  erforderlich,  da  die  engen  Kooperationen  in  allen  relevanten 
Bereichen ausführlich durch die multilaterale Verträge der UNO, der WTO, der NATO, 
der IWF und der OSZE abgesichert sind. 
Im Fall Russlands wäre es nicht so. Das PKA regelt die Handelsbeziehungen zwischen 
beiden  Partnern  und  es  ist  in  seiner  Verbindlichkeit  das  einzige  und  unersetzliche 
Dokument  in  diesem Bereich,  solange  Russland noch kein WTO-Mitglied  ist.  Noch 
größer  wäre  der  politische  Schaden  einer  solchen  Entscheidung.  Ohne  eine  klare 
Zielsetzung und Einigung auf verbindliche Prinzipien wäre die Möglichkeit sehr gering, 
eine  nicht  nur  dem Namen  nach  strategische Partnerschaft  zu  bilden,  die  über  die 
alltägliche wirtschaftliche Zusammenarbeit hinausgeht. Hier hilft der Vergleich zu den 
USA wenig, da die Stimmung zwischen Brüssel und Kreml, oft durch Konflikte und 
Missverständnisse  betrübt,  ungleich  der zwischen Brüssel  und Washington  vielmehr 
klare politische Signale und eine definitive Willensäußerung zur Kooperation braucht. 
„It is one thing for the EU and US not to have a comprehensive treaty, with their affairs 
having always been managed without one, but quite another one to scrap an existing treaty. 
It would still be possible to go ahead with various sector-specific agreements (as detailed 
under the next scenario) without an overarching treaty, but the act of scrapping the PCA 
without  replacing  it  would  risk  signalling  or  being  interpreted  as  a  political  rupture, 
especially in the current uneasy atmosphere between the two parties.“339 
Die  EU  und  Russland  brauchen  eine  geregelte  und  verständlich  strukturierte 
Partnerschaft,  vor  allem  wenn  beide  die  Rolle  der  global  actors in  der  neuen 
multilateralen Weltordnung anstreben. Die Interessen, die sie haben, und die Probleme, 
339  Emerson, Michael: A New Agreement between the EU and Russia: why, what and when?, CEPS 
Policy Brief, May 2006.
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die sie lösen müssen, prädestinieren sie quasi dazu, effektiv und inhaltlich qualitativ 
zusammenzuarbeiten. Das Problem der Wertedivergenz, das die Beziehungen schon oft 
in  die  Sackgasse  getrieben  hat,  ist  der  weitere  Grund  für  ein  grundsätzliches 
Abkommen.  Gerade  da,  wo  die  gemeinsamen  Werte  und  Normen  nicht  als 
selbstverständlich  empfunden  werden  und  ein  Streitpotenzial  darstellen,  wächst  die 
Rolle von klaren und verbindlichen Spielregeln enorm. So gesehen ist die vorsichtige 
Haltung  beider  Seiten  in  den  Verhandlungen  verständlich,  und  die  nicht  übereilte 
Ausarbeitung gemeinsamer Positionen scheint die beste Taktik zu sein. Solange keine 
realistische Zielvorstellung und kein Einverständnis darüber bestehen, wie die Balance 
verschiedener  Interessen  im  Dokument  aussehen  soll,  sollen  die  Verhandlungen 
weitergehen. Die Partnerschaft funktioniert in ihrer alltäglichen Dimension bislang auch 
ohne  eine  dokumentarische  Grundlage.  Das  bestätigen  und  befürworten  auch  die 
Experten. Wie Reinhard Krumm, der Außenbüroleiter der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Moskau, in einem Interview bei der Vorbereitung dieser Arbeit es ausgedrückt hat: 
„Ich glaube, die beiden Seiten verstehen es auch nicht so richtig, warum es so schwierig ist, 
sich  über  ein  neues  Abkommen  zu  einigen.  Es  ist  wahrscheinlich  so,  dass  es  keine 
unbedingte Notwendigkeit momentan besteht, es zu tun. Es gibt jetzt andere Prioritäten, das 
Dokument  ist  nicht  so  wahnsinnig  wichtig.  Zurzeit  funktioniert  es  auch  ohne  ein 
Nachfolgeabkommen, die Beziehungen sind ordentlich, sogar gut. Für das Abkommen ist 
noch Zeit genug.“340 
340  Das Interview wurde im Rahmen der Recherchenarbeit zur vorliegenden Dissertation im November 
2011 im FES-Büro in Moskau durchgeführt.
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8  Fazit und Ausblick
„So  wie  staatliche  oder  nationale  Interessen  wertevermittelte,  das  heißt  in  der  Politik 
gemeinhin:  rechtsvermittelte  sind,  so sind Werte  (in  der  Form von Rechten)  und deren 
Durchsetzung,  Wahrung  und  Verbreitung  Inhalt  des  nationalen  Interesses.  Dieses 
Ineinanderspielen von Werten und Interessen mag auch der Grund dafür sein, daß man bei 
der Suche nach einer klaren Unterscheidung beider oft auf erhebliche Schwierigkeiten und 
Unklarheiten stößt, die wohl eher der Sache selbst als dem Unvermögen der Analysanden 
zuzuschreiben sind.“341 
Die vorliegende Dissertation ist mit dem Anspruch entstanden, einen hochkomplexen 
Zusammenhang  zwischen  Interessen  und  Werten,  also  zwischen  pragmatischen  und 
normativen  Elementen  in  der  Außenpolitik,  zu  analysieren.  Es  bot  sich  an,  diese 
Fragestellung anhand einer konkreten Fallstudie zu untersuchen, und gerade weil die 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und der Russischen Föderation sowohl 
normativ stark beladen als auch durch eine Reihe von pragmatischen Interessen geprägt 
sind, konnte man kaum besseren Gegenstand für diese Analyse finden. 
Die forschungsleitende Aufgabe der Arbeit war es, zu untersuchen, wie das Verhältnis 
zwischen Interessen und Werten im Laufe einer Partnerschaft sich dynamisch entwickelt 
und  wie  eine  mittelfristige  Verschiebung  der  Akzente  zwischen  Normativität  und 
Pragmatismus  die  Partnerschaft  signifikant  transformiert.  Die  Untersuchung  verlief 
parallel auf zwei Ebenen – einer theoretischen, wo es um den Zusammenhang zwischen 
normativen  und  pragmatischen  Elementen  in  der  Außenpolitik  ging,  und  einer 
empirischen,  wo  der  konkrete  Fall  der  EU-Russland-Partnerschaft  in  ihrer 
Transformation analysiert wurde. Nun sollen hier die Ergebnisse beider Untersuchungen 
zusammengefasst werden.
Auf der theoretischen Ebene hat die Studie bestätigt, dass Interessen und Werte keine 
einander  prinzipiell  ausschließende  Charakteristika  sind,  wie  es  nicht  selten  im 
wissenschaftlichen  und  besonders  im  medialen  Diskurs  dargestellt  wird342,  sondern 
341  Kohlhammer, Siegfried: Was soll die Außenpolitik leiten? Werte oder Interessen? Beides!, Cicero 
online, Feb. 2008, unter: http://www.cicero.de/was-soll-die-außenpolitik-leiten-werte-oder-interessen-
beides/38538
342  Zwei stellvertretende Beispiele hinzu: “When interests coincide and values diverge, it is the values 
that take the back seat, as yesterday’s summit confirmed. But, indeed, one must keep up appearances. 
And so Van Rompuy spoke, almost whispering in the ear of the visitor, of “concern” about the 
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vielmehr zwei Basiseigenschaften des auswärtigen Verhaltens jedes Akteurs, ohne die 
keine  Analyse  der  Außenpolitik  auskommt.  Ideelle  Faktoren  wie  Werte  und 
Verhaltensnormen  einerseits  und  pragmatische  Faktoren  wie  wirtschaftliche  und 
sicherheitspolitische Interessen andererseits sind die Grundzüge eines Staatswesens und 
werden dementsprechend in der Außenpolitik widerspiegelt. 
Der  theoretische  Ansatz  dieser  Arbeit  bestand  darin,  die  beiden  Dimensionen 
miteinander zu kombinieren und in ihrer Gesamt- sowie Gegenwirkung zu analysieren. 
Dass die Interessen und Werte in der Außenpolitik keine Kontroverse per se sind, ließ 
schon im Vorfeld der Untersuchung die Definition der Außenpolitik vermuten, wie sie 
von Wilhelm (2006) formuliert wurde: 
„Unter Außenpolitik ist das nach außen, auf eine bestimmte internationale Umwelt bzw. 
einen  Adressaten,  in  der  Regel  auf  einen  Staat  oder  andere  Aktionseinheiten  der 
internationalen  Politik  gerichtete  und  in  den  internationalen  Bereich  sich  erstreckende 
grenzüberschreitende  Entscheidungshandeln  eines  souveränen  Akteurs  (Staates)  zu 
verstehen.  Dieses  erfolgt  zum einen in  der  Absicht  der  eigenen Interessenwahrung und 
-durchsetzung gegenüber der internationalen Umwelt, zum anderen unter Reaktion auf von 
außen kommende strukturelle Einflüsse und aktuelle Handlungen wie auch aufgrund von 
innerstaatlichen  bzw.  gesellschaftlichen  Wirkungsfaktoren  und  Präferenzaggregationen. 
Zielfestlegung,  Verhaltensplanung  und  Mitteleinsatz  der  von  Weltbildern,  Einstellungen 
und  Ideen  geprägten  Führungskräfte  im politischen  System vollziehen  sich  dabei  unter 
doppelseitiger Berücksichtigung sowohl der innerstaatlichen (kulturell geprägten) Prozesse 
der  politischen  Willensbildung  als  auch  der  regionalen  und  internationalen 
Umweltfaktoren.“343 
Die Theorien zur Erfassung der internationalen Beziehungen drehen sich ebenfalls um 
diese  zwei  Säulen  –  die  Interessen  und Normen.  Die  Staatenkooperation  wird  nach 
Wilhelm aus zwei Prämissen hergeleitet: zum einen sind es Interessen, die jeder Staat 
electoral “irregularities” – a delicious understatement.” Alvaro Vargas Llosa, When values are stage  
dressing, El Mundo, 16.12.2011, unter: http://www.presseurop.eu/en/content/article/1300451-when-
values-are-stage-dressing, abgerufen am 16.03.2012.
“Many, or even most, of the academic dissertations concerning the topic have given the EU a 
distinct role on the international arena because of its fundamental values with obvious ethical 
elements. The Common Foreign and Security Policy (CFSP) of the EU has the ambition to harmonise 
the bilateral relations and policies of the separate member states with the common strategies of the 
Union. From this viewpoint, the EU’s external relations can be characterised as normative and value 
oriented, as opposed to than the traditional form of foreign policy pursued by nation states, based on 
rational negotiations between different strategic considerations and selfish interests.” Aggestam, 
Josephin: Norms and Interests in the EU's “Strategic Partnership” with Russia, unter: 
http://lup.lub.lu.se/luur/download?func=downloadFile&recordOId=1324769&fileOId=1324770, 
abgerufen am 15.05.2012.
343  Wilhelm, Andreas: Außenpolitik: Grundlagen, Strukturen und Prozesse, Oldenbourg 2006, S. 14.
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naturgemäß hat und die durch ein kooperatives Verhalten zwischen zwei und mehreren 
Akteuren oft besser durchgesetzt werden können, zum anderen sind es innerstaatliche 
Prozesse  der  Selbstfindung  und  Selbstidentifikation,  die  als  Ergebnis  des 
gesellschaftlichen Konsensus von den Regierungen nach außen repräsentiert werden.344 
Die nationalen Interessen liegen also genauso wie die spezifischen gesellschaftlichen 
Werte  den  Außenbeziehungen  eines  jeden  Staates  zugrunde. Dabei  sind  beide 
Kategorien so stark miteinander verwoben, dass es meist schwierig ist, das Eine von 
dem Anderen  sauber  abzugrenzen.  Denn  es  herrscht  in  der  Außenpolitik  selten  ein 
Entweder-oder-Zustand. Fast nie sind die Außenbeziehungen eines staatlichen Akteurs 
rein  interessengeleitet,  im  Sinne  eines  pragmatischen  Interesses,  oder  ausschließlich 
wertebezogen. 
Dass beide Kategorien – obwohl sie einander nicht ausschließen - trotzdem meistens in 
einem spannungsbeladenem und kontroversen Verhältnis  zueinander stehen, hat diese 
Studie ebenfalls gezeigt. Die Europäische Union ist kein klassischer Staat, sondern ein 
neuartiges  politisches  Gebilde,  das  sich  von  Anfang  an  als  eine  Wertegemeinschaft 
definiert. Somit spielen die gemeinsamen europäischen Werte – also die Normativität – 
schon per Definition eine führende Rolle bei der Selbstidentifikation der europäischen 
Gemeinschaft.  Dies  wird  gemäß  der  Innen-Außen-Analogie  auch  in  die 
Außenbeziehungen  der  EU  transportiert.  Als  eine  Staatengemeinschaft  sui  generis 
verfügt die EU über ein eigenes Model der gemeinsamen Außenpolitik, das sich von 
dem  primär  interessengeleiteten  Model  eines  Nationalstaates  unterscheidet.  Da  ihre 
Außenpolitik  aufgrund  des  intergouvernementalen  Prinzips  der  GASP  von  den 
Außenpolitiken  derer  Mitglieder  jedoch  unumstritten  stark  abhängig  ist,  ist  sie 
dementsprechend  interessengeleitet.  Dass diese  zwei  Dimensionen der  gemeinsamen 
Außenpolitik sich in einem stetigen Balanceakt befinden, wurde auf der zweiten Ebene 
dieser  Arbeit  anhand  des  Beispiels der  europäischen  Russlandpolitik  analytisch 
bewiesen. 
Wenn  auch  weniger  kontrovers,  erwies  auch  die  Untersuchung  der  russischen  EU-
Politik, dass bei der Formulierung der Ziele und Standpunkte sowohl normative als auch 
pragmatische  Elemente  die  außenpolitischen  Entscheidungsprozesse  prägen.  Im Fall 
Russlands  stehen  werteorientierte  und  pragmatische  Ziele  nicht  im  Widerspruch 
344  S. bei Hartmann, Jürgen: Internationale Beziehungen, Wiesbaden 2009, S. 195.
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zueinander,  sodass  sie  wie  im  Fall  der  Union  gegeneinander  abgewogen  werden 
müssen, sondern sind miteinander verwoben und bilden zusammen die Grundlage der 
staatlichen Identität und begründen somit das Nationalinteresse.
Vor diesem theoretischen Hintergrund wurde die strategische Partnerschaft zwischen der 
EU  und  der  Russischen  Föderation  in  ihrer  Entwicklung  seit  1991  analysiert.  Im 
Kontext der empirischen Untersuchung stand nicht nur die Frage im Fokus, wie sich die 
Partnerschaft zwischen dem normativen und dem pragmatischen Polen bewegt, sondern 
auch welche Faktoren die Verschiebung der Akzente beeinflussen. Zum einen hat die 
Analyse  verdeutlicht,  dass  das  Verhältnis  zwischen  normativen  und  pragmatischen 
Elementen  einer  Partnerschaft  dynamisch  ist  und dass  die  Veränderungen in  diesem 
Verhältnis zu einer zumindest mittelfristigen Transformation der Partnerschaft führen. 
Zum anderen konnte ich durch die parallele Auseinandersetzung mit  der europäischen 
und der russischen Perspektive des Wandels eine ganze Reihe von Faktoren feststellen, 
die den normativen Wandelprozess in den Beziehungen EU-Russland beeinflusst haben. 
Die  von  mir  zu  Beginn  der  Arbeit  formulierte  Hypothese,  dass  der  Wandel  in  der 
Partnerschaft  ein komplexer, mehrschichtiger  Prozess ist, der gleichermaßen von den 
innenpolitischen Entwicklungen in  der  Union und Russland provoziert  und von den 
Rahmenbedingungen im globalen  politischen Umfeld begünstigt  wurde,  hat  sich  als 
richtig erwiesen. 
Entgegen der im Mainstream der europäischen Forschung noch gängigen Meinung, dass 
der Pragmatismus in der Partnerschaft in erster Linie dem autoritären Stil der Regierung 
Putins zu verdanken sei,  hat  eine  komplexe und unvoreingenommene Untersuchung 
beider  Perspektiven  erwiesen,  dass  die  Voraussetzungen  sowohl  für  einen 
pragmatischen als auch für einen normativen Charakter der Partnerschaft  auf beiden 
Seiten vorhanden sind. In diesem Zusammenhang sind Analysen, die sich nur mit einer 
Seite der Partnerschaft EU-Russland befassen, kritisch zu bewerten.
Der Wandel erklärt sich aus dem Zusammenspiel von mehreren Entwicklungen sowohl 
in  der  EU  und  Russland  als  auch  global.  So  hat  auf  der  russischen  Seite  eine 
Kettenreaktion  aus  dem  von  Putin  anvisierten  Modernisierungskurs  und  den 
wirtschaftlichen Erfolgen, der pragmatischen Außenpolitik und dem Aufstieg Russlands 
zu einer Energiemacht zu einem neuen Selbstverständnis geführt, wo Russland sich als 
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ein neues Machtzentrum in der multipolaren Weltordnung sieht.  Das neu gewonnene 
Selbstbewusstsein Russlands, viele wirtschaftliche Links mit den EU-Staaten und eine 
wachsende  Interdependenz  führten  zur  Verschiebung  des  Gewichts  innerhalb  der 
Partnerschaft  und  zum  pragmatischeren  Auftreten  des  Kremls  gegenüber  den 
europäischen Partnern. 
Auf der  Seite  der  EU sind  ihre  Multi-Level-Struktur  mit  immer  noch umfassenden 
Entscheidungskompetenzen der Mitgliedsstaaten in der GASP, ihre doppelte Identität 
sowie ein starker Grad von Interessendependenz,  die viele EU-Staaten mit Russland 
verbindet,  die  wichtigsten  Voraussetzungen  dafür,  dass  die  Union  dazu  quasi 
prädestiniert ist, stets eine schwierige Balance zwischen den pragmatischen Interessen 
ihrer Mitglieder und den gemeinsamen normativen Grundlagen in ihrer Russlandpolitik 
zu suchen. Auch die sogenannten Rahmenfaktoren – eine stark unterschiedliche Natur, 
die spazifischen politischen Strukturen und die normativen Rollenbilder beider Akteure 
sowie  die  aus  der  historischen  Entwicklung  und  dem  heutigen  unterschiedlichen 
Entwicklungsstand  gewachsenen  normativen  Divergenzen,  die  bis  heute  kein 
Wertedialog lösen konnte – machen eine überwiegend normative Partnerschaft ziemlich 
unwahrscheinlich. 
Die globalen Entwicklungen seit 1991 – allen voran die fortschreitende Multipolarität 
und  die  Veränderungen  in  der  globalen  Sicherheitsordnung  seit  9/11  -   stellen  den 
Rahmen  dar,  in  dem  sich  der  Pragmatismus  als  eine  momentane  Lösung  für  neue 
Herausforderungen  anbietet.  Somit  ist  der  Wandel  nicht  nur  eine  rein  europäisch-
russische  Angelegenheit,  sondern  stellt  im  Prinzip  eine  Antwort  auf  die  aktuellen 
globalen Trends dar.
Die Haupterkenntnis der vorliegenden Studie ist die Feststellung, dass der Sachverhalt 
Interessen  versus  Werte eine  transformative  Bedeutung  für  die  Partnerschaft  EU-
Russland  hat.  Um  den  Erkenntnisertrag  der  Arbeit  zu  erhöhen,  ist  es  allerdings 
interessant, diesen Sachverhalt aus einer breiteren Perspektive zu hinterfragen und so zu 
überprüfen, ob die Ergebnisse und Schlussfolgerungen dieser Fallstudie sich womöglich 
auf das gesamte System der internationalen Beziehungen übertragen lassen. 
Welche  Erkenntnisse  kann  eine  Fallstudie  über  die  Partnerschaft  zwischen  einem 
postkommunistischen  Staat  und  dem  europäischen  Integrationsprojekt,  der  keine 
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Vergleiche kennt, nun für die Analyse der allgemeinen Tendenzen in den IB liefern? 
Zum einen ist diese Erwartung aufgrund der Stellung beider Akteure im System der IB 
nicht  ganz unlogisch. Russland bleibt als Nachfolgestaat der Sowjetunion auch nach 
dem  Ende  der  Ost-West-Konfrontation  ein  so  großer  und  mächtiger  internationaler 
Akteur, dass seine Handlungen auf die Gesamtstruktur der IB ausstrahlen. Alleine schon 
seine  Flächenausdehnung  und  die  zentrale  Lage  auf  dem  eurasischen  Kontinent 
erzwingen ein globales politisches Engagement. Die Europäische Union hat ihrerseits 
eine  besondere  Stellung im System der  IB als  ein  internationaler Akteur  des  neuen 
Typus.  Aufgrund  ihres  Wesens  sui  generis pflegt  die  Union  keine  klassische 
Außenpolitik wie die eines Nationalstaates, sondern eine neue Art der zwischen ihrer 
Mitglieder  abgestimmten,  teilweise  integrierten  normativen  Außenpolitik,  die  durch 
einen hohen Grad der Staatenzusammenarbeit ausgezeichnet ist. Vor allem unter diesem 
Aspekt findet die EU eine große Beachtung in den IB-Studien.
Zum anderen ist das Phänomen des Wandels in der Staatenkooperation für das gesamte 
internationale  System  höchstinteressant.  Gerade  in  der  Zeit,  wo  durch  die 
Beschleunigung der Globalisierungstendenzen und eine Neuformung der internationalen 
Gemeinschaft  die  zwischenstaatlichen  Beziehungen  sich  oft  und  schnell  verändern, 
gewinnen die Analysen zum Thema Wandel in den IB eine besondere Relevanz. Die 
Frage,  die  dabei  nahe  liegt,  ist, ob  ähnliche  Prozesse  der  Pragmatisierung  der 
Beziehungen wie im dargestellten Fall EU-Russland sich auch woanders im heutigen 
internationalen  System  beobachten  lassen.  Könnte  man  vielleicht  sogar  von  einem 
neuen Trend zur Pragmatisierung in den IB sprechen? Diese Vermutung wird durch die 
Forschungsmethode dieser Arbeit bekräftigt – die Analyse des Wandels wurde hier nicht 
nur  empirisch  und  konkret-deskriptiv  durchgeführt,  sondern  durch  eine  theoretische 
Auseinandersetzung  mit  den  Begriffen  Interessen  und  Werte untermauert,  die 
allgemeine Gültigkeit für die Gesamtheit der IB haben. Das verleiht dieser Studie die 
Bedeutung, die über die Gültigkeit einer Einzelfalluntersuchung hinausgeht und erlaubt, 
das  hier  behandelte  Phänomen  in  allgemeinere  und  größere  Zusammenhänge 
einzuordnen.
Um  ähnliche  Entwicklungen  zu  mehr  Pragmatismus  wie  im  Fall  EU-Russland  in 
anderen Partnerschaften zu finden, braucht man nicht so weit zu gehen und bloß andere 
Bereiche der EU-Außenbeziehungen sich anzuschauen. Als erstes fallen zwei andere 
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große Partner auf: die USA und China. Die Beziehungen der EU mit China weisen viele 
Ähnlichkeiten  zu  denen  mit  Russland  auf:  genauso  sind  beide  Partner  durch  starke 
wirtschaftliche  und  finanzielle  Interdependenzen  miteinander  verbunden,  genauso 
bestehen  maßgebliche  Diskrepanzen  in  Wertesystemen  und  den  Interessen-Werte-
Hierarchien, genauso wird China von der EU für Menschenrechtsverletzungen kritisiert 
und  genauso  hart  wird  diese  Kritik  als  unzulässig  und  doppelzüngig  von  der 
chinesischen Regierung abgewiesen, genauso stoßen die Partner im politischen Dialog 
auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  gemeinsame  Positionen  auszuarbeiten,  und  genauso 
wächst die Konkurrenz im außenpolitischen Umfeld. 
Anders  als  in  der  Partnerschaft  EU-Russland  war  jedoch  die  europäische  Politik 
gegenüber China von Anfang an weniger normativ geprägt. China ist seit den  1980er 
Jahren zu  einem klassischen Beispiel  eines  pragmatischen Akteurs  geworden.  Seine 
außenpolitischen Interessen haben in erster  Linie  eine wirtschaftliche Räson und das 
widerspiegeln  seine  Partnerschaften.  Das  lässt  sich  wie  im  Fall  Russlands  aus  der 
konstruktivistischen  Perspektive  am  besten  erklären.  Zum  einen  sind  es  die 
konfuzianische  Ethik  des  Konsens  und  die  taoistische  Denkweise  vom würdevollen 
Handeln in allen gegebenen Umständen, zum Anderen die historischen Erfahrungen, die 
Chinas nicht expansive,  ausbalancierte,  pragmatisch orientierte  Außenpolitik  geformt 
haben.  Im  19.  Jahrhundert  geriet  China  ins  Interessenfeld  der  sich  ausdehnenden 
europäischen  Zivilisation  und  wurde  zum  Spielball  der  Kolonialmächte.  Seine 
Souveränität wurde stark eingeschränkt. Vor allem Japan und das zaristische Russland 
versuchten schon seit der Mitte des 19. Jahrhunderts nach China zu expandieren und so 
den  eigenen  Einfluss  zu  erweitern.  Nach  dem  Ersten  Weltkrieg  bekam  China  im 
Unterschied zu den ost- und mitteleuropäischen Staaten kein Selbstbestimmungsrecht. 
Mit dem Entstehen des kommunistischen Imperiums der UdSSR an seiner westlichen 
Grenze  ist  Chinas  strategisches Potenzial  sowohl  für  den  Westen  als  auch  für  die 
Sowjetunion stark gestiegen.  Mit  der Ausrufung der Volksrepublik  China wurde das 
Land erstmals zu einem eigenständigen politikfähigen Staat. Die Lehre, die China aus 
den letzten zwei  Jahrhunderten mitgenommen hat, lautet:  nie  wieder zum wehrlosen 
Objekt von mächtigen, untereinander konkurrierenden Staaten zu werden. Zur Zeit der 
bipolaren  Gegenüberstellung  von  der  kommunistischen  Sowjetunion  und  den 
kapitalistischen  USA  versuchte  China  durch  die  stetige  Veränderung  seiner 
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außenpolitischen  Präferenzen  die  Lage  auszubalancieren.  Vor  dem  Hintergrund  des 
sowjetischen Eingreifens in die Tschechoslowakei verbesserte China seine Beziehungen 
zu den USA. Als die USA weiter erstarkten und gegen Ende der 1980er Jahre sich ihre 
Überlegenheit  abzeichnete,  näherte  sich China  Moskau wieder.  Nach dem Ende des 
Kalten  Krieges  und  seitdem  die  USA in  den  1990er  Jahren als  einzig  gebliebener 
globaler Akteur agierten, pflegt China in seiner Strategie der Balance wieder intensive 
Beziehungen zu Russland.
Konstruktivistisch gesehen, hatte China noch nie Voraussetzungen für eine expansive 
Außenpolitik gehabt. Schon das alte China war keine aggressive Macht. 
„Eine Kultur, die eine Verteidigungsanlage wie die Chinesische Mauer geschaffen hat, will 
sich die Eroberer  vom Halse halten.  Die chinesischen Kaiser begnügten sich mit einem 
Status des Suzeräns, d.h. Des Oberherrschers über angrenzende teilsouveräne Reiche wie 
Korea und Vietnam. Sie erwarteten lediglich symbolischen Tribut, d.h. Die Bekräftigung 
ihres Anspruchs als Herrscher über das Reich der Mitte.“345
Das  moderne  China  scheint  in  dieser  Tradition  genauso  damit  begnügt,  seinen 
Grenzbestand zu pflegen und hat kein Interesse daran, sich zu erweitern. Trotz vieler 
Behauptungen in den USA und Russland über die chinesische auf Expansion gezielte 
Investitionspolitik  in  Afrika  und  in  den  russischen  Grenzgebieten  ist  diese  primär 
wirtschaftlich orientiert.  Chinas Sicherheitspolitik ist seine Handelspolitik.  Das Land 
integriert  sich  in  das  internationale  Wirtschaftsregime,  so  dass  seine  steigenden 
Exportzahlen  zu  seiner  mächtigsten  Waffe  gegen  andere  Akteuren  werden.  Das 
autoritäre Regime in China legitimiert sich nach innen durch das enorme wirtschaftliche 
Wachstum und ist darauf folglich angewiesen. Die chinesische Wirtschaft wächst mit 
jenen  der  Nachbarstaaten  und  jenen  der  Importländern  zusammen.  In  seinen 
Außenbeziehungen folgt das Land also primär der wirtschaftlichen Räson. Für die EU 
bedeutet das – genauso wie in ihren Beziehungen zu Russland – ein ständiges Abwägen 
zwischen  den  pragmatischen  wirtschaftlichen  Interessen  ihrer  Mitgliedstaaten,  die 
Handelsbeziehungen  mit  China  pflegen,  und  den  Normen  ihrer  gemeinsamen 
Außenpolitik.  Anders  als  mit  Russland  hat  die  Union  ein  Partnerschafts-  und 
Kooperationsabkommen mit  der  Volksrepublik  China  noch gar  nicht  unterschrieben. 
Das Abkommen wurde für 2011 geplant, aber aufgrund von normativen Diskrepanzen 
345  Hartmann, Jürgen: Internationale Beziehungen, Wiesbaden 2009, S. 135.
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und  der  fehlenden  gemeinsamen  Wertegrundlage  scheint  der  Abschluss  solcher 
Partnerschaft noch ziemlich unrealistisch zu sein. Alternativ wird momentan an einer 
anderen  Option  gearbeitet:  separate  Abkommen für  den  politischen  Dialog  und  die 
wirtschaftliche  Zusammenarbeit  auszuformulieren.  In  Betracht  dessen  kann man die 
aktuellen europäischen Beziehungen zu China keinesfalls als normativ bezeichnen, was 
die oben aufgestellte These über die Pragmatisierung der Außenpolitik von zentralen 
Akteuren des internationalen Systems schon zum Teil bestätigt.
Im Unterschied zum Fall EU-China hatten die Beziehungen EU-USA schon immer eine 
sehr ausgeprägte normative Grundlage. Obwohl die EU mit den USA kein ähnliches 
Dokument wie das PKA mit Russland jemals abgeschlossen hat, sehen sich die Partner 
wie selbstverständlich durch gemeinsame Werte, demokratische Traditionen und starke 
zivilisatorische  Bande miteinander  verbunden.  Sie  teilen  nicht  nur  gemeinsame 
Interessen und Ziele bei der Bekämpfung globaler Herausforderungen, sondern sehen 
sich beide als Demokratieförderer und -hüter in der ganzen Welt. 
“The historic relationship between the European Union and the United States is crucial and 
irreplaceable.  Based  on  shared  values  and  a  strong  fundamental  belief  in  democratic 
government, human rights, and the market economy, the EU-U.S. partnership is not limited 
to trade relations.  Combating climate change,  promoting energy security and efficiency, 
helping  developing  nations  lift  themselves  out  of  poverty,  and  fighting  the  spread  of 
infectious  diseases  are  only  some  of  the  global  challenges  that  the  EU  and  the  U.S. 
regularly face together. The EU and U.S. jointly promote democracy, freedom, stability and 
prosperity throughout the world.”346
Im  Kapitel  6  wurde  schon  ausgeführt,  dass  die  Verschiebungen  in  den 
Sicherheitsparadigmen nach dem 11. September 2001 das ganze internationale System 
betroffen haben. Die Außenpolitik der USA wurde dadurch stark verändert, was folglich 
auch  zu  dem Paradigmenwechsel  in  den  transatlantischen  Beziehungen  geführt  hat. 
Viele  Europäer  stehen  dem  neuen  amerikanischen  Unilateralismus  sehr  skeptisch 
gegenüber und sehen darin die Zeichen der zunehmenden Wertediskrepanz, die durch 
die bestehenden Machtasymmetrien noch verstärkt wird. Die Wertedifferenz ist dabei 
kein Resultat der Ära Bush, sie ist schon seit längerem – nach den Umbrüchen der Jahre 
1989/1990, aus denen die USA als die einzige Supermacht hervorging - zu beobachten, 
346  EU focus, March 2009, Delegation of the European Comission to the USA, unter: 
http://www.eurunion.org/News/eunewsletters/EUFocus/2009/EUFocus-2008EU-
USMilestones+Mar09.pdf, abgerufen am 12.01.2012.
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ist  aber  nach  dem  Einmarsch  in  den  Irak  den  EU-Mächten  schmerzhaft  bewusst 
geworden.347 
Worin besteht diese Diskrepanz? Zum einen ist für das seit Jahrhunderten säkularisierte 
Europa schwer zu verstehen,  warum die  moderne,  liberale und hoch industrialisierte 
Führungsmacht  wie  die  USA ihre  Vitalität  aus  der  Religiosität  und  dem  Glauben 
schöpft. Die Europäische Union bekennt sich in ihren Gründungsdokumenten zu den 
christlichen  Werten,  aber  nicht  zur  Religion  als  dem bedeutungsvollen Element  des 
alltäglichen Lebens  und der  Politik.  In  der  US-Gesellschaft  spielt  die  Religion eine 
maßgebende  Rolle  nicht  nur  im  Alltag,  sondern  durch  die  mächtigen  Christlichen 
Rechte  seit  2001 verstärkt  auch in  den  politischen Sphären.348 In  Anlehnung an die 
christlich-angelsächsische Kultur und das traditionell in der US-Geschichte verankerte 
Verständnis von Freiheit als Religionsfreiheit schufen die Neokonservativen unter Bush 
eine politische Kultur, bei der Religion und die religiösen Werte durchaus Einfluss auf 
die Außenpolitik nehmen. Kritiker schätzen diesen Einfluss als sehr stark ein und reden 
von einer „zur Zivilreligion überhöhten Außenpolitik“349. 
Neben  der  Ausprägung  von  bestimmten  Werten  in  den  europäischen  und  US-
amerikanischen  außenpolitischen  Konzepten  unterscheiden  sich  ebenso  ihre 
Hierarchisierung und die  Bereitschaft,  bestimmte Instrumente dafür einzusetzen.  Mit 
dem  Selbstbild  einer  „exceptional  nation“  (Seymour  Martin  Lipset)  verbinden  die 
Neokonservativen in  den USA die  Idee von einer besonderen Mission,  das Gute zu 
verbreiten und die Freiheit den Menschen in der ganzen Welt zu bringen, zum Not auch 
gegen Willen derer Regierungen. Die undemokratischen Regime weltweit werden als 
generell in einem normativen Konflikt zu den USA stehend und somit als potentielle 
Gefahr gesehen, was partnerschaftliche Beziehungen zu denen unmöglich macht. 
347  Vgl.: „Das transatlantische Verhältnis befindet sich seit Ende des Ost-West-Konflikts, und nicht erst 
seit den Terroranschlägen  und dem Irak-Krieg, in einem tief greifenden Umbruch; beide Seiten 
konkurrieren derzeit mehr oder weniger um die Begründung wie reichweite der internationalen 
Weltordnung.“  Fröhlich, Stefan: Zwischen den USA, Russland und anderen regionalen Vormächten, 
in: Leiße, Olaf (Hrsg.): Die Europäische Union nach dem Vertrag von Lissabon, Wiesbaden 2010, S. 
316.
348  Mehr als 60% aller US-Amerikaner bezeichnen sich als gläubig und sagen, dass die Religion ein 
bedeutender Bestandteil ihres Lebens sei. Zum Vergleich: in Deutschland sind es 21%, in Frankreich – 
11% und in Großbritannien – 33%. 
Die Zahlen s. bei Fröhlich, Stefan: Zwischen den USA, Russland und anderen regionalen 
Vormächten, S. 311.
349  Ebd., S. 312.
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Das  unterscheidet  sich  fundamental  von  der  Auffassung  der  EU,  wonach  die 
Normativität vor allem Rechtsprimat und Multilateralismus bedeuten. Das heißt: Die 
Kooperation ist auch mit den nichtdemokratischen Regimen möglich, sie trägt sogar zu 
der Verbreitung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in ihren Gesellschaften bei. 
Auch die Instrumente zur Demokratieförderung sind unterschiedlich: während die USA 
mit dem Irak- und danach Afghanistan-Krieg gezeigt haben, dass sie zur Not auch die 
Gewaltanwendung nicht scheuen, setzt die EU weiterhin auf „soft power“-Mittel wie 
einen politischen Dialog, die Konditionalität und wirtschaftliche Maßnahmen.
Die Werte an sich – wie man aus dieser Kurzfassung sieht – unterscheiden sich nicht 
besonders, wohl aber Ziele, die davon abgeleitet werden, und Instrumente, die als dafür 
geeignet gelten. So entstand vor allem nach der Wiederwahl Bushs 2004 ein normativer 
Konflikt zwischen der EU und den USA, der viele Ähnlichkeiten zu dem Wertekonflikt 
zwischen der  EU und Russland  aufweist.  Ähnlich  ist  auch  die  Überzeugung  beider 
Seiten, eigene Wertehierarchie als Maßstab in der globalen Weltordnung zu sehen, und 
die Befürchtung, der Partner (oder in dieser Frage fast Gegner) könnte seine Werte als 
Maßstab in den IB durchsetzen. Das führt dazu, dass die von beiden Seiten propagierte 
„strategische Partnerschaft“ an ihre Grenzen stößt. 
Die  Lösung,  die  von  den  USA –  vor  allem  nach  dem  Amtsantritt  von  Obama  – 
angeleitet  und von der  EU etwas widerwillig  unterstützt wurde,  führt  in  die  gleiche 
Richtung wie in der EU-Russland-Partnerschaft: weg von der aggressiven Normativität 
und hin zum gesunden Pragmatismus. Der Pragmatismus im Sinne von Ergebnis- und 
Zielorientiertheit  ist  außerdem eins  der  fundamentalen  Werte  in  der  amerikanischen 
Gesellschaft,  insofern  ist  eine  stetige  Balance  zwischen  der  Normativität  und  dem 
Pragmatismus etwas sehr  Typisches für die amerikanische Außenpolitik.  Mit  Obama 
bewegt sich die USA wieder weg von der ideologisch und normativ schwer beladenen 
Außenpolitik  mit  aggressiver  Rhetorik  hin  zu  einem  pragmatischen  und  selektiven 
Ansatz, bei dem ordnungspolitische Ziele und Interessen sorgfältig abgewogen werden. 
Für  die  partnerschaftlichen  Bündnisse  bedeutet  das,  dass  der  konfliktträchtige 
Unilateralismus  der  neuen  Strategie  selektiver  Kooperationen  ausweicht,  bei  der 
Bündnispartner  in  erster  Linie  nach  gemeinsamen  Interessen  und  weniger  nach 
gemeinsamen Werten gewählt werden. Die „strategische Partnerschaft“ zur EU ist somit 
auch primär interessengeleitet geworden.
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“Finally,  it  remains  to  be  seen  whether  Washington  will  maintain  its  new  realism. 
Particularly since the new decade, America has gradually abandoned its moral high ground 
and opted instead for very pragmatic cooperation with China, India and Russia. If America 
would definitely join a new concert of pragmatic powers – more concerned with stability 
than  with  liberal  norms  –  Europe  would  position  itself  entirely  in  the  margin  of 
international politics.”350
Es wäre unmöglich im Rahmen dieser Arbeit bei der Aufstellung der letzten These noch 
mehr  in  die  Tiefe  und  Breite  zu  gehen.  Beide  Fälle  sind  für  eine  ernsthafte 
Auseinandersetzung an dieser Stelle zu umfangreich und komplex und sollen hier nicht 
als eigenständige Analysen dargestellt werden. Vielmehr soll dieser Ausblick den Weg 
andeuten,  dem  weitere  Forschungen  zum  Thema  Pragmatismus  in  den  IB  folgen 
könnten. 
Die  Beispiele  von  China  und  den  USA und  der  pragmatischen  Ausrichtung  derer 
Außenpolitik bestätigen die Vermutung, dass die Tendenz zu mehr Pragmatismus im 
neuen  Jahrtausend  kein  Einzelfall  der  EU-Russland-Beziehungen  ist.  Eine  weitere 
Studie mit der breiteren Perspektive könnte, meiner Meinung nach, durchaus zeigen, 
dass der Anstieg von Pragmatismus auf Kosten von Normativität in den Partnerschaften 
zwischen  zentralen  Akteuren  als  ein  allgemeiner  neuer  Trend  in  den  IB  gerade  in 
Kommen  ist.  Wahrscheinlich  geht  es  dabei  um  keine  globalen,  zukunftweisenden 
Wandelprozesse, sondern eher um kleinere Schwingungen in den Politiken der großen 
Mächte,  die  als  –  vermutlich  kurzfristige  -  Reaktion  auf  die  Veränderungen  in  der 
globalen Weltordnung gedeutet werden können. 
Interessant  ist  trotzdem,  dass  alle  vier  Vormächte  –  die  USA,  die  EU,  China  und 
Russland  –  diese  Tendenz  relativ  gleichzeitig  entwickelt  haben  und  dadurch  die 
bilateralen Beziehungen zueinander  sowie die größeren Beziehungsnetzwerke deutlich 
verändert haben.  Russland  handelt  pragmatischer  in  Bezug  auf  die  EU,  die  USA 
(„Restart“)  und  China;  die  EU  verändert  ihre  ursprünglich  stark  normative  Politik 
zugunsten  der  pragmatischen  Kooperation  mit  Russland  und  China  und  sieht  sich 
weiterhin verpflichtet, den amerikanischen pragmatischen Kurs auf globaler Ebene zu 
unterstützen. Der neue amerikanische Präsident reist nach seinem Amtsantritt als erstes 
nach China, wendet sich an Russland mit Kooperationsvorschlägen und revidiert die 
350  Holslag, Jonathan: Europe’s normative disconnect with the emerging powers, BICCS Asia Paper Vol. 
5(4), S.17.
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normative Rhetorik bei seinen Auftritten auf Minimum – all diese Prozesse erfolgen 
parallel und prägen somit die ersten zehn Jahre des neuen Jahrhunderts in den IB. 
Eine  mögliche  Erklärung  für  diese  Tendenz  könnte  eine  allgemeine  normative 
Müdigkeit  sein, die vor dem Hintergrund großer Krisen der letzten Jahrzehnte - wie 
internationale,  ethnische  und  religiöse  Kriege,  der  aufsteigende  Terrorismus,  die 
Wirtschaft-  und Finanzkrise,  der Klimawandel u.a.  -  weiter  wächst.  Die normativen, 
universal  und  ziemlich  pathetisch  klingenden  Zielvorstellungen  der  westlichen 
Vormächte  - wie Freiheit, Demokratie und Wohlstand in der ganzen Welt zu fördern – 
könnten bisher nicht erreicht werden und die Ereignisse auf Balkan,  in dem Irak und 
Afghanistan haben gezeigt, dass Werte und Normen sich mit Gewalt nicht durchsetzen 
lassen .  Verzweifelt  an  den  hoch  gesteckten  normativen  Zielen  und  deren 
problembeladenen  Realisierung,  tendiert  die  internationale Gemeinschaft  im 
Allgemeinen  heutzutage  dazu,  von  diesen groß  formulierten  Erwartungen 
zurückzutreten und stattdessen sich auf konkrete Lösungen für konkrete Probleme zu 
konzentrieren.  Alle aktuellen Probleme können nur in Zusammenarbeit vieler Akteure 
gelöst  werden,  und  dies  fördert die  Entwicklung  pragmatischer  Kooperationen  zu 
konkreten Zwecken. Ob diese Tendenz sich lange anhält, lässt sich noch nicht sagen. An 
dieser Stelle können aber künftige Forschungen zu IB anknüpfen.
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